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Liebe Leserinnen  
und Leser,
zuallererst möchte ich mich bedanken: Die Mitarbeiter: 

innen der Verbraucherzentrale haben im Jahr 2020 

Besonderes geleistet. In diesem Pandemiejahr mussten sie 

nicht nur auf viele neue Verbraucherprobleme reagieren, 

von denen in diesem Bericht zu lesen ist. Sie mussten sich 

auch auf völlig neue Arbeitsbedingungen einstellen.  

Die persönliche Beratung wurde im Lockdown eingestellt, 

Mitarbeiter:innen verlegten ihre Arbeit ins Homeoffice.  

Das war nicht nur eine große Herausforderung für die 

interne Zusammenarbeit und die Beratung, auch die 

technische Infrastruktur musste angepasst und teilweise 

umgestellt werden. 

Die Pandemie hat einmal mehr gezeigt, wie wichtig die 

Arbeit der Verbraucherzentrale ist. Schwierige Zeiten rufen 

regelmäßig dubiose und unseriöse Anbieter auf den Plan, 

die mit der Not Kasse machen wollen. In solchen Zeiten ist 

guter und unabhängiger Rat ein wichtiges Gut. Die Verbrau-

cherzentrale steht genau dafür. Sie steht auch in schwie-

rigen Zeiten an der Seite der Verbraucher:innen im Land. 

Damit die Verbraucherzentrale auch in Zukunft dieser 

wichtigen Aufgabe nachkommen kann, braucht es 

insbesondere finanzielle Sicherheit. Die im aktuellen 

Koalitionsvertrag 2021-2026 der neuen Landesregierung 

vorgesehene mittelfristige Verstetigung der Finanzierung 

ist wichtig und ermöglicht eine längerfristige Planung. Ich 

baue darauf, dass die Landesregierung auch die 

Beratungsstellen und damit Präsenz in der Fläche sicher-

stellen wird. Denn die steigende Beratungsnachfrage zeigt, 

dass wir das Angebot erweitern müssen, digital und vor 

Ort. Nur dann kann die Verbraucherzentrale allen 

Verbraucher:innen einen für ihren individuellen Bedarf 

geeigneten Zugang zu unserem Angebot bieten. 

| Grußwort

Nikolaos Sakellariou, Verwaltungsratsvorsitzender 
der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e. V.
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Liebe Leserinnen  
und Leser,
das Jahr 2020 werden Sie und wir nicht vergessen: Das 

erste Jahr, das voll im Zeichen von Corona stand. Mit dem 

Lockdown, der Absage von Reisen, dem Schließen der 

Geschäfte, Kulturangebote, Fitnessstudios und mehr 

waren alle Verbraucher:innen mit vielen Fragen und 

Problemen konfrontiert. Was sind ihre Rechte, wie 

bekommen sie das Geld von stornierten Veranstaltungen 

oder Reisen wieder und wie können sie Verträge beenden? 

Unseriöse Anbieter versuchten die Angst vor Corona mit 

vorgeblich schützenden Lebens- und Nahrungsergän-

zungsmitteln, dem Abspritzen von Pflastersteinen und 

mehr auszunutzen. In der Zeit der Online-Käufe versuchten 

Fake Shops von der Situation der Verbraucher:innen in der 

Pandemie zu profitieren. Mit Öffentlichkeitsarbeit, 

Abmahnungen und Gerichtsverfahren ist die Verbraucher-

zentrale gegen solche Praktiken vorgegangen. Kompakte 

Informationen zu vielen Themen wurden erstellt, um 

möglichst vielen Verbraucher:innen zu helfen, die individu-

ellen Anfragen zu Beratungen überstiegen die Kapazitäten 

bei Weitem. Die „üblichen“ Verbraucherthemen liefen 

zusätzlich weiter. 

Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg war in einer 

besonderen Situation. Die Beratungsstellen waren 

geschlossen und Vorträge vor Ort nicht möglich. Aber 

bereits seit Jahren berät die Verbraucherzentrale über 

Telefon und E-Mail beziehungsweise online. Zusätzlich 

aber konnten mit Hilfe eines Projekts, finanziert über das 

Ministerium Ländlicher Raum und Verbraucherschutz bzw. 

digital@bw, wichtige weitere digitale Angebote gemacht 

werden. Eine Reihe von Online-Seminaren war bereits 

etabliert und wurde von Verbraucher:innen sehr gut 

angenommen, gerade auch bei Themen, die ihnen aktuell 

auf den Nägeln brennen. Die Podcast-Reihe hat aktuelle 

Probleme wie auch spannende andere Themen einer neuen 

Zielgruppe zugänglich gemacht. Und gerade vor Beginn der 

Pandemie war die neue Video-Beratung eingeführt worden. 

Ich bedanke mich bei allen, die dazu beigetragen und 

dadurch die Leistungen der Verbraucherzentrale Baden-

Württemberg e. V. für die Verbraucher:innen in diesem 

besonderen Jahr möglich gemacht haben. 

Vorwort | 

Cornelia Tausch, Vorstand der Verbraucher-
zentrale Baden-Württemberg e. V.



6

DIE VERBRAUCHER- 
ZENTRALE WÄHREND 
DER CORONAPANDEMIE

Corona hat 2020 unsere private, die öffentliche und auch 
unsere Arbeitswelt in der Verbraucherzentrale auf den Kopf 
gestellt. Mit Beginn des ersten Lockdowns im März 2020 
wurden die Beratungsstellen der Verbraucher zentrale 
Baden-Württemberg für ratsuchende Verbraucher:innen 
geschlossen. Die persönlichen Beratungen, Vorträge 
und Workshops mit direktem Kontakt mussten abgesagt 
werden. 

Die mit der Pandemie verbundenen Probleme der 
Verbraucher:innen aber fingen erst an: Reisen, Urlaub 
und Veranstaltungen konnten nicht wie geplant statt-
finden oder wurden abgesagt, Fitnessstudios blieben 
geschlossen. Geltendes Verbraucherrecht wurde plötz-
lich infrage gestellt und die Einführung von Zwangsgut-
scheinen wurde diskutiert. Das Risiko, dass die Unter-
nehmen in der langen Zeit insolvent gehen, sollte auf 
Verbraucher:innen abgewälzt werden. Im Eiltempo wurden 
Gesetze erlassen, die Bürger:innen und Unternehmen 
helfen sollten, die Zeit zu überbrücken. Das rief auch 
unseriöse Unternehmen auf den Plan, die versuchten, mit 
der Angst ein Geschäft und mit der Knappheit bestimmter 
Produkte hohe  Gewinne zu machen. Verbraucher:innen 
haben sich mit ihren Beschwerden über Unternehmen, 
akuten Problemen und Fragen zu ihren Rechten an uns 
gewendet. Wir haben uns für Verbraucherrechte eingesetzt 
und Probleme in die Öffentlichkeit gebracht, mit Abmah-
nungen und Gerichtsverfahren sind wir gegen gesetzes-
widriges Handeln von Unternehmen auch mit Bezug zur 
Coronapandemie vorgegangen. 

Anforderungen an die Infrastruktur
Die Coronapandemie führte zu notwendigen Veränderung 
der Arbeit und damit verbunden zu einer starken Belastung 
der vorhandenen Strukturen: Den Mitarbeiter:innen wurde 
die Arbeit von zu Hause ermöglicht, viele nahmen dies 
auch in Anspruch. Dafür mussten etablierte Prozesse neu 
gedacht und auch technische Herausforderungen bewäl-
tigt werden. 

Beratung und Information unter Pandemiebedingungen
Bedingt durch die Pandemie veränderten sich 2020 
notgedrungen auch die Beratungswege. Da wegen dem 

Lockdown zunächst auf unbestimmte Zeit keine persön-
lichen Beratungstermine stattfinden konnten, mussten 
wir schnell Alternativen finden, denn der Bedarf an guter 
Beratung blieb auch während dieser Zeit weiter bestehen 
und nahm in einigen Bereichen sogar stark zu. Die Verbrau-
cherzentrale konnte auf die zuvor bereits eingeführte 
Videoberatung zurückgreifen. Verbraucher:innen haben 
damit die Möglichkeit, sich von zu Hause per Video-
Chat mit einem Mitarbeiter der Verbraucherzentrale zu 
verbinden und dabei gemeinsam Unterlagen zu sichten 
oder sogar Schreiben zu verfassen und zu bearbeiten.

Neu eingeführt wurde eine telefonische Rückrufberatung: 
Verbraucher:innen konnten, statt einer vor Ort- oder 
Videoberatung auch einen Rückruf vereinbaren. Sie 
wurden dann nach vorheriger Anmeldung von einer Bera-
tungskraft der Verbraucherzentrale zurückgerufen und 
ausführlich telefonisch beraten.

Mit der Video- und Rückrufberatung konnte die Verbrau-
cherzentrale kurzfristig reagieren und den Wegfall der 
wichtigen persönlichen Beratung gut kompensieren. 
Gemeinsam mit bereits bestehenden Beratungswegen 
wie der schriftlichen Beratung oder der Telefonhotline 
waren wir auch in Zeiten der Pandemie jederzeit für 
Verbraucher:innen ansprechbar.

| Die Verbraucherzentrale während der Coronpandemie
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Die Verbraucherzentrale konnte – neben den  klassischen 
digitalen Angeboten wie der Internetseite – mit ihrem 
Podcast und den Online-Seminaren auf ein neu 
ent wickeltes und seit 2019 etabliertes Set digitaler 
 Informationsangebote zurückgreifen und diese in der Krise 
gezielt einsetzen. Zusätzlich zu zahlreichen Informationen 
auf der Internetseite wurden kurzfristig zwei verschiedene 
Online-Seminare zu den Themen „Börsencrash“ und 
„Reiserücktritt“ als „Online-Sprechstunden“ angeboten: 
Verbraucher:innen konnten sich zu Onlineveranstaltungen 
anmelden und ihre Fragen vorab einreichen, die dann im 
Rahmen dieser Sprechstunde erörtert wurden. Bereits im 
April wurden die beiden „Sprechstunden“ das erste Mal 
angeboten. Beide wurden gut nachgefragt.

Mit drei Podcastfolgen, ebenfalls zu Börsencrash und 
Reiserücktritt sowie zu „Werbung mit Anti-Corona-Ver-
sprechen“, haben wir kurzfristig auch auf diesem Kanal 
auf den aktuellen Informationsbedarf reagiert.

Themenschwerpunkte
Die Coronakrise warf bei vielen Verbraucher:innen neue 
verbraucherrechtliche Fragen auf. Die stärkste Nachfrage 
entfiel auf die Themen Reise und Flugverkehr: Kann die 

gebuchte Reise kostenlos storniert werden? Werden die 
Kosten für den gestrichenen Flug erstattet? Muss ein 
Gutschein für eine abgesagte Reise akzeptiert werden? 
Insbesondere mit Blick auf die zur Zeit der ersten Welle 
anstehende Sommerreisezeit kann die hohe Nachfrage 
zu dem Thema erklärt werden. Die weiteren Anfragen mit 
Coronabezug drehten sich um Fragen zu Hygiene- und 
Körperpflegeprodukten, Gesundheit sowie Kultur, Unter-
haltung, Sport und Freizeit. Hier waren insbesondere 
Fragen zu Laufzeitverträgen, beispielsweise mit Fitness-
studios, ein wichtiges und stark nachgefragtes Thema.

Einige unseriöse Unternehmen versuchten mit der Angst 
vor Corona Kasse zu machen. Prominente Beispiele 
haben wir auf einer eigens geschalteten Artikel- 
seite auf unserer Homepage gesammelt. Auch wenn es 
zu manchen Bereichen nur vereinzelt Nachfragen gab, 
ist doch von einer hohen Dunkelziffer auszugehen, 
denn: Wirbt ein Unternehmen für ein Produkt oder eine 
Dienstleistung, spricht es in der Regel nicht einzelne 
Verbraucher:innen an. Meist handelt es sich dabei um 
eine größer angelegte Aktion, bei der unseriöse Anbieter 
Verbraucher:innen das Geld aus der Tasche ziehen wollen, 
so auch mit der Angst vor dem Virus. 

 Die Verbraucherzentrale während der Coronapandemie | 
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AUS DEN ABTEILUNGEN UND PROJEKTEN
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ALTERSVORSORGE, 
BANKEN, KREDITE

l 
THEMEN DES JAHRES

Rechtswidrige Zinsänderungen in Sparverträgen 
Auch im vergangenen Jahr mussten wir feststellen, dass 
Geldinstitute Verbraucher:innen in langfristigen Spar-
verträgen weiterhin Zinsen vorenthalten. Mittlerweile 
haben wir bereits gegen 25 Geldinstitute rechtliche 
Schritte eingeleitet. Davon sind 18 Verfahren positiv 
abgeschlossen, die übrigen sind noch offen. In über 
400 Fällen von Instituten mit Sitz in Baden-Württemberg 
wurden den Verbraucher:innen unseren Berechnungen 
zufolge im Schnitt 2.576 Euro Zinsen vorenthalten. Die 
Verbraucherzentrale stellte ihre Erkenntnisse fortlaufend 
auch der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) zur Verfügung. Die zuständige Aufsicht hat dann im 
Februar 2020 erstmals angedeutet, gegen den Missstand 
vorgehen zu wollen und die Institute zu kundengerechten 
Lösungen aufgefordert. Nachdem ein von der BaFin 
einberufener Runder Tisch, zu dem auch die Verbraucher-
zentrale Baden-Württemberg eingeladen wurde, diese 
Lösungen aber nicht gebracht hat, hat die BaFin verwal-
tungsrechtliche Maßnahmen gegen die Institute ange-
kündigt. Unterdessen haben die Unterlassungsklagen 
der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg einige 
Institute auch zum Einlenken bewegt, sodass betroffene 
Verbraucher:innen aus Baden-Württemberg, die sich 
beschweren, im Regelfall mit einem Nachzahlungsangebot 
ihres Kreditinstitutes rechnen dürfen.

 Aus den Abteilungen und Projekten | 

Erneut böse Überraschungen bei Riester: Börsencrash 
und extra Kosten 
Die Börsenturbulenzen im Corona-Crash und die Folgen für 
die Altersvorsorge waren auch Gegenstand der weiterhin 
stark nachgefragten Verbraucherfinanzberatung. Mitten 
im Börsencrash verkauften einige Anbieter von Riester-
Verträgen für ihre Kund:innen bestehende Aktienfonds zu 
Tiefstkursen und tauschten sie gegen vermeintlich sichere 
Anlagealternativen ein. Von der allgemeinen Kurssteige-
rung an den Börsen über rund 50 Prozent nach dem Crash 
konnten die Sparer:innen wegen der Umschichtung nicht 
profitieren. Das sorgte für Beschwerden und warf die Frage 
auf, ob man sich gegen das Verhalten der Anbieter recht-
lich wehren könne. Dies ist bereits der zweite Börsencrash, 
den Verbraucher:innen seit Einführung der Riester Rente 
erlebt haben. Dasselbe Verhalten der Anbieter sorgte 
schon während der Finanzkrise ab 2007 für Beschwerden. 
Da die Anbieter sich vertraglich das Recht vorbehalten 
haben, die Anlagepolitik jederzeit ändern zu dürfen, 
haben Betroffene gegen derartige Umschichtungen keine 
Handhabe. 

Zunehmend häufiger war die Praxis von Volksbanken und 
Sparkassen, in bestehenden Riester-Verträgen Abschluss- 
und Vertriebskosten in Rechnung zu stellen, Gegenstand 
von Beschwerden. Betroffene können sich nach Ansicht 
der Verbraucherzentrale aber durchaus wehren, erste 
Erfolge ihrer Verbandsklage bestätigen diese Sicht. Zwei 
Gerichte entschieden im vergangenen Jahr zugunsten der 
Verbraucherzentrale und erklärten die Klausel „Im Falle 
der Vereinbarung einer Leibrente werden dem Sparer ggfs. 
Abschluss- und/oder Vermittlungskosten belastet“ für 
rechtswidrig.

Auch die Zinsanpassungen in Riester-Banksparverträgen 
sorgten weiter für Streit zwischen Betroffenen und den 
Sparkassen. Wir unterstützten Verbraucher:innen in all 
diesen Auseinandersetzungen mit einem vielfältigen Bera-
tungsangebot, von der Fach- bis zur Rechtsberatung und 
zu individuellen Zinsberechnungen.

Nachhaltigkeit bei Geldanlagen
Zunehmend mehr Verbraucherinnen und Verbraucher 
wollen mit ihrem Geld neben einer angemessenen Rendite 
auch einen positiven Beitrag für nachhaltiges Wirtschaften 
leisten. Finanzdienstleister bieten ihnen für diesen Bedarf 
eine breite Palette von Geldanlagen an, mit den unter-
schiedlichsten Labeln und Versprechungen. Doch etliche 
Angebote halten nicht, was sie versprechen. Die Finanz-
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dienstleister kassieren extra ab, ohne den Erwartungen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher gerecht werden zu 
können. So hatte beispielsweise die DekaBank auf ihrer 
Internetseite für ihren Fonds „Deka Nachhaltigkeit Impact 
Aktien“ wie folgt geworben:

• „Investieren mit positivem Einfluss“
• „verantwortungsvoll investieren und eine positive 

Wirkung auf Umwelt und Gesellschaft haben.“
• „Mit Ihrer Geldanlage von 10.000 Euro haben Sie eine 

Wirkung auf die folgenden nachhaltigen Kriterien: 
830 kWh erneuerbare Energien werden produziert, 
6,71 Tonnen Abfall werden eingespart, 575 kg Co2 
werden eingespart.“

Die Bank versprach Verbraucher:innen mit ihrer Geldan-
lage einen konkreten, messbar positiven ökologischen 
Effekt. Die Wirkung des Aktienfonds sollte mittels eines 

„Impact Rechners“ quantifiziert werden. Dass diese 
Versprechen nur auf Schätzungen beruhten, erfuhren 
Verbraucher:innen erst nach einigen weiteren Klicks. 
Außerdem berücksichtigte die Bank gar nicht die Wirkung 
aller Unternehmen des Portfolios. Bei der Wirkungs-
messung hat die Bank nämlich solche Unternehmen 
weggelassen, zu denen ihr keine Daten über deren 
Wirkung vorliegen. Wer keine Daten hat, kann auch nicht 
ausschließen, dass die Wirkung eines Unternehmens 
negativ bezogen auf ein Nachhaltigkeitsmerkmal ist.
 
Die Verbraucherzentrale mahnte die DekaBank deshalb ab 
und reichte im Dezember schließlich Klage ein, da die Bank 
keine Unterlassungserklärung abgeben wollte. Mit dieser 
Klage strebte die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg 
konsequent eine rechtliche Klärung an. Unsere Position: 
Mit Aussagen zur Nachhaltigkeitswirkung einer Geldanlage 
sollte nur werben, wer die Wirkung tatsächlich nachweisen 
kann. Inzwischen hat die DekaBank die Klage anerkannt. 
Mit diesem Anerkenntnisurteil ist der Rechtsstreit nun 
beendet. 

Ganz grundsätzlich stellt sich aber die Frage, ob und in 
welcher Form Anleger:innen durch die gezielte Auswahl 
von als nachhaltig beworbenen Finanzprodukten über-
haupt eine Wirkung erzielen können. Die Frage ist brisant 
und politisch hoch aktuell. Wenn Sie beispielsweise mit 
Ihrem Geld über einen Aktienfonds die Aktien einer Firma 
kaufen, die Windparks errichtet, dann wechseln die Aktien 
nur den Besitzer. Ob Herr Meier oder Frau Müller die Aktien 
des Windparkbauers hält, macht keinen Unterschied. Es 
hängt davon nicht ab, wie viele Windparks gebaut werden. 
Die Tatsache, dass es heute große Windparkbauer gibt, 
hängt weniger damit zusammen, dass Aktionäre deren 
Aktien gekauft haben, sondern vielmehr damit, dass die 
Politik eine Energiewende beschlossen hat, weshalb die 
Produkte nun am Markt verstärkt nachgefragt werden.

Beratung zur Geldanlage und Altersvorsorge nicht be-
darfsgerecht
Schon seit zehn Jahren stellen wir im Rahmen unserer 
Verbraucherberatung immer wieder fest, dass 
Verbraucher:innen zur Geldanlage und Altersvorsorge 
regelmäßig nicht bedarfsgerechte Verträge angeboten 
und verkauft werden. Das beobachtete Marktversagen 
spiegelt sich bis heute in der hohen Zahl an Anfragen und 
Beratungen beim Thema Geldanlage und Altersvorsorge 
wider. Der Gesetzgeber hat zwar mit einigen gewerberecht-
lichen Änderungen Alternativen zum Provisionsverkauf 
geschaffen, bei denen keine Provisionen fließen dürfen. 
Die Interessenkonflikte wurden so aber nicht beseitigt, 
sondern auf eine andere Ebene verlagert. Nun nehmen 
auch Beschwerden über Anbieter von Honorarberatung 
zu. Im Ergebnis sichert die geltende Rechtslage die Erwar-
tungen der Verbraucher:innen an eine Finanzberatung 
weiterhin nicht ab. Die Folgen für Verbraucher:innen sind 
dramatisch, denn meist geht es um ihre Altersvorsorge.

2020 konnten wir zahlreiche Verbraucher:innen verstärkt 
auf neuen Wegen rund um Altersvorsorge und Geldanlage 
informieren. Großen Anklang fanden dabei vor allem die 
Online-Seminare zur Altersvorsorge, zur Geldanlage in 
ETFs sowie zum coronabedingten Börsencrash, an denen 
insgesamt 943 Zuhörerinnen und Zuhörer teilnahmen. 
Darüber hinaus wurde das Angebot an Podcasts zur 
Altersvorsorge weiter ausgebaut und insgesamt mehr als 
10.0000 Mal abgerufen. 

l  AUS DER RECHTSDURCHSETZUNG

Immer Ärger mit der Zinsanpassung
Trotz klarer Vorgaben des Bundesgerichtshofs an die 
Transparenz von Zinsänderungsklauseln in langfristigen 
Sparverträgen berechnen Geldinstitute Zinsen oft falsch. 
Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg ging auch 
2020 mit Abmahnungen und Gerichtsverfahren gegen die 
Institute vor. Neun Banken wurden erfolgreich abgemahnt, 
in einem weiteren Fall fällte das Landgericht Kaiserslautern 
ein positives Urteil für Verbraucher:innen. In drei weiteren 
Verfahren reichte die Verbraucherzentrale 2020 Klage ein, 
drei Abmahnungen aus dem Vorjahr sind noch offen. 

Versteckte Kosten schmälern Rente
Die Riester-Rente sieht die Zahlung einer lebenslangen 
Rente vor. Das gilt auch für Riester-Sparverträge, die 
zu Beginn zunächst mit einer Bank und nicht direkt mit 
einem Versicherer geschlossen wurden. Nähert sich die 
Ansparphase ihrem Ende, erhalten Verbraucherinnen 
und Verbraucher meist ein oder mehrere Vertragsan-
gebote, aus denen hervorgeht, wie hoch die Rente sein 
und welcher Versicherer diese auszahlen wird. Was viele 

| Aus den Abteilungen und Projekten 
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Betroffene stutzig machte: Für den Abschluss dieser 
Verträge sollen sie neu anfallende Entgelte bezahlen. 
Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg hielt das 
Vorgehen der Banken für rechtswidrig, ging dagegen vor 
und beanstandete diese oder ähnliche Klauseln: 

„Im Falle der Vereinbarung einer Leibrente werden dem 
Sparer ggfs. Abschluss- und/oder Vermittlungskosten 
belastet.“ 

Zwei der abgemahnten Banken gaben im vergangenen Jahr 
eine Unterlassungserklärung ab, in drei Verfahren bekam 
die Verbraucherzentrale vor Gericht Recht. Darüber hinaus 
half die Verbraucherzentrale vielen Betroffenen mit Bera-
tungen und einem Musterbrief, mit dem sie sich gegen die 
Kosten wehren konnten. 

l  VERBRAUCHERPOLITIK

Alternativen gefordert
Dass die Riester Rente gescheitert ist, ist in der Politik 
mittlerweile angekommen. Wie dringlich es ist, sinn-
volle Alternativen zu schaffen, zeigen auch die Prak-
tiken der Anbieter von Riester-Verträgen, mit denen 
Verbraucher:innen im vergangenen Jahr zu kämpfen 
hatten: Im coronabedingten Börsencrash führte 
beispielsweise der Tausch von Aktienfonds in Renten-
fonds in Riester-Verträgen zu erheblichen Verlusten. 
Außerdem belegen mehrere Gerichtsentscheidungen und 
Abmahnungen der Verbraucherzentrale, dass Anbieter 
Verbraucher:innen mit intransparenten Kostenklauseln 
und rechtswidrigen Zinsanpassungsklauseln in Riester-
Verträgen benachteiligen. 

Mit unserem Argumentationspapier zur Einführung eines 
Vorsorgefonds liegen die Eckdaten einer an Verbraucher-
interessen ausgerichteten Alternative seit zehn Jahren auf 
dem Tisch. Es liegt an der Politik, das Heft in die Hand zu 
nehmen und sicherzustellen, dass Altersvorsorge an den 
Interessen der Verbraucher:innen ausgerichtet ist. 

Schluss mit Kreditwucher und überhöhter Vorfällig-
keitsentschädigung
Lösen Verbraucher einen Kredit vorzeitig auf, ist oft eine 
sogenannte Vorfälligkeitsentschädigung fällig. Der Höhe 
ist im Gesetz bereits ein Rahmen gesetzt worden, dieser 
gilt aber nicht für Immobilienkredite. Verbraucher:innen, 
die wegen einer Notlage gezwungen sind, ihr Eigenheim 
zu verkaufen, können dadurch legal übervorteilt werden. 
Während für übliche Kredite eine Obergrenze für Entschä-
digungen von einem Prozent der Restschuld gilt, gibt es 
eine solche Grenze bei Immobilienkrediten nicht. Die gefor-
derte Vorfälligkeitsentschädigung ist daher oft sehr hoch: 
In 42 untersuchten Fällen aus der Beratung der Verbrau-

cherzentrale Baden-Württemberg haben Kreditinstitute im 
Schnitt eine Vorfälligkeitsentschädigung von 13.212 Euro 
verlangt. Ohne Ausnahmeregelung wären dies nur 1.265 
Euro gewesen. 

Außerdem nutzen Kreditinstitute im Konsumentenkredit-
geschäft ein Schlupfloch, um wucherische Ratenkredite zu 
verkaufen. 

Im Rahmen der geplanten Gesetzesänderung zum § 501 
BGB forderte die Verbraucherzentrale 2020 vom Gesetz-
geber, die Ausnahmen in § 502, Absatz 3 BGB (Vorfällig-
keitsentschädigung) und § 6 Preisangabenverordnung 
(Kreditwucher) abzuschaffen, da sie regelmäßig zu einer 
finanziellen Übervorteilung von Verbrauchern führen. 

l   AUS DER BERATUNG: 
AUCH HONORARBERATUNG SCHÜTZT 
NICHT VOR ÜBERVORTEILUNG

Niels Nauhauser,  
Abteilungsleiter Altersvorsorge,  
Banken, Kredite

Knapp 21.000 Euro einmaliges Honorar, dazu mindes-
tens 82 Euro laufende Kosten pro Monat für 29 Jahre. 
So viel sollte Herr S. für eine Finanz- und Vorsorgebe-
ratung samt Anlage an die Transparento GmbH zahlen. 
Nachdem er alle Unterlagen von dem Berater erhalten 
hatte und sich der Verdacht regte, übervorteilt worden 
zu sein, wandte er sich an die Verbraucherzentrale. 
Diese stellte im Rahmen ihrer Verbraucherberatung bei 
der Überprüfung der Verträge fest, dass das Angebot 
von Transparento für den Verbraucher nicht bedarfsge-
recht war. Das Beratungsgespräch hat von Anfang an 
auf die Vermittlung einer Versicherung abgezielt. Diese 
Empfehlung wurde mit fragwürdigen Vergleichsrech-
nungen zu einem angeblichen „Mehrwert“ nach 29 
Jahren begründet. Für die Anlage wurde ein Arbeitsauf-
wand von angeblich 80 Arbeitsstunden kalkuliert, der 
in keinem Verhältnis zu der Beratungsleistung steht. 
Gegen die nicht bedarfsgerechte Beratung hatte der 
Verbraucher aber rechtlich keine erfolgversprechende 
Handhabe. Im Rahmen der Rechtsberatung stellte sich 
dann heraus, dass der Anbieter den Verbraucher nicht 
ordnungsgemäß über sein Widerrufsrecht informiert 
hatte. Im vorliegenden Fall fand die Beratung telefo-
nisch und per Screensharing statt. Die Verbraucherzen-
trale mahnte Transparento daraufhin ab, diese unter-
zeichnete eine Unterlassungserklärung. Herr S. konnte 
seinen Vertrag erfolgreich widerrufen.
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BAUEN, WOHNEN,  
ENERGIE

l  
THEMEN DES JAHRES

Handwerker und Baugewerbe
Im Bereich Handwerker, Bauen und Instandsetzung 
zeigten sich trotz Corona in den Anfragethemen und 
Beschwerden keine großen Veränderungen. Die Zahl der 
Anfragen und Beschwerden war nur unwesentlich höher 
als 2019. Durch die weiterhin gute Auftragslage im Hand-
werks- und Baubereich fällt es Verbraucher:innen sehr 
schwer, zeitnah einen Unternehmer für die gewünschten 
Projekte zu bekommen. Eine Folge davon: Immer mehr 
weniger gut ausgebildete Handwerker:innen nutzen die 
hohe Nachfrage aus und bieten ihre Dienstleistungen 
an. Das zeigt sich daran, dass die Beschwerden von 
Verbraucher:innen neben der oft langen Warte- und 
Ausführungszeit vielfach auch die nicht zufriedenstellende 
oder mangelhafte Ausführung der beauftragten Arbeit 
sowie die Verteuerung zwischen Angebot und Schluss-
rechnung betreffen.

Ab Juni 2020 bis zum Ende des Jahres erhielt die Verbrau-
cherzentrale verstärkt Anfragen nach Beratungen zur Mehr-
wertsteuerabsenkung und zu Möglichkeiten einer Steuerer-
sparnis. Denn im Bereich Werkvertrags- und Bauvertrags-
recht entscheidet die Abnahme eines Gewerkes über den 
jeweiligen steuerlichen Ansatz. So konnte beispielsweise 

durch eine Teilabnahme der Steuersatz bei 16 Prozent 
gehalten werden, soweit die Abnahme vor dem zwischen 
dem 1. Juli und dem 31. Dezember erfolgte. 

Die Probleme im Handwerk und Baugewerbe zeigen sich 
auch in der Rechtsdurchsetzung. Fehlende Widerrufsbe-
lehrungen, fehlerhafte Allgemeine Geschäftsbedingungen 
zu den Mängelrechten, zu Haftungsfragen etc. wurden von 
der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg auch 2020 
konsequent abgemahnt.

Steigende Strom- und Gaspreise
Die Jahreswechsel 2018/2019 und 2019/2020 waren 
durch massive Preiserhöhungen im Strom-, aber auch im 
Gasbereich gekennzeichnet. Auch die letzte Preiserhö-
hungsrunde haben wir zum Anlass genommen, Preiser-
höhungsschreiben zu prüfen. Im Ergebnis konnten wir die 
Auswertung des Vorjahres 2019 bestätigen. Doch nicht alle 
Unternehmen haben aus den Ergebnissen der Umfrage 
oder den Abmahnungen gelernt: 2020 beschwerten 
Verbraucherinnen und Verbraucher sich teilweise wieder 
über die gleichen Unternehmen wie im Vorjahr. Wieder-
holte Verstöße gegen fehlerhafte oder fehlende Darstel-
lung des Sonderkündigungsrechts oder verschleiernde 
Preiserhöhungen wurden wieder konsequent abgemahnt.

Wie dreist manche Unternehmen bei der Verschleierung 
der Preiserhöhung vorgehen, zeigt unter anderem das 
Beispiel der Regionalen Energiewerke Düsseldorf, die 
ihren Kund:innen eine 600prozentige Preissteigerung 
unterjubeln wollten. 

| Aus den Abteilungen und Projekten 

Gut versteckt: So versuchten die Regionalen Energiewerke, ihren Kunden eine Preissteigerung unterzuschieben 
 (Markierung durch die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, Schreiben vom 22.12.2019)
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Und nicht nur die versteckte Preiserhöhung war an dem 
Schreiben wenig verbraucherfreundlich: Mit dem Betreff 
„Aktuelle Neuigkeiten“ wurde zunächst auf Seite 1 des 
Anschreibens viel Selbst- und Eigenlob verbreitet, das 
in dem Satz in Fettschrift gipfelte, „da wir unsere Preise 
garantieren gibt es keine bösen Überraschungen am 
Jahresende.“ Das bittere Ende, wie auf der vorherge-
henden Seite zu sehen, folgte jedoch auf Seite 2: „Um 
diese Servicequalität weiterhin zu gewährleisten und zu 
verbessern werden wir am dem zweiten Belieferungsjahr 
Ihren Grundpreis von aktuell sechsundsechzig Komma 
sechsundneunzig Euro jährlich auf fünfunddreißig Euro 
monatlich anpassen.“

Unseriöse Dienstleistungen
Die Machenschaften der Anbieter im Bereich haushalts-
naher Dienstleistungen sind seit Jahren Gegenstand 
etlicher Beschwerden von Verbraucher:innen. Es handelt 
sich hier um Unternehmen, die im Internet werben, wie 
Schlüsseldienste, Rohrreiniger und Schädlingsbekämpfer, 
sowie um Unternehmen, die mit Flyern in Tageszeitungen 
oder Wurfsendungen auf sich aufmerksam machen, wie 
Teppichwäscher, Stein- und Terrassenreiniger, aber auch 
Firmen, die direkt an der Haustüre klingeln, um Dächer neu 
zu decken oder Teerarbeiten zu verrichten. Preise in Höhe 
des Zehnfachen ortsüblicher Preise sind keine Seltenheit. 
Trotz umfassender Präventions- und Informationsarbeit 
hat sich an der Problemlage auch in Coronazeiten bislang 
wenig geändert. 

Neben der Aufklärung ist eine konsequente Verfolgung 
der Wettbewerbsverstöße ein Baustein zum Schutz der 
Verbraucherrechte. Besonders bewährt hat sich bei der 
Prävention auch die Zusammenarbeit mit dem Landes-
kriminalamt. In einer gemeinsamen Kampagne informieren 
Polizei und Verbraucherzentrale über ihre Social Media-
Kanäle, einem gemeinsamen Podcast sowie mit Post-
karten und der Broschüre „Das Geschäft mit dem Notfall“ 
über unseriöse Anbieter. Die Broschüre ist in allen Polizei-
Dienststellen, bei der Verbraucherzentrale und zusätzlich 
online verfügbar.

l  AUS DER RECHTSDURCHSETZUNG

Verbraucherzentrale geht gegen mehrere Treppenlift-
anbieter vor
Die erfolgreiche Klage gegen einen Treppenliftanbieter ist 
der vorläufige Abschluss einer Klagekaskade gegen fast 
alle großen Vertreiber von Treppenliften. 

Beim Abschluss solcher Verträge werden Senior:innen 
von Anbietern regelmäßig nicht über ihr Widerrufsrecht 
aufgeklärt, das ihnen nach Auffassung der Verbrau-
cherzentrale jedoch zusteht. Die Treppenlift-Verträge 
werden regelmäßig im Haus oder in den Wohnungen 
der Verbraucher:innen und damit außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossen. Nach dem Gesetz haben 
Verbraucher:innen in solchen Fällen ein Widerrufsrecht, 
außer es handelt sich um einen individuell nach ihren 
Bedürfnissen hergestellten Kaufgegenstand. Hier wird nun 
die Unterscheidung Werkvertrag gegenüber Kaufvertrag 
wichtig, denn bei einem Werkvertrag, der in den Räumen 
der Verbraucher:innen geschlossen wird, kommt es nicht 
darauf an, ob es sich um einen individuell hergestellten 
Gegenstand handelt, hier haben Verbraucher:innen in 
jedem Fall ein Widerrufsrecht. 

Das Oberlandesgericht Hamm entschied in einem Prozess, 
der von der Verbraucherzentrale gegen einen Treppen-
liftanbieter angestrengt worden war, dass es sich bei 
einem Vertrag über den Einbau eines Treppenliftes, egal 
ob dieser gerade oder kurvig ausgestaltet werden würde, 
um einen Werkvertrag und nicht um einen Kaufvertrag 
handeln würde. Das OLG hat in seiner Entscheidung 
deutlich herausgearbeitet, dass bei der Erstellung eines 
Treppenliftes nicht die reine Lieferung und Übergabe 
von Einzelteilen oder einer Sache im Vordergrund steht, 
sondern die Erstellung eines funktionstauglichen Werkes.

In einem zweiten Verfahren gegen einen anderen Anbieter 
entschied das Oberlandesgericht Köln leider nicht im 
Sinne der Verbraucherzentrale. Das OLG vertrat die Auffas-
sung, dass Verbraucher:innen bei Kurventreppenliften 
ein Widerrufsrecht nicht zustehe, da es sich bei diesen 
Verträgen zum Einbau von individuell an das jeweilige 
Treppenhaus angepassten Treppenliften um Kaufver-
träge und nicht um Werkverträge handeln würde. Diese 
Entscheidung zulasten der Verbraucher:innen kann die 
Verbraucherzentrale nicht akzeptieren und hat deswegen 
Berufung vor dem Bundesgerichtshof eingelegt, um diese 
wichtige Sach- und Rechtsfrage für Verbraucher:innen in 
höchster Instanz zu klären. Der Termin zur Hauptverhand-
lung vor dem BGH wird am 08.07.2021 sein. Mit Spannung 
wird diese höchstrichterliche Klärung erwartet.

Aus den Abteilungen und Projekten | 
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Süwag verschleiert Sonderkündigungsrecht
Preiserhöhungsschreiben von Energieversorgern sind 
schon seit Jahren immer wieder Auslöser von Ärger, 
Abmahnungen und Gerichtsverfahren. Im Rahmen der 
Auswertung mehrerer Schreiben unterschiedlicher Energie - 
versorger mahnte die Verbraucherzentrale einige Anbieter 
ab. So beispielsweise auch die Süwag Vertrieb AG & 
Co. KG, die bei ihrem Preiserhöhungsschreiben die Beleh-
rung über das Sonderkündigungsrecht verschleierte. Zwar 
war in dem mit „Wichtige Vertragsinformation und ein 
attraktives, neues Angebot für Sie!“ betitelten Schreiben 
die Preiserhöhung transparent dargestellt, der Hinweis auf 
das Verbraucher:innen gesetzlich zustehende Sonderrecht 
fand sich allerdings nicht in der Nähe der Preise, sondern 
in deutlich kleinerer Schrift am Ende des Schreibens. Da 
dies nicht transparent und daher rechtswidrig ist, mahnte 
die Verbraucherzentrale den Energieversorger ab. Dieser 
gab keine Unterlassungserklärung ab, so dass die Verbrau-
cherzentrale Klage vor dem Landgericht Frankfurt erhob. 
Das Gericht gab schließlich der Verbraucherzentrale Recht 
und verurteilte den Energieversorger (Az. 3-08 O 29/20). 

Neue Abzocke durch Corona
Absurde Dienstleistungsangebote haben in der Corona-
Krise Konjunktur. In einem besonders obskuren Fall bot 
eine Firma aus Pforzheim im vergangenen Jahr Stein-
reinigungen am Haus an, um Virenübertragungen zu 
vermeiden.

Das Unternehmen reiht sich damit in die Reihe zahlrei-
cher unseriöser Teppichwäscher, Polstereien, Stein- und 
Terrassenreinigungen ein. Es bewarb seine Dienste mit 
einer Wurfsendung in der örtlichen Tageszeitung. Nicht 
herausfinden ließ sich jedoch, ob es unter der im Flyer 
genannten Anschrift tatsächlich eine Steinreinigung 
mit einem Inhaber „Don alpocino Demeter“ gab. Die 
Recherche zeigte, dass das Unternehmen aus Rheinland-
Pfalz stammt und dort unter einem komplett anderen 
Namen firmierte. Besonders perfide war der Flyer durch 
den Hinweis: „Stellen Sie sich vor, Sie haben Viren auf 
den Steinen. Und durch Kontakt übertragen Sie diese auf 
Personen.“ Die Verbraucherzentrale mahnte den Anbieter 
wegen irreführender Aussagen und fehlender Informa-
tionen zum Unternehmen auf dem Flyer ab. Da die Firma 
zunächst keine Unterlassungserklärung abgeben wollte, 
ging der Fall vor Gericht, den die Verbraucherzentrale dort 
mit einem obsiegenden Urteil abschließen konnte. 

l  AUS DER BERATUNG: 
BERG- UND TALFAHRT MIT DEM 
TREPPENLIFT

Matthias Bauer,  
Abteilungsleiter Bauen, Wohnen, 
Energie

Ende 2019 hatte die Verbraucherzentrale Baden-Würt-
temberg ein Urteil gegen die Treppenliftvertriebsfirma 
Thyssenkrupp Home Solution erstritten, das es dem 
Anbieter untersagte, Treppenlifte in Haustürgeschäften 
ohne die erforderliche Widerrufserklärung zu verkaufen.

2020 meldete sich Frau V. bei der Verbraucherzentrale. 
Sie hatte bei besagter Firma einen Lift gekauft, der 
unsachgemäß eingebaut worden war. Während die Lifte 
in der Werbung auf Schienen mit einer gleich mäßigen 
Steigung laufen, war dieser Lift wie eine Berg- und 
Talbahn gestaltet. 

Ihr Ehemann, für den der Lift gekauft worden war, 
hatte regelrecht Angst, diesen zu nutzen. Der Anbieter 
erklärte jedoch hartnäckig, dass kein Mangel vorliegen 
würde. Frau V. war schon zermürbt von den Vorhal-
tungen des Anbieters und wäre auch mit einer Minde-
rung in Höhe von 1.000 EUR zufrieden gewesen. Die 
Verbraucherzentrale überprüfte den Fall und stellte 
fest, dass der Anbieter die Verbraucherin nicht über ihr 
Widerrufsrecht aufgeklärt hatte. 

In der Beratung nahm die Verbraucherzentrale den 
Umstand zu Hilfe, dass bei einer fehlenden Belehrung 
und Gewährung des Verbraucherwiderrufrechtes noch 
innerhalb eines Jahres und 14 Tagen widerrufen werden 
kann. Aufgrund des Urteils war eindeutig, dass sich der 
Anbieter daran halten musste, auch wenn die Frage, ob 
das Widerrufsrecht auch für Anbieter von Treppenliften 
gilt, immer wieder umstritten ist. 

Da der Kauf des Treppenlifts noch nicht länger als ein 
Jahr her war, konnte Frau V. mit Hilfe der Verbraucher-
zentrale ein Widerrufsschreiben zu formulieren und 
so das Problem mit dem ungeliebten Lift lösen. Die 
Firma musste den Lift auf eigene Kosten ausbauen, 
außerdem bekam Frau V. den kompletten Kaufpreis 
zurückerstattet. 

| Aus den Abteilungen und Projekten 
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LEBENSMITTEL UND 
 ERNÄHRUNG

l 
THEMEN DES JAHRES

Corona: Fragwürdige Produkte und unseriöse Angebote
Bereits im ersten Lockdown im Frühjahr 2020 erreichten 
die Verbraucherzentrale zahlreiche Anfragen und 
Beschwerden von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie. Die Viel-
falt der Themen war dabei sehr groß: von zusätzlichen 
Hygienepauschalen bei Friseuren über Nachfragen zur 
vorübergehenden Mehrwertsteuersenkung oder zu neuen 
Hygienemaßnahmen im Einzelhandel bis hin zur Einkaufs-
wagen- oder Maskenpflicht.

Mit der Corona-Pandemie hatte sich die Nachfrage nach 
Schutz- und Hygieneartikeln wie Gesichtsmasken, Desin-
fektionsmitteln, Seifen und Toilettenpapier plötzlich stark 
erhöht. Viele Artikel waren vorübergehend ausverkauft 
oder nur in geringen Mengen erhältlich. Einige Händler, 
vor allem auf Online-Marktplätzen, nutzten diese Situ-
ation aus, um Produkte zu wesentlich höheren Preisen 
anzubieten als üblich. Da Wucher laut BGB allerdings 
nur vorliegt, wenn Leistung und Gegenleistung bei 
einem Rechtsgeschäft in „auffälligem Missverhältnis“ 
zu einander stehen und eine der Vertragsparteien eine 
Zwangslage der anderen Partei zu ihren Gunsten ausnutzt, 
konnte in diesen Fällen meist nicht rechtlich gegen die 
fragwürdigen Angebote vorgegangen werden. Wir haben 
daher auf unserer Internetseite Beispiele zu überteuerten 
Waren und fragwürdigen Produkten veröffentlicht und 
einen Podcast zu Werbung mit Anti-Corona-Versprechen 
aufgenommen, um Verbraucher:innen zu informieren.

Verunsichert durch steigende Fallzahlen, wollten sich viele 
Verbraucher:innen auch aktiv vor einer Ansteckung mit 
dem Coronavirus schützen und ihr Immunsystem stärken. 
Manch ein Anbieter von Nahrungsergänzungsmitteln 
witterte das große Geschäft. So wurde beispielsweise ein 
Ingwerextrakt beworben, der angeblich vor dem Corona-
virus schützen sollte. Nahrungsergänzungsmittel wie der 
Ingwerextrakt zählen jedoch zu den Lebensmitteln, die 
grundsätzlich nicht damit beworben werden dürfen, dass 
sie vor Krankheiten schützen. Die Verbraucherzentrale 
mahnte den Verantwortlichen ab, der eine Unterlassungs-
erklärung abgab. 

Außerdem warf der Corona-Ausbruch im Schlachtbetrieb 
Tönnies bei Verbraucher:innen viele Fragen hinsichtlich 
der Sicherheit von Fleischprodukten auf. Laut Bundesin-
stitut für Risikobewertung sind bislang keine Infektionen 
mit SARS-CoV-2 über den Verzehr von Fleischwaren oder 
Kontakt mit kontaminierten Fleischprodukten bekannt. 
Zudem können sich Nutztiere nach aktuellem Wissens-
stand nicht mit SARS-CoV-2 infizieren und das Virus über 
diesen Weg nicht auf den Menschen übertragen.

Immer noch auf dem Markt: Cannabidiol (CBD) 
CBD wird aus den oberirdischen Teilen (z.B. Blättern 
oder Stängel) der Nutzhanfpflanze Cannabis sativa L. 
gewonnen. CBD-Öl wird von verschiedenen Herstellern mit 
blumigen Versprechungen beworben und soll dazu führen, 
dass Kopfschmerzen, Entzündungen und Angstzustände 
verschwinden. Es gibt zwar Hinweise, dass CBD entzün-
dungshemmend und schmerzlindern wirkt. Diese Hinweise 
sind jedoch noch nicht ausreichend im Rahmen klinischer 
Studien gesichert. 

CBD-Öle gehören als Nahrungsergänzungsmittel zu 
den Lebensmitteln. Werbung mit krankheitsbezogenen 
Aussagen ist für Lebensmittel grundsätzlich verboten. 
Lebensmittel dürfen allenfalls gesundheitsbezogen 
beworben werden. Und zwar dann, wenn eine entspre-
chende gesundheitsbezogene Angabe wissenschaftlich 
bewiesen und von der EU zugelassen ist. Das ist aktuell 
für CBD nicht der Fall. Außerdem handelt es sich bei CBD 
um ein neuartiges Lebensmittel, das vor dem Verkauf 
eine Zulassung nach vorheriger Sicherheitsprüfung 
benötigt. Auch eine solche Zulassung liegt bislang nicht 
vor. Aus Sicht der Verbraucherzentrale handelt es sich 
bei CBD-Produkten daher um nicht zugelassene neuar-
tige Lebensmittel, die nicht in Verkehr gebracht werden 
dürfen. Trotzdem werden derartige Produkte weiterhin im 
stationären Lebensmitteleinzelhandel, in Drogerien und 
Apotheken sowie auf zahlreichen Internetseiten verkauft. 

Dauerbrenner: Bonafair AG
Auf der Internetseite der Verbraucherzentrale sind mitt-
lerweile zahlreiche Informationen zum zweifelhaften 
Verhalten der Bonafair AG zusammengestellt, die unter 
dem Namen „Hirschberger NaturRat“ Mittel gegen Gelenk-
schmerzen und Einschränkungen der Gedächtnisleistung 
vertreibt. Dennoch reißt die Flut der Beschwerden von 
Verbraucher:innen nicht ab. Die Vorgeschichte ist dabei 
meist die gleiche: Ältere Verbraucher:innen erhalten 
einen Werbeanruf, bei dem eine günstige Probelieferung 
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versprochen wird. Auch wenn diese abgelehnt wird, folgt 
kurz darauf eine Lieferung samt horrender Rechnung. Aus 
Sicht des Unternehmens ist mit Zusendung der Probepa-
ckungen ein Abo zustande gekommen. Und für das Abo 
sind die Preise dann höher als für die Proben.

Betroffene Verbraucher:innen sollten, sofern während 
des Telefonats kein gültiger Vertrag zustande gekommen 
ist, dem angeblichen Vertragsschluss widersprechen. 
Ein wirksamer Vertrag kommt nur zustande, wenn beide 
Vertragsparteien sich über wesentliche Punkte wie Kosten, 
Lieferzeiträume, Laufzeit des Abos und Kündigungsfristen 
geeinigt haben. Zusätzlich sollte sicherheitshalber der 
Widerruf zum angeblichen Vertragsschluss erklärt werden. 
Auch bei gültig im Fernabsatz geschlossenen Verträgen 
kann der Widerruf erklärt werden. Nicht bestellte Ware 
muss nicht zurückgesendet werden, sofern erkennbar ist, 
dass sie nicht für jemand anderen bestimmt ist. 

Die Verbraucherzentrale hat die Bonafair AG inzwischen 
verklagt.

l  AUS DER RECHTSDURCHSETZUNG

Unzulässige Werbung für E-Zigaretten
Mit dem Slogan „E-ZigaRETTEN Leben“ warb Ende 2019 
die Informationskampagne des „Aktionsbündnisses 
Dampfen“ für E-Zigaretten, die auf die angeblichen gesund-
heitlichen Vorteile von E-Zigaretten gegenüber Tabak 
aufmerksam machen wollte. Zahlreiche Verkäufer:innen 
von E-Zigaretten und Liquids unterstützten auf ihren 
Internetseiten dieses Aktionsbündnis und warben damit 
für den Absatz ihrer Produkte. Nach Ansicht der Verbrau-
cherzentrale wurden mit dem Slogan „E-ZigaRettenLeben“ 
zum einen die Gefahren des E-Zigaretten-Konsums 
verharmlost und zum anderen sogar der Eindruck erweckt, 
Konsument:innen würden damit ihre Gesundheit positiv 
beeinflussen. Diese Werbung ist daher irreführend und 
verstößt gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb (UWG) sowie das Tabakerzeugnisgesetz (TabakerzG). 
Die Verbraucherzentrale mahnte daraufhin elf Dampfstores 
ab, nur einer davon gab eine Unterlassungserklärung ab. 

Mittlerweile liegen erste Urteile der Gerichtsverfahren 
vor. Im Juli gab das Landgericht Saarbrücken der Verbrau-
cherzentrale Recht: Wenn Onlineshops auf die Kampagne 
„E-ZigaRETTEN Leben“ verweisen, ist das unzulässige 
Werbung im Sinne des TabakerzG. Auch das Landgericht 
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Heidelberg entschied, dass die Einblendung des Flyers 
gegen das generelle Werbeverbot des TabakerzG verstößt, 
so dass es auf den Wahrheitsgehalt der Aussage „E-Ziga-
RETTEN Leben“ bzw. die Aussage, wonach E-Zigaretten 
95 Prozent weniger schädlich seien als herkömmliche 
Tabakzigaretten, überhaupt nicht ankomme. Das Land-
gericht Hannover stützte seinen Unterlassungsanspruch 
nicht ausschließlich auf das allgemeine Werbeverbot des 
TabakerzG, sondern darüber hinaus auch auf das Irre-
führungsverbot des UWG. Im September 2020 entschied 
das Landgericht Nürnberg-Fürth ebenfalls im Sinne der 
Verbraucherzentrale. Die Entscheidung ist noch nicht 
rechtskräftig, da der Anbieter Berufung eingelegt hat. 

Mit Ingwerkonzentrat gegen Viren?
Mit der Angst vor dem Corona-Virus versuchten verschie-
dene Unternehmen Geld zu machen. So ließ ein Nahrungs-
ergänzungsmittel-Hersteller unter der Website www.dr-feil.
com ein „Immunpaket“ bewerben, bestehend aus 100 ml 
Ingwerextrakt und 90 Nährstoffkapseln mit Zink, Selen, 
Mangan, Vitamin D und Laktobakterien. Der Preis: 59,80 
Euro. Auf dieser Seite behauptete Herr Dr. Wolfgang Feil 
unter der Überschrift „So stärken Sie sich gegen das Coro-
navirus“ unter anderem: „Diese Ingwerwirkstoffe hemmen 
die Vermehrung des Virus im Körper sofort und verringern 
das Risiko, dass das Virus in Körperzellen eintreten kann.“ 
In diesem Blog-Artikel wurde dann praktischerweise auch 
gleich auf das Immunpaket verlinkt (https://allsani.com/
immunpaket). Geschäftsführerin der Komplementärin 
dieses Anbieters ist wiederum eine Frau Andrea Reichen-
auer-Feil. Ein Zufall? Diese Werbeaussagen für das Immun-
paket, getarnt als pseudowissenschaftlicher Beitrag, sind 
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l  FALL AUS DER BERATUNG: 
UNERWÜNSCHTES PILLEN-ABO

Vanessa Holste,  
Abteilungsleiterin Lebensmittel und 
Ernährung

Als Herr J. das Päckchen einer ihm unbekannten Firma 
öffnete, war er entsetzt: Fast 300 Euro sollte er für das 
beiliegende Präparat zur Penisverlängerung zahlen, 
laut Schreiben hatte J. sogar ein Abo für die Pillen abge-
schlossen. Doch weder das Produkt namens „Horse 
Power“ noch die Firma „Aliaz Cooperation“ waren 
Herrn J. bekannt. Er beschwerte sich mehrfach bei der 
Aliaz Cooperation. Doch die Firma erklärte lediglich den 
Abo-Vertrag für beendet, bestand aber weiterhin auf 
die offenen Forderungen. Diese wurden mit Nachdruck 
eingefordert, Herr J. erhielt wenig später ein Inkasso-
schreiben von Inkassolution. Neben der IP-Adresse, 
über die die Bestellung angeblich getätigt worden war, 
führte das Unternehmen außerdem Herrn J.s E-Mail-
Adresse als weiteren Beleg für die Bestellung auf. Mit 
Verzugszinsen, Gläubigerkosten und weiteren Auslagen 
betrug die geforderte Summe inzwischen sogar 400 
Euro.

Herr J. wandte sich an die Verbraucherzentrale. Dort war 
vor allem die Firma Aliaz Cooperation aus zahl reichen 
Beschwerden gut bekannt. Bereits seit mehreren Jahren 
tauchte der Name immer wieder im Zusammenhang 
mit unbestellten Waren und aggressiven Zahlungs-
aufforderungen auf. Da sich der Firmensitz der Aliaz 
Coopration in Lettland befindet, war die rechtliche 
Handhabe der Verbraucherzentrale gegen das Unter-
nehmen beschränkt. Allerdings konnte das europäische 
Verbraucherzentrum EVZ gemeinsam mit den lettischen 
Behörden erfolgreich gegen die Firma vorgehen. 

In der Beratung wurde schnell klar: Die Forderung 
gegen Herrn J. ist unberechtigt. Die Verbraucherzent-
rale verwies ihn auf ihren Musterbrief, den J. an Inkas-
solution schickte. Wenige Tage später erhielt J. von der 
Inkassofirma die Information, dass der Mandant den 
Fall zurückgezogen habe und die Akte geschlossen 
werde. Er muss nun keine weiteren Mahnschreiben 
fürchten.

aus Sicht der Verbraucherzentrale rechtswidrig. Denn: 
Lebensmittel dürfen nicht mit heilender oder krankheits-
bezogener Wirkung beworben werden. Die Verbraucher-
zentrale hat dieses Vorgehen abgemahnt. Da der Anbieter 
nach abgegebener Unterlassungserklärung weiterhin mit 
den beanstandeten Aussagen warb, reichte die Verbrau-
cherzentrale Klage vor dem Landgericht Tübingen ein, 
erst vor Gericht erkannte der Anbieter sein rechtswidriges 
Verhalten endgültig an. 

Hello Fresh
Gerade in Zeiten der Pandemie erlebten Lieferdienste 
einen weiteren Aufschwung. Dass dabei nicht immer alles 
klappt, wie es sollte, zeigen mehrere Abmahnungen der 
Verbraucherzentrale gegen die  HelloFresh Deutschland 
SE & Co. KG. Ausgangspunkt für die Abmahnungen war 
die Beschwerde einer Verbraucherin. Bei ihrer Online-
Bestellung war sie von einer Einzellieferung ausgegangen, 
tatsächlich hatte sie – ohne es zu wollen oder zu ahnen 
– ein Abonnement über mehrere Lieferungen abge-
schlossen. Die Verbraucherzentrale überprüfte den Fall 
und stellte fest, dass der Bestellbutton nur mit „Bestellung 
aufgeben“ / „Zustimmen und weiter“ und damit falsch 
beschriftet war. Insgesamt entsprach die Beschriftung 
damit nicht den gesetzlichen Vorgaben. Und auch der 
Abschluss eines Abos war nicht ersichtlich. Weiterhin 
bemängelte die Verbraucherzentrale, dass der Lieferdienst 
seine Kund:innen bei der Bestellung auch in anderen 
Punkten nicht ausreichend informierte, zum Beispiel 
über den Gesamtpreis beziehungsweise über die Art der 
Preisberechnung, über die Mindestlaufzeit des Vertrages 
und die Kündigungsvoraussetzungen. Weitere Gründe für 
Abmahnungen lieferte das Unternehmen mit widersprüch-
lichen Angaben zur Kündigung von Einzellieferungen sowie 
mit Werbemails, die trotz fehlender Zustimmung verschickt 
wurden. Da das Unternehmen die angeforderte Unterlas-
sungserklärung nicht abgab, reichte die Verbraucherzent-
rale Klage ein. Das Landgericht Berlin gab der Verbraucher-
zentrale überwiegend Recht. Die abschließende Klärung 
wird in der Berufungsinstanz erfolgen, das Verfahren ist 
noch nicht abgeschlossen. 

Aus den Abteilungen und Projekten | 
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VERSICHERUNGEN, 
PFLEGE, GESUNDHEIT

l  THEMEN DES JAHRES

Covid-19: Masken und Reiseversicherungen im Fokus
Die Beratung stand auch in der Abteilung Versicherungen, 
Pflege, Gesundheit im Bann der Pandemie. Masken, Tests 
und Reiseversicherungen wurden für Verbraucherinnen 
und Verbraucher zu wichtigen Themen, die viele Fragen 
aufwarfen. 

So gab es bereits im zu Beginn des Frühjahrs 2020 viele 
Anfragen und Beschwerden zu Mund-Nase-Masken aller 
Art. Anfangs stand dabei die Frage im Vordergrund, wer 
Masken überhaupt vertreiben darf und wie viel diese 
kosten dürften. Hintergrund waren teils extreme Preisstei-
gerungen, die Verbraucher:innen durch einen Vergleich der 
Maskenpreise mit der Zeit vor der Pandemie ermittelten. 
Mit zunehmender Dauer der Pandemie gingen die Fragen 
und Beschwerden häufiger in Richtung Zuverlässigkeit 
der Händler und insbesondere der Qualität der Masken. 
Wichtig war Verbraucher:innen dabei vor allem, wie man 
die Qualität von Masken erkennen kann und wer diese 
überprüft. Berichte und Gerüchte über falsche oder 
unzureichende Masken sorgten dabei zusätzlich für Unsi-
cherheit. Wichtig ist daher eine konsequente, lückenlose 
Kontrolle der gesamten Produktions- und Transportkette. 

Im Versicherungsbereich gab es einen Corona-Schwer-
punkt bei Reiseversicherungen. Für die betroffenen 
Verbraucher:innen ging es vor allem darum, ob beispiels-
weise das erhöhte Risiko, sich bei einer Ferienreise mit 
Corona anzustecken, von Versicherungen als Grund für 
die Absage der Reise akzeptiert wird. Darüber hinaus gab 
es Anfragen dazu, was mit der Prämie bei Beendigung des 
Versicherungsvertrags passiert, wenn eine Reise aufgrund 
einer behördlichen Anordnung abgesagt wurde. 

Pflegezusatzversicherungen – Dramatische Beitrags-
erhöhungen
Besonders viele Anfragen und Beschwerden von Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern gingen 2020 zu Beitragser-
höhungen in der privaten Pflegezusatzversicherung ein, 
verbunden mit der Frage, wie man auf die Erhöhungen 
reagieren sollte. Die Beitragssteigerungen hatten teils 
dramatische Ausmaße: Die Verbraucherzentrale erfasste 
Steigerungen von 37, 95 oder gar mehr als 100 Prozent. 
Besonders problematisch ist, dass es sich bei der privaten 
Pflegezusatzversicherung um eine für Verbraucher oft 
wichtige Sparte handelt. Und es ist höchst problematisch, 
dass sich Versicherer über einen hochformalen Weg die 
Beitragserhöhung rechtlich nahezu unangreifbar geneh-
migen lassen können. Gerade vor diesem Hintergrund 
ist es für Verbraucher:innen wichtig zu wissen, dass sie 
ein gesetzlich verbürgtes Recht haben, ihren Tarif zu 
wechseln. 

Doch nicht nur die Erhöhungen selbst sorgten für Ärger: 
die Anbieter informierten teils überhaupt nicht über die 
Preissteigerungen, teils sogar falsch. Auf diese Weise 
missachteten viele Anbieter das gesetzlich fundierte Tarif-
wechselrecht. Verbraucher:innen wurden außerdem nicht 
auf Alternativtarife aufmerksam gemacht oder von ihnen 
wurde eine erneute Gesundheitsprüfung verlangt, wenn 
sie den Tarif wechseln wollten. Das ist ebenfalls gesetzes-
widrig. Versicherer haben damit nicht nur den Bedarf von 
Verbraucher:innen ignoriert, sondern auch das Vertrauen 
in diesen wichtigen Markt massiv untergraben. 

Vor diesem Hintergrund haben wir Verbraucherinnen und 
Verbraucher in unseren Beratungen darüber aufgeklärt, 
wie sie am besten auf die Erhöhungen reagieren und gege-
benenfalls den Tarif wechseln können. Auch haben wir 
in mehreren Fällen rechtliche Schritte gegen Versicherer 
eingeleitet, die sich nicht an die gesetzlichen Bestim-
mungen gehalten haben. 

| Aus den Abteilungen und Projekten 
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l  FALL AUS DER BERATUNG: 
DECKUNGSZUSAGE ZU UNRECHT 
ABGELEHNT

Dr. Peter Grieble,  
Abteilungsleiter Versicherung,  
Pflege, Gesundheit

Die Eheleute A. wandten sich wegen eines Problems in 
einer Mietsache an einen Rechtsanwalt. Dieser stellte 
eine Vorschusskostenrechnung in Höhe von 1.200 Euro 
und gleichzeitig eine Deckungsanfrage beim Versi-
cherer der Eheleute. 

Als der Anwalt vom Versicherer die Information erhielt, 
dass kein Versicherungsschutz bestehen würde, 
forderte er die Eheleute auf, die 1.200 Euro selbst zu 
bezahlen. Das Ehepaar fiel aus allen Wolken: Für solche 
Fälle hatten sie doch jahrelang Beiträge an die Rechts-
schutzversicherung gezahlt. Auf Nachfrage erhielten sie 
vom Versicherer die Information, dass er die Deckungs-
zusage nicht erteilt habe, da nach einem Beitragsrück-
stand der Vertrag gekündigt worden sei.

Der Rückstand war jedoch nicht entstanden, weil die 
Eheleute nicht mehr zahlen konnten oder wollten, 
sondern weil ein Beitrag einmalig, aus welchen 
Gründen auch immer, nicht von ihrem Konto abgebucht 
worden war.

Der Versicherer hätte die Eheleute A. für eine Vertrags-
kündigung allerdings über den Rückstand und die 
Konsequenzen informieren müssen. Einen solchen 
Brief hatten Herr und Frau A. jedoch nie erhalten. In 
der Beratung wurde das Ehepaar darauf hingewiesen, 
dass die Kündigung deshalb nicht wirksam sei. Doch 
die Versicherung verweigerte dem Paar weiterhin den 
Rechtsschutz. Daraufhin wandte sich die Verbraucher-
zentrale direkt an den Versicherer und legte ihm die 
Rechtslage dar. Erst nach einem zweiten Schreiben der 
Verbraucherzentrale und zwei Monaten ohne Reaktion 
lenkte der Versicherer ein und teilte den Eheleuten mit, 
dass der Vertrag weiter fortbestehen würde und er dem 
Anwalt die Deckungszusage erteilt habe. 

Pflegeheime – Erhöhung Entgelte 
Viele Pflegeheimbewohner und -bewohnerinnen bekamen 
im vergangenen Jahr von ihrem Heim die Mitteilung, dass 
sich die Entgelte für ihren Pflegeplatz erhöhen. Die Betrof-
fenen oder deren Angehörige beschwerten sich daraufhin 
bei der Verbraucherzentrale oder fragten nach, wie sie mit 
solchen Erhöhungen umgehen sollten. Verbraucherinnen 
und Verbraucher empfanden insbesondere die verlangten 
Kosten als zu hoch. Auch das Verfahren, nach dem die 
Heimkosten neu kalkuliert wurden, sahen viele als intrans-
parent und unverständlich an. Sie konnten die Preiserhö-
hung nicht wirklich nachvollziehen und akzeptieren. 

Steigende Kosten für die Pflege und für stationäre Pflege-
einrichtungen sind oft ein sensibles Thema: Einerseits 
haben Pflegebedürftige in dieser Situation oft wenig finan-
ziellen Spielraum, andererseits ist ein Wechsel des Pflege-
heims, um die Kosten zu reduzieren, oft mit enormem 
Aufwand verbunden und in der Praxis eine kaum gangbare 
Alternative.

Ein weiteres Problem ist, dass Verbraucher:innen es 
oftmals schwer haben, verlässliche Informationen zu 
Pflegekosten und deren Finanzierung zu bekommen. Auch 
lässt die Preistransparenz mancher Betreiber von Pflege-
heimen zu wünschen übrig. 

Neben dem Kostenaspekt war für Verbraucher:innen auch 
die der Qualität in der Pflege ein wichtiges Thema. Viele 
fragten bei der Verbraucherzentrale nach, wie und anhand 
welcher Kriterien sie einen bedarfsgerechten und qualitativ 
hochwertigen Pflegeheimplatz finden können. 

Beiträge für die Krankenkasse: Viele Fragen offen
Anfragen und Beschwerden zu Krankenkassen nahmen 
auch 2020 im Bereich “Pflege und Gesundheit” einen 
großen Platz ein. Meist ging es darum, dass die Berech-
nungen der Beiträge für Verbraucher:innen intransparent 
und nicht nachvollziehbar sind und dass Krankenkassen 
die Beiträge falsch oder zu hoch berechnen. 

Einen Schwerpunkt bildeten im vergangenen Jahr Anfragen 
und Beschwerden im Zusammenhang mit dem Freibetrag 
für Betriebsrenten, der zu Beginn des Jahres 2020 recht 
kurzfristig eingeführt wurde. Für Verbraucher:innen war 
es schon davor oft unmöglich, die von den Krankenkassen 
errechneten Beiträge und die dahinterstehenden Wege 
nachzuvollziehen, durch die kurzfristig vorgenommene 
Freibetragsregelung wurde der gesamte Vorgang noch 
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komplexer. Ein häufiges Problem: Auch viele Monate 
nachdem das Gesetz in Kraft getreten war, wurde der 
Freibetrag noch nicht in einem neuen Beitragsbescheid 
berücksichtigt, Änderungen wurden oft nicht transparent 
dargestellt. 

Bei den Beratungs- und Beschwerdeanfragen aus dem Jahr 
2020 zeigte sich in einer durchgeführten Untersuchung der 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, dass Beitrags-
fragen zur Krankenkasse für Verbraucher von großer Rele-
vanz waren. Ein großes Problem: Wenn Beiträge intranspa-
rent, falsch oder zu hoch berechnet werden, betrifft dies 
oftmals viele Krankenkassen mit einem großen Marktan-
teil. Verbraucher:innen haben dann wenig Möglichkeiten, 
auf eine andere Kasse auszuweichen, besonders wenn 
noch weitere Faktoren wie ein Auslandsaufenthalt oder der 
Eintritt in die Rente den Wechsel erschweren. 

l  AUS DER RECHTSDURCHSETZUNG

Apotheke zeichnet Masken falsch aus
Ob einfache Alltagsmaske, OP-Maske oder FFP2-Standard: 
Viele Menschen sind in den letzten Monaten zu echten 
Maskenprofis geworden. So fiel es einem Verbraucher 
direkt auf, dass in einer Apotheke einfache Mund-Nasen-
Masken fälschlicherweise mit dem Zusatz „N95-Filter 
95% – FFP2-Klasse“ beworben wurden. Er meldete den 
Fall der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, die 
den Apotheker abmahnte. Der Hersteller selbst hatte 
die Masken nicht als FFP2-Masken beworben, nur die 
Apotheke behauptete dies auf einem scheinbar selbst 
ausgedruckten Schild. Die Apotheke gab eine Unterlas-
sungserklärung ab und verpflichtete sich, die Masken 
künftig korrekt auszuzeichnen.

Neuer Vertriebsweg, neue Probleme?
Viele Versicherungen werden inzwischen online abge-
schlossen, ein Trend, der sich durch die Corona-Pandemie 
weiter durchsetzen dürfte. In manchen Fällen versuchen 
Anbieter jedoch nicht nur den persönlichen Kontakt, 
sondern auch die Beratungspflicht stark zu reduzieren. 

So mahnte die Verbraucherzentrale 2020 beispielsweise 
die Neodigital Versicherung AG erfolgreich ab, weil diese 
vor Abschluss der Versicherung nur minimale Kriterien 
abfragte und Verbraucher:innen dann dazu bewegen 
wollte, auf die Beantwortung weiterer Fragen zu verzichten 
und einen Tarif „nach Bedarf“ auszuwählen. Gesetzlich 
sind Versicherer allerdings verpflichtet, Verbraucher:innen 
zu beraten, auch über die Konsequenzen eines solchen 
Verzichts auf weitere Fragen. Ihnen nur viele Informationen 
aufzutischen reicht nicht aus. Denn erst bei der Beratung, 
wenn Wünsche und Bedürfnisse der Verbraucher:innen 
abgefragt und erkannt werden, kann ihnen ein passendes 
Produkt angeboten werden. 

Eine weitere Abmahnung im Bereich der InsureTechs betraf 
rechtswidrige Geschäftsbedingungen des Versicherers 
Lemonade. Der Versicherer hat inzwischen eine Unterlas-
sungserklärung abgegeben. 
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l  THEMEN DES JAHRES

Für die Abteilung war es ein besonders erfolgreiches, 
aber auch sehr anspruchsvolles Beratungsjahr. Sowohl 
bei den Beratungen und Anfragen als auch bei den Veran-
staltungen wurden die Zahlen des Vorjahres deutlich 
übertroffen. So verzeichnete die Abteilung 2020 über 
75 Prozent mehr Verbraucherkontakte als 2019, darüber 
hinaus konnten bei 49 Veranstaltungen und Vorträgen 
viele Verbraucher:innen erreicht werden. Coronabedingt 
fanden viele dieser Vorträge nicht in Präsenz, sondern als 
Onlineveranstaltung statt. Besonders hervorzuheben ist 
eine Online-Veranstaltung zusammen mit dem Landes-
kriminalamt, an der 19.000 Menschen teilnahmen. 

Die gestiegene Nachfrage nach Beratungen bei der Abtei-
lung zeigt nicht nur die Qualität unseres Angebots – sie 
zeigt auch ein strukturelles Versagen des Gesetzgebers im 
Hinblick auf bestimmte Themenbereiche wie Reiserecht, 
Inkassowesen und untergeschobene Verträge. Gerade zu 
diesen Themen hat die Verbraucherzentrale im vergan-
genen Jahr vermehrt Anfragen festgestellt. Zwar hat auch 
die Corona-Pandemie in der Abteilung Telekommunikation, 
Internet und Verbraucherrecht zu einem rasanten Anstieg 
der Kontaktzahlen geführt. Doch selbst nach Bereinigung 
der Statistik um Beschwerden mit Coronabezug kann die 
Abteilung einen Anstieg von rund 2.000 mehr Beratungen 
im Vergleich zu 2019 verzeichnen. Das verdeutlicht, dass 
viele der Probleme nicht kurzfristig, sondern struktureller 
Art sind. 

Reisen in Zeiten der Pandemie
Der größte Teil der Beratungsanfragen entfiel im Jahr 2020 
auf den Reisebereich. Im Vergleich zum Vorjahr haben 
sich die Anfragen in diesem Bereich verzehnfacht! Ein 
besonders häufiges Ärgernis – sowohl bei Individual-
reisen (insbesondere Flüge und Unterkünfte) als auch bei 
Pauschalreisen – war, dass Reiseanbieter bereits bezahlte 
Reisegelder nicht zurückerstatteten oder statt Geld nur 
Gutscheine ausgaben. Die zahlreichen Beschwerden zeigen 
vor allem, dass die mangelnde Rückerstattung auf das seit 
Jahren in der Reisebranche etablierte Vorkasse-Modell 

TELEKOMMUNIKATION,  
INTERNET,  
VERBRAUCHERRECHT

zurückzuführen ist. Reisende sind den Anbietern nach 
Bezahlung oft schutzlos ausgeliefert. Obwohl Flugreisende 
nach der EU-Fluggastrechteverordnung einen Anspruch auf 
Rückzahlung innerhalb von sieben Tagen und Pauschal-
reisende einen Anspruch auf Rückerstattung innerhalb 
von 14 Tagen haben, erschweren oder verweigern Anbieter 
nach wie vor die zustehende Rückerstattung. Gravierende 
Probleme hinsichtlich der Rückzahlung und fehlende Insol-
venzabsicherung für Individualreisen gab es bereits in den 
Vorjahren mit Insolvenzen von Air Berlin und Thomas Cook.

Weil viele Anbieter uneinsichtig waren und Reisenden kein 
Geld zurückerstatten wollten, leitete die Verbraucherzen-
trale im vergangenen Jahr 36 juristische Verfahren gegen 
Reiseanbieter ein. Die jüngsten Erfolge sind Anerkennt-
nisurteile in den Klagen gegen Lufthansa und Eurowings 
(Januar 2021). 

Fitnessstudios und Corona
Neben Beschwerden rund ums Thema Reise sorgten 
Fitnessstudios und ihr Verhalten während der Corona 
Pandemie bei vielen Verbraucherinnen und Verbrauchern 
für Ärger. Mehr als 1.000 Sporttreibende beklagten Abbu-
chungen und Rechnungsstellungen sowie nicht akzeptierte 
Kündigungen, obwohl Sport- und Fitnessstudios monate-
lang geschlossen waren. Die Abbuchung von Beiträgen 
ohne entsprechendes Angebot (Studioöffnung, Training, 
Unterricht) ist ein weitreichendes Corona Problem, welches 
auch in das Jahr 2021 hineinreicht.

Aus den Abteilungen und Projekten | 
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Online-Glücksspiel, Abofallen und Fakeshops
Der lang anhaltende Lockdown und die Schließung vieler 
Läden führte auch dazu, dass Verbraucherinnen und 
Verbraucher vermehrt Geschäfte und Verträge im Internet 
abschlossen. Bei der Verbraucherzentrale zeigte sich  
dies vor allem durch ein erhöhtes Beschwerdeauf- 
kommen im Bereich von Glücksspiel und Internetab- 
zocke. Schwerpunkt der Beschwerden im Bereich Glücks-
spiel waren Gewinnspiele, Lotterien und Eintragungsser-
vice bei Gewinnspielen. Bei diesem Service versprechen 
unseriöse Anbieter Betroffenen, sie in Listen einzutragen, 
so dass sie automatisch an mehreren Gewinnspielen 
teilnehmen. 

Große Sorgen bereiten nach wie vor Abofallen und unter-
geschobene Verträge. Vermeintlich kostenlose Angebote 
im Internet oder vermeintliche belanglose Kontaktauf-
nahmen per Telefon entpuppen sich dabei oft als teure 
Verträge beziehungsweise Abos. Sehr häufig klären 
Anbieter falsch über die wahren Vertragsverhältnisse 
auf oder führen gezielt in die Irre. Seitenbetreiber lassen 
gezielt Informationen über Kosten weg oder beschriften 
Buttons falsch, so dass vermeintlich harmlose „Klicks“ 
oft in einem teuren Vertrag enden. Nach belanglosen 
 Telefonanrufen werden Vertragsschlüsse behauptet und 
teure Rechnungen verschickt. Betroffene berichten, dass 
sie sich an kein Vertragsgespräch erinnern können und 
einem Vertrag niemals zugestimmt hätten. Diese Proble-
matik ließe sich beseitigen, wenn eine Bestätigungslösung 
für alle im Fernabsatz geschlossenen Verträge gelten 
würde. Insofern müssten alle am Telefon oder Internet 
geschlossenen Verträge noch einmal in Textform bestätigt 
werden. So könnten sie schnell erkennen, ob sie tatsäch-
lich einen Vertrag wie gewünscht oder ein ungewolltes Abo 
abschließen. 

Auch der Einkauf verlagerte sich pandemiebedingt mehr 
und mehr ins Internet. Die Folge war ein starker Anstieg 
von Beschwerden über Fake Shops. Waren es 2019 noch 
93 Beratungen zu Fake Shops, so stieg die Zahl 2020 
bereits auf 455, was fast einer Verfünffachung entspricht. 
Entscheidend bei diesen Zahlen ist, dass offensichtliche 
Fake Shop-Fälle von uns direkt an die Strafverfolgungs-
behörden verwiesen und von diesen Zahlen nicht erfasst 
werden und die dargestellten Zahlen somit nur die „Spitze 
des Eisberges“ sind. Die Betrüger sind jedoch schwer zu 
fassen sind, häufig führen die Spuren ins nicht-europäische 
Ausland. Das gezahlte Geld ist in diesen Fällen unwieder-
bringlich verloren.

Besonders im Bereich Mode und Elektronik gab es viele 
Beschwerden. Spannend zu sehen war, wie schnell 
Fake Shop-Betrüger sich den aktuellen Geschehnissen 
anpassen: Gerade am Anfang der Pandemie gab es wenig 
Hygieneartikel wie Atemschutzmasken oder Desinfektions-
mittel, so dass diese Artikel vermehrt angeboten wurden. 
Während des Lockdowns verbrachten viele Menschen mehr 
Zeit in der Wohnung und im eigenen Garten, so dass dann 
vermehrt Wohnaccessoires und Gartenartikel im Angebot 
der Betrüger waren. 

Auffällig ist auch, dass sehr viele Fake Shop-Beschwerden 
über Shops bei sozialen Netzwerken wie Facebook, 
 Instagram oder Whats App kommen. Auch bei Shopping 
Apps wie Wish verzeichnet werden: Gerade hier tummeln 
sich viele Anbieter, die Fake-Waren oder minderwertige 
Waren vertreiben. Das Problem dabei: Nach Erhalt des 
Geldes versenden diese Shops häufig entweder keine oder 
aber nur minderwertige oder gefälschte Ware.

Der einzige Grund, weshalb die Masche der Fake Shops 
immer noch funktioniert, ist die Möglichkeit, Geld per 
Vorkasse zu verlangen. Gäbe es diese Bezahlart nicht mehr, 
wäre das Betrugsfeld für die Betreiber kaum noch inter-
essant. Zudem wäre auch der „normale“ Online-Einkauf 
besser abgesichert.

l  AUS DER RECHTSDURCHSETZUNG

Verbraucherzentrale verklagt Lufthansa
Wegen der Corona-Pandemie stornierte die Deutsche Luft-
hansa AG im vergangenen Jahr zahlreiche Flüge. Anstatt 
bereits gezahltes Geld zurück zu überweisen, bot sie oft 
nur Umbuchungen oder Gutscheine an. Wenn ein Anbieter 
bereits bezahlte Flüge storniert, muss er jedoch darüber 
informieren, dass Betroffene ihr Geld zurückfordern oder 
freiwillig einen Gutschein annehmen können. Bei einer 
Rückzahlung muss das Unternehmen innerhalb von sieben 
Tagen den Flugpreis erstatten. Beschwerden über die 
Lufthansa zeigten jedoch, dass sich das Unternehmen im 
vergangenen Jahr kaum an diese Regelungen hielt, Rück-
zahlungen verschleierte und verschleppte und Reisende 
mit falschen Informationen täuschte. Die Verbraucher-
zentrale ging daher juristisch gegen die Lufthansa vor. Sie 
forderte das Unternehmen auf, eine Unterlassungserklä-
rung abzugeben, mit der es sich verpflichtete, Verbraucher 
künftig über die ihnen zustehenden Rechte zu informieren, 
das Recht auf Rückerstattung nicht zu verschweigen und 
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l  FALL AUS DER BERATUNG: 
STORNIERUNG MIT HINDERNISSEN

Oliver Buttler,  
Abteilungsleiter Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht

Herr M. buchte bei einem Reiseveranstalter eine große 
Expeditionsreise mit dem Schiff für zwei Personen 
im Wert von rund 16.000 Euro. Wenige Tage nach der 
Buchung der Reise erhielt er eine Bestätigung mit dem 
Hinweis, dass die Reise drei Tage ab Erhalt der Bestäti-
gung kostenlos storniert werden könne. Wegen Unstim-
migkeiten über die zur Verfügung zu stellenden Kabinen 
machte er hiervon Gebrauch und stornierte die Reise 
noch am selben Tag. Umso überraschter war er, als 
ihm daraufhin 20 Prozent Stornogebühren in Rechnung 
gestellt wurden. 

Er wandte sich an die Verbraucherzentrale Baden-Würt-
temberg. Diese prüfte den Fall und stellte fest: Auch 
wenn es kein gesetzliches Recht auf eine kostenlose 
Stornierung oder einen Widerruf bei Reisebuchungen 
gibt, so muss sich der Anbieter an sein Angebot 
halten, auch wenn dieses – wie sich hier schließlich 
herausstellte – durch ein Versehen in der Bestäti-
gungsmail gelandet war. Herr M. konnte seine Reise 
daher kostenlos stornieren und erhielt auch die bei der 
Buchung bereits geleistete Anzahlung zurück. Der von 
der Verbraucherzentrale abgemahnte Reiseanbieter 
verpflichtete sich, zukünftig keine Stornierungspau-
schalen in Rechnung zu stellen, wenn eine kostenlose 
Stornierung versprochen wurde.

den Flugpreis innerhalb der gesetzlichen Frist zurück-
zuzahlen. Da die Lufthansa nicht auf die Abmahnung 
reagierte, erhob die Verbraucherzentrale Klage vor dem 
Landgericht Köln. Erst vor Gericht erkannte sie das Fehlver-
halten an. 

Euro Collect: Klage gegen Inkasso-Büro erfolgreich 
Dass Inkasso-Büros oft mit fragwürdigen und teils rechts-
widrigen Maschen versuchen, Geld einzutreiben, ist nicht 
neu. Besonders unverfroren ging dabei die Euro Collect 
GmbH vor: Obwohl ein Verbraucher einer angeblichen 
Forderung bereits mehrfach widersprochen hatte, forderte 
Euro Collect ihn auf, zusätzlich eine „Versicherung an Eides 
Statt“ zu unterschreiben. Diese sollte gemäß dem Aufdruck 
des Schreibens an die zuständige Staatsanwaltschaft/
Ermittlungsbehörde/das zuständige Gericht gerichtet 
sein. Besonders dreist: Ein Inkassobüro ist überhaupt 
nicht berechtigt, eidesstattliche Erklärungen einzufordern, 
das grenzt nach Einschätzung der Verbraucherzentrale an 
Amtsanmaßung. Außerdem werden Verbraucher durch 
so ein Verhalten massiv eingeschüchtert, damit sie aus 
Angst auch unberechtigte Forderungen zahlen. Gegen 
diese aggressive Belästigung ging die Verbraucherzentrale 
Baden-Württemberg erfolgreich gerichtlich vor.

Sixt: Gutschein nur eingeschränkt einlösbar
Der Autoverleiher Sixt verkaufte Gutscheine, auf denen 
nicht klar erkennbar war, wo Verbraucher diese einlösen 
können. Das nicht nur ärgerlich, sondern auch rechts-
widrig. Zu ungenau war der Hinweis der Sixt GmbH & Co. 
Autovermietung KG, den Gutschein an allen teilnehmenden 
Corporate-Stationen einlösen zu können, ohne zugleich 
darüber aufzuklären, welche Filialen „Corporate-Stationen“ 
sind. Die Information, wo ein Gutschein eingelöst werden 
kann, muss jedoch vor dem Kauf erkennbar sein. Die 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg hat dies erfolg-
reich abgemahnt.

Trotz der abgegebenen Unterlassungserklärung verhielt 
sich Sixt weiterhin rechtswidrig. Bei einer Gutschein aktion 
gemeinsam mit der Deutschen Bahn verwendete die Auto-
vermietung wenige Tage später wieder nur den Hinweis 
„Gültig an allen teilnehmenden Corporate Stationen in 
Deutschland“, ohne weitere Erläuterungen. Da Sixt damit 
trotz bestehender Unterlassungserklärung erneut gegen 
diese Informationspflichten verstieß, ging die Verbraucher- 
zentrale nun weiter juristisch gegen Sixt vor und reichte 
Anfang 2021 Klage beim LG München ein. 
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PROJEKT  
VERBRAUCHERBILDUNG
Bei ihrem Angebot der Verbraucherbildung stützt sich 
die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg auf ihre 
mehr als 60-jährige Erfahrung. Im Fokus ihrer Verbrauch-
erbildung steht die Vermittlung der Kompetenzen, die für 
Verbraucher:innen bei der Wahrnehmung ihrer wirtschaft-
lichen Selbstbestimmung von zentraler Bedeutung sind. 
So umfasst Verbraucherbildung etwa nicht nur die Infor-
mation über Verbraucherrechte, sondern die Vermittlung 
der Kompetenz, seine Rechte als Verbraucher:in wahrzu-
nehmen und sich gegen Widerstände durchzusetzen. 
Damit setzt die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg 
ihren expliziten Satzungsauftrag zur Verbraucherbildung 
um. Im Projekt Verbraucherbildung, das vom Ministerium 
für ländlichen Raum und Verbraucherschutz gefördert 
wird, unterstützen wir seit 2016 Lehrkräfte bei der Umset-
zung der Leitperspektive Verbraucherbildung. 

2020 haben wir sechs weitere Unterrichtsmaterialien in 
den Fächern Alltagskultur, Ernährung, Soziales (AES), 
Deutsch, Mathematik, Kunst und Werken und Geschichte 
erstellt. Mit den neuen Materialien können sich Schü-
lerinnen und Schüler anhand eines Romans mit dem 
Einfluss von Algorithmen auf das Verbraucherdasein 
auseinandersetzen, in weiteren Materialien geht es um 
die Rolle, die Verbraucher:innen im Nationalsozialismus 
zugedacht war sowie um die Einflussmöglichkeiten der 
Verbraucher:innen in einem freiheitlich-demokratischen 
Rechtsstaat (Consumer Citizenship).

Die Herausforderung, vor der die Schulen pandemiebedingt 
im März 2020 standen, haben wir als Ansporn verstanden, 
unsere Arbeit an dem neuen Bedarf auszurichten. 

Neben der inhaltlichen Weiterentwicklung unseres Ange-
bots haben wir besonders darauf geachtet, dass unsere 
Materialien auch für den Fernunterricht geeignet sind. So 
können die Arbeitsblätter in unseren neuen Materialien 
auch immer digital bearbeitet werden.

Gleich mit Beginn der Pandemie haben wir in kurzer Zeit 
29 Erklärvideos zur Verbraucherbildung für den Fernun-
terricht erstellt und diese sowohl auf der Homepage der 
Verbraucherzentrale als auch auf ihrem YouTube-Kanal 
veröffentlicht. Inhaltlich behandeln die Videos insbeson-
dere die Themenbereiche Verbraucherrechte und Verbrau-
cherinstitutionen. Sie greifen die Themen altersgerecht auf 
und stehen didaktisch in Verbindung mit den zugehörigen 

Unterrichtsmaterialien. Die Zugriffszahlen zeigen uns, dass 
wir unsere Zielgruppe mit diesem Angebot gut erreicht 
haben. Mit der Integration von Erklärvideos haben wir 
unser Angebot zur Unterstützung der baden-württember-
gischen Lehrkräfte weitere ausgebaut.

Somit umfasst unser Angebot mittlerweile neben Hand-
reichungen für Lehrkräfte und den dazugehörigen Arbeits-
blättern für Schüler:innen auch Infografiken und Erklär-
videos. In vielen Materialien haben wir diese unterschied-
lichen Unterrichtsbausteine kombiniert. Darüber hinaus 
gehört zu unserer Projektarbeit auch eine Kooperation mit 
einer Schule.

Rechtzeitig zum Schuljahresbeginn im September 2020 
haben wir unsere Internetseite mit dem Ziel neu aufgesetzt, 
unser Angebot leichter auffindbar und besser nutzbar zu 
gestalten. Die Unterrichtsmaterialien sind jetzt fachbe-
zogen nach Grundschule/Sekundarstufe getrennt und für 
die fächerübergreifende Verbraucherbildung nach den 
Themen Soziale Medien, Gütezeichen, Verbraucherrecht/-
insitutionen und Werbung gegliedert abrufbar.

l  VERBRAUCHERBILDUNG IN 
KOOPERATION 

In der Kooperation mit dem Volkshochschulverband 
Baden-Württemberg und der Evangelischen Landes-
arbeitsgemeinschaft der Familien-Bildungsstätten in 
Württemberg (LEF) sind wir weiterhin Mitglied im Beirat 
des Projekts „Verbraucherbildung für Erwachsene und 
Familien in Baden-Württemberg“. Unsere Aufgabe ist 
insbesondere die Unterstützung bei der Entwicklung der 
inhaltlichen Umsetzung, bei der Programmgestaltung und 
bei der Fortbildung der Referent:innen. Natürlich führen wir 
in der Kooperation auch eigene Vorträge zur Verbraucher-
bildung durch.

Im Rahmen der Kooperation mit dem Landesmedienzen-
trum Baden-Württemberg (LMZ) konnten wir 2020 an 
die umfangreichen Vorarbeiten für ein Online-Seminar 
zum Thema „Online-Bezahlmethoden“ aus dem letzten 
Jahr anknüpfen. Das Online-Seminar, eine Fortbildung 
für Multiplikatoren des LMZ, wurde im Berichtszeitraum 
durchgeführt. 

Einen Überblick über unser  
gesamtes Angebot finden Sie unter: 
www�vz-bw�de/bildung-bw
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Ziele und Förderung des Projekts
Am 1. Juli 2020 startete das Projekt „Verbraucher stärken 
im Quartier“ in der Mannheimer Neckarstadt-West. 
Das Bundesprojekt ermöglicht der Verbraucherzentrale 
Baden-Württemberg zum ersten Mal in ihrer Geschichte 
eine aufsuchende Verbraucherarbeit. Durch niedrigschwel-
lige Unterstützungsangebote werden gezielt diejenigen 
Verbraucher:innen angesprochen, die die Verbraucher-
zentrale bislang nicht oder nur schwer erreichen konnte. 
Auch sprachliche Barrieren sollen überwunden und Infor-
mationen in verschiedenen Sprachen angeboten werden. 

Ziel des Projekts ist es, besonders verletzliche Ver- 
braucher:innen zu stärken und sie fit zu machen, damit sie 
selbst dubiose Maschen erkennen und gute Verbraucher-
entscheidungen treffen können.

Gefördert wird das Projekt im Rahmen der ressortüber-
greifenden Strategie „Nachbarschaften stärken, Mitein-
ander im Quartier“ im Programm „Soziale Stadt“ durch 
das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
(BMI) und das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz (BMJV).

Quartiersmitarbeiterinnen & Quartiersbüro
Marika Jgerenaia und Isabella Glott sind seit 1. Juli 2020 
und 15. September 2020 die Quartiersmitarbeiterinnen. Sie 
sprechen Rumänisch, Russisch, Georgisch und Englisch.

Die beiden verstehen sich auch als Lotsinnen, die bei allen 
Problemen helfen, die richtigen Ansprechpartner:innen 
im Quartier zu finden. Deswegen ist die Vernetzungs-
arbeit mit dem Quartiermanagement und den anderen 
Akteur:innen und Organisationen im Quartier ein wich-
tiger Bestandteil ihrer Arbeit. Die Multiplikator:innen 
und Kooperationspartner:innen können von der Verweis-
struktur und den Fortbildungsangeboten der Quartiers-
mitarbeiterinnen zu ganz unterschiedlichen Verbraucher-
themen profitieren.

PROJEKT „VERBRAUCHER 
STÄRKEN IM QUARTIER“

Aus den Abteilungen und Projekten |
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Das Projekt hat zum 01.07.2020 ein eigenes Quartiers-
büro in der Neckarstadt-West bezogen. Dieses befindet 
sich ganz zentral im Quartier in der Mittelstraße 18 im 
Erdgeschoss.

Das Quartier
Die Neckarstadt-West in Mannheim ist ein sehr buntes 
Quartier mit knapp 22.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern. Es ist einerseits ein typisches Ankunftsquartier, in 
dem viele Menschen unterschiedlicher Herkunft auf engem 
Raum zusammenleben. Die finanziellen Mittel dieser 
Einwohner:innen sind am Anfang meist begrenzt und es 
fehlen ihnen oftmals noch die Kenntnisse und Erfahrungen 
mit dem deutschen Vertragsrecht. Das macht sie zu beson-
ders verletzlichen Verbraucher:innen. Im Quartier leben 
aber auch viele kreative Köpfe und Studierende. Darüber 
hinaus gibt es in der Neckarstadt-West viele engagierte 
Sozialakteur:innen, die gut untereinander vernetzt sind. 
Das Quartier hat im Stadtgefüge ein sehr schlechtes 
Image. Es gibt viele sanierungsbedürftige Gebäude, 
daneben aber auch wunderschöne Altbauten und Platz für 
Begegnungsorte. Es ist ein Quartier voller Potential.

Materialien, Tätigkeiten und Aktionen 
In der ersten Projektphase wurden Materialien für die  
Öffentlichkeitsarbeit erstellt. Darunter ein Multiplikator: 
innenflyer für die Netzwerkarbeit sowie ein Plakat und 
eine Postkarte, um die offene Sprechstunde ab Januar 
2021 und die Themen der Verbraucherzentrale bei den 
Bewohner:innen zu bewerben. Auf der Postkarte ist ein  
QR Code, der die Bewohner:innen direkt auf die im 
Dezember erstellte Webseite des Projekts leitet. Diese 
können Sie hier einsehen: https://www.verbraucher-
zentrale-bawue.de/neckarstadt-west.

Ein weiterer Fokus lag auf der Vernetzung im Quartier. 
Die Quartiersmitarbeiterinnen lernten Akteur:innen, 
Einrichtungen und Organisationen im Quartier kennen 
und identifizierten wichtige Multiplikator:innen und 
Kooperationspartner:innen. Einige Treffen konnten 
anfangs noch persönlich stattfinden, ab Oktober jedoch 
wegen der hohen Inzidenzzahlen in Mannheim ausschließ-
lich digital. Regelmäßige digitale Treffen gibt es seither mit 
dem Quartiermanagement. Mit der Klimaschutzagentur 
wird es ab Mai 2021 eine gemeinsame Sprechstunde 
(Angebot der Beratung zur Energieeinsparberatung geför-
dert vom VZBV und BAFA) im Quartiersbüro und weitere 
gemeinsame Aktionen geben. Für ANIMA, einer Beratungs-
stelle für zugewanderte Südosteuropäer:innen, ist eine 
mehrsprachige Bildungseinheit zum Thema Finanzkom-

petenz in Arbeit. Die Quartiersmitarbeiterinnen beliefern 
die Kooperationspartner:innen regelmäßig mit Informati-
onen zum Projekt, zu Aktionen und Verbraucherthemen, 
um auch auf diesem Weg die besonders verletzlichen 
Verbraucher:innen zu erreichen.

Die erste Aktion im Quartier, ein Infostand mit spieleri-
schen Elementen, um über das Projekt zu informieren, 
Projektmaterialien zu verteilen und auf den Beginn der 
offenen Sprechstunde hinzuweisen, wurde von der Stadt 
Mannheim aufgrund der Coronabeschränkungen nicht 
genehmigt. Jgerenaia und Glott kreierten kurzerhand 
eine kontaktlose Fensteraktion. In Sprechblasen wurden 
typische Verbraucherfragen dargestellt und auf die Sprech-
stunde verwiesen, die im Januar 2021 vorerst telefonisch 
startete. Materialien wie der Projekt-Familienkalender 2021 
mit illustrierten Verbrauchertipps wurden auf dem Fenster-
sims ausgelegt. Viele Verbraucherinnen und Verbraucher 
freuten sich über dieses kontaktlose Angebot und nahmen 
den Kalender gerne im Vorbeigehen mit. 

Fensteraktion zur Information über das Projekt sowie die 
Sprechstunde / Foto: VsiQ Neckarstadt-West

Über kleine Läden wie Afro-Shops, Döner-Imbisse, Bäcke-
reien, Kioske sowie der Quartiersapotheke konnten viele 
Communities im Quartier mit den Informationen zum 
Projekt und zum Start der Sprechstunde im Januar versorgt 
werden.

Doch all dies kann schon aufgrund sprachlicher Barrieren 
den persönlichen Kontakt zu den Verbraucher:innen im 
Quartier nicht ersetzen. Die Quartiersmitarbeiterinnen sind 
optimistisch, das Potenzial der Neckarstadt-West nach 
dem Lockdown noch mehr ausschöpfen zu können. 
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Die Energieberatung der Verbraucherzentrale Baden-Würt-
temberg konnte ein sehr gutes Jahr 2020 verzeichnen. Trotz 
der Corona Pandemie und damit teils eingeschränkten 
Möglichkeiten der  persönlichen Beratungen konnten die 
Beratungszahlen im Vergleich zu den Vorjahren massiv 
gesteigert werden. Die Energieberatung in Baden-Würt-
temberg nimmt damit wiederholt den zweiten Platz im 
Vergleich der bundesweiten Beratungszahlen ein. 

Insgesamt konnten 2020 in Baden-Württemberg 16.397 
persönliche Beratungen durchgeführt werden, 4.584 
mehr persönliche Beratungen im Vergleich zum Vorjahr. 
Zusätzlich nahmen an 58 Vorträgen vor Ort und 10 Online-
Seminaren insgesamt 2.537 Zuhörerinnen und Zuhörer 
teil. Darüber hinaus halfen die Energieberaterinnen 
und Energieberater Ratsuchenden auf 35 Messen im 
Rahmen von 1.854 Kurzberatungen. Unter Einbezug der 
Verbraucher:innen, die sich telefonisch bzw. per Online-
Beratung an die Energieberatung der Verbraucherzentrale 
gewandt haben, erreichte die Energieberatung 2020 insge-
samt 23.423 Bürger:innen in Baden-Württemberg.

Im Jahr 2020 konnten die Beratungszahlen bei der 
 Stationären Beratung kräftig gesteigert werden. Waren es 
im Vorjahr noch 7.076 stationäre Energieberatungen stieg 
die Zahl 2020 auf 10.781. Zu den stationären Beratungen 
zählen nicht nur Beratungen in Stützpunkten, sondern 
auch vollständige Beratungen auf den Messen und tele-
fonische Beratungen. Zwar sind die Beratungszahlen 
– bedingt durch die Corona-Pandemie – vor allem in den 
Stützpunkten und auf Messen sogar gefallen, durch die 
stark gestiegenen Zahlen im Bereich der telefonischen 
Beratungen konnte diese Entwicklung gut aufgefangen 
werden. Waren es 2019 noch 661 telefonische Bera-
tungen, verzeichnete die Energieberatung in diesem Jahr 
5.837 telefonische Beratungen. Die meisten regionalen 
Energie agenturen hatten ihre Beratungen ab Mitte März 
auf diesen Beratungsweg umgestellt. 

Erneut gestiegen ist die Anzahl der Energie-Checks im 
Vergleich zum Vorjahr. Während die Energieberaterinnen 
und Energieberater 2019 noch 4.737 Checks durchführten, 
waren es im vergangenen Jahr schon 5.616. Besonders 
nachgefragt war dabei der Eignungs-Check Solar, er hat 
auch 2020 wieder überdurchschnittlich zum Anstieg der 
Energie-Checks beigetragen. 

PROJEKT  
ENERGIEBERATUNG

Anzahl der Beratungen im Vergleich der letzten 10 Jahre: Dargestellt ist die Summe aus stationärer Beratung, 
 telefonischer Beratung, vollständigen Messeberatungen und Energie-Checks.
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Die folgende Abbildung stellt den Verlauf der gesamten Beratungszahlen von stationärer Beratung und Energie-Checks 
zusammen dar.

Aus den Abteilungen und Projekten |
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Die Öffentlichkeitsarbeit und das Marketing wurden 
ab Mitte März 2020 durch die Corona-Pandemie stark 
erschwert. Insbesondere Messeauftritte und Infostände 
mussten abgesagt werden. Aber auch Kampagnen, 
Vorträge und Gutscheinaktionen konnten nicht wie geplant 
stattfinden. Die Schwerpunkte der Öffentlichkeitsarbeit 
und des Marketings haben sich 2020 daher in Richtung 
Pressearbeit, Anzeigen und Online-Seminare verschoben. 

Zum Tag des Energiesparens veröffentlichte die Südwest-
presse eine sechsteilige Artikelreihe zum Thema energe-
tische Sanierung. Redakteur:innen der Südwestpresse 
begleiteten hier die Energieberater:innen der Energie-
agenturen Ulm und Göppingen bei Energie-Checks. Den 
Abschluss der Artikelreihe bildete eine Telefonaktion 
von zwei Energieberatern und unserer Ulmer Kollegin 
der Abteilung Bauen, Wohnen, Energie für Leser:innen. 
Sowohl die Artikelreihe als auch die Telefonaktion fanden 
großen Anklang und führten zu verstärkter Nachfrage in 
der Beratung.

Bei einer Telefonaktion beantworteten die Expert:innen der Verbraucherzentrale und der Energieberatung zahlreiche 
Fragen rund um Anbieterwechsel, Heizungstausch, Fördermittel und Solaranlagen. 

NEUE KOOPERATION
Seit Start der ersten Kooperation 2008 konnten bis 
Dezember 2020 mit 30 regionalen Energieagenturen Hono-
rarverträge abgeschlossen werden. Neu hinzugekommen 
ist 2020 die Energieagentur Neckar-Odenwald-Kreis 
GmbH, mit ihr wurde im Februar eine Kooperationsver-
einbarung unterschrieben. Die Energieagentur erhielt von 
der Energieberatung der Verbraucherzentrale daraufhin 
eine Grundausrüstung an Flyern, Flyerständern, Roll-ups, 
Plakaten sowie Give-aways. Neben den stationären Bera-
tungen führt die Energieagentur Neckar-Odenwald-Kreis 
die Energie-Checks durch und konnte bereits im April 2020 
mit den ersten Beratungen und Checks starten. 

| Aus den Abteilungen und Projekten
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PROJEKT  
WIRTSCHAFTLICHER 
VERBRAUCHERSCHUTZ

Das bundesweite Projekt „Wirtschaftlicher Verbraucher-
schutz“ hat zum Ziel, möglichst viele Verbraucherinnen 
und Verbraucher mit Informationen zu erreichen. Dafür 
erarbeiten alle 16 Verbraucherzentralen gemeinsam akti-
onsorientierte Informations- und Präventionsmaßnahmen 
zu aktuellen Themen des Verbraucherschutzes. Gefördert 
wird das Projekt vom Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz sowie des Ministeriums für Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg.

Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg hatte 2020 
für mehrere wichtige Themen und Aktionen die Feder-
führung übernommen.

Kampagne zu Treppenliften
Mit Treppenliften können Ältere und körperlich beein-
trächtigte Menschen länger selbstständig in der eigenen 
Wohnung bleiben. Darum war es den Verbraucherzentralen 
ein Anliegen, den zahlreichen Beschwerden zu Anbietern 
von Treppenliften nachzugehen. Mit einer bundesweiten 
Umfrage wurden die Erfahrungen mit dieser Branche 
abgefragt. Häufig genannte Probleme waren technische 
Mängel, hohe Anschaffungskosten und erschwerte Rück-
gabe- und Rückkaufmöglichkeiten. Um Verbraucher:innen 
zu unterstützen, wenn sie sich bei Mängeln gegen Anbieter 
wehren, hat das Projekt zahlreiche Informationen für 
die Homepage zusammengestellt. Außerdem finden 
Verbraucher:innen online eine Checkliste, die beim Kauf 
eines Treppenliftes helfen kann.

Sharing Economy – Der Trend zum Teilen� 
Die kurzfristige Nutzung E-Scootern, E-Bikes, Car-
Sharing und E-Rollern hat sich durch die einfache 
Buchung über App zu einem interessanten Angebot für 
Verbraucher:innen entwickelt. Unter Federführung der 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg wurden in einer 
Arbeitsgruppe zahlreiche Informationen zur Rechtslage 
und zu Kostenfallen sowie FAQs rund um Sharing Economy 
für die Homepage erstellt. Außerdem ist geplant – sobald 
es die Corona-Pandemie zulässt – mit einer Postkarten-
Aktion weiter auf das Thema und die Informationen auf 
unserer Homepage aufmerksam zu machen.

Broschüre zum Weltspartag
Zum Weltspartag wurde im Rahmen des Projekts die 
Broschüre „Sparen für Kinder und Enkelkinder: Wozu 
eigentlich“ erstellt. Darüber hinaus stellte das Projekt allen 
Verbraucherzentralen eine Vorlage für das bundesweit 
gehaltene Online-Seminar „Sparen für den Nachwuchs“ 
zur Verfügung, an dem in Baden-Württemberg zahlreiche 
Verbraucher:innen teilnahmen. 

Musterbriefe und Online-Tool zu Corona
Bereits vor der Corona-Pandemie bot die Verbraucher-
zentrale zahlreiche Musterbriefe an, mit denen Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sich gegen Unternehmen und 
deren Verhalten zur Wehr setzen konnten. 

Mit der Pandemie kamen zahlreiche neue und unbekannte 
Probleme auf Verbraucher:innen zu: Was tun, wenn 
Flüge wegen Corona annulliert werden? Was passiert 
mit den Tickets, wenn Veranstaltungen coronabedingt 
 abgesagt werden? Mit den Musterbriefen (www.vz-bw.
de/node/47242) zu diesen Problemen konnten Betroffene 
sofort auf das Verhalten der Anbieter reagieren. Für weitere 
Unterstützung sorgt seither außerdem der im Rahmen  
des Projekts entwickelte Corona-Vertrags-Check. Mit 
diesem Tool können Betroffene mit wenigen Klicks eine 
erste rechtliche Einschätzung zu ihrem Fall bekommen: 
www.vz-bw.de/coronavertragscheck. 
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PROJEKT  
AUSBAU DER ONLINE-
BERATUNG UND  
ONLINE-INFORMATION
Das am 1. März 2018 gestartete und durch das Ministerium 
für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz finanzierte 
Projekt „Ausbau der Online-Beratung und Online-Infor-
mation bei der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg“ 
konnte auch in 2020 erfolgreich fortgesetzt werden. 
Nachdem in den beiden ersten Projektjahren neue Bera-
tungs- und Informationsangebote geplant und eingeführt 
wurden, diente die Verlängerung im dritten Projektjahr in 
erster Linie der Weiterführung und Etablierung der neuen 
Angebote.

Digitale Beratung
Um das bereits 2019 gestartete neue Beratungsangebot 
zu etablieren wurden in 2020 Schulungen vorgenommen 
und weitere Themen mit in die Beratung aufgenommen. 
Gerade in der Pandemie erwies sich das Angebot als sehr 
hilfreiche Ergänzung zu den bisherigen Beratungswegen.  

Digitale Verbraucherinformation
Im Rahmen des Projekts wurden bestehende Maßnahmen 
digitaler Verbraucherinformation ausgebaut und völlig 
neue Formate geschaffen. Durch die Projektverlänge-
rung war es möglich, die beiden neuen Formate Podcast 
und Online-Seminare fortzuführen, weiterzuentwickeln 
und im geplanten Rhythmus neue Podcast-Folgen zu 
veröffentlichen und Seminare zu vielen weiteren  Themen 
anzubieten. Auch hier halfen die bereits implementierten 
digitalen Angebote, um Verbraucher:innen auch in der 
Pandemie mit aktuellen Informationen auf digitalen Wegen 
zu erreichen.

| Aus den Abteilungen und Projekten
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Knapp 1.300 Presseanfragen sind 2020 bei der Verbrau-
cherzentrale Baden-Württemberg eingegangen. 
Zusammen mit 62 verschickten Pressemeldungen, 
14 neuen Podcast-Folgen, zahlreichen Beiträgen für 
Kolumnen in verschiedenen Tageszeitungen und 
25 Ausgaben unseres Newsletters und der viermal im 
Jahr erschienenen Verbraucherzeitung ist die Verbrau-
cherzentrale über verschiedene Kanäle gut in der Öffent-
lichkeit und in den Medien sichtbar. 233 mal standen 
Mitarbeiter:innen vor der Fernsehkamera, 152 mal gaben 
sie Hörfunkinterviews.

Medienecho 
Gemeinsam mit dem Landeskriminalamt startete die 
Verbraucherzentrale 2020 die Kampagne „Das Geschäft 
mit dem Notfall“. Neben einer Pressemeldung über 
die Tricks und Maschen der unseriösen Schlüssel-
dienste, Rohreiniger und anderer Notdiensten wurden 
zwei Podcastfolgen produziert und veröffentlicht und 
ein gemeinsamer Flyer publiziert. Die Informationen 
wurden auf einer Internetseite gebündelt. Die Aktion 
wurde von verschiedenen Medien aufgegriffen, mit 
dem breiten Angebot stehen außerdem Informationen 
für Verbraucher:innen auf verschiedenen Kanälen zur 
Verfügung.

Als Folge der Coronapandemie entwickelte sich auch 
das Thema Reisen zu einem medialen Dauerbrenner: Die 
Expert:innen der Verbraucherzentrale beantworteten zahl-
reiche Journalistenfragen, im Rahmen mehrerer Pressemel-
dungen informierten wir über die aktuelle rechtliche Lage. 
Medial sehr gut wahrgenommen wurde dabei auch unsere 
erfolgreiche Klage gegen Lufthansa, überregionale Medien 
griffen das Thema auf und berichteten.

Dem gestiegenem Informationsbedarf von Verbraucher: 
innen wurde unter anderem mit dem neue entwickeltem 
Format der Onlinesprechstunde nachgekommen.

Thema vieler weiterer Presseinformationen waren Abmah-
nungen oder Verfahren gegen Unternehmen. Mit solchen 
Meldungen informieren wir über rechtswidriges Verhalten 
von Anbietern und bestärken Verbraucher:innen darin, 

sich zur Wehr zu setzen und im Zweifelsfall bei uns nach-
zufragen. Die Pressemeldungen handelten unter anderem 
von rechtswidrigen Klauseln und Geschäftsbedingungen 
verschiedene Banken, vom dreisten Verhalten mancher 
Stromanbieter sowie von unerlaubter Werbung für E-Ziga-
retten und der Abzocke durch ein Inkassobüro.

Neue digitale Angebote
Im zweiten Projektjahr „Digitale Verbraucherinformation“ 
konnten die neu entwickelten Formate der Verbraucherzen-
trale weiter ausgebaut und verstärkt werden. Dies zeigte 
sich insbesondere durch die stetig zunehmende Wahrneh-
mung unserer Angebote: Die Zahl der Podcasthörer stieg 
kontinuierlich und auch die Zahl der Teilnehmer:innen 
an unseren Online-Seminaren konnte auf ein sehr gutes 
Niveau ausgebaut werden. Mit der Anzahl der Online-Semi-
nare wuchs auch die thematische Breite. Beide Angebote 
sind nun fester Bestandteil des digitalen Angebots der 
Öffentlichkeitsarbeit und des Informationsangebots der 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg. 

PRESSEANFRAGEN

PRESSE- UND  
ÖFFENTLICHKEITSARBEIT  
IN ZAHLEN

Print | 42 % 

Sonstige | 19 % 

Online | 3%

Hörfunk | 14 %

TV | 22 %
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1 (5 Zahlen, 2 Eurozahlen)
     13 286 943,40 3
2 (5 Zahlen, 1 Eurozahl)
  472 109,80 3
3       (5 Zahlen, 0 Eurozahlen)
    83 313,50 3
4 (4 Zahlen, 2 Eurozahlen)
    4 829,70 3
5 (4 Zahlen, 1 Eurozahl)
  237,70 3
6 (4 Zahlen, 0 Eurozahlen)
  107,60 3
7 (3 Zahlen, 2 Eurozahlen)
      75,00 3
8 (2 Zahlen, 2 Eurozahlen)
  26,70 3
9 (3 Zahlen, 1 Eurozahl)
  17,50 3
10 (3 Zahlen, 0 Eurozahlen)
  15,20 3
11 (1 Zahl, 2 Eurozahlen)
           12,80 3
12 (2 Zahlen, 1 Eurozahl)
   7,70 3

Gewinnklassen
Eurojackpot
(Alle Angaben ohne Gewähr)

4-5-7-9-12
13-14-16-18-20
21-27-36-42-48
49-52-64-65-66

Plus 5:  1 5 5 5 0

Keno (10. Mai, ohne Gewähr)

Gewinnzahlen Alle Angaben ohne Gewähr

Lottozahlen:
2 - 9 - 17 - 22 - 23 -36
Superzahl:  7

Spiel 77:0 3 3 7 3 3 7

Super 6: 3 5 0 6 5 1

Keno (Samstag, 9. Mai):

4 - 5 - 6 - 8 - 12
15 - 16 - 22 - 27 - 33
37 - 39 - 41 - 43 - 45
57 - 65 - 66 - 68 - 69

Plus 5:  3 0 1 4 6

13er-Wette: 0 – 1 – 0 – 0 – 0 – 2 – 0 – 1 – 2 – 1 – 0 – 0 – 2

6 aus 45: 1 – 3 – 4 – 5 – 7 – 11
Zusatzspiel: 12

Los der Woche Alle Angaben ohne Gewähr

Ziehungsergebnisse der Süddeutschen Klassenlotterie von
Samstag, 09.05.2020:

1 Million Euro auf die Losnummer:  0 225 554
100 000 Euro auf die Losnummer:    2 467 602
50 000 Euro auf die Losnummer:      0 097 835
10 000 Euro auf die Losnummer:      1 589 686
Je 1 000 Euro auf die Endziffer:       -9 233
Je 900 Euro auf die Endziffern:        -35 / -60

Ergänzungszüge:
900 Euro auf die Losnummer:          1 362 492
900 Euro auf die Endziffer:                -2 591

Glücksspirale Alle Angaben ohne Gewähr

Wochenziehung: 

Gewinn:  Endziffer:
 10 Euro 8
 25 Euro 37
 100 Euro 724
 1 000 Euro 7 995
 10 000 Euro 92 606
 100 000 Euro 185 556 / 285 339

ARD-Fernsehlotterie Alle Angaben ohne Gewähr

Prämienziehung (nur für Mega-Lose):

Losnummer:
               6 519 810 1 000 000 Euro
                    697 730  100 000 Euro
                       68 826  10 000 Euro 
                          0 554  1 000 Euro
                                   21   10 Euro

Wochenziehung:
8 732 117 gewinnt BMW 118i
6 256 304 gewinnt Mini Cooper Cabrio
6 791 648 gewinnt Reise Indoor-Wasserwelt Rulantica + Europa-Park
1 009 007 gewinnt Reise in die Yachthafenresidenz Hohe Düne
8 325 928 gewinnt 100 000 Euro

Prämienziehung: 0 620 387
gewinnt 10 000 Euro
monatlich 20 Jahre lang.

TRAUMHÄUSER
BAU 72 · Südring 15 · 76473 Iffezheim
Tel. 07229 186680 · www.bau72.de

Kompetent beraten
Individuell geplant
Bezugsfertig gebaut

Gönn’ Dir
eins!...

Unzulässige Zinsklauseln
Betroffene Sparer können auf Nachzahlung hoffen

Stuttgart– Viele Banken und
Sparkassen haben Sparer mit
langfristigen Zinsversprechen
geworben. Doch in den Ver-
trägen wurden unzulässige
Zinsanpassungsklauseln ver-
wendet. Das heißt: Sparer be-
kamen in vielen Fällen zu we-
nig Geld gutgeschrieben. „Im
Schnitt geht es um zwei- bis
dreitausend Euro je Sparver-
trag“, erklärt Niels Nauhauser
von der Verbraucherzentrale
Baden-Württemberg im Ge-
spräch mit Falk Zielke.

BT: Herr Nauhauser, was ge-
nau ist das Problem in den Ver-
trägen?
Niels Nauhauser: Zahlrei-

che Banken haben in der Ver-
gangenheit rechtswidrige Klau-
seln zur Zinsanpassung in ihre
Sparverträge oder Riester-
Banksparpläne geschrieben
und die Zinsen einseitig regel-
mäßig nach unten angepasst.
Dadurch haben Verbraucher
zu wenig Zinsen erhalten. Vie-
le Verbraucher wandten sich
an ihre Verbraucherzentrale
vor Ort, ließen die Verträge
prüfen und nachberechnen.

BT: Welche Verträge sind da-
von betroffen?
Nauhauser: Betroffen sind

überwiegend langfristige Spar-
verträge mit variablem Zins-
satz, die in den 1990er- und
2000er-Jahren abgeschlossen
wurden. Einige wurden auch
mit Riester-Förderung vertrie-
ben. Die Bezeichnungen lau-
ten etwa: „Bonusplan“, „Prä-
miensparen flexibel“, „Vorsor-
gePlus“, „Vorsorgesparen“,
„Vermögensplan“ oder „Vor-
sorgeplan“. In unserem Inter-
netauftritt haben wir eine Liste

mit 147 Banken veröffentlich,
bei denen wir rechtswidrige
Klauseln gefunden haben.

BT: Was können betroffene
Sparer jetzt tun?
Nauhauser: Betroffene Spa-

rer können die Zinserträge
nachrechnen lassen und den
fehlenden Betrag von der Bank
einfordern. Falls die Bank sich
auf Verjährung beruft, sollte
man sich nicht abwimmeln las-
sen. Verjährung tritt frühestens
drei Jahre nach Beendigung
des Sparvertrags ein, vorher
nicht. Das hat jüngst auch das
Oberlandesgericht Dresden
nach Klage der Verbraucher-
zentrale Sachsen entschieden.
Viele Banken bieten daraufhin

eine Nachzahlung an, aller-
dings nicht immer in angemes-
sener Höhe. Die Verbraucher-
zentrale Baden-Württemberg
geht juristisch gegen verschie-
dene Geldinstitute vor. Einige
Banken haben sich entweder
mit Abgabe einer Unterlas-
sungserklärung verpflichtet,
sich nicht mehr auf die jeweils
beanstandete Zinsanpassungs-
klausel zu berufen oder die
Verbraucherzentrale hat ein
entsprechendes Gerichtsurteil
erwirkt. Eine Übersicht abge-
schlossener und noch offener
Verfahren finden Sie auf unse-
rer Homepage. Die Verfahren
helfen Verbrauchern, ihre An-
sprüche gegen die Bank auch
durchzusetzen.

Nachgefragt

Niels Nauhauser ist Finanzexperte der Verbraucherzentrale
Baden-Württemberg. Foto: Scheible/dpa

In Kürze

Krakelige Handschrift: Das
Schriftbild kann bei einem Tes-
tament eine entscheidende
Rolle spielen. Denn wenn das
Schriftbild allzu krakelig ist,
können Zweifel daran beste-
hen, dass der Erblasser das
Testament tatsächlich eigen-
händig geschrieben hat. Das
zeigt ein Urteil des Oberlandes-
gerichts München (Az.: 31 Wx
557/19), berichtet die Zeit-
schrift „NJW-Spezial“ (Heft 9,
2020). Ein bereits erteilter Erb-
schein kann daher auch wieder
eingezogen werden. (dpa)

Teils StarkregengefahrDas Wetter in Baden:

230
385
483

-4
-7
-5

Meist bedeckt und oft anhal-
tender Regen, teils kräftiger
Starkregen, vor allem nach
Südosten hin teils gewittrig.
Höchstwerte 10 bis 16 Grad
bereits am frühen Vormittag,
im Tagesverlauf Tempera-
turrückgang. Schwacher bis
mäßiger Nordwestwind

Mittelbaden heute

Morgen nur lockere Quellwol-
ken. Am Mittwoch wird es
wolkig bis stark bewölkt.

Aussichten

Bei hohem Blutdruck besteht
eine Neigung zu Kreislauf-Be-
schwerden. Ein den Organis-
mus schonendes Verhalten ist
bei hohem Blutdruck empfeh-
lenswert.

Biowetter

Das Hacken gehört im Mai zu
den fortdauernden Gartenar-
beiten. Der so belüftete Boden
braucht weniger Gießwasser.
Außerdem wird das Unkraut
eingedämmt.

Gartenwetter

Die Eisheiligen: Pankratius
(12.), Servatius (13.), Bonifati-
us (14.), Sophie (15.).

Bauernregel

Heute ist der Flug von Gräser-
pollen meist mäßig bis stark
und der von Birkenpollen nur
schwach.

Pollenflug

Österreich, Schweiz: Überwie-
gend wechselhaft, auf Born-
holm Schauer, 18 bis 25 Grad.
Italien, Malta: Heiter, in Süd-
italien wolkig, ab Rom Regen,
Temperaturen 19 bis 26 Grad.
Spanien, Portugal: In Spanien
heiter bis wolkig, in Portugal
Regenschauer, 19 bis 25 Grad.
Griechenland, Türkei, Zy-
pern: Es wird verbreitet heiter
mit Sonnenschein, Temperatu-
ren 24 bis 28 Grad.

Benelux, Nordfrankreich: Be-
deckt, Regen, Tageshöchstwer-
te 12 bis 17 Grad.
Südfrankreich: Es gibt Regen
oder Gewitter, Tageshöchst-
werte 16 bis 19 Grad.
Israel, Ägypten: Es gibt allge-
mein strahlenden Sonnen-
schein, Maxima 26 bis 37
Grad.
Mallorca, Ibiza: Auf beiden
Inseln ist es heiter, die Höchst-
werte liegen um 24 Grad.
Madeira, Kanarische Inseln:
Überall heiter, auf Teneriffa
wird es wolkig, 23 bis 27 Grad.

Sonne
und Wolken, in Bergen fällt
Regen, 7 bis 16 Grad.

Südskandinavien:

D ie Aktienkurse sind ge-
fallen, stabilisieren sich
langsam aber wieder.
Wie und wo sollte man

sein Geld in dieser Zeit der Un-
sicherheit investieren? Ist Vermö-
gen auf der Bank sicher? In der
ersten Online-Sprechstunde der
Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg beantwortete der
Finanzexperte Niels Nauhauser
Fragen der Zuschauer und erklär-
te die Zusammenhänge. Dabei
war er im Video zu sehen und zu
hören. Per Link konnte man sich
dazu anmelden. Fragen konnte je-
der perMail vorab oder während-
dessen in einem Chat stellen.

Welche Strategie empfiehlt sich
derzeit,wennmanAktien oder ETFs
hält?Hin und Her macht Taschen
leer, sagt man. Damit sind die
Handelskosten gemeint, die Kau-
fen und Verkaufen der Aktien mit
sich bringen. Langfristig gesehen
funktioniert das „Market Ti-
ming“, also zu verkaufen, wenn
die Aktien viel wert sind und ein-
zusteigen, wenn die Kurse unten
sind, nicht so gut. Stattdessen ist
eine „Buy and Hold“-Strategie,
also kaufen und liegenlassen, eine
sinnvolle Anlagestrategie.

Wann solltemandiese Strategie än-
dern? Da ist die erste Frage:
Braucht man das Geld jetzt?
Wenn nicht, dann sollte man es
liegen lassen. Verkaufen sollte
man, wenn sich zum Beispiel die
Risikobereitschaft ändert. Das
kann mit dem Näherrücken der
Rente der Fall sein. Oder man

plant eine Anschaffung. Dann hat
man das Geld vielleicht lieber si-
cher in der aktuellen Höhe.

Ein Anleger möchte 100 000 € in-
vestieren. Wie verteilt er das am
besten? Dazu muss man wissen,
wieviel Risiko der Anleger tragen
will. Wenn er das Geld eine Wei-
le nicht braucht und bereit ist, ei-
nen Kurssturz von 50 Prozent aus-

zuhalten, wenn er das nervlich
und finanziell erträgt, kann er sie
in Aktien anlegen. Langfristig ist
die Chance auf eine hohe Rendi-
te hier am höchsten. Grundsätz-
lich ist jedoch eine Risikostreu-
ung über Zinspapiere, Aktien,
Rohstoffe und Immobilien sinn-
voll. Man kann in einen sicheren
Topf unterteilen mit Festgeld
oder der Rentenversicherung mit

Garantieleistung. Und in einen
Ertragstopf, der hat höhere Erträ-
ge, aber auch mehr Risiko. Wie
viel man in welchen Topf gibt,
muss jeder für sich entscheiden.
Solltemandie günstigenKurse der-
zeit nutzen undAktien kaufen?Das
kann man, aber erst die Zukunft
wird zeigen, ob die Kurse aktuell
wirklich günstig sind oder ob das
nur der Anfang der Krise war.
Manche Krisen dauern jahrelang.
Es gab auch schon Einbrüche, von
denen sich der Markt zehn Jahre
lang nicht erholt hat.

Ist Gold eine sinnvolleAnlage?Gold
ist eine klassische Krisenwäh-
rung. Wenn der Aktienmarkt
crasht, steigt häufig der Wert der
Goldes. Deshalb ist es durchaus
sinnvoll, das Edelmetall als Teil
eines breit aufgestellten Portfoli-
os einzumischen. Allerdings ist es
langfristig nicht besonders loh-
nenswert.

Wie riskant ist es, derzeit inÖl zu in-
vestieren? Lassen Sie die Finger
davon! Sie können gar nicht wirk-
lich in Öl investieren. Sie können
sich ein Fass Öl kaufen und es in
den Garten stellen. Aber passen
Sie bitte auf bei Finanzprodukten,
bei denen man ihnen suggeriert,
man würde in Öl investieren. Man
investiert in Ölpreisterminkon-
trakte. Das ist sehr kompliziert
und äußerst spekulativ.

Sindunsere Einlagenbei denBanken
sicher? Für jeden eingezahlten
Betrag muss die Bank einen Teil
in die Einlagensicherung geben.

Das sind ungefähr 40 Cent pro
100 €. Wenn eine Bank vor dem
Ruin steht, greift die Einlagensi-
cherung. Darin haben alle Banken
eingezahlt. Deshalb wird sie im
Regelfall ausreichen, um die Plei-
te einer Sparkasse oder Volks-
bank aufzufangen und die Kun-
den zu entschädigen. Es gibt je-
doch eine Grenze von 100 000 €
pro Kontoinhaber und Institut.

Wo finde ich attraktive und sichere
Tagesgeldangebote? Man kann
sich im Internet Zinsvergleiche
anschauen. Es gibt gerade jetzt in
der Krise sogar wieder 0,8 oder 1
Prozent Zinsen bei manchen In-
stituten. Wichtig ist, dass das In-
stitut eine Anlagensicherung in
Deutschland hat.

Geldanlage in derKrise
Beratung In der ersten Online-Krisen-Sprechstunde der Verbraucherzentrale wollen die Zuschauer wissen, wie sie
ihr Geld sicher anlegen können. Von Caroline Strang

Infos und eine
weitere Sprechstunde
Wer passende Finanzprodukte
sucht, kann Marktvergleiche wie Stif-
tung Warentest oder Ökotest heran-
ziehen. Im Internet kann man sich die
Rendite berechnen lassen, die sich
aus unterschiedlichen Anlageformen
ergeben hat – unter www.verbrau-
cherzentrale.de/renditerechner.

Die nächsteWebinarsprechstunde
mit Niels Nauhauser zum Börsencrash
findet diesen Mittwoch, 16 Uhr, statt.
Der Zugangslink ist auf der Seite der
Verbraucherzentrale Baden-Württem-
berg unter „Webinare“ und „Webinar-
sprechstunde“ zu finden.

Was fällt, geht auch wieder hoch: Mittlerweile hat der Dax die
10 000-Hürde wieder überschritten. Foto: Johannes Eisele/afp
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Frankfurt. 87 000 der weltweit
135 000 Beschäftigten hat Luft-
hansa in Kurzarbeit geschickt,
700 von 760 Jets stehen am Bo-
den, auch 30 Flugzeuge von Ger-
manwings. Der Konzern verhan-
delt mit dem Bund über Hilfspa-
kete und eine mögliche Staatsbe-
teiligung. Freilich: Die rund 1400
Beschäftigten von Germanwings
– 900 in der Kabine und 500 im
Cockpit – beziehen weiter ihr vol-
les Gehalt, obwohl sie nichts zu
tun haben. Der Grund: Lufthansa
lehnt es ab, einen seit Mitte kom-
plett verhandelten Tarifvertrag
über Kurzarbeit bei Germanwings
zu unterzeichnen.

In der Pilotenvereinigung
Cockpit (VC) und bei der Flugbe-
gleiter-Gewerkschaft Ufo schüt-
telt man den Kopf. Der Lufthan-
sa-Vorstand wolle offenbar die
Krise nutzen, um „strukturelle
Veränderungen“ durchzudrü-

cken. Im Klartext: die Schließung
von Germanwings. Und das schon
im Laufe dieser Woche. German-
wings fliegt in normalen Zeiten
für die Lufthansa-Tochter Euro-
wings, die das Billig-Segment ab-
deckt.

VC und Ufo richteten eine Pe-
tition und einen Appell an die
Entscheidungsträger der Lufthan-
sa. „Menschlichkeit und wirt-
schaftliche Vernunft sind das Ge-
bot der Stunde.“

Prinzipiell ist der Flugbetrieb
von Eurowings auf vier Gesell-
schaften verteilt – zwei für Lang-
strecken, auf Eurowings und auf
Germanwings. Lufthansa will alle
Betriebe bei Eurowings bündeln,
um Kosten zu sparen. Man prüfe
wegen der aktuell dramatisch ver-
änderten Lage Optionen für Ger-
manwings, sagt eine Lufthan-
sa-Sprecherin.

Das Aus der Airline schon in
dieserWoche schließen Lufthan-
sa-Kreise allerdings aus, das sei
so schnell gar nicht möglich.
Noch gilt eine Vereinbarung von
2018. Damals hatte der Lufthan-
sa-Vorstand eine Bestandsgaran-
tie für Germanwings bis Mitte
2022 gegeben, verbunden mit der
Option, dann zumindest Teile der
Flotte weiter für Lufthansa zu be-
treiben. Beschäftigte könnten bis
zu fünf Jahre bei Eurowings blei-
ben. Rolf Obertreis

Germanwings
vor demAus?
Lufthansa Der Konzern verweigert einen
Kurzarbeit-Tarifvertrag für die Tochter.
Vereinigung Cockpit und Ufo sind besorgt.

Biersteuerwird gestundet
Berlin. Die Biersteuer wird ge-
stundet, damit Brauereien in der
Corona-Krise einen größeren fi-
nanziellen Spielraum haben. Das
haben das Bundes- und die Län-
derfinanzministerien beschlos-
sen. Die Biersteuer steht den Län-
dern zu und hat 2019 insgesamt
rund 650 Mio. € betragen. Stun-

dungsanträge könnten bis 31. De-
zember 2020 für bis zu diesem
Zeitpunkt fällige oder fällig wer-
dende Steuern bei den Hauptzoll-
ämtern gestellt werden. Ein Spre-
cher des Bundesfinanzministeri-
ums sagte: „Auf die Erhebung von
Stundungszinsen kann in der Re-
gel verzichtet werden.“ dpa

Die Lage bei der Lufthansa und
ihren Töchtern ist kritisch.
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Stromnetz:
Ausbau
langsamer?

Bayreuth.Der weitere Ausbau der
Stromnetze, wegen Planänderun-
gen ohnehin hinter dem ur-
sprünglichen Zeitplan, dürfte sich
wegen der Corona-Krise weiter
verzögern. In den Genehmigungs-
verfahren könnten Anhörungen
und Erörterungstermine gegen-
wärtig nicht stattfinden, sagte
Tim Meyerjürgens, Vorstand des
Netzbetreibers Tennet. Die Betei-
ligten seien auf der Suche nach
Ersatzlösungen.

Gegenwärtig sind 7600 Kilo-
meter neue Sromtrassen geplant.
Davon sind rund 2000 Kilometer
fertiggestellt oder im Bau.

Der Betrieb der existierenden
Stromnetze in Deutschland sei
nicht beeinträchtigt, sagteMeyer-
jürgens. „Als Betreiber kritischer
Infrastruktur sind wir seit Jahren
eingerichtet auf Krisenszenarien
aller Art.“ Die Leitstände, die das
Netz steuern, seien ohnehin rund
um die Uhr besetzt „Im Notfall
können wir mehrere Wochen au-
tark arbeiten.“ Das sei aber der-
zeit nicht abzusehen.

Als Reaktion auf die Verbrei-
tung des Coronavirus habe Ten-
net, einer der vier großen Über-
tragungsnetzbetreiber in
Deutschland, die Hygieneregeln
für die Mitarbeiter angepasst. So
gebe es keinen persönlichen Kon-
takt mehr zwischen denMitarbei-
tern bei Schichtwechseln. dpa

TennetWegen der
Corona-Krise werden
Termine im
Genehmigungsverfahren
gestrichen.
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AOK Baden-Württemberg

Ihre persönlichen Ansprechpartner sind weiterhin
für Sie da. Alle Kontaktmöglichkeiten unter:

aok.de/bw/kundennah
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auf Erfolgskurs

Investmentfonds

Inflation 0,00%*
(+0,10)

Arbeitslosenquote 6,40%*
(+0,10)

* Fondspreise etc. vom Vortag oder letzt verfüg-
bar; Kurs in rot = Negativveränderung; kursiv,
wenn nicht in Euro notiert.
Angaben ohne Gewähr. Quelle

Allianz Global Investors
A.Ad.InGlA 105,19 104,76
Adifonds A 135,20 133,60
Adiverba A 134,16 134,12
AdvFixedInc A EUR 100,92 100,73
AGIF Allianz J.S.A 112,08 107,92
AGIF Alz EUR SRI A 133,59 132,24
AGIF Alz EurpValA 105,56 105,24
All Stratfds Ba A 83,07 82,78
Allianz Str. W. A2 64,53 64,27
Biotechnologie A 193,29 175,39
CB Geldm.Dt. IA 46,50 46,50
Concentra A 130,18 128,67
CONVEST 21 VL 59,13 58,70
Emerging Eurp Eq A 75,76 75,12
Eur Renten AE 64,48 64,25
Eur Renten K AE 40,67 40,64
Euro Rentenfonds AT 111,46 111,06
Europazins A 56,16 55,98
Flexi Rentenf. A 92,56 92,30
Fondak A 193,27 192,32
Fondis 84,01 83,39
Fondra 120,73 120,42
Fonds Japan A 58,54 57,59
Glb Eq Insights A 124,45 120,45
Industria A 104,97 104,09
Informationst. A 359,12 356,33
Interglobal A 380,68 375,31
InternRent A 48,85 48,58
Mobil-Fonds A 49,16 49,12
Nebw. Deutschl.A 339,43 338,26
Nürnb. Eurold. A 128,16 127,78
Pfandbrieffonds AT 149,93 149,71
Plusfonds 153,32 152,23
Rentenfonds A 88,91 88,66
SGB Geldmarkt 71,39 71,40
Thesaurus AT 1044,2 1031,9
Trsy ShrtTrm+ € A 92,80 92,75
US Large Cap Gr. A 121,46 119,66
Verm. Deutschl. A 175,85 175,58
Verm. Europa A 39,87 39,75
Wachstum Eurol A 135,39 133,16
Wachstum Europa A 142,50 139,51

Alte Leipziger
€uro Short Term 43,40 43,36
Trust €uro Renten 47,41 47,21
Trust Chance 80,99 80,71

ampega
Amp Global Aktien 14,20 13,97

Amp ISP Dynamik 112,72 112,26
Amp Rendite Renten 21,72 21,67

Credit Suisse
CS BF(L)Sfr A* 276,55 276,32
CS BF(L)Sfr B* 532,63 532,17
CS EUROREAL* 5,55 5,55

Deka Investmens
AriDeka CF 65,13 64,57
Commodities TF (A) 45,61 45,57
DBA ausgewogen 113,03 112,66
DBA konservativ 102,58 102,48
DBA moderat 108,09 107,86
DBA offensiv 173,80 173,17
Deka Immob Europa 47,13 47,09
Deka Immob Global 54,90 54,92
Deka-Conv.Akt. TF 143,12 141,89
Deka-Conv.Rent. TF 41,59 41,68
Deka-Eu.Stocks TF 35,42 35,39
Deka-FlexZins TF 968,87 968,53
DekaFonds CF 106,75 106,12
Deka-Glob Akt Str 37,63 37,50
DekaLux-Bond EUR 74,20 73,85
DekaLux-Deut.TF 121,83 121,19
DekaLux-Europa TF 57,46 56,81
DekaLux-Japan CF 729,48 715,99
Deka-MegaTrends CF 92,87 91,84
DekaRent-Intern. CF 20,00 19,86
DekaSpezial CF 389,29 387,00
DekaStruk.4Chan.+ 110,20 109,71
DekaStruk.4Chance 74,14 74,05
DekaStruk.4Ertrag+ 44,04 44,02
DekaStruk.4Wachs. 45,27 45,26
Digit Kommunik TF 87,65 87,54
EuropaBond TF 43,69 43,52
Keppler-EmMkts-Inv 32,05 31,42
LBBW Bal. CR 20 44,39 44,24
LBBW Bal. CR 40 49,34 49,14
LBBW Bal. CR 75 58,30 57,92
Lingohr-Eurp-Sys 48,16 48,34
Lingohr-Systemat 90,03 89,31
Multizins-INVEST 28,44 28,50
RenditDeka 25,25 25,13
StarCap-Corp Bd-Inv 31,33 31,31
Technologie TF 41,50 41,49
Weltzins-Invest P 22,19 22,09
WestInv. InterSel. 46,94 46,90

DJE
DJE Real Estate P 0,18 0,18
DJE-Div&Sub I 472,33 469,91
DJE-Div&Sub P 424,77 422,61
DJE-Div&Sub XP 276,71 275,26

ProInvest* 184,27 183,94

ODDO BHF
O.BHF AlgoEur CRW* 278,86 276,02
O.BHF FRA EFF* 209,60 209,44
O.BHF MoneyMark CR* 69,48 69,49
Polaris Mod DRW-€* 69,60 69,46

SEB Asset Management
SEB Conc. Biotech.* 102,32 98,22
SEB ImmoInvest 2,17 2,17
SEB Sust.Fd Gl.C* 55,97 55,43
SEB TrdSys®Rent.I* 56,00 55,93
SEB TrdSys®Rent.II* 56,01 55,94

Union Investment
Gl Select Portf II* 2140,0 2130,5
Priv.Fonds:Flex.* 97,63 96,84
Priv.Fonds:FlexPro* 128,50 127,50
PrivFd:Konseq.* 95,10 95,09
PrivFd:Konseq.pro* 105,18 105,22
PrivFd:Kontr.* 128,90 128,58
PrivFd:Kontr.pro* 151,16 150,44
UniAbsoluterEnet-A* 44,14 43,99
UniAbsoluterErt. A* 43,94 43,80
UniDeutschl. XS* 177,69 179,39
UniDeutschland* 210,30 210,44
UniDividAss net A* 49,02 48,76
UniDividendenAss A* 49,41 49,14
UniEurKap Corp-A* 36,73 36,75
UniEurKap.Co.net A* 37,32 37,35
UniEuroAktien* 70,62 70,44
UniEuroKapital-net* 41,04 41,01
UniEuroRenta* 66,63 66,55
UniEuroSt.50 A* 51,76 51,83
Unifavorit: Aktien* 156,50 155,70
UniFonds* 55,71 56,07
UniGlobal* 253,10 251,67
UniGlobal Vorsorge* 220,58 219,05
UniGlobal-net-* 151,91 151,07
UniImmo:Dt.* 92,27 92,25
UniImmo:Europa* 54,72 54,70
UniImmo:Global* 49,53 49,51
UnionGeldmarktfds* 47,97 47,96
UniOpti4* 97,21 97,50
UniRak* 132,89 132,42
UniRak Konserva A* 120,79 120,66
UniRak -net-* 71,75 71,50
UniRenta* 20,20 20,04
UniReserve: Euro A* 495,32 496,69
UniStrat: Ausgew.* 63,77 63,22
UniStrat: Konserv.* 69,76 69,33

Universal Investment
BW-Renta-Internat.* 39,53 39,43
BW-Renta-Univ.* 30,56 30,52
CHOM CAPITAL A R.E* 179,32 177,39
Fiduka Univ.I* 150,01 148,67
HWG-Fonds* 525,35 524,60
JRS-Intern. UI* 43,61 42,94
MF Stiftungsf. UI* 43,31 43,41
XAIA Credit BII (P* 95,20 95,21
XAIA Credit Debt C* 101,38 101,55

Sonstige
Aberd. A.M. Degi Europa 0,65 0,65
Alte Leip Trust€uro Renten 47,41 47,21
Alte Leip€uro Short Term 43,40 43,36
AXA Funds AWFII Co.Eu.Op.Eq.* 10,98 10,94
AXA Funds Chance Invest* 84,46 83,75
Baring AM German Gr.Trust 8,81 8,76
BlackRock BGF JapOpp A2 USD* 70,25 68,62
BlackRock Emerg. Markets A2 41,43 40,78
BNYMServ. PB Europa* 46,00 45,60
Carmignac Patrimoine A* 675,70 671,50
Commerz hausInvest 42,60 42,52
ETHENEA Ethna-AKTIV T 135,68 135,27
ETHENEA Ethna-DEFENSIV A 134,75 134,48
First Priv FP Europa Akt.ULM* 76,65 75,79
Henderson Glb Techology A2 125,39 124,97
IPConcept SC Argos 137,91 137,65
La Français Ve-RI Equ. Europe 83,24 81,67
La Français Ve-RI L. Real Est 26,77 26,23
LRI CM SA IVP-Globale Werte* 17,24 17,16
M&G Lux Optimal Income A 10,28 10,25
MEAG EuroInvest A* 75,88 75,41
MEAG EuroKapital* 44,04 43,73
MEAG EuroRent A* 31,45 31,38
MEAG ProInvest* 184,27 183,94
Metzler Wachstum Internat.* 225,48 224,42
Robeco N.V. A* 47,96 47,43
Standard Li ST.LIFE I.G.-GL.AB 12,04 11,99

DWS
Basler-Aktienf DWS 68,32 67,84
Basler-Intern DWS 114,82 113,95
Basler-Rentenf DWS 25,75 25,67
Deut ESG Eurp Eq L 81,33 80,10
Deut.Inv.I MltCrLDH 100,97 100,81
Deut.Inv.IGlBdHCRC 95,04 94,98
Dt Float R.Nts LC 83,62 83,61
DWS Akkumula 1275,5 1264,3
DWS Akt.Strat.D 424,57 420,36
DWS Balance 112,53 111,95
DWS Co.Kaldemorgen 147,02 146,98
DWS D.Akt.O 425,09 421,46
DWS Deutschland 223,22 221,07

DWS EM.M.Typ O 115,06 112,93
DWS ESG Investa 174,66 173,87
DWS EUR Bds (Long) 1921,1 1914,4
DWS EUR Reserve LC 132,31 132,32
DWS Europ. Opp LD 369,33 363,04
DWS Eurorenta 58,06 57,78
DWS Eurovesta 146,96 144,48
DWS Eurz Bds Flex LD 32,85 32,80
DWS FinanTypO ND 68,95 68,32
DWS G M&M Typ O 47,83 46,64

DWS US Growth 279,27 278,80
DWS Vermbf.I LD 185,70 184,30
DWS Vors.AS(Dyn.) 126,26 125,59
DWS Vors.AS(Flex) 123,09 122,41
DWSI GE LD 183,06 180,94
Global Hyb Bd LD 40,53 40,40
Gottlieb Daimler 79,03 78,09
grundb. europa RC 40,01 39,99
Nomura Jp Grwth LC 62,95 62,85
Qi LowVol Europe NC 283,67 280,55

Switzerland Fund 71,50 70,48
Target 2025 Euro 39,93 39,84
Target 2030 Euro 42,07 41,96
US Dollar Bond 8,36 8,37
World Fund 26,33 26,33

Franklin Templeton
Em.Mkts A d* 43,67 42,68
Eur Tot Ret A dis* 10,58 10,54
Growth. Inc.Ad* 21,25 20,99

Geldmarktfonds R* 47,93 47,93
W&W €land-Renditefd* 54,28 54,19
W&W Europa-Fonds* 58,30 57,81
W&W Global-Fonds* 73,99 73,30
W&W Qua.Sel.Ak.Eu.€* 42,31 41,80

MEAG
EuroInvest A* 75,88 75,41
EuroKapital* 44,04 43,73
EuroRent A* 31,45 31,38

DWS Glb.SM Cap 77,97 76,62
DWS Glbl Growth 150,69 150,77
DWS Gold plus 2304,7 2296,8
DWS Heal. C TypO 285,89 278,95
DWS Inter-Renta LD 13,50 13,47
DWS Osteuropa 499,24 500,46
DWS Rend.Opt. 72,70 72,70
DWS Techn. Typ O 271,85 274,85
DWS Telemedia O ND 184,03 184,48
DWS Top Asien 186,35 182,55
DWS Top Dividen LD 116,60 115,51
DWS Top Europe 150,40 147,44
DWS Top Prtf Off 73,40 72,64
DWS Top World 119,38 118,83

Strat Alloc Dyn LD 109,29 108,69

Fidelity
America EUR 8,50 8,42
America USD 10,07 9,96
Euro Blue Chip 22,76 22,89
Euro Stoxx 50 Fund 10,14 10,24
Europ.Larger Comp. 44,44 44,34
European Growth 14,16 14,12
Germany Fund 58,48 58,67
International USD 61,31 61,04
Japan EUR 1,84 1,80
Japan Fund 229,30 226,90
Sterling Bond Fund 0,36 0,36

TEM Gl.(Eur) A d* 21,70 21,34
TEM Gr.(Eur) Aa* 16,00 15,81
TempGlobalTotRet.* 18,11 17,95

Julius Bär Funds
GAM Star Eurp Eq* 425,89 419,34
JB EF Swiss S&M B* 1060,4 1049,8
JB MM Euro B* 1976,7 1977,1

LBBW Asset Management
Div.Strat.S&M R* 56,99 56,59
FP Kontinuität* 66,44 66,24
FP Rendite* 63,12 62,87
FP Wachstum* 62,07 61,71

Rücknahmepreise
Fondsname 18.09. Vorw.

Alle dargestellten Investmentfonds sind Teilnehmer am Funds Service, sortiert nach 3-Jahresperformance, berechnet nach BVI Methode. Laufende Kosten % = Anteil der Verwaltungskosten eines
Fonds, hoher Prozentsatz = hoher Kostenanteil. Erscheinungswöchentlich wechselnde Kategorien: Aktien-, Renten-, Geldmarkt-, Misch-, Immobilien- und wertgesicherte Fonds. Alle Angaben ohne
Gewähr, keine Anlageberatung und -empfehlung. 

Kanada S&P TSX
16 197,78   -0,15%

USA Dow Jones
27 657,42   -0,03%

Brasilien Bovespa
99 613,70   +0,83%

Argentinien Merval
40 908,03   -10,76%

England S&P UK
1 191,03   -0,47%

Indien BSE
38 845,82   -0,02%

Russland RTX
1 583,76   +0,58%

Südafrika S&P SA 50
2 476,51   -2,58%

Frankreich CAC 40
4 978,18   -1,11% Deutschland Dax

13 116,25   -0,66%

Europa Euro Stoxx 50
3 283,69   -0,97%

Japan Nikkei 225
23 360,30   -0,20%

China Hang Seng
24 431,57   -0,33%

Singapur Stoxx Singap. 20
1 210,86   +0,96%

Australien All Ordinaries
6 057,60   +0,31%

Indizes

W Deutschland   W Welt (rechte Skala) W Deutschland   W Europa W Deutschland   W Europa W Deutschland   W Europa

+++  MDAX 27 512,91 (+0,61%) +++ TecDAX 3 118,02 (+1,62%) +++ IT Tit. 30 1 943,38 (-1,82%) +++ Nasdaq 100 10 936,98 (-1,36%) +++ Nikkei 225 23 360,30 (-0,20%) +++ Umlaufrendite -0,50 (+4,17%) +++ Rex 145,61 (+0,04%) +++

Ifo Geschäftsklimaindex 92,60*
(+2,20)

Bruttoinlandsprodukt -11,30%*
(-9,00)

Die besten Rentenfonds im Vergleich
Preis Performance in %

Titel ISIN 18.09. 1 M. 6 M. 1 J. 3 J. 5 J. Lfd.Kosten %

Union Lux UniRenta Corp A* LU0039632921 99,47 EUR 0,11 3,06 2,25 19,95 25,92 WWWWWWWWWW1,08
FvS AG Bond Opport R LU0399027613 143,80 EUR 0,13 10,26 7,03 16,39 33,81 WWWWWWWWWW1,05
Pictet USD Governm.Bd. P* LU0128488383 731,91 USD 0,14 0,50 9,15 16,35 21,03 WWWWW0,59
LeggM GF WA US CorBd At* IE00B19Z3K33 153,75 USD –0,01 7,57 8,14 15,62 24,04 WWWWWWWWWWW1,24
LeggM GF WA US Cor+Bd At* IE00B19Z7Y58 173,44 USD 0,14 8,75 8,06 14,94 25,23 WWWWWWWWWWWWW1,42
Ampega Zan.Gl.Cred AMI Ia* DE000A1J3AJ9 110,64 EUR 0,08 4,16 1,95 14,82 25,06 WWWWWWW0,78

%-Veränderungen sind zur Vorwoche

STUTTGART - Bevor das Geld knapp
wird, gibt es für Hauseigentümer die
Möglichkeit, durch einen Teilver-
kauf der eigenen Immobilie wieder
liquide zu werden. So können Eigen-
tümer bis zu 50 Prozent ihrer Immo-
bilie an einen Anbieter wie Heimka-
pital, Deutsche Teilkauf, Wertfaktor
und Engel & Völkers verkaufen, die
dann zu so etwas wie stille Teilhaber
werden. „Wir bieten die Möglich-
keit, in der Immobilie gebundene Li-
quidität freizusetzen, ohne dass dies
mit einem Auszug aus der Immobilie
oder einem vollständigen Verlust
des Eigentums verbunden ist“, sagt
dazu Johannes Glasl von Engel &
Völkers.

Der Verkäufer erhält also zügig
Liquidität und kann als anteiliger Ei-
gentümer auf unbegrenzte Zeit wei-
terhin die gesamte Immobilie nut-
zen, was durch ein, in der Regel, ent-
geltliches, erstrangiges und unbe-
fristetes Nießbrauchsrecht im
Grundbuch abgesichert ist. Auch die
Partizipation an möglichen Wertstei-
gerungen des Objekts bleibt erhal-
ten. Gleichzeitig verpflichtet sich der
neue Miteigentümer, den erworbe-
nen Anteil nicht an Dritte abzuge-
ben. Der Verkäufer hat also weiter-
hin freie Hand in der Nutzung und
Gestaltung der Immobilie. Der Ver-
kauf selbst genutzter Im-
mobilien ist in der Regel
steuerfrei, das gilt auch
für den Teilverkauf. 

Doch, Achtung! Die
stillen Teilhaber stellen
ein monatliches Nut-
zungsentgelt in der Grö-
ßenordnung von gut
zwei bis knapp drei Pro-
zent in Rechnung, also
eine Art Miete. Darüber
hinaus ist zu berücksich-
tigen, dass sich die stil-
len Teilhaber an Repara-
turen und Modernisierungen des
Objekts nicht beteiligen. Hat man al-
so beispielsweise 40 Prozent an der
Immobilie veräußert, zahlt man den-
noch den vollen Betrag für eine In-
standhaltungsmaßnahme. „Obwohl

man ja auch für den Vertragspartner
den Wert der Immobilie erhält oder
steigert“, sagt dazu Niels Nauhauser
von der Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg. Ergo: Der Teileigner
zahlt nicht nur eine mietähnliche

Nutzungsgebühr, son-
dern kommt auch für die
kompletten Kosten für
Investitionen und In-
standhaltungen auf. Das-
selbe gilt für die Versi-
cherung des Objekts.

Kompliziert wird es,
wenn man die Immobilie
komplett an einen Drit-
ten verkaufen will. Zu-
nächst erhält der Teilei-
gentümer den Verkaufs-
erlös entsprechend sei-
nes verbliebenen Anteils.

Allerdings berechnen die stillen
Teilhaber ein sogenanntes Durch-
führungsentgelt in der Größenord-
nung von 6,5 Prozent (Wertfaktor)
oder eine Abwicklungsvergütung
von 5,5 Prozent (Engel & Völkers) –

und zwar bezogen auf die komplette
Verkaufssumme. Wie die Verbrau-
cherzentrale weiter warnt, sichert
sich mancher Anbieter sogar gegen
Wertverlust der Immobilie ab, indem
er vertraglich festschreibt, mindes-
tens sein investiertes Geld bezie-
hungsweise einen Minimumanteil
zurückzuerhalten.

Ebenso gewähren die stillen Teil-
haber nicht völlig freie Hand beim
Teilverkauf. So muss der Auszah-
lungsbetrag an die Teileigentümer
mindestens 100 000 Euro betragen.
Außerdem können höchstens 50 Pro-
zent der Immobilie verkauft werden.
Den Immobilienwert ermittelt je-
weils ein Gutachter im Auftrag des
Anbieters. Ein gutachterlich festge-
stellter Verkehrswert bildet auch die
Basis dafür, wenn man den Teilver-
kauf rückgängig machen will. Aller-
dings fordert der stille Teilhaber
mindestens den Kaufpreis, der ur-
sprünglich bezahlt wurde. Eine drei-
prozentige Abwicklungsvergütung
gibt’s obendrauf. 

Das können genügend Gründe
sein, sich nach Alternativen umzu-
schauen. „Ein einfacher Kredit bietet
unterm Strich meist deutlich attrak-
tivere Konditionen“, sagt dazu Nau-
hauser. Aktuell liegt der Zinssatz für
eine zehnjährige Zinsfestschreibung
sogar unter einem Prozent pro Jahr.
Gegenüber einem Nutzungsentgelt
von fast drei Prozent pro Jahr im
oben beschriebenen Beispiel kann
das ein sehr viel besseres Geschäft
sein. Bei einem Darlehen behält man
außerdem das volle Eigentum an der
Immobilie.

Unter Umständen kann ein Teil-
verkauf vorteilhaft sein – etwa wenn
man sehr starke Wertverluste der
Immobilie unterstellt. Allerdings
wäre dann laut Nauhauser ein kom-
pletter Verkauf die bessere Entschei-
dung. Denkbar wäre auch, dass die
Darlehenszinsen, die die Banken
konkret anbieten, weitaus höher sind
als die allgemein für Immobiliendar-
lehen üblichen Zinsen von aktuell
rund einem Prozent pro Jahr.

Nur selten ein gutes Geschäft

Von Thomas Spengler
●

Einfamilienhäuser in einem Neubaugebiet: Ein einfacher Kredit bietet nach Ansicht von Verbraucherschützern meist deut-
lich attraktivere Konditionen als ein Teilverkauf. FOTO: OLIVER BERG/DPA

Ein Teilverkauf von Immobilien bei Liquiditätsnöten nutzt vor allem den Teilhabern

Baugeld
Nominalzins bei 350 000 Euro Kreditsumme, 60 % Beleihung
 Laufzeit         mtl. Rate     Zinsen 
Banken mit Beratung vor Ort                   10         15     in Euro*        in Euro* Kontakt

Überregionale Zinsangebote 
Degussa Bank 0,35 0,75  1 122,92 10 099,47 069/36 00 38 80
1822direkt 0,54 0,76  1 178,33 15 561,24 069/5 05 09 30
ING 0,58 0,84  1 190,00 16 709,21 069/50 50 01 09
Allianz 0,63 0,80  1 204,58 18 143,15 reg. Agenturen
Debeka Bausparkasse 0,75 1,03  1 239,58 21 580,45 0261/9 43 48 76
BKM - Bausparkasse Mainz 0,80 1,39  1 254,17 23 010,89 06131/30 33 76

PSD Bank RheinNeckarSaar 0,49 0,69  1 163,75 14 125,44 0711/9 00 50 29 00
Santander 0,50 0,75  1 166,67 14 412,65 02161/9 06 05 99
Sparda-Bank Baden-Württemberg 0,63 0,85  1 204,58 18 143,15 0711/20 06 38 02
Deutsche Bank 0,65 0,87  1 210,42 18 716,47 069/91 01 00 00
BB-Bank 0,65 0,94  1 210,42 18 716,47 0721/14 10
Postbank 1,04 1,22  1 324,17 29 862,13 0228/55 00 20 10

Tendenz für Baugeldzins:            stagnierend
*bei 350 000 Euro Kreditsumme, Laufzeit 10 Jahre, 60 % Beleihung, 3,5% Tilgung 
Stand: 18.09.2020                                                                                                                                                            Quelle:                                                                                                 Weitere Informationen auf unseren Finanzrechnern im Internet: 

www.biallo.de 

RAVENSBURG -
Anhaltende Zins-
flaute und Coro-
na-Sorgen beun-
ruhigen Sparer
und Anleger. Der
deutsche Ak-
tienmarkt scheint
im Aufwind zu
bleiben. Aber:
Mit kurzen, hefti-
gen Rückschlägen
muss weiterhin
gerechnet werden. Spar- und Fest-
geldkonten erwirtschaften kaum
noch Erträge. Auch Lebensver-
sicherungen und Riester-Verträge
leiden unter dem Null-Zins-Dilem-
ma.

Wie lege ich in Krisenzeiten
mein Geld am besten an? Sind Ak-
tien und Fonds die richtige Alterna-
tive zu Festgeldkonto und Spar-
buch? Investmentfonds sind insol-
venzgeschützt. Doch sie unterliegen
Wertschwankungen. Das trifft vor
allem auf Aktienfonds zu. Lohnt es
sich gerade in solchen Zeiten, auf
die Erfahrungen von Fonds-Mana-
gern zu setzen? Sind Mischfonds
oder ETFs zu empfehlen? 

Wie kann man heutzutage mit
einem durchschnittlichen Ein-
kommen noch Vermögen aufbauen,

etwa fürs
Alter? Wa-
rum sollte
man mit
Fonds spa-
ren? Lohnt
es sich auch
mit kleinen
Sparbeträ-

gen Fonds-
anteile zu
kaufen? Sind
Fonds für die

private Altersvorsorge geeignet und
was gilt es zu beachten? Lohnt sich
ein Riester-Vertrag mit Fonds? 

Experten beantworten am Mitt-
woch, den 23. September, von 18 bis
20 Uhr bei einer Telefonaktion der
„Schwäbischen Zeitung“ Ihre Fra-
gen zum Thema Wertpapiere und
Investmentfonds. Die Experten
Benjamin Schade, Frank Schöndorf
und Wolfgang Raab vom deutschen
Fondsverband BVI freuen sich auf
Ihre Anrufe.

Kurz berichtet
●

Lohnen sich Aktien und Fonds in
turbulenten Zeiten? Experten geben Rat

Anlage-Experten Benjamin Schade, Frank
Schöndorf und Wolfgang Raab (von
links). FOTOS: OH 

Die Experten der „Schwäbischen
Zeitung“ sind am Mittwoch, den
23. September, von 18 bis 20 Uhr
unter der kostenfreien Telefon-
nummer (0800) 1013019 zu
erreichen. 
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mung mit den Kommunen könnten
die Länder demnach auch mehr oder
weniger Abstand bei der Errichtung
neuer Windräder halten.

Statt der bisherigen Opt-out-Op-
tion könnte es also zur sogenannten
Opt-in-Regelung kommen: Wer
1000 Meter Abstand will, muss sich
in dem Fall aktiv dafür entscheiden. 

� Kann die Änderung den Ausbau
der Windenergie ankurbeln?
Die Änderung soll den Ländern und
Kommunen zumindest mehr Flexibi-
lität bei dem Ausbau von Windkraft
geben. Laut Bundeswirtschaftsmini-
sterium wird die 1000-Meter-Rege-
lung wie vom Klimakabinett geplant
zwar trotz Opt-in-Modifizierung im
Baugesetzbuch und damit im Bundes-
recht verankert werden. Allerdings
solle die neue Variante „den Ländern
und Kommunen den nötigen Pla-
nungsspielraum geben, um Flächen
für den Windausbau und gleichzeitig
die Akzeptanz vor Ort für die Wind-
kraft zu sichern“, sagt eine Spreche-
rin des Bundesministeriums auf An-
frage der „Schwäbischen Zeitung“.
Bis 2030 soll Deutschland 65 Prozent
seines Bruttostromverbrauchs aus
erneuerbaren Energien speisen, so
das erklärte Ziel Altmaiers.

� Was würde Altmaiers Vorstoß
für Baden Württemberg und Bay-
ern bedeuten?
In Bayern gilt seit fünf Jahren das 10-
H-Gesetz. Demnach dürfen in Bay-
ern nur dann neue Windräder gebaut
werden, wenn ihr Abstand zur näch-
sten Siedlung mindestens das Zehn-
fache der Höhe der Anlage beträgt.
Das bayerische 10-H-Gesetz wurde

BERLIN - Wie groß muss der Ab-
stand zwischen neuen Windrädern
und Wohnsiedlungen sein? Das im
September 2019 vorgestellte Klima-
paket der Bundesregierung sieht bis-
her einen pauschalen Mindestab-
stand von 1000 Metern vor. Nach
harscher Kritik daran will Bundes-
wirtschaftsminister Peter Altmaier
(CDU) diese Abstandsregelung jetzt
lockern. Was der neue Vorschlag für
Baden-Württemberg und Bayern be-
deutet und ob er den Ausbau der
Windenergie ankurbeln kann:

� Was hat die Bundesregierung im
Klimapaket bisher vorgesehen?
Das Klimapaket der Großen Koaliti-
on sieht einen bundesweiten Min-
destabstand von 1000 Metern zwi-
schen Windkraftanlagen und Wohn-
gebieten vor. Nach dieser ursprüng-
lich geplanten Regelung hätten die
einzelnen Länder explizit widerspre-
chen müssen, wenn sie die Regelung
nicht umsetzen wollen – auch Opt-
out-Lösung genannt.

� Welche Änderung will Peter Alt-
maier jetzt vornehmen?
Der Bundeswirtschaftsminister
sieht eine Lockerung der geplanten
Abstandregelung vor. Die Bundes-
länder und Kommunen sollen dem-
nach mehr Freiheit und Teilhabe bei
der Abstandsentscheidung bekom-
men. Die Länder sollen laut Altmaier
selbst entscheiden, ob die 1000 Me-
ter Abstand zwischen Siedlungen
und Windrädern bei ihnen eingehal-
ten werden oder nicht. In Abstim-

von der neuen Abstandsregelung im
Klimaschutzpaket explizit ausge-
nommen. Man habe der bayerischen
Regelung „Bestandsschutz ge-
währt“, sagte Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU) bei der Vorstel-
lung des Klimaschutzpakets im Sep-
tember 2019. Bayern ist also weder
von der bisherigen Regelung noch
vom Änderungsvorschlag Altmaiers
betroffen.

In Baden-Württemberg hat es bis-
lang keine feste Regelung für den
Abstand zwischen Windkraftanla-
gen und Wohnsiedlungen gegeben.
Bis heute wird hier nach Einzelfall
entschieden. Laut Fachagentur
„Windenergie an Land“ beträgt der
durchschnittliche Abstand zwischen
Windrädern und Siedlungen in Ba-
den-Württemberg derzeit 700 Me-
ter. Tritt die bisher vorgesehene Ab-
standsregelung im Klimaschutzpa-
ket in Kraft, müssten auch im Südwe-
sten künftig pauschal alle neuen
Windkraftanlagen einen Mindestab-
stand von 1000 Metern zu Wohn-
siedlungen einhalten. Altmaiers neu-
er Änderungsvorschlag hingegen
würde für Baden-Württemberg de
facto keine direkte Veränderung be-
deuten – da das Bundesland weiter-
hin entscheiden könnte wie bisher.

� Wie reagiert die Energiebranche
auf Altmaiers Vorstoß?
Die Windkraftbranche hat Altmaiers
Kursänderung begrüßt. „Es ist gut,
wenn der Bund jetzt die Verantwor-
tung der Länder anerkennt“, sagte
der Präsident des Bundesverbands
Windenergie (BWE), Hermann Al-
bers. Er forderte erneut die Einhal-
tung der Ausbauziele für Ökostrom

für 2030 sowie der Ziele des Pariser
Klimaschutzabkommens. Wenn dies
durch „die gegenwärtig diskutierte
Verständigung der Koalition“ zur
Windkraft der Fall sei, „wäre das ein
wichtiger Schritt“.

Auch EnBW reagiert positiv auf
den Vorstoß Altmaiers. Dadurch sei
„wieder Dynamik in die Diskussion
gekommen“, sagt eine Unterneh-
menssprecherin. Aufgrund der der-

zeitig „dramatischen Situation“ des
Marktes sei dies auch dringend nö-
tig. „Im vergangenen Jahr wurden
hierzulande lediglich etwa 1000 Me-
gawatt (MW) errichtet – so wenig
wie noch nie seit der Einführung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes im
Jahr 2000.“ 

Um das 65-Prozent-Ziel für 2030
zu erreichen, braucht es laut EnBW-
Sprecherin einen Zubau von 4000
bis 5000 MW pro Jahr. Schuld am
langsamen Ausbau seien die Geneh-
migungszeiten und Auflagen. Die
Dauer für Genehmigungsverfahren
habe sich in den vergangenen Jahren
bis zu verfünffacht.

� Wie reagieren die Umwelt-
schutzverbände?
Die Umweltschutzorganisation
Greenpeace reagierte positiv auf das
Einlenken des Bundeswirtschaftsmi-
nisters. „Altmaier scheint endlich er-
kannt zu haben, dass die Blockadepo-
litik der CDU gegen den Ausbau der
Windenergie an Land weder dem
Klima noch dem Wirtschaftsstandort
nützen und so auch keine Wahlen zu
gewinnen sind“, sagte Greenpeace-
Energie-Experte Andree Böhling.

Zurückhaltend äußerte sich dage-
gen der Ökostromanbieter Green-
peace Energy. „Noch ist unklar, ob
der Vorschlag von Minister Altmaier
die Energiewende und den Klima-
schutz voranbringt oder am Ende so-
gar behindert“, erklärte dessen Poli-
tikchef Marcel Keiffenheim. So
könnten einzelne Bundesländer
möglicherweise sogar schärfere
Mindestabstandsregeln beschließen
und damit den Windkraftausbau
bremsen. 

Keiffenheim forderte daher be-
sonders die Landesregierungen dazu
auf, sich klar zum Ausbau der Wind-
kraft an Land zu bekennen.

Erneut gegen pauschale Mindest-
abstandsregeln für Windkraftanla-
gen wandte sich der baden-württem-
bergische Landesumweltverband
BUND. „Der Vorschlag ist unserer
Meinung nach völlig unzureichend“,
sagte eine Sprecherin. Altmaier er-
wecke den Eindruck, „dass ein Ab-
stand von 1000 Metern einen Nutzen
hätte. Vor allem aber schürt eine sol-
che, unverbindliche Abstandsrege-
lung Ängste vor Windenergie und
verschärft so Konflikte“, sagte die
Sprecherin.

Neue Abstandsregel 
soll Windkraft beflügeln

Bundeswirtschaftsminister will
Bewegung in festgefahrenen Konflikt

bringen – Was der Vorstoß bringt

Der Mindestabstand von Windrädern soll nun doch den
Ländern überlassen werden. FOTO: IMAGO IMAGES

Von Simon Siman 
und unseren Agenturen

�

FRANKFURT (dpa) - Wegen der wirt-
schaftlichen Folgen des neuartigen
Coronavirus hat der Lufthansa-Kon-
zern ein Programm zur Kostensen-
kung gestartet. Geplante Neueinstel-
lungen werden derzeit überprüft,
ausgesetzt oder auf einen späteren
Zeitpunkt verschoben, wie das Un-
ternehmen am Mittwoch in Frank-
furt ankündigte. Darüber hinaus sol-
len die Mitarbeiter zu unbezahltem
Urlaub und geringeren Arbeitsvolu-
men in Teilzeit bewegt werden.

Hintergrund ist der stark redu-
zierte Asienverkehr. Die Lufthansa
Group hat bis Ende März sämtliche
Passagierflüge zum chinesischen
Festland gestrichen. Auch für Ver-
bindungen nach Hongkong kündigte
der Konzern wegen der schwachen
Nachfrage weitere Streichungen an.
Rein rechnerisch stünden zurzeit 13
Langstreckenflugzeuge der Lufthan-
sa Group am Boden.

Neue Schulungskurse für Bord-
und Bodenpersonal wurden abge-
sagt. Die Teilnehmer aus den bereits
laufenden Kursen könnten vorerst
nicht übernommen werden, sollen
aber mittelfristig Arbeitsverträge er-
halten. Zu den wirtschaftlichen Aus-
wirkungen der Epidemie äußerte
sich der Dax-Konzern erneut nicht
detailliert.

Einstellungsstopp
bei Lufthansa

wegen Coronavirus

Überraschender Wechsel an
der Spitze von Walt Disney
BURBANK (dpa) - Beim Unterhal-
tungsriesen Walt Disney endet eine
Ära: Der langjährige Vorstandschef

Bob Iger (Foto:
dpa) tritt über-
raschend mit
sofortiger Wir-
kung zurück. Iger
war 27 Jahre lang
bei Disney, davon
rund 15 Jahre lang
an der Spitze des
Konzerns. Er

prägte den Entertainment-Giganten
mit den Übernahmen von Studios
wie Pixar, Marvel und Lucasfilm
sowie großer Teile des Konkurrenten
21st Century Fox. Zum Nachfolger
wurde Disney-Manager Bob Chapek
ernannt, der zuletzt für die Ver-
gnügungspark-Sparte zuständig war. 

Baden-Württemberg und
Bayern fordern Steuerreform
STUTTGART (dpa) - Baden-Würt-
temberg und Bayern wollen eine
Unternehmenssteuerreform an-
schieben. Einen entsprechenden
Antrag wollen die beiden Bundes-
länder an diesem Donnerstag bei
der Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses des Bundesrates einrei-
chen. Ob die Länderkammer dem
folgt, ist ungewiss. Bislang gebe es
dazu unterschiedliche Signale, heißt
es aus dem Wirtschaftsministerium
in Stuttgart. Die beiden Südländer
drängen auf eine Senkung der Steu-
erlast für Unternehmen von 30 auf
25 Prozent. Außerdem fordern sie
die vollständige Abschaffung des
Solidaritätszuschlags und verbes-
serte Abschreibungsbedingungen
für Unternehmen.

China und USA bremsen
Wachstum bei E-Mobilität
STUTTGART (dpa) - Schwächelnde
Neuzulassungen in den USA und
China haben den weltweiten Auf-
schwung der Elektromobilität bei-
nahe zum Erliegen gebracht. 2,3
Millionen Neuzulassungen von
E-Autos sowie Plug-in-Hybriden
2019 sind nur vier Prozent mehr als
im Jahr davor, teilte das Stuttgarter
Zentrum für Sonnenenergie- und
Wasserstoff-Forschung Baden-
Württemberg (ZSW) mit. 2018
waren die Neuzulassungen von Pkw
und leichten Nutzfahrzeugen mit
diesen Antriebstechnologien noch
um satte 74 Prozent gewachsen.
Entscheidender Fakor für die Voll-
bremsung ist laut ZSW, dass die
beiden wichtigsten Märkte China
und USA die Förderung für batte-
rieelektrisch betriebene Fahrzeuge
zurückfuhren.

Kurz berichtet
�

700
Meter beträgt derzeit 
der durchschnittliche 

Abstand zwischen 
Windrädern und 

Siedlungen in 
Baden-Württemberg.

FRIEDRICHSHAFEN - Der Rüge folgt
die Abmahnung folgt die Unterlas-
sungserklärung: Die Verbraucher-
zentrale Baden-Württemberg hat die
Sparkasse Bodensee mit Sitz in Kon-
stanz und Friedrichshafen darauf
verpflichtet, ihre Kunden in Zukunft
vollständig zu informieren und ih-
nen zulässige Vereinbarungen vor-
zulegen, wenn sie Anlegern die Kün-
digung lukrativer Sparverträge vor-
schlägt. Das Geldhaus habe eine ent-
sprechende Unterlassungserklärung
unterzeichnet, wie die als Verein or-
ganisierte Verbraucherschutz-Orga-
nisation am Mittwoch mitteilte.

Die Sparkasse hatte Anfang De-
zember Kunden von „Prämiensparen
flexibel“-Verträgen in einem Brief ei-
ne „Extra-Prämie“ angeboten, wenn
sie den Vertrag vor Ende der Laufzeit
auflösen. Kurz vor Weihnachten rüg-
ten die Verbraucherschützer die Vor-
gehensweise. „Die Sparkasse wollte
Kunden mit einer Prämie zur vorzei-

tigen Kündigung bewegen, um sich
von der Zahlungspflicht weit höhe-
rer Prämien zu drücken“, erklärt
Niels Nauhauser, Finanzexperte der
Verbraucherzentrale, im Gespräch
mit der „Schwäbischen Zeitung“.
Darüber hinaus hat die Verbraucher-
zentrale das Geldhaus wegen rechts-
widriger Erklärungen in der dem
Brief beiliegenden Vereinbarung
über die Vertragsauflösung abge-
mahnt. Nach Berechnungen der Ver-
braucherzentrale entgehen Kunden
im Falle einer Auflösung bis zu
20 000 Euro, während ihnen nur ein
Bruchteil dieser Summe als Extra-
Prämie angeboten wurde, wie es in
der Erklärung der Verbraucher-
schützer heißt. Die Verbraucherzen-
trale rät Kunden, die Verträge nicht
vorzeitig aufzulösen. Und „Verbrau-
cher, die sich getäuscht fühlen, kön-
nen den Auflösungsvertrag anfech-
ten“, sagt Nauhauser weiter. 

In der unterzeichneten Unterlas-
sungserklärung verpflichtet sich die
Sparkasse Bodensee, keine Angebote

zur Vertragsauflösung von Prämien-
sparverträgen an Kunden zu senden,
in denen das Geldhaus seine Kunden
nicht über den tatsächlichen Auszah-
lungsbetrag bei regulärer Vertrags-
laufzeit informiert, wie der Sprecher
der Sparkasse Bodensee, Wolfgang

Aich, bestätigte. „Eine aus Sicht der
Verbraucherzentrale fehlende Infor-
mation haben wir unseren Kunden
nicht zur Verfügung gestellt. Wir ha-
ben uns verpflichtet, diese Informa-
tion zukünftig unseren Kunden zu
geben“, sagte Aich.

Hintergrund ist die Tatsache, dass
vor allem Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken darunter leiden, dass
vor der Finanzkrise abgeschlossene
langfristige Sparverträge in Zeiten
der Niedrigzinspolitik für sie nicht
nur unrentabel, sondern zudem zu
einer schweren Belastung werden.
Wolfgang Aich verweist auf den Um-
stand, dass sein Institut genau diese
Intention in einem Nebensatz des
Angebotsbriefs auch offengelegt ha-
be. „Dieses Angebot hilft Ihnen und
uns. Sie können sich einen lang er-
sehnten Wunsch bereits morgen er-
füllen, und wir können für uns die
negativen Wirkungen der Zinspolitik
etwas abmildern“, heißt es in einem
Angebotsschreiben, das der „Schwä-
bischen Zeitung“ vorliegt. Die ge-

naue Zahl der Kunden, an die die
Sparkasse das Angebot geschickt hat,
nennt das Institut nicht. Aich redet
von einer „Vielzahl“. Von den mit
dem Angebot angeschriebenen Kun-
den hat nach Angaben der Sparkasse
ein Anteil im „einstelligen Prozent-
bereich“ die Offerte angenommen.
Ein Kunde habe eine Rückabwick-
lung gefordert – allerdings aus Grün-
den, die nichts mit der fehlenden In-
formation zu tun habe.

Die Sparkasse findet ihr Vorgehen
in Ordnung, weil die Kunden die
Möglichkeit hatten, „selbst und frei
zu entscheiden, ob die Auflösung für
sie infrage kommt oder nicht“, wie
Aich erläutert. Zudem sei kein Ver-
trag ohne ein ausführliches Berater-
gespräch aufgelöst worden.

Der Verbraucherschutz sieht das
anders. „Die Aussagen sind irrefüh-
rend“, sagt Nauhauser. „Wenn die
Sparkasse der Auffassung wäre, im
Recht zu sein, hätten sie die Unter-
lassungserklärung nicht unterzeich-
nen müssen.“

Gerügt und abgemahnt
Verbraucherzentrale verpflichtet Sparkasse Bodensee zur vollständigen Information ihrer Kunden bei der Auflösung lukrativer Sparverträge

Logo der Sparkassenorganisation: Die
Sparkasse Bodensee betont die Frei-
willigkeit ihres Angebots. FOTO: DPA

Von Benjamin Wagener
�
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chen Geräteausfall zu denken. Dann
sollte ein Notdienst erreichbar sein.

Gibt es neutrale Vergleiche?
Weder die Stiftung Warentest noch
Ökotest haben Treppenlift-Firmen
bislang geprüft. Aus dem Jahr 2017
stammt eine Studie des Deutschen
Instituts für Service-Qualität, das
aber nur fünf große Anbieter einbe-
zieht (AS Seniorenprodukte, Lifta,
Hiro Lift, Sanimed und Thyssen-
krupp). Tipp: Weitere Firmen sind
in Branchen-Verzeichnissen zu fin-
den, etwa unter www.treppenlift-
magazin.de oder www.treppenlift-
anbieterverzeichnis.de.

Worauf ist noch zu achten?
Es gibt unzählige Haushalte, in de-
nen der Lift reibungslos funktio-
niert. Aber die Verbraucherzentra-
len registrieren auch viele Be-
schwerden. „Wir kennen beispiels-
weise Fälle, in denen der Lift beim
Laufen heftig ruckelte, die Schienen
buckelig waren, das Tempo während
der Fahrt wechselte oder das Gerät
höchst unangenehm roch. Betroffe-
ne sollten das keinesfalls akzeptieren
und Rat bei der örtlichen Verbrau-
cherzentrale oder einem Rechtsan-
walt suchen, rät Bauer. Normaler-
weise können Verträge, die in der
Wohnung des Verbrauchers ge-
schlossen werden, innerhalb von 14
Tagen widerrufen werden. Ob dies
jedoch auch für Treppenlifte gilt, ist
juristisch umstritten. Manche An-
bieter argumentieren, bei Treppen-
liften handele es sich um eine Ein-
zelanfertigung, für das der Kunde
kein Widerrufsrecht geltend machen
könne. Die Verbraucherzentralen
vertreten hingegen die Ansicht, der
Treppenlift werde aus vorgefertig-
ten Teilen zusammengesetzt, wes-
halb dem Kunden das Widerrufs-
recht zustehe. Das sah das Landge-
richt Nürnberg-Fürth 2019 ebenso
(AZ. 7 O 5463/18), ein höchstrich-
terliches Urteil aber steht aus.

Gibt es Zuschüsse oder Beihilfen?
Pflegebedürftige in den Pflegegra-
den 1 bis 5 können auf Antrag einen
Zuschuss zum Treppenlift von bis zu
4000 Euro von der Pflegekasse er-
halten. Bedingung ist, dass der Lift
die häusliche Pflege erleichtert oder
eine möglichst selbstständige Le-
bensführung ermöglicht. Wichtig:
Mit dem Einbau sollte erst nach der
Bewilligung begonnen werden,
sonst bleibt der Kunde auf den Kos-
ten sitzen. Personen ohne Pflege-
grad können einen Antrag auf Zu-
schuss oder einen zinsgünstigen
Kredit bei der staatlichen KfW-
Bank stellen.

Verwandten oder Bekannten, die ei-
nen Lift haben“, so Bauer.

Wie teuer sind die Lifte?
Sitzlifte kosten weniger als Platt-
formlifte, die auch Menschen im
Rollstuhl befördern. Außerdem
hängt der Preis von Treppenlänge
und – verlauf ab. Die Verbraucher-
zentralen veranschlagen die Kosten
auf in der Regel etwa 3500 bis circa
15000 Euro – bei großen Unter-
schieden zwischen den Anbietern.
Dazu kommen jährliche Wartungs-
und Servicekosten von 200 bis 300
Euro. Wichtig ist, an einen mögli-

wenn ein Vertreter behauptet, ohne
sofortige Unterschrift könne der
Preis nicht gehalten werden.

Was ist sonst noch wichtig?
Vor einer Bestellung sollten die
Kunden auf eine exakte Konstrukti-
onszeichnung für den Lift bestehen,
rät Fachmann Bauer. Daran hapere
es in den ihm bekannten Fällen
meist. Außerdem sollten die Nutzer
mit dem Lift zur Probe fahren, um
sich etwa mit der Steuerung vertraut
zu machen. „Man kann die Firma
fragen, wo in der Nähe ein solcher
Lift eingebaut ist, oder man geht zu

gibt immer wieder Fälle, bei denen
sich Betroffene von Treppenlift-Fir-
men unter Druck gesetzt oder finan-
ziell über den Tisch gezogen füh-
len“, warnen die Verbraucherschüt-
zer. „Ich halte es für absolut sinn-
voll, jemanden aus der Familie oder
Nachbarschaft mit dabei zu haben,
wenn ein Firmenvertreter in der
Wohnung ist und vielleicht gleich
ein Angebot vorlegt“, sagt Abtei-
lungsleiter Bauer. Andernfalls kön-
ne es zu Drucksituationen kommen,
denen sich der einzelne nicht entzie-
hen kann. Seine Empfehlung: Ver-
gleichsangebote auch dann einholen,

VON HANS PETER SEITEL

Stufen in der Wohnung können für
gehbehinderte und alte Menschen
zum unüberwindbaren Hindernis
werden. Ein Treppenlift bietet sich
als Lösung an – aber Achtung: Ver-
braucherschützer warnen vor man-
chen Stolperfallen beim Kauf. Die
wichtigsten Fragen und Antworten.

Worum geht es?
Die gute Nachricht ist: Für fast jede
Treppe, egal wie schmal, steil oder
gewunden sie ist, gibt es einen pas-
senden Lift, wie das Bundesfamili-
en- und Seniorenministerium be-
richtet. Allerdings sollte der Einbau
gut geplant werden. Denn welcher
Lift geeignet ist, hängt von den je-
weiligen Wohnverhältnissen und
den körperlichen Voraussetzungen
des Nutzers ab.

Wo liegen die Probleme?
Die Verbraucherzentralen berichten
von Kunden, die schlechte Erfah-
rungen mit Treppenlift-Firmen
machten. „In unseren Beratungsge-
sprächen haben wir schon oft von
grenzwertigen Vertriebsmaschen,
Verweigerung von Widerrufsrech-
ten, mangelhaftem Einbau oder un-
zureichendem Service nach der
Übergabe der Lifte gehört“, sagt
etwa Matthias Bauer, Ableitungslei-
ter Bauen und Wohnen der Verbrau-
cherzentrale Baden-Württemberg.

Wie kann ich mich davor schützen?
Zunächst sollten sich die Kaufinte-
ressenten an eine Wohnberatungs-
stelle wenden. „Das ist eine neutrale
Stelle, die auch Hausbesuche macht
und Ratschläge zum Treppenlift so-
wie zu kleinen Hilfsmitteln wie etwa
einem Handlauf gibt“, erläutert Fe-
lizitas Bellendorf von der Verbrau-
cherzentrale Nordrhein-Westfalen.
„Ziel ist immer, dass die Menschen
so lange wie möglich zu Hause leben
bleiben können“, betont die Pflege-
wissenschaftlerin. Adressen von
Wohnberatungsstellen in ganz
Deutschland listet die Bundesar-
beitsgemeinschaft Wohnungsanpas-
sung unter www.wohnungsanpas-
sung-bag.de auf. Die Experten ra-
ten, schon bei anfänglichen Schwie-
rigkeiten beim Treppensteigen Rat
zu suchen, um später nicht in Zeit-
not zu geraten.

Was ist danach zu tun?
Eine sorgfältige Planung setzt vo-
raus, dass ein Firmenvertreter nach
Hause kommt. Aber: Niemand soll-
te gleich das erste Vertragsangebot
unterschreiben, sondern mehrere
Vergleichsangebote einholen. „Es

Ein Treppenlift kann das Leben verändern
Alter Mit der Steighilfe lässt sich ein großes Problem älterer Menschen lösen. Doch auf dem Markt tummeln sich auch

unseriöse Anbieter, warnen Verbraucherschützer. Wie man diese erkennt – und worauf man zudem achten muss

Ein Treppenlift kann Senioren ermöglichen, länger in den eigenen vier Wänden zu bleiben. Doch wer sich für so eine Mobilitäts-
hilfe interessiert, sollte sich frühzeitig informieren, raten Verbraucherschützer. Foto: Ingo Bartussek, Adobe Stock

nem verschlossenen Umschlag an
eine vertrauenswürdige Person
weitergebenen werden. Alternativ
bietet sich an, das Dokument auf
einem verschlüsselten oder zumin-
dest mit einem Kennwort geschütz-
ten USB-Stick zu speichern und an
einem sicheren Ort zu deponieren.
Dem E-Mail-Konto kommt hier
eine Schlüsselfunktion zu, da sich
über dieses in der Regel Passwör-
ter anderer Dienste zurücksetzen
lassen.

Wer ganz sicher gehen will, re-
gelt diese Angelegenheit im Rah-
men einer Vorsorgevollmacht. Da-
rin wird eine Vertrauensperson
bevollmächtigt, sich um den digita-
len Nachlass zu kümmern. Die
Vollmacht muss mit Ort und Datum
versehen und unterschrieben sein.
Wichtig ist außerdem, dass die Voll-
macht „über den Tod hinaus“ gilt.

oder beim Anbieter erfragt werden
können. Selbsterklärend ist das
meist alles nicht. Umso wichtiger,
dass man sich frühzeitig um seinen
digitalen Nachlass kümmert.

Damit die Erben sich beim Nach-
lass auch zurechtfinden, kann eine
Liste mit den Zugangsdaten an ei-
nem zugänglichen Ort hinterlegt
werden.

Auch kann eine solche Liste in ei-

Vertragspartner informiert sein,
damit sie ihre Rechte später auch
gezielt geltend machen können.

Einige Online-Dienste ermögli-
chen es schon zu Lebzeiten, einen
Nachlasskontakt anzugeben. Man-
che verweisen auf die gesetzlichen
beziehungsweise vertraglichen
Kündigungsfristen, andere haben
für derartige Fälle Sonderregelun-
gen, die den AGBs entnommen

Auch digital geschlossene Verträ-
ge gehen mit allen Rechten

und Pflichten auf die Erben über
und müssen erfüllt werden. Das
gilt auch für E-Mails, Inhalten von
Accounts und Software. Hier gibt
es kein Sonderrecht, sondern die
Gesamtrechtsnachfolge nach
§ 1922 BGB. Erben haben grund-
sätzlich einen Anspruch auf Zu-

gang zu beispielsweise Online-Kon-
ten des Verstorbenen, wenn sie
sich gegenüber dem Anbieter legiti-
mieren können. Abhängig von den
Anforderungen des Anbieters kann
das durch die Sterbeurkunde, Erb-
schein oder gerichtliche Verfügung
erfolgen.

Die Erben dürfen zudem Aus-
kunft vom Unternehmen über die
gespeicherten Daten des Verstorbe-
nen nach § 34 BDSG verlangen.
Der Haken ist nur, die künftigen
Erben müssen über die Online-

Wer es seinen Erben einfacher machen will, sollte sich schon zu Lebzeiten um seinen
digitalen Nachlass kümmern. Foto: Brilt, Adobe Stock

Wenn Tote weiter online sind
Nachlass Mail-Postfach und Social-Media-Konto sind digitale Spiegel unseres

Lebens. Doch was passiert mit ihnen, wenn wir mal nicht mehr da sind?

Der-Finanz-Tipp

Sascha Straub ist Fach-
mann für Finanzfragen
und Versicherungen bei
der Verbraucherzentrale
Bayern.

Bonn Auch wer keinen eigenen Gar-
ten hat, kann im Herbst ganz einfach
Nüsse sammeln. Zum Eigenverzehr
ist das auch in Parks und Grünanla-
gen erlaubt. Wer Walnüsse aufliest,
sollte sie für ein bis zwei Wochen an
einer luftigen Stelle trocknen – so
entfaltet sich das würzige Aroma.
Ungeschält halten sie sich dann
mehrere Monate. Auch Haselnüsse
werden nach der Ernte an einem gut
durchlüfteten Ort und außerhalb
der Reichweite von Mäusen für
mehrere Wochen getrocknet.

Häufig findet man auch die sta-
cheligen Maronen oder Esskasta-
nien. Man kann sie zwar pur essen,
ihren süßlichen Geschmack erhalten
sie jedoch erst durch Erhitzen. Kei-
nesfalls pur essen sollte man dage-
gen Bucheckern, die kleinen Früch-
te der Rotbuche. Sie enthalten leicht
giftige Stoffe, die aber durch Rös-
ten, Backen oder Übergießen mit
heißem Wasser abgebaut werden.
Danach schmecken sie gut in Müsli
oder Salat. Generell gilt: Über län-
gere Zeit lagert man ganze Nüsse
kühl, trocken und luftig, etwa in ei-
nem Hängekorb. (dpa)

Nüsse sammeln
und genießen
Wie sich Walnüsse
lange lagern lassen

Geld & Leben kompakt

VERKEHR

Abblendautomatik ist
nicht immer zuverlässig
Wer tagsüber bei herbstlichem
Schmuddelwetter mit dem Auto
unterwegs ist, sollte sich nicht auf
das automatische Abblendlicht
moderner Modelle verlassen. Bei
Nebel, Regen oder Schnee sind
viele Autofahrer nur mit dem Tag-
fahrlicht unterwegs und schlecht
erkennbar, warnen Unfallforscher
der Expertenorganisation Dekra.
Der Grund: Die Automatik kann
nur zwischen dunkel und hell un-
terscheiden. Sie erkennt aber nicht,
wenn am Tag schlechte Sicht
herrscht. In solchen Fällen gelte je-
doch die Pflicht, mit Abblendlicht
zu fahren, so die Dekra. Auch Ne-
belscheinwerfer dürfen dann ein-
geschaltet werden. (dpa)

ERNÄHRUNG

So erkennt man frische
Pilze beim Einkaufen
Champignons, Pfifferlinge und Co.
verderben schnell und sollten
möglichst frisch eingekauft werden.
Die Pilze sollten prall und saftig
aussehen, erklärt die Verbraucher-
zentrale Bayern. Bei frischen Pil-
zen sind die Stielenden nicht ausge-
trocknet, das Fleisch ist fest und
hell. Wer Speisepilze im Gemüse-
fach des Kühlschranks aufbewah-
ren will, nutzt idealerweise eine
luftdurchlässige Verpackung, etwa
eine Papiertüte. Denn in Plastik ein-
geschweißte Pilze fangen an zu
schwitzen, das Pilzeiweiß verdirbt
dann schnell. Wer Pilze länger la-
gern möchte, kann sie in gesäuber-
tem Zustand auch einfrieren, so
die Verbraucherexperten. (dpa)

HAUSHALT

Badarmaturen reagieren
empfindlich auf Säure
Kalkränder in der Spüle sehen häss-
lich aus und sind zudem oft hartnä-
ckig. Am besten rückt man ihnen
mit Säure zu Leibe. Aber Vorsicht:
Armaturen etwa reagieren darauf
sehr sensibel. Am besten infor-
miert man sich zuvor, ob das Mate-
rial Säure aushält, rät Bernd Glassl
vom Industrieverband Körperpfle-
ge- und Waschmittel (IKW). So ist
für Wasserhahn, Duschkopf und
Co. Vorsicht mit Essigsäure gebo-
ten, weil sie die Materialien angrei-
fen kann. Auch ein Marmorbecken
darf man nicht mit Säure reinigen.
Denn Marmor besteht wie Kalk
aus Kalziumkarbonat – die Säure
würde die Oberfläche beschädi-
gen. (dpa)

Telefontarife Mo - Fr
Günstige Anbieter im Call by Call

Ortsgespräche
Zeit Anbieter Vorwahl Ct./Min.

Festnetz zum deutschen Mobilfunk
Zeit Anbieter Vorwahl Ct./Min.

Ferngespräche Inland
Zeit Anbieter Vorwahl Ct./Min.

Alle Anbieter mit Tarifansage; Abrechnung im 60s Takt.
Nutzung nur von einem Festnetzanschluss der Dt. Telekom 
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0-7 Sparcall 01028 0,10
 01052 01052 0,89
7-12 Sparcall 01028 1,49
 01097 01097 1,52
12-18 Sparcall 01028 1,49
 01097 01097 1,62
 Tellmio 01038 1,69
18-19 Sparcall 01028 1,49
 01097 01097 1,52
19-24 01052 01052 0,89
 Tele2 01013 0,94
 Star79 01079 1,45

0-7 Sparcall 01028 0,10
 01088 01088 0,49
 3U 01078 0,64
 01052 01052 0,89
7-8 01011 01011 0,49
 010012 010012 0,63
 3U 01078 0,64
8-18 010012 010012 0,63
 3U 01078 1,18
 01098 01098 1,19
 01011 01011 1,48
18-19 01011 01011 0,49
 010012 010012 0,63
 3U 01078 0,64
19-24 3U 01078 0,64
 01098 01098 0,89
 01097 01097 0,89
 Tele2 01013 0,94

0-24 3U 01078 1,74
 01052 01052 1,75

EBERBACH

Personenschifffahrt, Fahrt nach Hirsch-
horn, 14 Uhr, Neckarlauer, Anmeldung
0176/ 830 714 34.
Autokino-Plus, Checker Tobi und das
Geheimnis unseres Planeten, 14.30 Uhr;
Papageno und die Zauberflöte - Live Kin-
deroper, 17.30 Uhr; Der Fall Collini, 20.30
Uhr, Festplatz in der Au.

ÖFFNUNGSZEITEN

Eberbach
Rathaus, 06271/87-1, Bürgerbüro, 8-18
Uhr.

Michaelskirche, 10-12 und 14-16 Uhr.
Stadtbibliothek, 15-18 Uhr, Stadthalle.
MobileJugendarbeit,0176/12013874oder
mja.eberbach@postillion.org.

Hirschhorn
Rathaus, 8-12 Uhr nach Anmeldung.

BERATUNGEN

Eberbach
Kinder- und Jugendbüro / Jugendrefe-
rat: 0 62 71/873 40 oder 0172/ 634 07 31,
8–12, 13–17 Uhr, Rathaus, Zimmer 2.07.
Hospizdienst, Eberbach-Schönbrunn,
Tel. 0176/990 560 60.
VdK-Rechtsberatung, 15-17 Uhr, nach
Anmeldung 0151/525 184 87, Friedrich-
Ebert-Str.6.
Gemeindesozialdienst, 0 62 71/ 87 342.
Rheuma-Liga, Beratung 9 - 18 Uhr, Fa-
milie Eichler Tel. 06221-8935527.
Diakonisches Werk und Sozialpsychia-

trischer Dienst, nach Vereinbarung Tel.
0 62 71/ 926 40, Friedrichstr. 14.
PflegestützpunktRhein-Neckar-Kreis,9-
11 Uhr, Tel. 06221/5222628, Rathaus
(Sitzungszimmer 2).

BEHÖRDENRUFNUMMER 115

Mo-Fr 8-18 Uhr, direkte Verbindung zu
allen Verwaltungsstellen, Auskunft über
Leistungen und Anlaufstellen.

LIEFERSERVICE EBERBACH

ESSEN
Adler 06271/1005; Anatolia 06271/
9429932; Ankerseele Campingpark
06271/8034386 oder 0176/ 41374561; Asia
Haus06271/9448505;OlivaGarten06271/
942972; Snack Bar 06271/77270; Snack-
point 06271/945794; Zur Traube 06271/
8034502 oder 0172/7311859; Hermes

0152/29655449; Little Italy 06271/72168;
Krabbenstein 06271/7377; Imbiss Eber-
bacher Hof 06271/5001, Milano 06271/
942218; Eisdiele Venezia 06271/2714.

HILFEN IN EBERBACH

EINKAUFEN UND BOTENGÄNGE
Ev. Kirche 06271/4787 oder Pfarrei Süd
06271/9475478; Hospizdienst 0176/
99056060; Coronahilfe, Bethge, 0151/
21984817; Bettina Greif 0176/ 61289883;
Kurtinaitis 0163/9654482; Ulrike Zim-
mermann 06271/ 4696; Büsra Isik 0170/
8452430; Andreas Renner 0172/3408118;
SPD 0151/ 58709479; Christian Grein
0176/ 56544376; Cindy Grimm 0177/
6370510; Maximilian Rick 0176/
52893331; Ute Kesch 0173/ 8322310; Ing-
rid Moderer 06271/8099410 oder 0176/
47642253.

HAUSHALT

Ev. Kirche 06271/4787, Pfarrei Süd
06271/ 9475478; Kurtinaitis 0163/
9654482; Christian Grein 0176/56544376.
REDEN
Heike Weinberg, 06271/942710 (AB);
Hospizverein 0176/ 99056060.

HILFEN NACHBARSCHAFT

Dorffunk Schönbrunn 0151/23222278;
Hirschhorn (Witzel) 06272/923-110; M.
Hofherr (Waldbrunn) 0162/ 9631474;
Oberzent 06068/7590999; Gde. Heddes-
bach 06272/2268 oder 06228/92010.

IM NOTFALL

Apotheken, Adler-Apotheke, Neckarge-
münd, Hauptstr. 58, Tel. 0 62 23/ 22 22.
Notarzt, Rettungsdienst: 112.
Ärztlicher Bereitschaftsdienst, einschl.
Augen-, Kinder- und HNO-Bereitschaft,
heute 19 bis morgen 7 Uhr, Tel. 116 117.
Krankentransporte, DRK Eberbach, Gü-
terbahnhofstr. 13, Tel. 0 62 71/ 192 22.
Notfallbereitschaft, Polizeinotruf: 110,
FFW: 112, FFW über Stadt: 0 62 71 / 871,
Polizeirevier: 0 62 71 / 92 100, Stadtwer-
ke: 0 62 71 / 920 90.

WIR GRATULIEREN

Alles Gute!
Eberbach: Peter Langeneker (75),
Anita Hofstetter (75).
Schönbrunn: Rolf Lüttich, Schwan-
heim (80).

Gut zu wissen in der Region

Schließen und Öffnen der Türen auf dem Großbildschirm
Gottesdienst im Autokino mit Konfi-Film, geistlichem Impuls und Musik erlebten (Mit)Fahrer dreier Dutzend Autos

Eberbach. (RNZ) „Open Doors – endlich
wieder“. Das war das Motto eines außer-
gewöhnlichen Gottesdienstes, der am
Sonntagabend im Rahmen der Reihe
„Autokino plus“ auf dem Festplatz in der
Au gefeiert wurde.

Eine Gruppe von Konfi-Teamern (der
Konfirmanden und ihrer Betreuer) der
evangelischen Kirchengemeinde gestal-
tete diesen Gottesdienst eigenständig. In
Texten und Gebeten nahmen die Jugend-
lichen ihre Erfahrungen mit der Corona-
Pandemie auf.

Ein kurzer, selbst gedrehter Video-
clip zeigte, wie sich als Folge der Pan-
demie viele Türen auch in Eberbach
schlossen. Sichtbar und hörbar fielen die
Türen ins Schloss: vom Kindergarten über
Geschäfte bis hin zur Tür der Michaels-
kirche.

Die Jugendlichen präsentierten auch
das Ergebnis einer Umfrage, bei welchen
Türen sich junge Leute in den letzten Wo-
chen am meisten eine Wiederöffnung ge-
wünscht hatten. An erster Stelle standen
die Begegnungen mit den Familienan-
gehörigen und mit Freunden. Danach

waren in einem biblischen Impuls Ge-
dankenanstöße zu hören, wie sich Türen
öffnen und was Gott damit zu tun haben

könnte. Für die Musik im Gottesdienst
sorgte eine Live-Band auf der Autokino-
Bühne. Auftakt war eine Version von

„Tequila“ der Gruppe The Champs. „Co-
rona – Autokino – Gottesdienst“ waren
die Schlagworte. Björn Becker hatte das
Stück eingerichtet und spielte auch Ca-
jon (ein Perkussionsinstrument „Kisten-
trommel“).

Die Lieder sangen Diana Schneider
und Stella Wagner, Friederike Albert be-
gleitete sie an der Trompete, Felix und
Florian Roh an den Saxophonen und Be-
zirkskantor Andreas Fauß am Piano. Die
auf den Großbildschirm übertragenen
und ablesbaren Liedtexte luden alle Got-
tesdienstbesucher in den drei Dutzend
Autos auf dem Gelände vor Bühne und
„Leinwand“ dazu ein, die Lieder mitzu-
singen.

Pfarrer Gero Albert dankte vor dem
Segen allen Mitwirkenden, der Technik
und der Stadt Eberbach, die mit dem
„Autokino plus“ die Möglichkeit für die-
sen Gottesdienst geboten hatte.

MitkräftigemHupenunterstrichendie
Mitfeiernden diesen Dank. Der Gottes-
dienst klang mit „Just the Two of Us“ aus,
bei dem Felix Roh nochmals als Solist am
Saxophon zu hören war.

Beim Gottesdienst auf der Autokino-Bühne wirkten u.a. mit Diana Schneider, Stella Wagner,
Friederike Albert, Felix und Florian Roh sowie Andreas Fauß. Foto: privat

KURZ NOTIERT

Neuauflage „Romantische Vier“
Hirschhorn. Die „Romantischen Vier“
(Eberbach, Hirschhorn, Neckargemünd,
Neckarsteinach) erstellen bereits jetzt das
Gastgeberverzeichnis für das kommende
Jahr. Zum Werbeauftritt gehören eine
Imagebroschüre, ein Gastgeberverzeich-
nis sowie ein Eintrag auf die Homepage.
Interessierte Betriebe wie Gaststätten,
Cafés, Hotels, Privatzimmer und Ferien-
wohnungen, die im Vorjahr keinen Ein-
trag hatten und nun aufgenommen wer-
den wollen, werden gebeten, sich bis spä-
testens Sonntag, 31. Mai, an die Tourist-
Info Hirschhorn, Alleeweg 2, Telefon
(06272) 1742, tourist-info@hirsch-
horn.de, zu wenden.

Corona-Hotline
verkürzt Zeiten

Rückgang der Anrufe

Rhein-Neckar-Kreis. (RNZ) Das Ge-
sundheitsamt reduziert wegen der sin-
kenden Fallzahlen in Bezug auf das Co-
ronavirus und dem damit einhergehen-
den Rückgang der Anrufe die Zeiten für
das eigens eingerichtete Infotelefon.

Ab Samstag, 30. Mai, ist die Hotline
unter Telefon (06221)5221881 täglich
von 8 bis 16 Uhr erreichbar.

In der Hochphase der Pandemie war
die „Corona-Hotline“ laut Mitteilung
stark frequentiert. An manchen Tagen
gingen über 1000 Anrufe ein. Mittler-
weile sind es durchschnittlich rund 250
pro Tag. Gerade am späten Nachmittag
und frühen Abend ist das Anrufaufkom-
men jedoch deutlich geringer. Die Ex-
perten des Gesundheitsamtes beraten zu
sämtlichen Fragen rund um das Coro-
navirus und informieren, für wen und
wann eine Testung auf das Virus sinnvoll
ist.

Alle Personen, die getestet werden
wollen, müssen nach wie vor die Tele-
fonhotline anrufen. Im Rahmen eines Ge-
sprächs und einer Vorprüfung wird ab-
geklärt, ob die erforderlichen Voraus-
setzungen für eine Testung grundsätz-
lich erfüllt sind.

„Anschließend erhält die Person einen
Code und einen Termin bei einem Test-
zentrum in räumlicher Näher ihres
Wohnortes“, erläutert der Leiter des Ge-
sundheitsamtes, Dr. Rainer Schwertz, das
Prozedere.

i Info: Weitere Infos zum Thema gibt es
auch auf der Homepage des Land-
ratsamtes unter www.rhein-neckar-
kreis.de/coronavirus.

Wort und Tat bittet
um Hilfe für Fischer

Waldbrunn. (RNZ) Sr Assumpta aus Ke-
rala sendete „Wort und Tat“ einen Hil-
feruf, in dem er mitteilte, dass in Alleppy
(Gemeinde Vadkkal) in einem Schwes-
ternhaus mit Hospital seit ein paar Ta-
gen ein armer Fischer liegt, der dringend
am offenen Herzen operiert werden muss.
Diese OP kostet 3600 Euro. Er habe Frau
und zwei Kinder und sei nicht in der La-
ge, die Kosten zu tragen. Wort und Tat
möchte diesem armen Fischer gerne hel-
fen und Spenden sammeln.

i Info: Spendenkonto: Sparkasse Ne-
ckartal-Odenwald DE 0967 4500 4800
0100 9901.

Stadt kauft 35
„Kita-Container“

Neubau-Gespräche stocken

Neckarsteinach. (iz) Der Haupt- und Fi-
nanzausschuss hat die Weichen dafür ge-
stellt, dass die 35 Container von der Stadt
gekauft werden, in denen zur Zeit die
Kinder vom im Dezember 2018 abge-
brannten evangelischen Kindergarten
„Schatzinsel“ untergebracht sind. Der
Kaufpreis beträgt 327 250 Euro. Bei den
Überlegungen dazu geht man davon aus,
dass die Container noch mindestens drei
Jahre lang gebraucht werden. Der Grund:
Die Verhandlungen zwischen der Versi-
cherungundderevangelischenKircheüber
die Kostenübernahme eines Kita-Neu-
baus haben sich als schwierig und lang-
wierig erwiesen. Und da sich die Stadt im
Rahmen der Betriebskostenabrechnung
mit jährlich 125 000 Euro an den Miet-
kosten beteiligt, würden bis zur Fertig-
stellungderneuenKindertagesstätteschon
375 000 Euro Miete anfallen. Wenn die
Container dann später verkauft werden,
rechnet die Stadt noch einmal mit circa
130 000 Euro Gewinn und spare die Kos-
ten für eine Demontage der Container.
Außerdem habe die Kirche 24 000 Euro
Zuschuss zugesagt.

Der evangelische Pfarrer, Norbert
Feick, äußerte sein Bedauern darüber,
dass die Verhandlungen mit der Versi-
cherung so lange dauern.

Im Dezember 2018 wurde der Kindergarten
„Schatzinsel“ bei einemBrand zerstört – seit-
her streiten sich evangelische Kirche und Ver-
sicherung um eine Erstattung. Foto: Moll

Kasachischer Schwabe in Baden
Der Comedian Nikita Miller streamt am 12. Juni live aus dem Mosbacher „fideljo“

Mosbach. (pm) Mit seinem Solopro-
gramm „Auf dem Weg, ein Mann zu wer-
den“ ist der deutsch-russische Comedian
Nikita Miller am Freitag, 12. Juni, zu Gast
im Mosbacher Kulturzentrum „fideljo“,.
Die Veranstaltung kann mit einem zuvor
erworbenen Online-Ticket ab 20 Uhr live
mitverfolgt werden. Sie ist nur einmalig
an diesem Tag verfügbar und nur über die
Website www.fideljo.de zu sehen.

Nikita Miller bezeichnet sich selbst als
Comedic-Storyteller. Seine Erzählungen
porträtieren Nikitas Jugend, gefärbt von
russischen Einflüssen und zahlreichen
unfassbaren Erlebnissen.

Kabarettist Dieter Nuhr sagt über ihn:
„Nikita Miller macht etwas, was ich noch
nie gesehen habe: Er erzählt witzige Ge-
schichten, die sich aber nicht von Pointe
zu Pointe hangeln und gerade deshalb
lustig sind. Sein Vortrag hat Tiefe und
Authentizität. Die Texte bewegen den
Zuschauer, und man hört gerne und ge-
spannt, ja geradezu gefesselt zu. Das ist
eine völlig eigene Form von Alltagssati-
re. Ich bin begeistert!“

Seine Reise begann nach seinem ers-
ten Studium im Bereich Informatik. „Das
macht mir keinen Spaß, ich kann’s eh

nicht“, sprach er und machte sich auf den
Weg, ein Mann zu werden. Besser gesagt:
Auf den Weg, seine Bestimmung zu fin-
den. Er begab sich auf Umwege, schnup-
perte in den Arbeitsalltag eines Umzugs-
helfers, Türstehers und Bandarbeiters,
erzielte Erfolge als Kampfsportler, ver-
kaufte Schmuck aus dem Kofferraum,
absolvierte ein zweites Studium in den

Bereichen Philosophie und Rhetorik.
In seinem Programm „Auf dem Weg,

ein Mann zu werden“ geht es um seine ka-
sachischen Wurzeln, seine russische Cli-
que in seiner schwäbischen Heimat. Über
die Erziehungsmethoden eines russi-
schen Vaters. Und darüber, wie erschla-
gen er war, als er und seine Kumpels zum
ersten Mal ein Pornoheft sahen. Er macht
kein Stand-Up allein schon deswegen
nicht, weil er während seiner Perfor-
mance sitzt. Wenn er beginnt, seine erste
Geschichte auf der Bühne zu erzählen,
stehend, mehr als zwei Meter groß, Haa-
re so lang wie ein Streichholzkopf und
durchtrainiert wie ein Mönch der Shao-
lin, ist man froh, wenn er sich setzt, da-
mit er keine Schneise schlägt, falls er mal
ins Publikum fallen sollte.

Es gibt Comedians, bei denen man
schon bei der ersten Begegnung merkt,
dass sie einem gefehlt haben. Nikita Mil-
ler ist so einer. Und er hat sich auf den
Weg gemacht. Und wenn so einer los-
geht, dann kommt er auch an! Wo immer
das sein mag ...

i Info: Tickets gibt es online unter
www.fildeljo.de.

Nikita Miller erzählt witzige Geschichten mit
Tiefgang und Authentizität. Foto: zg

Tester besuchen heute Altenheim
Gesundheitsamt hatte bis Montag nur „negative“ Ergebnisse

Eberbach. (fhs) Bestätigen möchte Kreis-
verwaltungssprecherin Silke Hartmann
nicht, dass heute, Mittwoch, die Tester des
Kreisgesundheitsamtes Corona-Tests im
Pflegeheim Lebensrad in Eberbach vor-
nehmen. Richtig sei, dass Tester aus dem
Team von Dr. Britta Knorr zwei Heime
in der Stadt aufsuchen werden. Hart-
mann bittet die Öffentlichkeit um Ver-
ständnis, dass sie keine Details nennt.

Es handele sich nicht um ein öffent-
liches Ereignis, zudem möchte man Be-
einträchtigungen durch größeren Besu-
cherandrang als derzeit nach Corona-
Verordnungen erlaubt vermeiden. Um die

Öffentlichkeit zu informieren, hatte die
Kreisverwaltung wiederholt informiert,
dass innerhalb von vier Wochen alle Hei-
me im Kreisgebiet untersucht werden
sollen. Stand Montag seien etwa 3 000
Tests vorgenommen worden und bis da-
hin alle abgeschlossenen Laborergebnis-
se „negativ“ (keine Corona-Fälle). In-
zwischen sind weitere Tests im Labor,
über die es noch keine Aussage gibt, und
heute kommen die Eberbacher Abstriche
hinzu. Die Teilnahme an der flächende-
ckenden Testung ist für alle Heimbe-
wohner freiwillig. Mitarbeiter werden auf
Antrag in den Testzentren untersucht.

Verbraucherzentrale
warnt vor Abzocke

Neckar-Odenwald-Kreis. (pm) Absurde
Dienstleistungsangebote haben in der
Coronakrise Konjunktur. Bereits mehr-
fach hat die Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg vor unseriösen Unterneh-
men gewarnt, die aus der Angst vor einer
Ansteckung mit dem Coronavirus Geld
machen wollen. In einem besonders ob-
skuren Fall bietet eine Firma aus Pforz-
heim im Neckar-Odenwald-Kreis Stein-
reinigungen am Haus an, um Virenüber-
tragungen zu vermeiden. „Ob es unter der
genannten Anschrift tatsächlich eine
Steinreinigung mit einem Inhaber „Don
alpocinoDemeter“gibt,konntenwirnicht
herausfinden“, erklärt Matthias Bauer
von der Verbraucherzentrale.
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Biden will keine
Kehrtwende
Zölle bleiben vorerst in Kraft

WASHINGTON (dpa). Der künftige US-
Präsident Joe Biden will die von Donald
Trump eingeführten Zusatzzölle auf Pro-
dukte aus China und andere Maßnahmen
im Handelskonflikt vorerst beibehalten.
Er werde seine Optionen nicht einschrän-
ken, sagte Biden der New York Times. Für
seine eigene China-Politik wolle er aber
rasch eine breite internationale Koalition
schmieden. „Die beste China-Strategie ist
eine, die jeden unserer Verbündeten –
oder zumindest solche, die es einmal wa-
ren – auf eine Linie bringt.“

Dabei wolle er sich anders als Trump
nicht nur auf das Handelsdefizit fokussie-
ren, sondern vielmehr eine Änderung der
chinesischen Vorgehensweise anstreben.
Speziell gehe es ihm um „Diebstahl intel-
lektuellen Eigentums, Verkauf von Waren
unter Produktionskosten, illegale Sub-
ventionen für Unternehmen“. Dafür
brauche man aber Durchsetzungskraft –
„und aus meiner Sicht haben wir sie noch
nicht“.

Zu seiner Strategie werde gehören, die
Konkurrenzfähigkeit amerikanischer
Unternehmen im Wettbewerb mit China
durch gezielte Investitionen zu steigern.
Dabei habe er vor allem Bereiche wie
Energie, Biotechnologie und künstliche
Intelligenz im Blick. „Ich werde keine
Handelsabkommen mit niemandem ein-
gehen, bevor wir große Investitionen hier
zuhause und für unsere Arbeiter unter-
nommen haben.“ Trump hatte im Han-
delskonflikt Strafzölle von 25 Prozent auf
diverse Produktkategorien aus China ver-
hängt.

Mit dem Abschluss eines ersten Ab-
kommens (Phase eins) im Januar hatte
China zugesagt, seine Einfuhren von Wa-
ren und Dienstleistungen aus den USA bis
Ende 2021 um 200 Milliarden US-Dollar
im Vergleich zu 2017 zu steigern. Bislang
ist dieses Ziel noch weit entfernt. Biden
sagte der Zeitung, er werde dieses Ab-
kommen vorerst nicht antasten.

Zusätzliche Züge an Weihnachten

Haft für Pionier
der Windkraft
Verteidiger kündigt Revision an

STUTTGART (dpa). Im Strafprozess um
die Insolvenz des Windpark-Entwicklers
Windreich ist Unternehmensgründer
Willi Balz zu vier Jahren und sechs Mona-
ten Haft verurteilt worden. Das Landge-
richt Stuttgart sah es bei seinem Urteils-
spruch am Mittwoch als erwiesen an,
dass Balz sich der vorsätzlichen Insol-
venzverschleppung, des Betrugs, der Un-
treue, der veruntreuenden Unterschla-
gung und des Insiderhandels schuldig ge-
macht hat. Das Urteil ist allerdings noch
nicht rechtskräftig. Die Verteidigung kün-
digte umgehend an, Revision beim Bun-
desgerichtshof einlegen zu wollen. Bei
einer Revision wird das Urteil lediglich
auf Rechtsfehler überprüft, die Umstände
eines Falles werden im Grundsatz nicht
noch mal untersucht.

Beim Strafmaß blieb das Gericht nur
geringfügig unter der Forderung der
Staatsanwaltschaft, die für Balz fünf Jahre
und drei Monate Haft beantragt hatte. Die
Verteidigung hatte in ihrem Plädoyer hin-
gegen einen Freispruch für den 60-jähri-
gen Angeklagten gefordert.

Windreich mit Sitz in Wolfschlugen im
Kreis Esslingen hatte sich auf Windkraft-
anlagen auf hoher See spezialisiert und im
September 2013 Insolvenz angemeldet.
Das Gericht schloss sich der Sichtweise
der Anklage an, dass die Unternehmens-
gruppe schon sehr viel früher zahlungs-
unfähig gewesen sei. Hinzu seien andere
Vergehen von Balz gekommen, sagte der
Vorsitzende Richter Alexander Stuckert.

Ursprünglich waren acht Personen in
dem Prozess angeklagt. Gegen sieben von
ihnen wurde das im August 2019 begon-
nene Verfahren im Laufe der Zeit einge-
stellt. Übrig blieb nur Balz, der einst als
Pionier für Windkraftanlagen zur Strom-
erzeugung auf dem Meer galt.

Immer Ärger um die Sparzinsen
Haben Banken und Sparkassen ihren Kunden jahrelang zu wenig Zinsen gezahlt? Verbraucherschützer meinen ja – und machen Druck

Von Jörg Buteweg

FREIBURG. Viele Sparkassen und Ban-
ken haben bei Sparverträgen die Zinsen
offenbar nicht sauber berechnet. Es
geht mitunter um viele tausend Euro.
Nun hat sich die Finanzaufsicht Bafin
ungewöhnlich deutlich zu Wort gemel-
det. Sie empfiehlt Sparern, ihre Verträ-
ge sorgfältig zu überprüfen. Viele ältere
Verträge enthielten Zinsanpassungs-
klauseln, die nach einem Urteil des
Bundesgerichtshofs (BGH) von 2004
unwirksam seien. 17 Sparkassen haben
nach Abmahnung der Verbraucherzent-
rale Baden-Württemberg inzwischen
eine Unterlassungserklärung abgege-
ben, in drei Gerichtsverfahren wurden
sie verurteilt, sich nicht mehr auf die
Klauseln zu berufen.

Sparverträge, vor allem Prämiensparver-
träge, wurden Sparern in den 1990er-
und 2000er-Jahren von Kreditinstituten
häufig angedient. Anlegern mit langem
Atem versprachen sie ordentliche Rendi-
te durch die Kombination von einem be-
scheidenen Zins mit einer über die Jahre
steigenden Prämie. Die Kreditinstitute
beschafften sich damit langfristig billiges
Geld zur Kreditvergabe. Vertrieben wur-
den die Verträge unter Bezeichnungen
wie Bonusplan oder VR-Zukunft (Volks-
und Raiffeisenbanken), Prämiensparen,
Vorsorgeplan oder Scala (Sparkassen).

In einer Welt fast ohne Zinsen wurden
diese Verträge den Banken allerdings eine
Last. Viele wurden und werden gekün-
digt, darum drehen sich zahlreiche Ge-
richtsverfahren. Beim Streit um diese
Kündigungen stießen Verbraucherschüt-
zer darauf, dass die Zinsen (nicht die Prä-
mien) nicht selten zu Ungunsten der Spa-
rer berechnet wurden.

Die Tücke an der Sache: Die Kreditins-
titute verwenden Zinsanpassungsklau-
seln, die durchweg nach etlichen Ent-
scheidungen des Bundesgerichtshofes

seit 2004 zu vage formuliert sind, bei-
spielsweise: „Das Sparguthaben des Spa-
rers wird während der Ansparphase varia-
bel mit zur Zeit x,x Prozent verzinst. Eine
Änderung tritt mit der Änderung des
Preisaushangs in Kraft.“ Nach welchen
Kriterien der Zins geändert wird, geht aus
solchen Formulierungen nicht hervor.
„Diese Klausel ist intransparent und da-
mit rechtswidrig“, sagt Niels Nauhauser,
der Finanzspezialist der Verbraucher-
zentrale Baden-Württemberg. Er hat fest-
gestellt: Diese Intransparenz führt dazu,
dass den Kunden häufig zu wenig Zinsen
gutgeschrieben werden. Der Versuch der
Finanzaufsichtsbehörde, den Streit güt-
lich aus der Welt zu schaffen, hat nach
Aussage der Bafin vom Mittwoch zu kei-
ner kundengerechten Lösung geführt.

Kunden in Baden-Württemberg
haben bessere Chancen

Bei der Sparkasse Freiburg-Nördlicher
Breisgau hat die Verbraucherzentrale 15
Fälle berechnet und kam zu dem Schluss,
dass durchschnittlich 2745 Euro zu we-
nig Zinsen bezahlt worden seien. Auf
Kundenbeschwerden habe die Bank ab-
lehnend reagiert, so die Verbraucherzent-
rale. Die Sparkasse hingegen ist der Mei-
nung, dass sie korrekt arbeitet. Man be-
rechne die Zinsen auf Basis des Urteils des
Bundesgerichtshofs von 2004, heißt es in
einer Stellungnahme.

Dennoch hat sie nach eigener Darstel-
lung in drei bis vier Fällen Kunden Zinsen
nachgezahlt. In einem Fall hatte sich ein
Kunde beschwert und auf eine Nachbe-
rechnung der Verbraucherzentrale ver-
wiesen. Die kam bei einem Sparvertrag
auf 6635 Euro, die zu wenig an Zinsen ge-
zahlt worden seien. Die Sparkasse bot
2811 Euro Nachzahlung an. Der Kunde
wandte sich an den für die Sparkassen in
Baden-Württemberg zuständigen
Schlichter. Alle Bankenverbände haben
eine Schlichtungsstelle, die Streitigkeiten
zwischen Instituten und Kunden ohne

Gerichtsverfahren ausräumen sollen. Der
Schlichter beim Sparkassenverband Ba-
den-Württemberg schlug eine Zinsnach-
zahlung von 4700 Euro vor. Auf diesen
Vorschlag einigte man sich nach Angaben
der Verbraucherzentrale.

Auch etliche andere Kreditinstitute in
der Region sind betroffen (siehe Infobox).
Die Volksbank Breisgau Markgräflerland
wurde von der Verbraucherzentrale nach
deren Darstellung abgemahnt. Sie lasse
inzwischen erkennen, dass ihre Zinsan-
passungsklausel unwirksam sei, und sie
arbeite an einer Vergleichsrechnung, sagt
Nauhauser. Die Sparkasse Staufen-Brei-
sach habe kurz nach einer Abmahnung
eine Unterlassungserklärung abgegeben,
berichtet die Verbraucherzentrale. Sie
wird sich auf die intransparente Zinsan-
passungsklausel nicht mehr berufen.

Die unterschiedlichen Summen bei der
Zinsberechnung in dem geschilderten
Fall bei der Sparkasse Freiburg zeigen,
wie kompliziert die Angelegenheit ist. Es
gibt nicht „den einen“ Referenzzins. Die
Deutsche Bundesbank berechnet eine
Vielzahl von Durchschnittszinsen für ver-
schiedene Laufzeiten und Schuldver-
schreibungen. Klar ist für die Verbrau-
cherschützer, dass die Banken einen Refe-
renzzins verwenden müssen, dessen
Laufzeit sich nach der Laufzeit des Spar-
vertrags zu richten hat. Außerdem dürfen
sie zwar einen Abschlag vornehmen.
Strittig ist aber, ob ein bestimmtes Ver-
hältnis zwischen Vertrags- und Referenz-
zins bestehen bleiben muss, wenn die
Zinsen sich ändern.

Der Streit um die Zinsanpassung ist
kein allein baden-württembergisches
Thema. Die Verbraucherzentrale Sachsen
hat etliche Sparkassen in dem Bundesland
verklagt und strengt zwei Musterfeststel-
lungsklagen an. Der Bundesverband der
Verbraucherzentralen (VZBV) strengt
eine Musterfeststellungsklage gegen die
Sparkasse Nürnberg an. Die Bank, eines
der großen Institute, hat mehr als 20000
Prämiensparverträge gekündigt. Nun

geht es zum einen darum, ob die Kündi-
gung rechtens war, und zum anderen, ob
die Zinsen korrekt berechnet wurden.
Nachberechnungen hätten ergeben, dass
den Kunden im Durchschnitt 4200 Euro
zu wenig an Zinsen gutgeschrieben wor-
den seien, sagt Sebastian Reiling vom
VZBV, der die Musterklage betreut.

Die Verbraucherzentrale Sachsen hat
in zwei Fällen Recht bekommen, jetzt
liegt der erste beim Bundesgerichtshof.
Beim Deutschen Sparkassen- und Giro-
verband, dem Dachverband der deut-
schen Sparkassen, setzt man große Hoff-
nung in dieses Verfahren: „Es ist höchste
Zeit, dass der Bundesgerichtshof das
klärt“, sagt Verbandssprecher Stefan Ma-
rotzke auf BZ-Anfrage.

In Baden-Württemberg müssten Sparer
nicht auf den Bundesgerichtshof hoffen,
sagt Nauhauser. Die Schlichtungsstelle
entscheide verbraucherfreundlicher als
in anderen Bundesländern. „Wer nachfor-
dert, bekommt Nachzahlungen angebo-
ten. Wer sich nicht meldet, bekommt
nichts angeboten“, sagt der Verbraucher-
schützer, der auch einen entsprechenden
Musterbrief für Sparer entworfen hat.

D Den Musterbrief und weitere Infos
gibt’s unter mehr.bz/zinsklauseln

Drittes Hilfspaket für die kriselnde Tui
Bund, private Investoren und Banken geben dem Reisekonzern insgesamt 1,8 Milliarden Euro

HANNOVER (dpa). Der Tui-Konzern
bekommt weitere Staatshilfen gegen
einen möglichen finanziellen Absturz in
der Corona-Krise. Wie der weltgrößte
Reiseanbieter aus Hannover am Mitt-
woch mitteilte, einigte sich Tui mit dem
Bund sowie privaten Investoren und Ban-
ken auf ein Finanzierungspaket von insge-
samt 1,8 Milliarden Euro. Vor allem der
Bund ist daran beteiligt. In letzter Konse-
quenz könnte der Bund über sogenannte
stille Einlagen, die teilweise in Unterneh-
mensanteile umgewandelt werden könn-
ten, künftig direkt an dem Konzern betei-
ligt sein. Nötig ist noch die Zustimmung

der EU-Kommission, die prüfen muss, ob
der Part des Bundes eine zulässige staatli-
che Beihilfe ist.

Die Tourismusbranche ist neben Luft-
verkehr und Gastronomie besonders
stark vom corona-bedingten Nachfrage-
rückgang betroffen. Die Lufthansa fliegt
seit dem Sommer mit Staatshilfe. Die Ak-
tionäre stimmten damals einer 20-pro-
zentigen Kapitalbeteiligung des Bundes
zu. Das Rettungspaket hatte ein Volumen
von 9 Milliarden Euro.

Tui bekam im Frühjahr als erstes deut-
sches Großunternehmen von der staatli-
chen Förderbank KfW ein Darlehen über

1,8 Milliarden Euro. Ende September wa-
ren 1,2 Milliarden Euro in Form einer
zweiten Kreditlinie sowie einer Anleihe
hinzugekommen, die der Bund auch in
eigene Anteile umwandeln kann. Mit der
dritten Hilfstranche will Tui weitere Rei-
sebeschränkungen bis zum Beginn der
Sommersaison 2021 finanziell abpuffern.
Die Staatshilfen seien notwendig, weil
die Infektionszahlen stiegen und dadurch
bedingt das Buchungsverhalten der Kun-
den zunehmend kurzfristiger werde, so
die Tui. Der Konzern beschäftigte vor der
Krise rund 70000 Mitarbeiter und setzte
19 Milliarden Euro um.

M E H R P L A T Z
I M Z U G
Mit 100 zusätzlichen
Fahrten über die Weih-
nachtstage will die Deut-
sche Bahn den Fernver-
kehr während dieser Zeit
entlasten und für mehr
Platz in den Zügen sorgen.
Das kündigte der Staats-
konzern am Mittwoch an.
Die zusätzlichen Züge sol-
len vom 18. bis zum 27.
Dezember zum Einsatz
kommen.

F O T O : S V E N H O P P E ( D P A )

Tui (hier die Hauptverwaltung in
Hannover) bekommt Staatshilfe.
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VIELE INSTITUTE
IN DER KRITIK
Unter anderem bei folgenden Banken
und Sparkassen streiten Kunden laut
Verbraucherzentrale mit dem Institut
um die Verzinsung: BB Bank, Volksbank
Breisgau-Markgräflerland, Volksbank
Breisgau Nord, BW Bank, Sparkasse
Bonndorf-Stühlingen, Sparkasse Frei-
burg-Nördlicher Breisgau, Sparkasse
Haslach-Zell, Sparkasse Hochrhein,
Sparkasse Lörrach-Rheinfelden, Spar-
kasse Offenburg/Ortenau, Sparkasse
Schwarzwald-Baar, Steyler Bank weg
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D
er Bund fördert einen neuen Co-
rona-Schnelltest, bei dem in 39 
Minuten ein Ergebnis vorliegen 

soll. „Mir ist wichtig, dass Menschen so 
schnell wie möglich Klarheit über ihren 
Gesundheitszustand haben“, erklärte 
Bundesforschungsministerin Anja Karlic-
zek.  Für die Polymerase-Kettenreaktion 
(PCR), auf der dieser Test beruht, werden 
Abstriche aus Mund, Rachen oder Nase 
oder Bronchien genommen und unter-
sucht.  Bosch hat sein Corona-Analysege-
rät auf eine kürzere Testzeit getrimmt.  
Dem Unternehmen zufolge ist es der 
schnellste Test dieser Art weltweit.

Normalerweise brauchen PCR-Tests 
mehrere Stunden bis zu einem Resultat. 
Antigen-Tests gehen schneller, sind aber 
nicht so treffsicher. Der gemeinsam mit 
dem Biotech-Unternehmen R-Biopharm 
entwickelte Test von Bosch hat demnach 
eine Treffgenauigkeit von 98 Prozent. Das 
erste Testprodukt von Bosch, das Ende 
März auf den Markt kam, lieferte nach 
zweieinhalb Stunden ein Ergebnis.

Das neue Analysegerät von der Größe 
einer Lautsprecherbox könnte in mobilen 
Testzentren an Raststätten oder Flughä-
fen zum Einsatz kommen und schnell 
Klarheit bringen, wenn ein negatives Test-
ergebnis Bedingung für das Einreisen oder 
das Umgehen einer Quarantäne ist. 

An einer weiteren Beschleunigung des 
neuen Tests wird nach Angaben des Mi-
nisteriums bereits gearbeitet. Der Test er-
möglicht den dezentralen Einsatz vor Ort, 
ohne Probentransport zu Speziallabors. 
„Wir werden gerade in den nächsten Mo-
naten vor der besonderen Herausforde-
rung stehen, Menschen vermehrt testen 
zu müssen“, erklärte Karliczek. Auch an-
dere Anbieter arbeiten an der Weiterent-
wicklung des PCR-Verfahrens, wie das 
„Handelsblatt“ berichtet - so etwa SpinDi-
ag aus Tübingen, Digital Diagnostics aus 
Mainz oder die US-Firma Quidel. rtr/AFP

 Ein neues Corona-Analysegerät 
verkürzt die Wartezeit auf 
Testergebnisse auf 39 Minuten.

Neuer Boschtest   
liefert schneller

ben zu den Heizanlagen zu übermitteln: 
Art der Anlage, Alter, Nutzungsdauer, 
Temperaturverbrauch der Wärmeleistung 
und die jährliche Wärmemenge, Strom-
verbrauch zu Heizungszwecken, insbeson-
dere für Wärmepumpen und Direkthei-
zungen. Diese Daten dürften die Kommu-
nen an Dritte weitergeben, die in ihrem 
Auftrag handeln. 

Auch aus Sicht des Schornsteinfeger-
handwerks handelt es sich bei einer ge-
bäudescharfen Datenerhebung um eine 
Verletzung der Persönlichkeitsrechte der 
Bürger. Zumal sie in dieser Schärfe für 
eine effiziente Wärmeplanung gar nicht 
notwendig sei. Es liege ein Verstoß gegen 
die Datenschutz-Grundverordnung vor. 
„So wird das Vertrauensverhältnis der 
Kunden zu ihrem Schornsteinfeger er-
schüttert“, sagt Innungspräsident Eisele. 

Die Verbraucherzentrale erkennt die Ge-
fahr eines Präzedenzfalls, mit dem das 
Prinzip „Klimaschutz vor informationelle 
Selbstbestimmung“ zur Geltung gebracht 
werden solle. 

Nach Auffassung des von Untersteller 
geführten Umweltministeriums bedarf es 
jedoch für eine vernünftige Wärmepla-
nung der gebäudescharfen Erfassung der 
Heizungsdaten. Außerdem würden die 
personenbezogenen Daten nach dem Ab-
schluss der Wärmeplanung gelöscht, der 
veröffentlichte Wärmeplan enthalte nur 
aggregierte Daten. Die Behörde des Lan-
desdatenschutzbeauftragten teilt mit: 
„Die Bestimmungen halten sich unseres 
Erachtens hoch im Rahmen des Zulässi-
gen und tragen den Belangen des Daten-
schutzes einschließlich der Datenspar-
samkeit ausreichend Rechnung.“ 

Holzheizkraftwerke wie  in Ostfildern versorgen ganze Stadtteile mit Wärme.  Die Landes-
regierung hält Wärmenetze für wichtig im Kampf gegen den Klimawandel.  Foto: Horst Rudel

Sorge vor gläsernem 
Heizungskunden

D
ie von Umweltminister Franz 
Untersteller (Grüne) vorgelegte 
Novelle des Klimaschutzgesetzes 

hat vor allem wegen der darin vorgesehe-
nen Pflicht zur Installation von Fotovol-
taikanlagen bei Neubauten breite Beach-
tung gefunden. Die CDU stemmte sich 
gegen das Vorhaben, nun sind Privathäu-
ser von der Solardachpflicht befreit. 

Kritik entzündet sich aber auch an an-
deren Bestimmungen des Gesetzes, das 
jetzt in den Landtag eingebracht werden 
soll. Teil der Gesetzesnovelle ist eine Auf-
lage für die 103 Stadtkreise und Großen 
Kreisstädte in Baden-Württemberg: Sie 
müssen bis spätestens 2023 kommunale 
Wärmepläne erstellen. Diese Pläne bilden 
ab, welcher Wärmebedarf in 
der jeweiligen Kommune ab-
zudecken ist und welche 
Potenziale für erneuerbare 
Wärmequellen und Abwärme 
erschlossen werden können. 

An dieser Stelle setzen die 
Kritiker an, die aus der No-
velle eine Tendenz zu Wär-
menetzen ableiten. Diese 
kombinierten zu oft eine 
mangelnde Effizienz mit 
einer undurchsichtigen 
Preisgestaltung, moniert der 
Verband „Haus und Grund 
Württemberg“. Der Abneh-
mer könne sich einem Wär-
menetz aber nicht entziehen, 
wenn er einem Anschluss 
und Benutzungszwang unter-
liege, sagt Verbandsgeschäfts-
führer Ottmar Wernicke. „Man hat keinen 
Einfluss auf die Kosten.“ Matthias Bauer 
von der Verbraucherzentrale Baden-Würt-
temberg spricht von „Licht und Schatten“ 
bei den Wärmenetzen. Sie seien wichtig 
für die Klimawende, es gebe gute Erfah-
rungen, häufig aber auch Klagen über ho-

he Preise. Auch Stefan Eisele, Präsident 
des Schornsteinfegerhandwerks im Land, 
sagt: Wärmenetze seien sinnvoll, wenn 
viele Abnehmer über kurze Leitungswege 
verbunden werden könnten – und die 
Grundlast ökologisch erbracht werde. 
Doch in der Praxis seien Wärmenetze sel-
ten effizient, was an der Preisgestaltung 
der Energielieferanten, oft kommunale 
Unternehmen oder solche mit kommuna-
ler Beteiligung, immer wieder deutlich 
werden. Deshalb hätten Wärmenetze bei 
den Bürgern einen schlechten Ruf. „Wär-
menetze sind nicht per se besser als die 
individuelle Gebäudebeheizung.“ Auch 
steht die Frage im Raum, inwieweit über 
die Heizungspreise andere Dienstleistun-

gen wie der öffentliche Nah-
verkehr quersubventioniert 
werden. 

Das Umweltministerium 
hält den Bedenken entgegen, 
Anschlusszwänge an Wärme-
netze seien ein in der Ge-
meindeordnung vorgesehe-
nes Instrument, auf das sich 
der Gesetzentwurf gar nicht 
beziehe. „Es gibt keine Fest-
legungen für oder gegen eine 
zentrale oder dezentrale 
Wärmeversorgung“, sagt ein 
Sprecher von Umweltminis-
ter Franz Untersteller. Ott-
mar Wernicke von „Haus und 
Grund“ hält dagegen: „Wär-
menetze sind ein klares Ziel 
der Landesregierung.“ 

Für besonders bedenklich 
halten die Verbände die mit den Wärme-
plänen verbundene Datenerhebung in den 
Privathaushalten. Damit werde der „glä-
serne Wohnungsbesitzer“ geschaffen, mo-
niert Wernicke. Denn Energieunterneh-
men und Schornsteinfeger würden ver-
pflichtet, gebäudescharf detailliert Anga-

An Franz Unterstellers Klimaschutzgesetz regt sich Kritik: Für die 
Wärmepläne würden unnötig viele Daten verlangt.   Von Reiner Ruf

„Das Vertrauens-
verhältnis der 
Kunden zu ihrem 
Schornsteinfeger 
wird erschüttert.“
Stefan Eisele, 
Präsident des 
Schornsteinfegerhandwerks

 Foto: dpa/Soeren Stache

Abbildung zeigt Sonderausstattungen.
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JÜRGEN TRUNK
IMMOBILIEN GMBH

Gutschein für eine 
Markteinschätzung 
Ihrer Immobilie

Immobilie
verkaufen?

Olpe 33 
44135 Dortmund
Fax 02 31- 52 75 5702 31- 52 75 55

GUTSCHEIN

www.trunk-immobilien.de

Verkauf  & Vermietung 
Wir wissen den Wert Ihrer 
Immobilie zu schätzen und 
vermitteln erfolgreich:

•�Bau-Grundstücke
•��1�und�2-Familienhäuser
•��Eigentumswohnungen
•��Mehr-Familienhäuser
•��Wohn-/Geschäftshäuser

44137�Dortmund�·�Poststraße�4�

�(0231)�1�68�78
www.Immobilien-Wangard.de

Repräsentative Villa
Schwerte: In guter Lage bietet sich 
ein großzügiges Einfamilienhaus zum  
Verwirklichen. Der schöne Garten und 
ein Wellnessbereich mit Sauna sind 
Highlights der Immobilie. Optional steht 
angrenzendes Bauland zum Verkauf.  
Wfl. ca. 304 m². Grst. ca. 2.045 m².

              KP: 700.000 €

AdE: B; Ebw: 150,00 kWh/m²*a; EdH: Öl, Solar; 
BJ: 1975, EEK: E

EV Unna Immobilien GmbH
Rathausstr. 6, 58239 Schwerte

Telefon: 0 23 04 - 46 86 424
www.engelvoelkers.com/schwerte

Immobilienmakler

Haus & Grund Immobilien
Elisabethstraße 4 
44139 Dortmund 
T 0231-95 83 40
hausundgrund-immobilien.de

Mein Haus
verkaufen?
Dafür hab ich 
jemanden!

0 23 06 - 69 93
www.vonbohlenimmobilien.de

von Boh l en

I M M O B I L I E N

AdE Art des Energieausweises

V Verbrauchsausweis

B Bedarfsausweis

Ebw Energiebedarfswert

Evw Energieverbrauchswert

EdH Energieträger der Heizung

Ko Koks, Braunkohle, Steinkohle

Öl Heizöl

Gas Erdgas, Flüssiggas

FW Fernwärme aus Heizwerk oder KWK

Hz Brennholz, Holzpellets, Holzhackschnitzel

E Elektrische Energie (auch Wärmepumpe), Strommix

Bj Baujahr

EEK Energieeffizienzklasse

Abkürzungen Energieverordnung EnEV

Verkäufe

Dortmund

Grundstücke

Preis €Grundfl. m²

Wir kaufen Grundstücke in DO
und Umgebung.  0231.94 11 450

Häuser

1-2-Familienhäuser

Zi. Wfl. m²Preis €

ScharnhorstA

ID: 5288076

147,0 m²6 Zi.298.500 e

Besondere Chance: großes, einsei-
tig angebautes EFH/ZFH, grüner,
ruhigerWaldbereich, Altbau, Bj. ca.
1913, ca. 1986 aufwendigmoderni-
siert. EG als Technik, Versorgung,
Hobbybereich, große Doppelgara-
ge, ca. 925m² Eigengrund, Gas-ZH,
B, Ebw 266,74 kWh(m²*a), EEK H,
sofort frei. www.spieker-immobili-
en.de, 0231 9810900

DortmundA

ID: 5349123

980,0 m²7.5 Zi.835.000 e

NEU: Hochwert., freist. EfH, nördl.
Gartenstadt, 275,0 m², Garten, 2
Balkone, exkl. Ausst., EBK, Garage,
4,76% Prov., Bj. 1954, Bed.-Ausw.
Öl, Kl. G, 205,6 kWh, 0231-516181
www.fs-immobilien24.de

DortmundA

ID: 1616403

130,0 m²4 Zi.249.100 e

Bungalow m. Bodenplatte,massiv
gebaut, Festpreis, BGV/TÜV-Süd,
auf Ihrem Grundstück,Becker Mas-
sivhaus GmbH,0231/72964458,
info@massivhaus-becker.de

BÄCKERLING
IHR UMZUG MIT

Der Fachmann seit 1900
In- und Ausland, Lagerungen
44145 DO - Gut-Heil-Str. 22d

Telefon: 0231/ 81 31 81
www.baeckerling-umzuege.de

Beste Lage DO-Lücklemberg, EFH +
ELW mit sep. Eingang, Schwimmhalle,
Bj. 77, ca. 300 m² Wfl., ca. 1.150 m²
Grdst., von priv. zu verk., Preis VB
950.000 €. * ZDO 129786 an diese
Ztg.

Lücklemberg ID: 4372104

950.000 € k.A. 300 m²

Mehrfamilienhäuser

Preis € WE Wfl. m²

MFH in Do-Nette von privat zu ver-
kaufen, 242 m² Wohn-Nutzfläche,
580 m² Grundstück,  01 71/
5 72 44 05

Nette ID: 4371334

k.A. k.A. 242 m²

Wohnungen

3-3,5 Zimmer

Preis € Zi. Wfl. m²

HusenA

ID: 5299785

92,3 m²3.5 Zi.229.700 e

Bauerholz 10, Neubau-ETWs im
Erstbezug, Bj.2020, Fußbodenhzg:
Gas, LWW, EnBedarf 22 kWh,
Klasse A+ = hier: sonniges DG mit
offener Küche, Tageslichtbad, G-
WC, AR u Südloggia. Tel 444 76 30

Haltern

Häuser

1-2-Familienhäuser

Wfl. m²Preis € Zi.

Luxus Architektenhaus in Haltern am
See! 206 m² Wfl., 621 m² Grdst., Kü-
che, Kamin, Stellplätze, Carport, Bal-
kon. KP auf Anfrage, V, Gas, 97 kWh,
Bj. 2004, EEK: C,  02 51/93 10 00
www.kaestner-immobilien.de

Haltern am See ID: 4371924

k.A. k.A. 206 m²

Kaufgesuche

Dortmund

Grundstücke

Bieten Sie mir Ihr Grundstück auch
mit Planung/Baugenehmigung für
EFH/MFH an. Schnelle, problemlose
Abwicklung durch Jungunterneh-
mer. Auch gewerbliche Angebote.
Direktkontakt: 01 52/36 40 77 37

Guter Preis für Ihr Baugrundstück!

Investor sucht nur in Dortmund, un-
abhängig vom Zustand oder der Art,
Immobilien und Grundstücke ab ei-
ner Größe von 1.000 m² oder erwei-
terbar, auch 2. Baureihe,  0 24 52/
1 06 50 95

Dortmund

Häuser

Reihenhäuser, Doppelhaus-
hälften, Freistehende 1-2
Fam.häuser,  sowie Eigentums-
wohnungen (auch Altbau und Erb-
pacht) in Dortmund und Umge-
bung gegen sichere Zahlung ge-
sucht. Für unsere Verkäufer kos-
tenloser Energieausweis u. Wert-
ermittlung.  0231/ 792 40 66
www.doernhoff-immobilien.de

Dortmund-City

Do-City alle Lagen, MFH oder
WGH für den eigenen familiären
Bestand gesucht, auch renovie-
rungsbedürftig!  0172/5260378

Junge Fam. mit 2 Kindern (Sie: Rich-
terin, Er: IT-Projektleiter), sucht ein
schönes Haus od. eine große Whg. in
DO zum Kauf. Wir freuen uns auf Ihr
Angebot.  02 31/47 47 10 70
Email: family@karatas.com.de

Dortmund

Jungunternehmer sucht unabhän-
gig vom Zustand Immobilie fürs
Alter. MFH/Wohn,- und Geschäfts-
haus/ Gewerbe etc. Schnelle und
problemlose Abwicklung. Helfen
Sie mir!  01 52/36 40 77 37

Altersversorgung!

Kleine Dortmunder Familie sucht
ein neues Zuhause mit Charme
und Garten in den südlichen Vor-
orten oder in Innenstadtnähe. ab
140 qm Wohnfläche, ab 5 Zimmer,
VB 450.000 € TEL: 017684259660

Dortmund

Mehrfamilienhaus, Wohn-& Ge-
schäftshaus v. privat in Dortmund
gesucht, gerne auch renovierungs-
bedürftig  0231/ 28212169

Suche ein/e freistehende/s Immo-
bilie/Haus im Dortmunder Süden,
bevorzugt Herdecke. Jetzt oder
später.  01 72/7 05 90 07

DO-Süden / Herdecke

Suche Reihenhaus oder kleines
Einfamilienheim v. privat an privat
in gute Hände.  02 31/
58 69 06 26 od. 01 63/1 70 85 86

Dortmund

Suche Reihenhaus oder kleines
Einfamilienheim v. privat an privat
in gute Hände.  02 31/
58 69 06 26 od. 01 63/1 70 85 86

Dortmund

Vermietungen

Dortmund

Wohnungen

1-1,5 Zimmer
Wfl. m²KM € Zi.

Wohnung, 40 m², Wohnz., Küche,
Diele, Bad, Gasetagenhzg., KM 230 €
+ 40 € NK in DO-Berghofen (Bushal-
testelle direkt gegenüber) ab sofort
zu vermieten.  0 17 7/3 75 10 43

Berghofen ID: 4366091

230 €+NK 1,5 Zimmer 40 m²

DO-Aplerbeck, 45 m², sehr helle 1
Zi.-DG-Whg., in 2 FH, Duschbad,
EBK, sehr gute Verkehrsanb., NR,
keine Haustiere, 395 € inkl.
NK+Strom, 2MM Kaut., EA vorh.,
frei ab 1.4.,  02 31/3 95 23 66,
mb5100@gmail.com

Aplerbeck ID: 4369114

395 €+NK 1 Zimmer 45 m²

Größer 
wohnen!

Neue Bleibe gesucht? 
www.RuhrNachrichten.de

kindernothilfe.de/patenschaft

chlüsseldienste sind oft die letzte
Rettung. Sie helfen, wenn man sich
versehentlich ausgesperrt hat. Doch
unseriöse Firmen nutzen eine solche

Notlage oft aus – und verlangen horrende
Summen von Verbrauchern. „Es gibt
durchaus seriöse Firmen“, sagt Matthias
Bauer von der Verbraucherzentrale Ba-
den-Württemberg. „Aber die muss man
auch finden.“ Tipps des Experten im Inter-
view.

Wie suche ich nach einem seriösen Schlüs-
seldienst?
Das Smartphone ist hier tatsächlich das
größte Problem. Denn wer einen Schlüs-
seldienst über Stichwortsuche im Internet
sucht, bekommt zwar eine lange Liste mit
Anbietern. Mindestens die ersten fünf Ein-
träge sind allerdings in der Regel keine Un-
ternehmen aus der Nähe, sondern Anzei-
gen von unseriösen Anbietern. Die Einträ-

S

ge können Sie also schon mal getrost igno-
rieren.
Wenn Sie dann auf der Internetseite ei-

nes Anbieters sind, sollten Sie tatsächlich
mal nach dem Impressum suchen. Findet

man keins, ist das schlecht. Dann die Fra-
ge: Wo sitzt das Unternehmen? Denn es
sind oft eben keine ortsnahen Handwerker,
die man da ruft. Häufig ruft man in einem
Call Center an, die dann Monteure los schi-

cken, die meist auch noch schlecht ausge-
bildet sind. Unseriöse Unternehmen haben
mittlerweile ein organisiertes System auf-
gebaut. Seriöse Firmen in der Nähe kön-
nen Sie zum Beispiel auch über die Kar-

ten-Apps auf dem Smartphone suchen.

Was kann ich tun, wenn ich vor Ort doch
unerwartet unter Druck gesetzt werde, ei-
ne hohe Rechnung zu bezahlen?
Wenn der Monteur vor der Tür steht, ist es
wichtig noch einmal zu fragen, was das
Ganze kostet. Am besten vereinbaren Sie
einen Festpreis. Schauen Sie sich auch die
Formulare genau an. Oft wird oben ein
Preis eingetragen, der sich noch nachvoll-
ziehen lässt. Weiter unten in den Doku-
menten finden sich dann aber Rechnungs-
positionen, die nicht eingetragen werden.
Prüfen Sie, ob eine Steuernummer zu

finden ist. Oft steht da nur „Steuernummer
in Gründung“. Zudem muss es eine Rech-
nungsnummer geben. Sie müssen auch
nicht bar bezahlen. Wenn der Monteur Sie
doch unter Druck setzt, etwa mit Ihnen
zum Geldautomaten gehen will, sollten Sie
die Polizei einschalten. Denn das ist Nöti-
gung und damit strafrechtlich relevant.
Und ich kann Ihnen sagen: In den Fällen,
in denen die Polizei aufgetaucht ist, war
dann auch Ruhe.

Wenn ich doch gezahlt habe, wie kann ich
mein Geld zurückbekommen?
Bestehen Sie auf jeden Fall immer darauf,
eine ordnungsgemäße, nachprüfbare
Rechnung zu erhalten. Denn das Problem
ist: Wenn Sie mal gezahlt haben, ist das
Geld meist weg.
Es gibt auf den Abrechnungen oft keine

richtigen Adressen, an die später ein
Rechtsanwalt ein Schreiben schicken
kann. Viele Rechtsschutzversicherer über-
nehmen auch keine Kosten mehr für solche
Fälle. Am besten ist es wirklich, man bleibt
hart und rückt das Geld nicht raus und holt
die Polizei. dpa

Wer sich ausschließt, ruft meist einen Schlüsseldienst. Gegen überzogene Rechnungen kann man sich zur Wehr setzen.
FOTO CHRISTIN KLOSE/DPA

Augen auf bei Schlüsseldiensten
Die Haustür fällt zu, der
Schlüssel liegt drinnen.
Schlüsseldienste sind in sol-
chen Fällen zwar schnell zur
Stelle. Doch oft ist der Not-
einsatz auch enorm teuer.
Was können Verbraucher
tun?

Der Heimaturlaub endete tödlich
Vor über 100 Jahren grassierte im Neckar-Odenwald-Kreis die Spanische Grippe – Kirchenbücher dienen als Quelle für das Ausmaß

Von Noemi Girgla

Neckar-Odenwald-Kreis. Pandemien gab
es schon immer. Auch im Neckar-Oden-
wald-Kreis. Die bekannteste ist wohl die
sogenannte „Spanische Grippe“, deren
Ursprung eigentlich in Kansas/USA lag.
Zwischen 1918 und 1920 verbreitete sie
sich in drei großen Wellen. Während der
Neckar-Odenwald-Kreis von der ersten
Welle in Frühjahr 1918
weitestgehend verschont
blieb, traf es ihn im Spät-
herbst desselben Jahres
um so heftiger. Im Mos-
bacher Jahresheft von
2018 befasste sich be-
reits Karl Heinz Neser
mit der Spanischen
Grippe: „Wie eine Aus-
wertung des Sterbere-
gisters der Stadt Mos-
bach für die Jahre 1916
bis 1919 (siehe Foto-
auszug) ergab, lag im
Oktober 1918 die Zahl
der Todesfälle mit 30
deutlich über dem
Durchschnitt der an-
deren Oktoberwerte
von elf (...).“

Wie viele Men-
schen der Spanischen
Grippe im Kreis
wirklich zum Opfer
fielen, lässt sich nicht
mit Bestimmtheit sa-
gen. „Die bekannten
Zahlen sind Schät-
zungen“, erläutert
Prof. Dr. Karen
Nolte, die das Insti-
tut für Geschichte
und Ethik der Me-
dizin in Heidelberg
leitet. „Es bestand
damals keine Mel-
depflicht.“ Ein va-
ger Überblick lässt sich
jedoch durch die Kirchenbücher der da-
maligen Zeit gewinnen, in denen die Pas-
toren die Todesursache vermerkten. Die-
se haben der Haßmersheimer Hobbyge-
nealoge und Heimatforscher Fritz Müßig
und ein Team des VHS-Arbeitskreises
Genealogie und Heraldik Mosbach aus-
gewertet.

Bei ihren (noch nicht abgeschlosse-
nen) Nachforschungen stießen die Hob-
byforscher auf 352 Todesfälle, die im Zu-
sammenhang mit der Spanischen Grippe
auffallen. Wie wichtig ihre Arbeit ist, um
eine Vorstellung davon zu gewinnen, wie
stark der Kreis von der Pandemie be-
troffen war, zeigt sich darin, dass weder
dem Generallandesarchiv in Karlsruhe
noch dem Statistischen Landesarchiv die
damaligen Fallzahlen vorliegen.

Aus der Pressestelle des Statistischen
Archivs erfuhr die RNZ: „Kreisergeb-
nisse/Gemeindeergebnisse müssten in
den monatlichen statistischen Berichten
des Großherzogtums Badens vorliegen,
diese sind unseres Wissens nach im Zwei-

ten Weltkrieg in Karlsruhe alle ver-
brannt.“

Doch wie kam die Pandemie von der
Front des Ersten Weltkrieges in den Ne-
ckar-Odenwald-Kreis? Aufschluss hier-
über gibt möglicherweise ein tragischer
Fall aus Fahrenbach. Das kleine Dorf im
Odenwald mit damals gerade rund 600
EinwohnernwarlautAufzeichnungender
Kirchenbücher 1918/19 besonders stark

betroffen – 17 Personen star-

ben.
Während seines Heimaturlaubs er-

krankte der Militärkrankenwärter Wil-
helm Riedinger in Folge der Spanischen
Grippe an einer Lungenentzündung. In-
nerhalb weniger Stunden verstarben er,
seine Frau und seine Schwiegermutter am
14./15. Oktober 1918. Als am 24. Okto-
ber in der „Badischen Neckarzeitung“
über den Fall berichtet wurde, hieß es:

„Die beiden Kinder von sechs und elf Jah-
ren und der alte Vater Peter Balschbach
liegen jetzt noch darnieder.“ Peter
Balschbach überlebte die Infektion. Was
aus den beiden Töchtern wurde, ist un-
gewiss. Da ihre Namen in dem Kirchen-
buch jedoch zeitnah nicht mehr auftau-
chen, ist davon auszugehen, dass auch sie
die Krankheit überstanden. Wilhelm
Riedinger und seine Frau wurden nur 37
bzw. 34 Jahre alt.

Charakteristisch für die Spanische

Grippe war, dass ihr vor-
nehmlich jüngere Menschen erlagen.
Weshalb, ist bis heute nicht final geklärt.
„Eine Möglichkeit wäre“, merkt Karen
Nolte an, „dass die Älteren sich schon
Jahre zuvor mit einem ähnlichen Erreger
infiziert hatten und vielleicht eine Im-
munität entwickelt hatten.“ Schon

1889/90 hatte es eine Influenza-Welle ge-
geben. „Des Weiteren muss aber auch
festgehalten werden“, so Nolte, „dass es
mit dem allgemeinen Gesundheitszu-
stand der Bevölkerung damals nicht zum
Besten stand. In Folge des Ersten Welt-
kriegs herrschte eine massive Mangel-
versorgung mit Nahrungsmitteln, und
durch eine Vielzahl von Erregern war das
Immunsystem der meisten vermutlich
bereits angegriffen.“

Die Ergebnisse der Ahnenforscher be-
legen auch, dass die Gemeinden sehr

unterschiedlich von
der Pandemie be-
troffen waren.
Nach derzeitigem

Kenntnisstand wa-
ren besonders
Neunkirchen, Haß-
mersheim, Mosbach,
Neckarelz, Fahren-
bach, Lohrbach,
Limbach und Mudau
betroffen. Hingegen
ergaben die Nach-
forschungen in
Kleineicholzheim,
Auerbach und Ne-
ckarburken bislang
keine Toten durch die
Grippe.

„Auffällig waren
aber auch noch zwei
weitere Aspekte“, fasst
Fritz Müßig zusam-
men: „Zum einen war
eine besonders hohe
Kindersterblichkeits-
rate im Zeitraum der
Spanischen Grippe
festzustellen, zum an-
deren ist bemerkens-
wert, dass die Gemein-
den im Odenwald we-
sentlich früher von der
Spanischen Grippe be-
troffen gewesen zu sein
scheinen. In den Neckar-
gemeinden sind in der
,Hochzeit‘ der Spani-

schen Grippe weniger To-
desfälle vermerkt, dafür scheint sich der
Zeitraum, in dem Menschen an ihr er-
krankten, aber bis weit in die 1920er-Jah-
re hineinzuziehen.“

Interessant ist, dass die Empfehlun-
gen der Mediziner, wie der Krankheit
entgegenzuwirken sei, sich in den letzten
102 Jahren kaum verändert haben.
„Durch die aufkommende Bakteriologie
waren die Übertragungswege bekannt
geworden“, erläutert Nolte. „Auch da-
mals trugen viele Menschen Masken, es
wurde zum regelmäßigen Händewaschen
undallgemeinzurHygienegeraten.“Akut
Erkrankten habe man versucht, mit Eis-
bädern, Umschlägen und Aderlass Lin-
derung zu verschaffen. „Als Hauptbe-
handlung ist damals wie heute die Pflege
zu benennen“, konstatiert Nolte. Geän-
dert hat sich zum Glück, dass dieser heu-
te noch ganz andere Mittel zur Verfü-
gung stehen.

HINTERGRUND

Am Anfang stand eine Presseanfrage
der Rhein-Neckar-Zeitung beim Haß-
mersheimer Hobbygenealogen und
Heimatforscher Fritz Müßig, die sich
schnell zu einem größeren Projekt des
VHS-Arbeitskreises Genealogie und
Heraldik Mosbach entwickelte. Nun ist
die Frage nach den Todesfällen im Zu-
sammenhang mit der Spanischen Grip-
pe im Neckar-Odenwald-Kreis sogar
ins Jahresthema des Arbeitskreises
eingeflossen.

Joachim Winkler (Neunkirchen),
Karl Wilhelm Bödecker (Obrigheim),
Heiko Betz (Hüffenhardt) Pfarrer Karl-
Michael Klotz, Stühlingen (Lim-
bach/Mudau), Holger Weber, Viel-
brunn (Lohrbach), Christian Keilbach
(Schefflenz) und Fritz Müßig (Mos-
bach, Neckarelz, Haßmersheim) haben
akribisch die Kirchenbücher der ein-
zelnen Gemeinden ausgewertet und
sind zu spannenden Ergebnissen ge-
kommen. (gin)

Ein Beitrag zum Umweltschutz
Cornelius Noe spendete Baum und übernahm Patenschaft – Zur Nachahmung empfohlen

Limbach. (pm/rnz) Als Ersatz für einen
vertrockneten Baum im Begleitgrün eines
Fußweges hat Cornelius Noe aus Lim-
bach der Gemeinde einen Obstbaum ge-
spendet. „Die Idee kam schon vor etwa
20 Jahren, als wir hier unser Haus ge-
baut haben“, erläuterte Noe die Gründe
für seine Spende. Das kleine Gemeinde-
grundstück neben seinem Haus sei zu die-
ser Zeit noch unbebaut gewesen. Er habe
dann mit dem damaligen Bürgermeister
Baumann besprochen, dass er gerne bei
der Auswahl der Bäume mitbestimmen

würde und sich anschließend um deren
Pflege kümmern möchte. Daraus wurde
dann allerdings zunächst nichts.

Nachdemschließlicheinigedervonder
Gemeinde gepflanzten Bäume aufgrund
von Fäulnis kaputt gingen, stand für Cor-
neliusNoefest,dasserdennächstenBaum
aussuchen und pflegen möchte.

Jetzt wurde auf dem Gemeindegrund-
stück in der Nähe seines Hauses ein Jo-
sef-Musch-Apfelbaum gepflanzt und zu-
gleich eine Vereinbarung über Baumpa-
tenschaft mit der Gemeinde abgeschlos-

sen, mit der er sich zur Pflege des Bau-
mes verpflichtet.

„Ich hoffe, dass ich mit meiner Ak-
tion weitere Bürgerinnen und Bürger da-
zu bringen kann, sich selbst in die Pflicht
zu nehmen und einen kleinen Beitrag für
unsereUmweltzu leisten“, erklärterbeim
Termin zur offiziellen Patenschaftsüber-
nahme. Bürgermeister Thorsten Weber
bedankte sich für das tolle Engagement,
denn er sei immer froh, wenn Bürgerin-
nen und Bürger der Umwelt und der Ge-
meinde etwas Gutes tun.

Exhibitionist
belästigt Joggerin

Mosbacher Polizei hofft
auf Hinweise durch Zeugen

Mosbach. (pol) Eine abstoßende Begeg-
nung hatte eine Joggerin am Montag-
abend kurz vor 18 Uhr auf dem Radweg
zwischen Mosbach und der Zieglers Müh-
le vor Neckarburken. Die Frau lief in
Richtung Zieglers Mühle, als plötzlich ein
Mann, der auf einer Sitzbank saß, rund
100 Meter vor ihr aufstand und sein Ge-
schlechtsteil entblößte. Die Joggerin ver-
ständigte kurze Zeit später die Polizei, die
den Exhibitionisten trotz intensiver
Fahndung nicht antreffen konnte.

Aus diesem Grund werden nun Zeu-
gen gesucht, die den Mann möglicher-
weise ebenfalls gesehen haben oder ver-
dächtige Wahrnehmungen auf dem Rad-
weg oder in der Nähe des Tatorts ge-
macht haben. Der Unbekannte wird wie
folgt beschrieben: circa 18 bis 20 Jahre
alt, rund 1,60 bis 1,75 Meter groß, dun-
kelbraune, rund drei Zentimeter lange
Haare,kräftigeStatur,bekleidetmiteiner
grauen Jogginghose, einem dunklen
Oberteil und Turnschuhen.

i Info: Hinweise gehen an das Polizei-
revier Mosbach, Tel. 06261/8090.

Geoparks im
Web erkunden
Bis 7. Juni stellen sich die
Parks auf Facebook vor

Neckar-Odenwald-Kreis. Im Jubiläums-
jahr des europäischen Geopark-Netz-
werks erhält die europäische Geopark-
Woche im Geo-Naturpark Bergstraße-
Odenwald ein ganz neues Gesicht. Da die
VeranstaltungenindiesemJahrwegender
Corona-Pandemie nicht wie gewohnt mit
zahlreichen Besuchern stattfinden kön-
nen, wird es auf der Facebook-Seite des
Geo-Naturparks Bergstraße-Odenwald
eine virtuelle Reise durch die Region und
die europäischen Geoparks geben.

Bis 7. Juni 2020 gibt es auf diese Wei-
se täglich einen Einblick in die Aktivi-
täten der vielen Partner im Geo-Natur-
park. Mit dabei sind etwa die Geopark-
Ranger, die Geopark-vor-Ort-Teams, die
Infoeinrichtungen, die Kooperations-
partner, die Unesco Welterbestätten so-
wie Städte und Gemeinden im gesamten
Gebiet. Gleichzeitig darf man sich auch
auf atemberaubende Aufnahmen aus den
Partner-Geoparks in ganz Europa freu-
en, die gezeigt werden.

Den Flyer zur europäischen Geo-
park-Woche 2020 und weitere Informa-
tionen rund um den Geo-Naturpark
Bergstraße-Odenwald sind unter
www.geo-naturpark.de zu finden. Wis-
senswertes zum europäischen Geopark-
Netzwerk und allen 76 Geoparks hält die
Webseite www.europeangeoparks.org
bereit.

i Info: Die tägliche Facebook-Aktion ist
unter www.facebook.com/geo.natur-
park abrufbar.

„Sie haben Viren auf den Steinen ...“
Absurdes Dienstleistungsangebot nutzt die Angst vor Corona aus – Warnung vor Abzocke

Neckar-Odenwald-Kreis. (pm) Absurde
Dienstleistungsangebote haben in der
Corona-Krise Konjunktur. Mehrfach hat
die Verbraucherzentrale Baden-Würt-
temberg bereits vor Unternehmen ge-
warnt, die aus der Angst vor einer An-
steckung mit dem Virus Geld machen
wollen. In einem besonders obskuren
Fall bietet nun eine Firma aus Pforz-
heim auch in der hiesigen Region Stein-
reinigungen am Haus an, um Virenüber-
tragungen zu vermeiden.

Die Verbraucherzentralen weisen in
der Corona-Krise regelmäßig auf neue
Kostenfallen und Abzockmaschen hin.
Nun ist auch der Bereich um Notfall- und
Handwerksdienste betroffen. Dieser
Sektor ist zwar schon früher durch

schwarze Schafe aufgefallen, doch jetzt
gibt es ein weiteres Unternehmen, das die
Angst für ihren Vorteil ausnutzen will.

Wie die schon lange agierenden un-
seriösen Teppichwäscher, Polstereien,
Stein- und Terrassenreinigungen be-
wirbt nun auch ein Unternehmen aus
Pforzheim mit einer Wurfsendung seine
Dienste. „Ob es unter der genannten An-
schrift tatsächlich eine Steinreinigung
mit einem Inhaber „Don alpocino De-
meter“ gibt, konnten wir nicht heraus-
finden. Erfahrungsgemäß arbeiten unse-
riöse Anbieter häufig mit Scheinnamen
und falschen Anschriften, worauf auch im
vorliegenden Fall einiges hindeutet“, er-
klärt Matthias Bauer von der Verbrau-
cherzentrale Baden-Württemberg.

Besonders perfide ist das Infoblatt
durch den Hinweis: „Stellen Sie sich vor,
Sie haben Viren auf den Steinen. Und
durch Kontakt übertragen Sie diese auf
Personen.“

„Solche Aussagen sind reine Angst-
mache, die in keinem Zusammenhang mit
einer tatsächlichen Übertragungsgefahr
des Coronavirus steht“, betont Bauer, der
eindringlich davor warnt, auf solche An-
gebote einzugehen.

i Info: Unter www.verbraucherzentrale-
bawue.de/corona-abzocke-bw sam-
melt die Verbraucherzentrale aktuelle
Corona-Abzockmaschen. Verbrau-
cher, denen eine neue Masche auffällt,
sind aufgerufen, diese zu melden.

FV verschiebt die Hauptversammlung
Laudenberg. Aufgrund der Pandemie
kann die Generalversammlung des FV
Laudenberg, die für Sonntag, 14. Juni,
geplant war, nicht stattfinden. Auch die
Versammlung des Fördervereins entfällt.
Die Versammlung wird auf unbestimmte
Zeit verlegt. Sobald eine Durchführung
wieder möglich ist, erfolgt eine recht-
zeitige Mitteilung an die Mitglieder.

LIMBACH

Ferienprogramm
wurde abgesagt

Mudau. Das Team des Mudauer Ferien-
programms weist Kinder, Eltern und
Veranstalter darauf hin, dass dieses Jahr
wegen der Corona-Pandemie kein Fe-
rienprogramm stattfindet. 2021 soll dann
wieder ein abwechslungsreiches Pro-
gramm angeboten werden.

Sportheim des FC
Schloßau ist geöffnet

Schloßau. Die Corona-Verordnung er-
möglicht es dem FC Schloßau, sein Sport-
heim wieder zu öffnen. Unter Auflagen
ist das Sportheim freitags von 19 bis 23
Uhr sowie samstags von 15 bis 21 Uhr ge-
öffnet. Abweichende Öffnungszeiten sind
mit Kurt Walter abzustimmen. Der FC
weist darauf hin, dass die im Aushang des
Sportheims beschriebenen Auflagen
strikt einzuhalten seien und den Anwei-
sungen unbedingt Folge zu leisten sei.
Mögliche Bußgelder, die der Verein even-
tuell für das Fehlverhalten von Sport-
heimbesuchern zahlen muss, muss der
Verursacher begleichen.

Gleitschirmflieger
schwer verletzt

Neckar-Odenwald-Kreis. (pol) Noch ist
unklar, weshalb ein Gleitschirmflieger
am Sonntagvormittag bei Neckargerach
abgestürzt ist. Der 56-jährige Mann
stürzte im Bereich der Reichenbucher
Straße, in der Nähe des Absprungplatzes
„Schöne Aussicht“ aus einer Höhe von
rund 20 Metern auf ein Feld und zog sich
bei diesem Unfall schwerste Verletzun-
gen zu. Mit einem Rettungshubschrauber
wurde er in ein Krankenhaus geflogen.
Die Polizei hat die Ermittlungen aufge-
nommen.

Müllabfuhr wegen
Pfingsten verschoben

Neckar-Odenwald-Kreis. Aufgrund der
Pfingstfeiertage kommt es zu Verschie-
bungen bei der Müllabfuhr. Die Abfuhr-
termine einschließlich der Feiertagsver-
schiebungen enthält der grüne Entsor-
gungskalendervonAWNundKWiN,auch
abrufbar unter www.awn-online.de/ka-
lender. Im Entsorgungskalender sind die
Symbole für nach vorne verschobene Ab-
fuhrtermine rot hinterlegt. Die Abfälle
sind bis spätestens 6 Uhr am Abfuhrtag
bereitzustellen.
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Der Fußabdruck
muss kleiner werden
Umwelt Die Corona-Pandemie hat das Thema Klimawandel lange
in den Hintergrund gedrängt. Nun ist es mit Macht zurück auf der
Agenda, auch die Klimaaktivisten gehen wieder auf die Straße.

V erheerenden Brände
weltweit und die Mel-
dungen über das dra-
matische Schmelzen

des „Ewigen Eises“ in der Ant-
arktis etwa verdeutlichen auf
drastische Weise, dass es höchs-
te Zeit zum Handeln ist. In
Deutschland produziert jeder
Bürger nach Angaben des Um-
weltbundesamtes (UBA) im
Durchschnitt pro Jahr 11,6 Ton-
nen CO2. Egal, ob beim Einkau-
fen, beim täglichen Autofahren,
bei der Urlaubsreise oder beim
Heizen der eigenen vier Wände:
Stets hinterlassen wir einen indi-
viduellen ökologischen Fußab-
druck. Das Ziel muss sein, diesen
deutlich zu verringern.

CO2-Fußabdruck
„Wer statt Normalstrom Öko-
strom fürs Haus nutzt, spart bei-
spielsweise 0,8 Tonnen Kohlen-
stoffdioxid jährlich ein“, rechnet
Ralph Kampwirth vom grünen
Energieanbieter LichtBlick vor.
Erwärmt man das Haus mit grü-

ner Energie statt einer konventi-
onellenHeizung, sind 1,6 Tonnen
Einsparung pro Jahr drin. „Und
wer ein E-Auto mit Strom aus er-
neuerbaren Energien statt einen
Benziner fährt, kann im Durch-
schnitt 1,5 Tonnen CO2 pro Jahr
einsparen“, so Ralph Kampwirth.
Insgesamt käme man auf eine
Summe von fast 4 Tonnen einge-
sparten CO2 und somit ein Drit-
tel des gesamten Klima-Fußab-
drucks.

Der CO2-Fußabdruck variiert
zudem stark nach dem jeweiligen
Lebensstil. „Ein Single in einer
Stadtwohnung von 80 Quadrat-
metern mit Gasheizung, der ei-
nen Benziner fährt und gern in
exotische Länder fliegt, erzeugt
etwa 18,5 Tonnen CO2 im Jahr“,
rechnet Kampwirth vor. Eine
zweiköpfige Familie mit einem
Kind, die in einemVorort lebt, ei-
ne Ölheizung und ein Ver-
brenner-Auto nutzt sowie jedes
Jahr eine Urlaubsflugreise in Eu-
ropa unternimmt, erzeugt pro
Jahr zu dritt etwa 38 Tonnen

Kohlenstoffdioxid, fast 13 Ton-
nenproKopf.

Der CO2-Einkaufszettel
Fast 40 Prozent der deutschen
Pro-Kopf-CO2-Emissionen wer-
den durch den privaten Konsum
verursacht. Dabei stechen die
Ernährungsgewohnheiten be-
sonders hervor. Mit einer nach-
haltigeren Ernährung etwa kann
jeder seine persönliche Klimabi-
lanz deutlich verbessern. Licht-
Blick will Menschen ein klima-
neutrales Leben besonders ein-
fach machen und hat deshalb ei-
nen „CO2-Einkaufszettel“ er-
mittelt.

Er weist nach, wie viel Koh-
lenstoffdioxid der Konsum eines
bestimmten Lebensmittels ver-
ursacht. Für ein Kilo Rindfleisch
etwa werden 13 Kilo Kohlen-
stoffdioxid fällig, für ein Kilo
tiefgefrorener Garnelen 12,5 Kilo
CO2, für ein Kilo Käse immerhin
noch 8,5 Kilogramm. Zum Ver-
gleich: 1 Kilo Tofu verursacht ge-
rade einmal 1KiloCO2. djd

Das Klima schonen ist oft leichter als gedacht. Schon einfache Dinge verbessern den eigenen Fußabdruck.
Foto: Privat

Stadtleben oder Landidylle?
Bauen Lieber auf dem Land oder doch in der Stadt? Bei der Wahl
des richtigen Bauortes hat man die Qual der Wahl. Und auch die
Bauweise ist entscheidend für den späteren Wohlfühlfaktor.

Villingen-Schwenningen. Ländli-
che Idylle inmitten der Natur
oder lieber Großstadtdschungel
mit Unterhaltungsprogramm?
Bei der Wahl des richtigen Ortes
für das Eigenheim fällt die Ent-
scheidungoft schwer.

Fakt ist, beide Standorte haben
ihre Vorteile: zum Beispiel sind
die Grundstückspreise auf dem
Land wesentlich niedriger als in
der Stadt, dafür gibt es in der
Stadt eine bessere Versorgungs-
und Infrastruktur und der Wie-
derverkaufswert des Hauses ist
höher.

Leben amPuls der Zeit
Neben der Standortwahl ist al-
lerdings auch die Bauweise maß-
gebend für die spätere Wohn-
qualität.

Der Faktor Wohngesundheit
spielt heutzutage eine immer
wichtigere Rolle bei der Bau-
stoffwahl. Der Ziegel bietet hier-
für beste Eigenschaften, er ver-
eint Schall-, Wärme- und Brand-
schutz in einem Produkt und ist
noch dazu ein natürlicher, nach-
haltiger und somit höchst wirt-
schaftlicher Baustoff. Das Leben
in einer Großstadt wird von vie-

len als hektisch beschrieben.
Doch dieses schnelle Leben
bringt auch Vorteile mit sich: das
kulturelle Angebot ist nirgends
vielfältiger und auch die Aus-
wahl an kommerziellen Angebo-
ten ist zahlreich und immer auf
dem neuesten Stand. Klar, dass
vor allem Singles und Zweiper-
sonenhaushalte diesen Reizen
erliegen.

Doch auch immer mehr Fami-
lien mit Kindern zieht es in die
Zentren, denn hier gibt es eine
größere Auswahlmöglichkeit an
Kindergärten, Schulen und Be-
treuungseinrichtungen als in
ländlichen Gegenden. Ein weite-
rer Pluspunkt ist die Infrastruk-
tur. Als Arbeitnehmer ist man
meist nicht auf ein eigenes Auto
angewiesen und kann im besten
Fall sogar zu Fuß zum Arbeits-
platz gehen – das spart nicht nur
Geld, sondern auch wertvolle
Zeit.

Ruhe, RaumundErholung
Wer auf dem Land wohnt und je-
den Tag viele Kilometer zur Ar-
beit fahren muss, verliert diese
kostbare Zeit mit der Familie.
Zudem ist Pendeln eine zusätzli-

che Belastung für den Geldbeu-
tel.

Dafür sind die Grundstücks-
preise ein echter Pluspunkt: pro
Quadratmeter kann man bis zu
einem Drittel der Kosten gegen-
über einer Großstadt einsparen.
Wer Ruhe und Entspannung
sucht, statt Trubel und Leuchtre-
klamen, der ist auf demLand bes-
tens aufgehoben. Inmitten der
Natur sorgt schon allein die bes-
sere Luft für eine bessere Le-
bensqualität und die Kinder kön-
nen sich im eigenen Garten rich-
tig austoben, ohne jemanden zu
stören.

Doch nicht nur wo, sondern
auch wie gebaut wird, ist ent-
scheidend: Ziegelhäuser in Mas-
sivbauweise haben gegenüber
anderen Bauweisen die Nase
vorn. Sie haben die höchste Le-
bensdauer und den entsprechen-
denWertzuwachs.

Maximaler Wärmeschutz, gu-
ter Schallschutz, hohe Stabilität
und Kompaktheit, hervorragen-
des Feuchteverhalten und siche-
rer Brandschutz – die Anforde-
rungen, die an ein modernes,
zeitgemäßes Haus gestellt wer-
den sind enorm. eb

Viel oderwenigFruchtmark:DasbestimmtüberdieKonsistenzvonSmoothies. Foto:MaschaBrichta/dpa-tmn

Cremig oder dünnflüssig?
Ernährung Fruchtig oder herb, in jedem Fall cremig. Das erwarten
wohl die meisten von ihrem Smoothie. Nicht alle Produkte halten
aber ihre Versprechen ein, wie eine Stichprobe zeigt.

Villingen-Schwenningen. Unter ei-
nem Smoothie verstehen die
meisten wohl einen gesunden
Drink aus Obst und Gemüse. Der
Unterschied zum Saft besteht in
seiner cremigen Konsistenz. Da-
bei schwankt der Anteil an
FruchtpüreeundFruchtmarkvon
als «Smoothies» beworbenen
Produkten aber erheblich, wie
eine Untersuchung des Verbrau-
cherzentrale Bundesverbands
(VZBV) zeigt. Der Anteil an
Fruchtpüree und Fruchtmark lag
zwischen 16,6 und 75,2 Prozent.

Ein sehr geringer Anteil an Pü-
ree oder Mark (zum Beispiel 16,6
Prozent) lässt erwarten, dass das

Produkt eher dünnflüssig und
nicht viel anders als ein Saft ist.
Wer ein sämiges Getränk bevor-
zugt, sollte sich deshalb immer
den Gehalt an Püree oder Mark
vor demKauf anschauen.

Sehr geringeAnteile
Der VZBV untersuchte insge-
samt 50 Smoothies: Auffällig war
außerdem, dass einige Produkte
bestimmte Zutaten nur in Mi-
nimengen enthielten. Trotz ent-
sprechender Werbeversprechen
auf dem Etikett waren nur sehr
geringeAnteile (dreiProzentund
weniger) in den Smoothies ent-
halten.

Dazu gehörten zum Beispiel
Produkte mit geringen Mengen
wie drei Prozent Acerolamark,
zwei Prozent Sanddornmark, ein
Prozent Cranberrysaft, 0,8 Pro-
zent Baobab-Fruchtfleisch oder
0,21 Prozent Limettensaft. Dafür
steckten in anderen Smoothies
Zutaten, die Verbraucher viel-
leicht nicht unbedingt erwarten:
So wurden jedem fünften koffe-
inhaltigeZutaten zugesetzt.

Drei Produkte wiesen gar ei-
nen erhöhten Koffeingehalt auf,
zwei davon mit mehr als 150 mg
pro Liter. Für Schwangere und
Kinder sind diese Smoothies da-
mit nicht geeignet. dpa

Vereine

Narrenzunft Fischbach: Aufgrund
der aktuellen Situation mit Blick
auf die Corona-Pandemie haben
sich die Verantwortlichen der
Narrenzunft Fischbach dazu
entschlossen, die für Freitag, den
13. November geplante Jahres-
hauptversammlung auf unbe-
stimmte Zeit zu verschieben. Das

gesundheitliche Risiko, welches
eine solche Veranstaltung mit
sichbringenwürde, seieinfachzu
hoch für alle Beteiligten, heißt es
seitens des Vereins. Auch der
2021 geplante Umzug am Fasnet-
Sunntig sowie der abendliche
Zunftball wurden nun definitiv
abgesagt.

Nachrichten

SPD Villingen-Schwenningen: Die
nächste SPD-Bürgersprechstun-
de, findet amDonnerstag, 12. No-
vember, von 17 bis 18Uhr statt.

In dieser Zeit sind Stadtrat
Bernd Lohmiller, Telefon
07721/26376 und Stadtrat Nicola
Schurr, Telefon 0174/621 3453,
für dieBürger erreichbar.

Stromanbieter müssen Kunden ziehen lassen
Villingen-Schwenningen. Viele
Stromanbieter werden ihre Kun-
den in der Vorweihnachtszeit
anschreiben. Geschenke dürfen
Verbraucher jedoch nur selten
erwarten. Auch in diesem Jahr
könnten die Preise trotz sinken-
der EEG-Umlage und niedriger
Börsenpreise steigen und die
Briefe der Anbieter transparent
oder versteckt die Preiserhö-
hungen mitteilen. Verbraucher
können dann allerdings ihr Son-
derkündigungsrecht nutzen und
denAnbieterwechseln.

„Wir erleben in unserer Bera-
tung regelmäßig, dass Anbieter
mit mehr oder weniger legalen
Mitteln versuchen, ihre Kunden
zu halten,“ sagt Matthias Bauer,
Energieexperte bei der Verbrau-
cherzentrale Baden-Württem-
berg. Neben unerlaubten Anru-
fen zur Kundenrückgewinnung
und abgelehnten Kündigungen

sind versteckte Preiserhöhungen
und verschleierte Hinweise auf
das Sonderkündigungsrecht in
den Schreiben der Anbieter ein
großesProblem.

Da viele Stromanbieter zum
Jahreswechsel ihre Preise erhö-
hen und sie Verbraucher min-
destens sechs Wochen vor der
Erhöhung darüber informieren
müssen, rechnet Matthias Bauer
bald mit der nächsten Welle von
Preiserhöhungsschreiben. Er
fürchtet, dass viele Anbieter die
gesunkene EEG-Umlage und die
niedrigen Börsenpreise nicht an
dieVerbraucherweitergeben.

„Umso wichtiger ist es, dass
Verbraucher die Post vom
Stromanbieter in den nächsten
Wochen ganz genau lesen“, sagt
er. Denn oft verschleiern Anbie-
ter die Erhöhung zwischen blu-
migen Werbetexten und nicht
selten ist der Hinweis auf das

Sonderkündigungsrecht gut ver-
steckt.

Online-Seminar
Dochgeradedas istwichtig, denn
„Verbraucher haben bei Preiser-
höhungen das Recht, ihren Ver-
trag bis zum Tag vor der Erhö-
hung zu kündigen und sich einen
günstigeren Anbieter zu su-
chen“, so der Energieexperte.
Preise vergleichenkann sich aber
auchdann lohnen,wennderPreis
nicht oder nur moderat steigt,
denn langjährige Kunden haben
oft teurereTarife als neue.

Worauf Verbraucher beim
Wechsel sonst noch achten soll-
ten, erklärt die Verbraucher-
zentrale auf ihrer Internetseite
und in einem kostenlosen On-
line-Seminar.

Weitere Infos auf
https://www.verbraucherzen-
trale-bawue.de eb
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Eliza Frey ist Landessiegerin
Leistungsschau des Handwerks / Größter Berufswettbewerb Europas

Karlsruhe/Baden-Baden
(red) – Die Siegerinnen und
Sieger des Landeswettbewerbs
2020 im Handwerk „Profis
leisten was“ stehen fest. Aus
dem Bezirk der Handwerks-
kammer Karlsruhe hatten sich
36 erste Kammersieger für den
Landeswettbewerb qualifiziert.
Sieben von ihnen gelang der
Sprung an die Spitze in ihrem
Wettbewerbsberuf, sechs er-
reichten einen zweiten Platz,
daneben gab es vier Drittplat-
zierte.
„Profis leisten was“ ist der

größte Berufswettbewerb in
Europa. Teilnehmen kann, wer
die Gesellenprüfung mit der
Note gut oder besser abge-
schlossen hat. Der Wettbewerb

musste unter veränderten Be-
dingungen durchgeführt wer-
den. So wurden die Kammer-
sieger anhand der Noten der
praktischen Gesellenprüfung
ermittelt. Für die Ergebnisse im
Landeswettbewerb floss, neben
der Note der praktischen Ge-
sellenprüfung, in einigen Ge-
werken die Bewertung eines
extra gefertigten Prüfungsstü-
ckes ein.
Die Landessieger aus dem

Bezirk der Handwerkskammer
Karlsruhe spiegeln auf bemer-
kenswerte Weise die Bandbrei-
te an Ausbildungsmöglichkei-
ten sowie die hohe Qualität der
dualen Ausbildung des Hand-
werks wider. Sie zeigen auch,
dass die Unternehmen sich

nach wie vor überdurch-
schnittlich in der Ausbildung
junger Menschen engagieren
und so auf die zukünftigen
Fachkräfte aus den eigenen
Reihen setzen.
Neben dem Leistungswettbe-

werb „Profis leisten was“ findet
jedes Jahr auch der Gestal-
tungswettbewerb „Die gute
Form im Handwerk“ statt. Er
richtet sich speziell an Gesel-
linnen und Gesellen der gestal-
tenden Handwerke.
Vordere Platzierungen beim

Leistungswettbewerb können
sich auch finanziell auszahlen:
Die Stiftung für Begabtenförde-
rung im Handwerk unterstützt
die Teilnehmer in der berufli-
chen Weiterqualifizierung.

Aus Mittelbaden wurde Eliza
Frey (Wettbewerbsberuf Ortho-
pädieschuhmacherin/Ausbil-
dungsbetrieb Wolfgang Frey,
Rastatt) erste Landessiegerin.
Zweite Landessiegerin wurde
Anja Michleisen (Wettbe-
werbsberuf Elektronikerin für
Maschinen- und Antriebstech-
nik/Ausbildungsbetrieb Elekt-
romaschinenbau Dipl.-Ing. Kö-
gel & Ernst, Sinzheim). Dritter
Landessieger wurde Justin De-
gen (Wettbewerbsberuf Anla-
genmechaniker für Sanitär-,
Heizungs- und Klimatech-
nik/Ausbildungsbetrieb Andre-
as Knopf GmbH Bühlertal).
Eliza Frey wurde zudem Siege-
rin im Wettbewerb „Die gute
Form im Handwerk“.

Datenbank über
Stromkunden
unzulässig?

Stuttgart (lsw) – Die Ver-
braucherzentrale Baden-Würt-
temberg bewertet Pläne von
Wirtschaftsauskunfteien für
Datenbanken über Strom- und
Gasverbraucher als überflüssig
und unzulässig. „Für eine sol-
che Datensammlung fehlt
nicht nur die rechtliche Grund-
lage, es besteht auch keine
wirtschaftliche Rechtfertigung“,
sagte Cornelia Tausch, Vor-
stand der Verbraucherzentrale
Baden-Württemberg. Der an-
gedachte Datenpool verstoße
gegen die Datenschutzgrund-
verordnung und das Wettbe-
werbsrecht. Verbraucherschüt-
zer befürchten, Energieunter-
nehmen könnten solche Da-
tenbanken nutzen, um Kunden
abzulehnen, die häufig den
Lieferanten wechselten. Seit
der Liberalisierung des Strom-
und Gasmarkts vor mehr als
20 Jahren können die Kunden
ihren Lieferanten frei auswäh-
len. Die Bundesnetzagentur
hat nach eigenen Angaben kei-
ne Möglichkeit, solche Daten-
banken zu untersagen. Daten-
schützer von Bund und Län-
dern wollten sich nach frühe-
ren Angaben aus Nordrhein-
Westfalen Anfang November
mit den Plänen der Auskunf-
teien befassen. Stromkunden
zahlten in der Regel monatli-
che Abschläge. Energieunter-
nehmen gingen daher keine
Kreditrisiken ein, sagte Tausch.
Vor diesem Hintergrund gebe
es schlichtweg keine Notwen-
digkeit, Daten vertragstreuer
Kunden zu sammeln und aus-
zuwerten. Die Verbraucher-
zentrale forderte den Landes-
datenschutzbeauftragten auf,
sich deutlich gegen die Pläne
zu stellen.

Einzelhandel:
Weniger Umsatz
Wiesbaden (AFP) – Die Ein-

zelhandelsunternehmen in
Deutschland haben im Sep-
tember etwas weniger Umsatz
gemacht als im Vormonat –
dennoch liegen die Zahlen
weiter über dem Vorkrisenni-
veau. Wie das Statistische Bun-
desamt gestern mitteilte, san-
ken die Umsätze gegenüber
August preisbereinigt um 2,2
Prozent. Im Vergleich zum
Vorjahresmonat lag der Um-
satz hingegen um 6,5 Prozent
höher. Verglichen mit Februar
2020, dem Monat vor Aus-
bruch der Corona-Pandemie in
Deutschland, war der Umsatz
2,8 Prozent im Plus. Zwischen
den Branchen gibt es erhebli-
che Unterschiede: Das größte
Umsatzplus im Vergleich zum
Vorjahresmonat erzielte mit
21,2 Prozent im September der
Internet- und Versandhandel.

Conti-Chef Degenhart geht – wer kommt?
Betriebsrat: Nachfolge zeitnah klären / Möglicher Favorit ist der Chef der Autozulieferer-Sparte

Hannover (dpa) – Der Con-
tinental-Betriebsrat hat die
Konzernführung nach der
überraschenden Rücktrittsan-
kündigung von Vorstandschef
Elmar Degenhart aufgefordert,
die Nachfolge möglichst rasch
zu klären.
„Angesichts des laufenden

Transformationsprogramms
und der Corona-Krise ist jetzt
nicht die Zeit für Experimen-
te“, mahnte der Vorsitzende
der Mitarbeitervertretung, Ha-
san Allak, gestern. „Der Auf-
sichtsrat muss zeitnah eine
gleichermaßen kluge wie acht-
same Wahl treffen.“
Chefkontrolleur Wolfgang

Reitzle hatte am Donnerstag-
abend eine kurzfristige Ent-
scheidung versprochen – bis
wann ein neuer Conti-Chef ge-
funden werden kann, ist bisher
aber noch unklar.

„Das Unternehmen braucht
einen Vorstandsvorsitzenden
oder eine Vorstandsvorsitzen-
de, der oder die das Unterneh-
men sehr gut kennt und das
Vertrauen aller Beteiligten ge-
nießt“, betonte Allak. Am Kurs

Degenharts hatte es zuletzt
Kritik aus der Belegschaft, von-
seiten der Gewerkschaften und
auch aus der Politik gegeben –
die geplanten Einsparungen,
Stellenstreichungen und
Standortschließungen lösten
vielerorts Unverständnis aus.
Demgegenüber soll es im Ei-

gentümerkreis des Konzerns
Stimmen geben, die einen
noch entschlosseneren Umbau
in Richtung Software, Sensorik
und E-Mobilität wollen.
Degenhart hatte seinen für

Ende November geplanten
vorzeitigen Rückzug nach
mehr als elf Jahren an der Vor-
standsspitze mit gesundheitli-
chen Überlegungen begründet.
„Als Arbeitnehmervertreter set-
zen wir auf eine Vorstandsspit-
ze, die einen auf langfristigen
Erfolg ausgerichteten Kurs ein-
schlägt und nicht kurzfristige

Gewinnoptimierung betreibt“,
so Allak. Er zeigte Respekt für
die Entscheidung.
Der Manager habe den Kon-

zern viele Jahre lang erfolgreich
geführt. „Dafür gebührt ihm
Dank.“ Der Betriebsrat sei zu-
letzt jedoch „mit einigen Ent-
scheidungen nicht einverstan-
den“ gewesen: Es hätten „vor
allem verlässliche Perspektiven
für die Beschäftigten“ gefehlt.
Ein möglicher Favorit für die

Nachfolge ist der Chef der Au-
tozuliefer-Sparte, Nikolai Set-
zer. Der 49-Jährige gilt als
durchsetzungs- und kommuni-
kationsstark. Als Eigenge-
wächs hat er Erfahrung im
Konzern, führte verschiedene
Bereiche des gewinnträchtigen
Reifengeschäfts. Allak deutete
an, dass in der aktuellen Zeit
„keine Experimente“ bei Conti
wünschenswert seien.

Haupteigner des Conti-Kon-
zerns ist die Schaeffler-Familie,
die auch den gleichnamigen
fränkischen Industrie- und Au-
tozulieferer kontrolliert. Den
Familienmitgliedern um Georg
Schaeffler und seine Mutter
Marie-Elisabeth Schaeffler-
Thumann wird mitunter eine
gewisse Zaghaftigkeit bei In-
vestitionen in Zukunftsfelder
nachgesagt.
Zu operativen Angelegenhei-

ten schweigen sie eisern. Ihre
Sorgen dürften aber nicht ge-
ring sein. Beim Zulieferer
Schaeffler selbst sieht es eben-
falls nicht rosig aus. Von 4 400
Mitarbeitern, vorrangig in
Deutschland, muss sich das
Unternehmen trennen. Gleich-
zeitig soll in Zukunftstechnolo-
gien investiert werden. Nähe-
res will Schaeffler am 18. No-
vember mitteilen.

Elmar Degenhart.
Foto: Schuldt/dpa

Start mit deutlich verringertem Angebot
Am BER aufgrund der Corona-Krise nur ein Bruchteil der künftig erwarteten Passagierzahlen

Berlin (dpa) – Eine Party soll
es nicht geben für den neuen
Hauptstadtflughafen BER –
dennoch wird es feierlich zu-
gehen, wenn am Wochenende
dort mit neun Jahren Verspä-
tung die ersten Flugzeuge auf-
setzen werden.

Für Flughafenchef Engelbert
Lütke Daldrup dürfte der lang
erwartete Start zunächst nur
ein kurzer Lichtblick bleiben.
Sowohl die Corona-Krise als
auch die angespannte Finanz-
lage haben die Flughafengesell-
schaft Berlin-Brandenburg fest
im Griff. So werden auch in
den ersten Betriebstagen nur
wenige Tausend Fluggäste am
neuen Standort erwartet. Mit
einem entsprechend verringer-
ten Angebot stellen sich die
Fluggesellschaften darauf ein.
Der bislang größte Anbieter

in Berlin etwa, das britische
Luftfahrtunternehmen Easyjet,
hat sich mit den Gewerkschaf-
ten darauf geeinigt, die in Ber-
lin im vergangenen Jahr statio-
nierte Flotte von 34 Flugzeu-
gen auf 18 zu reduzieren. Die
Fluggesellschaft bietet zum
Auftakt 23 Strecken zu inter-
nationalen Zielen an, wie sie
mitteilte. Im kommenden Jahr
sollen es dann 70 Verbindun-
gen sein. „Sollte die Nachfrage
steigen, werden wir unser Flug-
angebot entsprechend auswei-
ten“, hieß es. Damit plant Ea-
syjet für die Betriebsaufnahme
am BER mit rund 180 Flügen
in der ersten Woche. Im Jahr
2019 waren es demnach von
den Berliner Airports Tegel

und Schönefeld aus rund 250
Flüge am Tag.
Die Lufthansa hat keine ei-

genen Flugzeuge am BER stati-
oniert. Sie nutzt den Flughafen
vor allem als Ausgangspunkt
für Langstreckenflüge mit ein-
maligem Umstieg an den Dreh-
kreuzen Frankfurt oder Mün-
chen. Für den Start am BER
plant die größte deutsche Flug-
gesellschaft mit lediglich 30
Flügen täglich – etwa halb so
viele wie vor der Krise.
Die Lufthansa-Tochter Euro-

wings wiederum startet am 4.
November erstmals vom BER,
wie das Unternehmen mitteilte.
70 Flüge pro Woche will die
Fluggesellschaft dann zunächst
anbieten. Bei einem Großteil
davon handelt es sich dem-
nach um innerdeutsche Ver-
bindungen. Von rund 300 ge-
planten Abflügen im Monat
November gehen lediglich
rund 16 ins Ausland. „Hier
zeigt sich überdeutlich das Bild
der Reiserestriktionen für die
meisten Urlaubsländer Euro-
pas“, teilte ein Sprecher mit.
Auch die Billigfluggesell-

schaft Ryanair wird ihre Kapa-
zitäten am BER für den Win-
terflugplan reduzieren, auf 40
Prozent des Vorjahres, wie das
irische Unternehmen auf An-
frage mitteilte. Rund 27 inter-
nationale Strecken will Ryanair
dann noch bedienen.
Flughafenchef Engelbert

Lütke Daldrup hatte zuletzt
mit insgesamt rund 5 000 Flug-
gästen am Eröffnungstag des
Flughafens am Hauptterminal
T1 gerechnet. Mit der Tegel-

Schließung eine Woche später
würden am T1 dann rund
16 000 Passagiere abgefertigt.
Weitere 8 000 Fluggäste wür-
den dann über den Flughafen
Schönefeld reisen, der als Ter-
minal 5 des BER dient. Das be-
reits fertiggestellte Terminal 2
wird angesichts dieser niedri-
gen Zahlen zunächst nicht ge-
braucht und soll deshalb erst
im Frühjahr eröffnet werden.
Die hohen Baukosten sowie

der Einbruch der Passagierzah-
len während der Krise haben
die Flughafengesellschaft in fi-
nanzielle Schwierigkeiten ge-
bracht. Mit 300 Millionen Euro

springen die Eigentümer – der
Bund sowie die Länder Berlin
und Brandenburg – in diesem
Jahr bereits in die Bresche. Für
kommendes Jahr ist ein Darle-
hen von rund 550 Millionen
Euro zugesagt.

„Mit Flughafen wird
man Geld verdienen“

Berlins Regierender Bürger-
meister Michael Müller (SPD)
ist jedoch zuversichtlich, dass
das kein Dauerzustand bleiben
wird. „Wir haben mit Tegel und
Schönefeld gesehen, dass ein

Flughafen Geld verdient“, sagte
der SPD-Politiker gestern. „Wir
haben eine Sondersituation mit
dem BER, weil die Baukosten
wieder reinkommen müssen.“
Und das ganze System müsse
erst anfangen zu laufen, auch
das jenseits des Flugverkehrs.
„Aber jetzt erleben wir eine

Pandemie. Wir haben weniger
Passagiere und weniger Unter-
nehmen, die das ganze Umfeld
in Tegel und Schönefeld nut-
zen. Wenn wir die Krise über-
wunden haben, wird man mit
dem neuen Flughafen Geld
verdienen, genauso wie mit
dem alten“, sagte Müller.

Blick in die Haupthalle von Terminal 1: „The Magic Carpet“ der US-Künstlerin Pae White
ist ein echter Blickfang. Foto: Pleul/dpa

Im Blickpunkt

Outlet vorerst
geschlossen
Roppenheim (vo) – Seit ges-
tern müssen in Frankreich
nach einer Verschärfung der
Corona-Maßnahmen durch
die Regierung alle Läden ge-
schlossen bleiben, die keine
Waren des täglichen Bedarfs
anbieten. Auch Gaststätten,
Kultureinrichtungen und
Sporthallen sind davon betrof-
fen. Das Markendorf „Roppen-
heim the Style Outlets“ mit sei-
nen rund 100 Geschäften und
Boutiquen muss deshalb nach
dem Lockdown im Frühjahr
ein zweites Mal schließen. In
ganz Frankreich war in der
Nacht von Donnerstag auf
Freitag wieder eine Ausgangs-

sperre in Kraft getreten, die
zunächst bis zum 1. Dezem-
ber gelten soll. Das Haus ver-
lassen darf dann rund um die
Uhr nur noch, wer dafür ei-
nen triftigen Grund hat, also
zum Arbeiten oder zum Arzt
geht, den Einkauf lebensnot-
wendiger Waren erledigen, ei-
nen hilfsbedürftigen Angehö-
rigen unterstützen oder seine
Kinder in die Kindertagesein-
richtung oder die Schule brin-
gen muss. Grenzpendler, die
im Elsass wohnen und auf ba-
discher Seite arbeiten, müssen
eine vom französischen Staat
vorgegebene Bescheinigung
mit sich führen. Das Gleiche
gilt für Personen, die im Land-
kreis Rastatt oder Stadtkreis
Baden-Baden wohnen und im
Elsass arbeiten.
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Geld & Leben

Telefontarife Ausland
Günstige Anbieter ins Festnetz (Call by Call)

Montag-Sonntag 0-24h
Land Vorwahl Ct./Min.

Alle Anbieter mit Tarifansage; Abrechnung im 60s Takt.
Nutzung nur von einem Festnetzanschluss der Dt. Telekom 
möglich.                                     Angaben ohne Gewähr

Quelle:                              22.09.2020

Belgien 01086 1,23
 01069 1,74
Dänemark 01086 0,52
 01011 0,58
Frankreich 01078 0,57
 01069 0,84
Griechenland 01086 1,15
 01088 1,19
Großbritannien 01086 0,39
 01069 0,96
Irland 01086 0,63
 01098 0,65
Italien 01086 0,79
 01069 1,17
Niederlande 01078 0,59
 01012 0,74
Österreich 01086 1,55
 01069 1,61
Polen 01078 0,92
 01052 1,68
Portugal 01086 0,45
 01098 0,49
Russland 01078 2,19
 01052 2,88
Schweiz 01078 1,14
 01069 1,31
Serbien 01097 13,40
 01069 15,20
Spanien 01078 0,79
 01069 1,17
Tschechien 01086 0,65
 01098 0,68
Türkei 01086 2,87
 01012 2,88
Ungarn 01078 0,64
 01069 1,29
USA 01086 0,59
 01069 0,96

sche kauft. „Diese muss nicht zu ei-
nem bestimmten Hersteller zurück,
sondern kann von verschiedenen,
auch in der Nähe liegenden Firmen
wieder gefüllt werden.“ Die taillier-
te Glasperlenflasche (0,7 Liter) der
Genossenschaft Deutscher Brunnen
ist die bekannteste Poolflasche für
Mineralwasser. Daneben existieren
eine kleinere Glasflasche für 0,5 Li-
ter sowie eine glatte, grüne Flasche,
oftmals befüllt mit weniger kohlen-
säurehaltigem Wasser. Hinzu kom-
men Poolflaschen aus Kunststoff für
0,5 und einem Liter Inhalt.

„Die PET-Mehrwegflasche ist
der Perlglasflasche nachempfun-
den“, erklärt Welle. Bei Mineral-
wasser ist sie leicht bläulich einge-
färbt, bei Süßgetränken ist sie klar.
Im Supermarkt sieht das Angebot
oft anders aus. Jede zweite Bierfla-
sche hat ihre eigene Flaschenform,
das Gleiche gilt für Limonaden und
andere Mischgetränke. Aus Marke-
tingsicht stechen die Produkte da-
mit hervor. Doch individualisieren
können die Hersteller die Flaschen
auch mit ihren Labels und Kronkor-
ken, meint Buschmann. Derzeit
versuchen „einige große Getränke-
hersteller Mehrwegflaschen für ihre

Region und Einwegflaschen für das
übrige Bundesgebiet anzubieten,
damit die Logistik effizienter wird“,
sagt Welle.

Ob Mehrweg-Glas oder Mehr-
weg-PET ökologisch sinnvoller ist,
lässt sich pauschal nicht beantwor-
ten. „PET kostet weniger Ressour-
cen als Glas, kann aber nicht so häu-
fig befüllt werden“, sagt Busch-
mann. Als Richtwert gelten bis zu
20 Befüllungen bei PET, bis zu 50
sind es bei Flaschen aus Glas. Welle
macht dies auch an der Optik fest:
„Eine Mehrwegflasche aus PET be-
kommt nach mehrmaliger Füllung
häufiger eine Milchtrübung als eine
aus Glas.“ Glas ist schwerer und da-
mit energieaufwendiger im Trans-
port. Das betrifft den Lastwagen,
aber auch den privaten Pkw. Holz-
äpfel empfiehlt daher, extra für Ge-
tränke keine eigene Autofahrt zum
Supermarkt zu unternehmen: „Bes-
ser ist, den Kauf mit anderen Besor-
gungen zu kombinieren und sich ei-
nen Vorrat anzulegen.“

Evelyn Steinbach, dpa

Düsseldorf/Freising Die Mehrweg-
flasche gilt als umweltfreundlichste
Verpackung für Getränke. Trotz-
dem sinkt ihr Marktanteil stetig.
Das Verpackungsgesetz schreibt
vor, dass die Mehrwegquote bei 70
Prozent liegen soll. Tatsächlich wa-
ren es bei der jüngsten Erhebung
des Umweltbundesamtes im Jahr
2017 nur 42 Prozent. Um die Mehr-
wegquote umzusetzen, müssten
Verbraucher wie Industrie ihren
Kunststoffverbrauch „drastisch
senken“, sagt Rolf Buschmann vom
Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) in Berlin.
Doch sind Einweg-Plastikflaschen
mit Pfand wirklich so schlimm?

Für Verbraucher bieten sie der-
zeit einige Vorteile: „Die Füllmenge
von PET-Einwegflaschen ist oft
größer als die von Mehrwegfla-
schen, zudem wird weniger Material
verbraucht, was sie insgesamt leich-
ter macht“, sagt Sabine Holzäpfel
von der Verbraucherzentrale Ba-
den-Württemberg. PET steht für
Polyethylenterephthalat. Der
Kunststoff gehört zu den Polyester-
arten, gewonnen wird er überwie-
gend aus Erdöl. Einwegflaschen aus
PET werden im Rückgabeautoma-

ten des Supermarktes meist sofort
gepresst und die Kunststoffballen
anschließend von einem Recycling-
unternehmen abgeholt. „Das Pfand
auf PET-Einwegflaschen führt
dazu, dass sortenreines, sauberes
Material gesammelt wird, das neu
verarbeitet werden kann“, erklärt
der Kunststoffexperte Frank Welle
vom Fraunhofer Institut für Verpa-
ckungstechnik und Verpackungen
in Freising.

Welle zufolge werden heute 97
Prozent der PET-Flaschen recycelt.
„Ein Drittel des Materials wird zu
neuen PET-Flaschen weiterverar-
beitet, der Rest zu Folien, Fasern
und anderen Kunststoffprodukten.“
Doch recyceltes PET ist teuer. Es
gebe zu wenig Recyclat auf dem
Markt, sodass die Unternehmen
Neuware zukaufen, sagt der Bran-
chenkenner. Das ist ein Grund, wes-
halb heute kaum eine Einwegflasche
aus 100 Prozent recyceltem Kunst-
stoff besteht, wie auch Rolf Busch-
mann bestätigt. Folgt man der Ein-
weg-Plastik-Richtlinie der EU, so

Recyceltes Plastik gibt es,
doch es ist zu teuer

Glas kann 50 Mal neu befüllt
werden, Plastik 20 Mal

so schlecht kann die Ökobilanz aus-
fallen, wenn man ihren Transport
dazurechnet. So muss eine herstel-
lereigene Flasche nach der Rückga-
be an ihren Ursprungsort zurück.
Das heißt: Eine in München ausge-
trunkene Limonadenflasche aus
Hamburg muss quer durch die Re-
publik gefahren werden, um sie wie-
der zu befüllen. Holzäpfel rät Ver-
brauchern daher dazu, regionale
Getränke mit kurzen Transportwe-
gen zu kaufen und darauf zu achten,
dass man eine sogenannte Poolfla-

werden“, sagt Welle. Also doch bes-
ser zur Mehrwegflasche greifen?

„Wird ein Produkt oder eine Ver-
packung wiederverwendet, müssen
keine Ressourcen für die Neuher-
stellung aufgewendet werden. Das
heißt auch: Es entsteht weniger
Müll“, sagt Buschmann. Beim Bier
habe sich Mehrweg am stärksten
durchgesetzt. „Im Bereich von Jo-
ghurt- und Milchglasbehältern ste-
hen wir noch am Anfang.“

Doch so umweltfreundlich es ist,
Verpackungen mehrfach zu nutzen,

sollen PET-Einweg-Getränkefla-
schen ab 2025 mindestens 25 Pro-
zent recycelte Kunststoffe enthal-
ten. Von 2030 an müssen es 30 Pro-
zent sein.

PET aus pflanzlichen Rohstoffen
herzustellen ist ein weiterer Ansatz,
die Ökobilanz des Materials zu ver-
bessern – beispielsweise indem man
30 Prozent der Kunststoffzusam-
mensetzung aus Zuckerrohr her-
stellt. „Sogenannte Bio-PET-Ver-
packungen sind schon auf dem
Markt. Ihr Anteil muss nur größer

Ist Mehrweg immer besser für die Umwelt?
Konsum Das Flaschenpfand ist in Deutschland fest etabliert. Doch die meisten Pfandflaschen werden nicht wieder befüllt.

Selbst wenn, ist es gar nicht so klar zu sagen, ob Glas oder Plastik ökologisch vorteilhafter ist

Vor allem bei Bier haben sich Mehrwegflaschen großflächig durchgesetzt. Doch nicht immer muss die Verpackung aus Glas auch
die umweltfreundlichere sein. Foto: bierwirm/Fiedels, Adobe Stock

Wie Winterreifen länger halten
Verkehr Experten empfehlen noch vor dem ersten Frost, die Reifen am Auto zu wechseln.

Was es dabei zu beachten gilt – und welche neuen Modelle der ADAC empfiehlt
München Wer Winterreifen auf-
zieht, achtet im Idealfall darauf, dass
alle vier möglichst vom gleichen
Modell sind und eine ähnliche Rest-
profiltiefe aufweisen. Wenigstens
achsweise sollte sich das gleiche Rei-
fenmodell mit möglichst ähnlichem
Verschleiß drehen. Dazu rät der
ADAC. Zwar seien Reifenunter-
schiede in normalen häufigen Fahr-
situationen ohne Belang, doch ver-
hältnismäßig geringe Unterschiede
bei den Eigenschaften könnten in
Extremsituationen wie etwa bei
Vollbremsungen und hohen Kur-
vengeschwindigkeiten im Grenzbe-
reich zu schwer kontrollierbarem
Fahrverhalten führen.

Elektronische Helfer wie vor al-
lem ESP können zwar einen Teil der
Reifenunterschiede auffangen.
Doch orientiert sich so ein System
vereinfacht ausgedrückt an der
Leistung des schlechtesten Reifens.
Unterschiedlich hohen Verschleiß
beim Profil können Autofahrer oft
vermeiden, wenn sie die Räder re-
gelmäßig von der Antriebsachse auf
die nichtangetriebene Achse und
wieder zurück wechseln lassen.

Wer unterschiedlich stark abge-
laufenes Profil entdeckt, steckt die
Räder mit dem höheren Restprofil
an die Hinterachse. Diese stabilisiert
das Auto vor allem in Kurven und
bei Aquaplaning und wirkt so einem

oft von Fahrern und Assistenzsyste-
men nicht mehr beherrschbaren
Schleudern entgegen. Rein rechtlich
dürfen an allen vier Seiten unter-
schiedliche Radialreifen montiert
werden, also auch Winter-, Ganz-

jahres- und Sommerreifen der un-
terschiedlichsten Hersteller und mit
unterschiedlichen Profiltiefen, so
der ADAC. Gesetzlich müssen Rei-
fen noch 1,6 Millimeter Restprofil
haben. Bei Winterreifen rät der Au-

toklub aus Sicherheitsgründen zu
mindestens 4 Millimetern.

Wer neue Reifen braucht, kann
sich an Testergebnissen orientieren.
Aktuell hat der ADAC 15 Reifen für
Autos der unteren Mittelklasse
(205/55 R16 H) und 13 Pneus für
SUVs und Vans (235/55 R17 V) ge-
testet und je Dimension zwölf emp-
fehlenswerte gefunden, die „gut“
beziehungsweise „befriedigend“ ab-
schneiden. Bei der Mittelklasse-Di-
mension sind fünf Modelle „gut“,
darunter der „Bridgestone Blizzak
LM005“ (96 Euro), der „Michelin
Alpin 6“ (108 Euro) und der „Dun-
lop Winter Sport 5“ (102 Euro).

Ein Modell ist „ausreichend“ und
die zwei billigsten sind „mangel-
haft“ (54 und 64 Euro). Der Preis ist
aber nicht immer ein Auswahlkrite-
rium, schneidet doch etwa der mit
73 Euro nicht viel teurere „Maxxis
Premitra Snow WP6“ auch „gut“
ab. Die Preisspanne lag zwischen 54
und 108 Euro.

Bei den SUV-Reifen schneidet al-
lein der Testsieger „Michelin Pilot
Alpin“ (184 Euro) „gut“ ab. Model-
le wie „ESA+TECAR Supergrip
Pro“ (111 Euro) und „Goodyear Ul-
traGrip Perform+“ (175 Euro) sind
wie noch neun weitere „befriedi-
gend“, ein Reifen ist „ausreichend“
(155 Euro). Die Preisspanne lag
zwischen 111 und 184 Euro. (dpa)

Das Wechseln der Reifenpaare von der Vorder- auf die Hinterachse kann helfen, die
Lebensdauer der Pneus zu verlängern. Foto: imageteam, Adobe Stock

Geld & Leben kompakt

WOHNEN

Auch Mieter können
Solarstrom selbst erzeugen
Solarstrom selbst produzieren und
damit Geld zu sparen, konnten
lange vor allem Immobilienbesitzer,
die Photovoltaikanlagen auf ihrem
Dach installiert haben. Seit einiger
Zeit können aber auch Mieter –
ebenso wie die Bewohner von
Mehrfamilienhäusern – mit soge-
nannten Stecker-Solar-Geräten
Strom produzieren. Darauf weist
die Verbraucherzentrale Sachsen-
Anhalt hin. Diese Geräte können
an Balkonbrüstungen, Außenwän-
den oder auf Terrassen installiert
werden. Der Anschluss erfolgt über
eine spezielle Einspeisesteckdose.
Über den Betrieb des Gerätes muss
der örtliche Stromnetzbetreiber
informiert werden. (dpa)

FINANZEN

Rentenversicherung berät
auch wieder persönlich
In vielen ihrer rund 160 bundeswei-
ten Auskunfts- und Beratungsstel-
len sind wieder Präsenzberatungen
möglich, erklärt die Deutsche
Rentenversicherung Bund. Auf-
grund der Corona-Regeln ist dafür
aber ein Termin nötig, der nur tele-
fonisch in der jeweiligen Aus-
kunfts- und Beratungsstelle oder
beim regional zuständigen Ren-
tenversicherungsträger gebucht
werden kann. Für Auskünfte soll-
ten Versicherte vorrangig das
kostenfreie Servicetelefon
080010004800 nutzen. Einen Ren-
ten- oder Reha-Antrag kann man
auch elektronisch stellen. Dasselbe
gilt für das Anfordern eines Versi-
cherungsverlaufs. (dpa)

HAUS UND GARTEN

So werden Balkon und
Terrasse winterfest
September und Oktober sind die
Monate, um den Balkon oder die
Terrasse auf den Winter vorzube-
reiten. Oleander, Olive oder Lor-
beer können noch draußen bleiben.
Ihre Kübel sollte man allerdings an
einen wettergeschützten Platz stel-
len, schreibt die Zeitschrift Gar-
tenflora. Ein weiterer Tipp der Ex-
perten: Vlies bereithalten. Wenn
es kälter wird, freuen sich Pflanzen
über eine wärmende Decke. Laub-
abwerfende Pflanzen sollten an ei-
nen dunklen, kühlen Standort ge-
bracht werden. Bepflanzte Gefäße
sollten auf Kübelfüße oder Latten
gestellt werden, damit sie nicht am
Boden festfrieren und der Wasser-
abfluss nicht gestört wird. (dpa)

Schleswig Wohnmobilfahrer dürfen
ihre Fahrzeuge auf öffentlichen
Parkplätzen abstellen – und unter
bestimmten Voraussetzungen sogar
dort übernachten. Wer einen Park-
platz jedoch als Stellplatz zum Woh-
nen missbraucht, muss mit Bußgel-
dern rechnen. Das lässt sich aus ei-
nem Urteil des Schleswig-Holsteini-
schen Oberlandesgerichts (OLG)
ableiten, auf das die Arbeitsgemein-
schaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) hinweist
(Az.: 1 Ss-OWi 183/19).

Im konkreten Fall war eine Frau
im Wohnmobil nach Sankt Peter-
Ording an der Nordsee gefahren,
um dort mehrere Tage zu bleiben.
Sie stellte ihr Fahrzeug auf einem
regulären Pkw-Parkplatz ab und
übernachtete dort auch. Von einem
Gericht wurde ihr deswegen eine
Geldbuße von 100 Euro wegen eines
Verstoßes gegen das Landesnatur-
gesetz auferlegt. Dieses Urteil wur-
de vom OLG bestätigt. Die Richter
stellten klar, dass die Übernachtung
im Wohnmobil nicht einer Wieder-
herstellung der Fahrtauglichkeit ge-
dient habe. Denn die Frau hatte ihre
Fahrt nicht etwa unterbrochen, son-
dern war bereits an ihrem Zielort
angekommen. Das Benutzen des
Wohnmobils zu Wohnzwecken sei
dann aber nach der Landesvor-
schrift verboten. (dpa)

Teure Nacht im
Wohnmobil

Oft nur Parken erlaubt

W2 Wohnen&Leben Wochenende, 20./21. Juni 2020 | Nr. 140merkurtz.immowelt.de
Mehr Immobilien-Angebote im Internet:

Diese Blume mag es heiß und trocken

Der Goldmohn
ist eine Pflanze
für Extreme im
Garten: Er wächst
dort, wo es sehr
warm wird und
eher trocken ist.
Daher empfiehlt
die Bayerische
Gartenakademie
die Pflanzen für
Steingärten, san-
dige Böden und in
einer Blumenmi-
schung, die auch
mal Trockenheit
vertragen soll.
Der Goldmohn (Esch-

scholzia californica) blüht
zwischen Juni und August
und ist in dieser Zeit ein
Magnet für Bienen und an-
dere Insekten. Allerdings
klappt er seine Blüten bei
bedecktem Himmel sowie
in den späten Abendstun-

den bis zum frühen Morgen
zusammen – man hat also
nicht immer etwas von sei-
ner Blütenpracht.
Das gilt übrigens auch,

wenn man diese für die
Vase ins Haus holen möch-
te: Schon bald nach dem
Schnitt fallen die Blüten-
blätter ab.

Bienen lieben Goldmohn

Für Sie entdeckt

Sparkassen
Immobilien

VERMITTLUNGS

GM
BH

Immobilienvermittlung in Vertretung der

Oberföhring – hier wohnt Ihr Mieter gern!

Die helle, ca. 64,13 m² große 2-Zimmer-Wohnung liegt im 4. Obergeschoss
eines ansprechenden und gepflegten Mehrfamilienhauses in zentraler Lage in
Oberföhring, einem grünen Stadtteil in Bogenhausen. Mit dem Fahrrad ist man
schnell an der Isar. Einkaufsmöglichkeiten befinden sich in der Nähe. Durch die
Nähe zu Tram, S-Bahn und Autobahn besteht eine sehr gute Anbindung an die
Innenstadt sowie die Umgebung. Sie erreichen die Wohnung bequem mit dem
Fahrstuhl. Über den einladenden Eingangsbereich gelangen Sie in die Küche,
das Badezimmer, das ca.14,55 m² große Schlafzimmer und in das große, ge-
mütliche Wohnzimmer. Von hier haben Sie Zugang zum schönen Balkon. Im
Badezimmer befindet sich eine Badewanne und Platz für die Waschmaschine.
Ferner gehören zur Wohnung ein Kellerraum und ein Tiefgaragenstellplatz. Ein
Trockenraum sowie ein Fahrradkeller sind im Keller mit dabei. Die Wohnung ist
seit 1998 vermietet. Die letzte Mieterhöhung ist vom Januar 2020: die Kalt-
miete für die Wohnung liegt bei ¤ 701,– und für den TG-Stellplatz bei ¤ 50,–.

Kaufpreis ¤ 455.000,– inkl. Einbauküche & TG-Stellplatz,
zzgl. 3,57% Käuferprovision inkl. ges. MwSt.

Energieausweis: verbrauchsorientiert, Bj. 1983, Hauptenergieträger: Zentralheizung Fern-
wärme; EEK: C; Endenergieverbrauch: 78,45 kWh/(m²·a)

Barbara Bednarska
Selbständige Handelsvertreterin
Immobilienmaklerin (IHK)
LBS Gebietsdirektion München
Pucher Straße 8 · 82256 Fürstenfeldbruck
barbara.bednarska@lbs-by.de
Tel. 08141 506010

Der Goldmohn klappt bei bedecktem
Himmel seine Blüten zusammen. F: DPA

Um sich vor Handwerker-Wucherpreisen zu schützen, sollte man einige Vorsichtsmaßnahmen treffen. FOTO DPA/WOLFRAUM

Matthias Bauer arbeitet bei
der Verbraucherzentrale Ba-
den-Württemberg und sagt;
„Ärger über überteuerte und
unberechtigte Handwerker-
rechnungen machen einen
großen Teil unserer Arbeit
aus.“ Wie Sie sich gegen über-
zogene Rechnungen wehren
können, lesen Sie hier:

Vorbereiten
Holen Sie auch Empfeh-

lungen von Nachbarn und
Bekannten ein. Die Kontakt-
nummern dieser Anbieter
werden im Smartphone ge-
speichert, bei Nachbarn hin-
terlegt oder an einer leicht
zugänglichen Stelle – wie un-
ter der Fußmatte – deponiert.
Steht man ohne Schlüssel vor
der eigenen Tür, weiß man di-
rekt, wo man anrufen kann.
Und: „Wenn Sie das Unter-

nehmen nicht kennen, lassen
Sie sich zuerst die Kontaktda-
ten und den Ansprechpartner
geben“, rät Bauer. Dann sollte
man das Problem möglichst
genau beschreiben und schon
einen Preisrahmen festlegen.
Dieser wird durch den Stun-
denlohn, Anfahrtskosten
und eventuelle Zuschläge für
besondere Einsatzzeiten be-
stimmt: „Wenn ein Unterneh-
men am Telefon dazu keine
klaren Angaben machen will,
finde ich das verdächtig“, sagt
der Verbraucherschützer.

Notfalls Polizei rufen
Vor Ort muss man dann

souverän bleiben, wenn un-
angenehme Überraschungen
auftauchen. Etwa, wenn die
Firma mit einem zusätzli-
chen Mitarbeiter anrückt, der
nicht unbedingt erforderlich
ist, aber zusätzliche Kosten
verursacht. Besonders beliebt
ist auch, bei einer einfachen
Türöffnung das Schloss zu
zerstören, um so einen teuren
Neueinbau zu rechtfertigen.
Gegen beides können sich

die Kunden wehren. Die Ver-
braucherzentrale rät: genau
hinschauen, Zeugen einbin-
den und Beweise mit der
Smartphone-Kamera sichern.
Die nächste Falle lauert

beim Bezahlen: „Auf keinen

Fall direkt bar oder am mobi-
len EC-Terminal zahlen, auch
wenn die Notdienste darauf
drängeln. Denn dann ist das
Geld weg“, warnt Bauer. Bei
dubiosen Notdiensten sind
Mitarbeiter darauf geschult,
die Kunden unter Druck zu
setzen. Im Zweifelsfall sollte
man die Polizei rufen. Bauer
sagt: „Wenn eine Rechnung
offensichtlich überteuert ist
oder gedroht wird, die eben
geöffnete Wohnungstüre wie-
der zu schließen, stehen auch
Straftaten wie Wucher oder
Nötigung im Raum.“

währleistung lässt sich nicht
durchsetzen. Carsten Müller-
Oehring vom Zentralverband
Sanitär Heizung Klima rät:
Für Arbeiten an Haus und
Wohnungen sollte man An-
gebote einholen. „Auch der
Firmenauftritt im Internet
und die Schnelligkeit, mit der
auf Kundenanfragen reagiert
wird, können Anhaltspunkte
für die Seriosität eines Unter-
nehmens sein.“
Doch nicht immer steckt

kriminelle Energie dahinter,
wenn Kunden sich über den
Tisch gezogen fühlen. „Neu-

Keine reisenden Kolonnen
Bei Verbraucherschützern

berüchtigt sind reisende Ko-
lonnen, die von Haustüre zu
Haustüre ziehen. Dabei wird
vollmundigdie Sanierungvon
Einfahrten,dasReinigungvon
Regenrinnen oder das Besei-
tigen angeblicher Dachschä-
den angeboten, am liebsten
sofort und zu vermeintlich
günstigen Bar-Preisen. Diese
ortsfremden Betriebe sind
oft nicht mehr erreichbar,
wenn sich nach den Arbeiten
Mängel oder Schäden zeigen.
Auch die gesetzliche Ge-

bauten und Sanierungen
sind in den vergangenen
Jahren immer anspruchs-
voller geworden. Nicht je-
der Handwerker ist dem
fachlich gewachsen“, sagt
Holger Schmidt vom Bau-
herren-Schutzbund.
Dazu kommt die Nei-

gung mancher Betriebe, so
viele Aufträge wie möglich
anzunehmen, die dann
nicht zeitnah abgearbeitet
werden können. Schmidt
empfiehlt, nur nach dem
jeweiligen Baufortschritt zu
zahlen.

Schwarze Schafe im Blaumann
Was Sie gegen unseriöse Handwerker unternehmen können

Wer ist für
den Garten
zuständig?
Wer für die Pflege

des Gartens zustän-
dig ist – Mieter oder
Vermieter –, steht im
Mietvertrag. Finden
sichdortRegelungen,
dass der Mieter die
Gartenpflege über-
nimmt, so schuldet
er diese auch.
Wird jedoch nicht

mehr als Gartenar-
beit vereinbart, ist
der Mieter nur zu
einfachen Arbeiten
verpflichtet, die we-
der besondere Fach-
kenntnis noch Zeit-
aufwand erfordern.
Dies sind insbeson-
dere das Rasenmä-
hen, Unkraut zupfen
oder das Laubharken
im Herbst, entschied
etwa das Landgericht
Hamburg (Az.: 316 T
66/02).
Vereinbaren Mie-

ter und Vermieter
jedoch, dass auch
umfangreichere Ar-
beiten übernommen
werden sollen, so
schuldet der Mieter
auch diese. Er kann
sich dann nicht da-
rauf berufen, dass sie
zeitaufwendig sind
oder Geld kosten.

Aktivieren Sie jetzt
Ihr Immobilienvermögen

ANZEIGE

Immobilienverrentung mit HausplusRente

Was ist Immobilien-
verrentung?
Immobilienverrentung ist die Möglich-
keit, eine Immobilie in Barvermögen
umzuwandeln, ohne ausziehen zu
müssen.
Bei HausplusRente haben Sie die
Möglichkeit, Ihre Immobilie weiterhin
ohne Einschränkungen bis zum Le-
bensende unentgeltlich zu nutzen oder
zu vermieten.
Die Besonderheit von HausplusRente:
Die hohe, steuerfreie Einmalzahlung
und die 100 %-ige Sicherheit!

Wer kann verrenten?
Grundsätzlich jeder, der sich nicht ver-
pflichtet fühlt, sein Immobilieneigen-
tum zu vererben oder zu verschenken.

Mehr Freiheit und
Lebensfreude
Viele Ruheständler möchten sichWün-
sche erfüllen, zu deren Realisierung
sie in ihrem beruflichen Dasein nicht
gekommen sind. Sie möchten das Le-

Otto Kiebler
Gründer und Geschäftsführer
von HausplusRente GmbH

Die Stimme des Marktes

ben jetzt genießen und sich mit viel
Lebensfreude ihre Freiheit und Un-
abhängigkeit erhalten. Dabei hilft die
hohe, steuerfreie Einmalzahlung des
HausplusRente Modells!

Der richtige Partner
Den Schritt zu einer Verrentung soll-
ten interessierte Immobilieneigen-
tümer in jedem Fall gemeinsam mit
dem erfahrensten Anbieter gehen:
HausplusRente hat dieses Konzept
bereits vor 12 Jahren entwickelt! In
diesem Zeitraum wurde Hunderten
von Ruheständlern der Wunsch nach
sofortiger Steigerung ihrer Lebensqua-
lität erfüllt.

Haben Sie Fragen?
HausplusRente hilft Ihnen,
die für Sie optimale Lösung
zu finden! Vereinbaren Sie
jetzt einen persönlichen
Termin unter 089/339950
oder unter
info@hausplusrente.de

Eigene Immobilie zu Geld machen und weiter drin leben

Tipps für Leibrente & Co.
Eine Immobilie zählt zwar

zum Vermögen, doch das lau-
fende Einkommen lässt sich
damit nicht aufbessern. Wer
im Alter Geld braucht, kann
sein Haus allerdings auch ver-
kaufen, ohne ausziehen zu
müssen. Im Einzelnen:
Für viele Menschen ist eine

Immobilie ein wichtiger Bau-
stein bei der Altersvorsorge.
Doch die Rente lässt sich damit
nicht aufstocken, ohne dass
Haus oder Wohnung wieder
verkauft werdenmuss. Wer sei-
ne Immobilie zu Geld machen
und trotzdem darin wohnen
bleiben möchte, hat aber Alter-
nativen, berichtet die Stiftung
Warentest in ihrer Zeitschrift
„Finanztest“ (Ausgabe 7/2020).
Eigentümern stehen sechs

Möglichkeiten offen: die Leib-
rente bis ans Lebensende, eine
Leibrente auf Zeit, ein Verkauf
mit Nießbrauchrecht, ein Ver-
kauf in Kombinationmit einem
Mietvertrag, ein Teilverkauf
mit Nutzungsentgelt und eine
zeitlich begrenzte Umkehr-
hypothek.
Diese Modelle eignen sich

vor allem dann, wenn die Ei-
gentümer keine nahestehen-
den Erben haben oder wenn
die Immobilie die Erben eher
belastenwürde. Der Haken: Die
Möglichkeiten lassen sich nur
schwer miteinander verglei-

chen. Einfluss haben unter
anderem die Daten, anhand
derer die Restlebenserwar-
tung berechnet wird, sowie
die Frage, ob die Bewohner
für die Instandhaltung auf-
kommen müssen oder nicht.
Die Entscheidung für ein

solches Modell muss also
immer individuell getroffen
werden. Wer zum Beispiel
regelmäßig mehr Geld zum
Leben braucht, fährt nach An-
gaben von „Finanztest“ mit
einer lebenslangen Leibrente
besser – wer dagegen lieber
einen hohen Erlös will, kann
eher ein Modell mit einmali-
gen Zahlungen wählen.

Wichtig ist es deshalb,
Angebote auch mit Vertrau-
enspersonen und/oder un-
abhängigen Experten zu be-
sprechen. Dazu zählen zum
Beispiel Fachleute von Ver-
braucherzentralen oder Fach-
anwälte.
Weiterer wichtiger Punkt:

Es müssen Fragen geklärt
werden wie die, wer nach
dem Verkauf für Instandhal-
tungen aufkommt und wie
die Zahlungen gesichert sind.
Auch welche Eintragungen
im Grundbuch vorgenom-
men werden, sollte frühzeitig
genau geklärt werden, damit
das Vorhaben klappt.

Wer im Alter seine Immobilie zu Geld machen will, muss sie nicht
ganz normal verkaufen – es geht auch anders. FOTO: DPA/KLOSE
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Geschieden und nicht mehr versichert?
Gastkolumne In den meisten Ehen kümmert sich ein Partner um die Versicherungen.

Was aber, wenn alles aus ist? Darauf sollten Sie achten
Die scheidungsbedingte Vertrags-
umstellung kann hier besonders
teuer werden.

Bei einer Lebensversicherung
kann der Versicherungsnehmer
abändern, wer im Todesfall der ver-
sicherten Person die Auszahlung
der Versicherung erhalten soll. Dies

kann auch ohne Wissen des bisher
Begünstigten erfolgen. Es ist nach-
vollziehbar, wenn man den ge-
schiedenen Partner nicht mehr in
seinem Vertrag stehen haben
möchte. Stattdessen könnte man die
gemeinsamen Kinder als Begüns-
tigte einsetzen.

abschließen. Kinder sind bei dem
Partner mitzuversichern, bei dem
sie den Lebensmittelpunkt haben.
Leistungsstarke Tarife sind für 60
bis 80 Euro pro Jahr zu bekommen.

Für denjenigen, der in der Ehe zu
Hause geblieben ist und deshalb in
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung familienversichert war, endet
auch dieser Schutz. Er wandelt sich
in eine freiwillige Mitgliedschaft
um. Der Mindestbeitrag hierfür
liegt aktuell bei 201 Euro im Mo-
nat.

War man bislang über den Ehe-
partner privat krankenversichert,
muss man jetzt einen eigenen Ver-
trag mit dieser Krankenversiche-
rung schließen. Dabei bietet sich
meist auch ein Tarifwechsel an.
Möglicherweise wäre aber auch ein
Wechsel in die gesetzliche Kran-
kenversicherung besser. Hier sollte
man sich unbedingt beraten lassen.
Das gilt ganz besonders für Eheleu-
te, die bislang privat mit Beihilfe-
berechtigung versichert waren. Also
wenn ein Ehepartner Beamter ist.

atmen, weil sich am eigenen Schutz
durch die Scheidung nichts grund-
legend ändert. Wer aber nur mitver-
sichert oder im Vertrag begünstigt
ist, muss tätig werden. Spätestens
mit Rechtskraft der Scheidung
droht der Versicherungsschutz ver-
loren zu gehen.

Handlungsbedarf besteht bei der
Privathaftpflichtversicherung.
Hier entfällt der Familientarif und
man muss einen eigenen Vertrag

In den meisten Ehen ist es immer
noch so, dass sich um das Thema

Versicherungen nur ein Partner
kümmert. Solange die Beziehung
hält, ist dies auch kein Problem.
Nicht jeder muss alles machen.
Schwierig wird es aber, wenn man
dann doch nach vielen Jahren ge-
trennte Wege gehen muss und die
Scheidung bevorsteht. In dieser Si-
tuation fällt die Anpassung des Ver-
sicherungsschutzes gegenüber den
anderen zu regelnden Themen meist
unter den Tisch. Insbesondere für
den Ehepartner, der sich bislang
nicht um Versicherungen geküm-
mert hat, kann dies aber zum Nach-
teil werden.

Über diese Fragen sollte man
schnellstmöglich einen Überblick
bekommen: Was für Versicherun-
gen haben wir? Wo sind die Unter-
lagen? Wer ist der Vertragspartner
der Versicherung (Versicherungs-
nehmer)? Welche Versicherungen
brauche ich jetzt selbst?

Ist man selbst Versicherungsneh-
mer, kann man erst einmal durch-

Der-Finanz-Tipp

Wer sich trennt, sollte sich über seine
Versicherungen schlaumachen. Foto: dpa

Geld & Leben kompakt

IM AUTO

Kurzer Handy-Blick,
weiter Blindflug
Wer als Autofahrer den Blick von
der Straße nimmt, riskiert selbst
bei vermeintlich geringem Tempo
einen potenziell tödlichen Blind-
flug. Dafür reichen schon Sekunden
aus, warnt die Deutsche Gesell-
schaft für Orthopädie und Unfall-
chirurgie (DGOU). Wer zum Bei-
spiel drei Sekunden lang auf dem
Handy eine SMS checkt, nimmt
bei Tempo 50 auf einer Strecke von
etwa 42 Metern nichts mehr vom
Verkehrsgeschehen wahr. Auf der
Autobahn bei Tempo 120 werden
schon 100 Meter Blindflug daraus.
Gefahren durch Ablenkung beste-
hen grundsätzlich auch für Fahrrad-
und E-Roller-Fahrer sowie Fuß-
gänger, warnt die DGOU. Auch sie
sollten sich nicht dazu verleiten
lassen, unterwegs aufs Handy zu
schauen. (dpa)

Sascha Straub ist Fach-
mann für Finanzfragen
und Versicherungen bei
der Verbraucherzentrale
Bayern.

mit Fristsetzung eine Ersatzliefe-
rung vom Händler verlangen“, sagt
Rassat. „Weigert sich dieser oder
schlagen zwei Versuche der Nach-
besserung fehl, kann der Käufer sei-
nen Rücktritt vom Kaufvertrag er-
klären und bekommt dann den
Kaufpreis erstattet.“ Manche Händ-
ler versuchen zwar, das Transportri-
siko über ihre AGB auf die Verbrau-
cher abzuwälzen. Dies ist jedoch un-
zulässig.

Wo lauern Fallen beim Online-Kauf
von Lebensmitteln?
Mitunter sind Online-Händler auf
das schnelle Geld aus und locken
Verbraucher in teure Abofallen. Ein
oft verwendeter Trick ist ein in den
AGB versteckter Hinweis, dass der
Einkauf im jeweiligen Onlineshop
nur für Mitglieder möglich ist – und
mit der Erstbestellung hat man dann
ungewollt eine Jahres-Mitglied-
schaft abgeschlossen. Das ist jedoch
unzulässig, die betroffenen Kunden
können sich weigern, den geforder-
ten Mitgliedsbeitrag zu bezahlen,
wenn beim Bestellvorgang nicht
ausdrücklich darauf hingewiesen
wurde. „Verbrauchern ungewollt
eine kostenpflichtige Mitgliedschaft
unterzuschieben ist klar rechtswid-
rig“, betont Sabine Holzäpfel, Refe-
rentin für Lebensmittel und Ernäh-
rung bei der Verbraucherzentrale
Baden-Württemberg. „Beim On-
lineeinkauf müssen Kosten und Be-
dingungen eindeutig dargestellt
werden.“

vom Widerrufsrecht ausgeschlossen.
Dasselbe gilt auch für Waren, deren
Verfallsdatum schnell überschritten
ist.

Wie ist die Situation bei versiegelter
Ware?
Versiegelte Produkte wie beispiels-
weise Fertiggerichte können nur zu-
rückgegeben werden, wenn die Ver-
siegelung noch intakt ist. „Öffnen
Kunden daheim die Verpackung der
Waren und entfernen damit die Ver-
siegelung, sind diese vom Wider-
rufsrecht ausgeschlossen und kön-
nen nicht mehr zurückgeschickt
werden“, sagt Rechtsexpertin Ras-
sat. Ob jedoch eine einfache Verpa-
ckungsfolie bei Lebensmitteln schon
als Siegel gilt, ist noch nicht höchst-
richterlich entschieden. In jedem
Fall ausgeschlossen vom Widerrufs-
recht sind Lebensmittel in Konser-
ven, Gläsern oder Flaschen, wenn
der Käufer die Verpackung oder die
Flasche bereits geöffnet hat.

Was gilt bei einer falschen oder be-
schädigten Lieferung?
Wie beim Onlineshopping von Klei-
dung gilt auch beim Einkauf im vir-
tuellen Supermarkt: Wer falsche,
beschädigte oder auch verdorbene
Ware erhält, kann diese reklamie-
ren. Sind beim Transport zum Bei-
spiel der Joghurt oder das Mehl auf-
geplatzt oder kommen die Tomaten
zerquetscht und die Himbeeren ver-
schimmelt an, hat der Kunde ver-
schiedene Möglichkeiten. „Er kann

schutz Leistungs-GmbH. Denn bei
Bestellungen im Internet können
Kunden die Ware nicht ausprobieren
oder begutachten wie im Laden.
„Das sogenannte Widerrufsrecht
gilt grundsätzlich auch für den On-
linehandel mit Lebensmitteln“, so
Rassat. Schließen Online-Super-
märkte beispielsweise in ihren All-
gemeinen Geschäftsbedingungen
(AGB) ihre Waren generell von ei-
nem Widerruf aus, ist dies nicht zu-
lässig.

Für welche Produkte gilt das ge-
setzliche Widerrufsrecht nicht?
Es gibt Ausnahmen vom gesetzli-
chen Widerrufsrecht, die beim On-
linehandel mit Lebensmitteln zum
Tragen kommen: Waren, die schnell
verderben können oder deren Ver-
fallsdatum schnell überschritten
würde, sind nach den Vorgaben des
Bürgerlichen Gesetzbuchs grund-
sätzlich von einer Rücksendung aus-
geschlossen. „Welche Produkte das
konkret sind, ist nicht festgelegt“, so
Rassat. „Allerdings bietet die soge-
nannte Lebensmittelhygiene-Ver-
ordnung Orientierung.“ Die Ver-
ordnung besagt, dass dazu Lebens-
mittel zählen, die in mikrobiologi-
scher Hinsicht in kurzer Zeit ver-
derben und deren Frische nur bei
Einhaltung bestimmter Temperatu-
ren oder sonstiger Bedingungen er-
halten werden kann. Darunter fallen
alle frischen Waren wie Obst, viele
Arten von Gemüse, Milchprodukte,
Fleisch oder Fisch. Diese sind somit

VON HARALD CZYCHOLL

Augsburg Der Onlinehandel mit Le-
bensmitteln boomt dieser Tage,
denn viele Verbraucher haben
Angst davor, sich beim Einkaufen
mit dem Coronavirus anzustecken.
Gerade für Menschen mit Vorer-
krankungen sind die Online-Liefer-
dienste, die die Waren mitunter di-
rekt mit eigenen Lieferwagen bis
zur Haustür liefern, eine gute Alter-
native. Doch wenn man sich bei der
Bestellung vertan hat oder falsche,
beschädigte oder verschimmelte
Ware geliefert wird, müssen Ver-
braucher ihre Rechte genau kennen.
Denn nicht alles, was man vom nor-
malen Online-Shopping von Klei-
dung, Elektroartikeln und Co ge-
wohnt ist, gilt auch analog für den
Einkauf im virtuellen Supermarkt.
Was beim Online-Kauf von Lebens-
mitteln rechtlich gilt.

Dürfen Online-Lebensmittelhänd-
ler das gesetzliche Widerrufsrecht
über ihre AGBs ausschließen?
Grundsätzlich gilt beim Online-
Kauf: Wer etwas bestellt, hat das
Recht, die Ware bis zu 14 Tage nach
Erhalt ohne Angabe von Gründen
wieder zurückzuschicken und den
Preis erstattet zu bekommen. Not-
wendig ist nur ein Widerruf gegen-
über dem Händler. „Das heißt, der
Kunde kann den Vertrag auch dann
lösen, wenn ihm die Ware beispiels-
weise nicht gefällt“, sagt Michaela
Rassat, Juristin bei der Ergo Rechts-

So kaufen Sie Essen online
Onlinehandel In Zeiten von Corona boomt der Lebensmittelhandel im Netz. Für Risikogruppen ist

es besser, nicht selbst in den Supermarkt zu gehen. Was man über die Lieferdienste wissen muss

Der Onlinehandel mit Lebensmitteln boomt in Corona-Zeiten. Über ihre Rechte sollten sich Kunden der Lieferdienste gut informieren. Foto: Monika Skolimowska, dpa

Wenn der
Handwerker
Ärger macht

Diese Rechte gibt
es gegen Abzocke

Stuttgart Wenn nur für das Öffnen
einer Haustüre mehrere hundert
Euro fällig werden und für die Rei-
nigung eines verstopften Abflusses
gleich ein üppiger vierstelliger Be-
trag in Rechnung gestellt wird, dann
haben unseriöse Handwerker neue
Opfer gefunden. „Ärger über über-
teuerte und unberechtigte Hand-
werkerrechnungen machen einen
großen Teil unserer Arbeit aus“,
sagt Matthias Bauer von der Ver-
braucherzentrale Baden-Württem-
berg. Leichte Beute machen unse-
riöse Dienstleister bei Notfällen im
Haushalt. „In dieser unangenehmen
Situation sind die Verbraucher ge-
stresst und nervös, das macht sie an-
fällig für überzogene Rechnungen.“
So können Sie Ärger vermeiden:
● Vorbereiten Wer sich schon vor-
her mal über ortsansässige, zuver-
lässige Notdienste informiert hat,
wird im Notfall nicht überrascht.
Die Kontaktnummern dieser An-
bieter werden am besten im
Smartphone gespeichert oder bei
Nachbarn hinterlegt. Steht man
ohne Schlüssel vor der Tür, weiß
man direkt, wo man anrufen kann.
Doch auch ohne diese Vorbereitung
ist man windigen Handwerkern
nicht ausgeliefert. Schon bei der te-
lefonischen Kontaktaufnahme mit
einem Notdienst sollte ein Zeuge
mithören. Und: „Wenn Sie das Un-
ternehmen nicht kennen, lassen Sie
sich zuerst die Kontaktdaten und
den Ansprechpartner geben“, rät
Bauer. Dann sollte man das Problem
möglichst genau beschreiben und
schon einen Preisrahmen festlegen.
Dieser wird durch den Stundenlohn,
Anfahrtskosten und Zuschläge für
besondere Einsatzzeiten bestimmt.
● Notfalls die Polizei rufen Vor Ort
gilt es Ruhe zu bewahren, etwa,
wenn die Firma mit einem zusätzli-
chen Mitarbeiter anrückt, der nicht
erforderlich ist, aber Extrakosten
verursacht. Besonders beliebt ist
auch, bei einer einfachen Türöff-
nung das Schloss zu zerstören, um so
einen teuren Neueinbau zu rechtfer-
tigen. Dagegen können sich Kunden
wehren. Die Verbraucherzentrale
rät: Genau hinschauen, Zeugen ein-
binden und Fotos machen. Die
nächste Falle lauert beim Bezahlen:
„Auf keinen Fall direkt bar oder am
mobilen EC-Terminal zahlen, auch
wenn die Notdienste darauf drän-
gen“, warnt Bauer. Wird Druck
ausgeübt, sollten Verbraucher nicht
zögern, die Polizei zu rufen. „Wenn
eine Rechnung offensichtlich über-
teuert ist oder gedroht wird, die
eben geöffnete Wohnungstüre wie-
der zu schließen, stehen auch Straf-
taten wie Wucher oder Nötigung im
Raum“, so Bauer.
● Lokale Handwerker beauftragen
Nicht nur bei Notdiensten können
Kunden an unseriöse Dienstleister
geraten. Berüchtigt sind reisende
Kolonnen, die von Haustüre zu
Haustüre ziehen. Dabei wird voll-
mundig die Sanierung von Einfahr-
ten oder das Beseitigen angeblicher
Dachschäden angeboten, sofort und
zu vermeintlich günstigen Bar-Prei-
sen. Die ortsfremden Betriebe sind
aber oft nicht mehr erreichbar,
wenn sich nach den Arbeiten Män-
gel oder Schäden zeigen. Lokale An-
bieter aber bleiben ansprechbar,
falls es zu Problemen kommt. (dpa)

Wer sich ausgesperrt hat, sollte ein paar
Dinge beachten, um eine Abzocke zu ver-
meiden. Foto: Holger Hollemann, dpa

NACHHALTIGE FONDS

Anleger sollten genau
hinschauen
Mit seinem Geld etwas Gutes tun
und dennoch eine Rendite erwirt-
schaften – mit diesem Gedanken
können sich immer mehr Men-
schen anfreunden. Die Stiftung Wa-
rentest hat für ihre Zeitschrift Fi-
nanztest (Ausgabe 7/2020) jetzt ins-
gesamt 73 nachhaltige Fonds, die
weltweit investieren, unter die Lupe
genommen. Ein Ergebnis: In ihrer
Anlagestrategie unterscheiden sich
die Fonds mitunter deutlich. Die
drei am besten bewerteten nachhal-
tigen Fonds setzen dabei die
strengsten Anlagekriterien an: Sie
investieren nur in Unternehmen,
die bestimmte soziale, ökologische
oder rechtliche Standards erfüllen.
Der Fonds, der das beste finanzielle
Ergebnis liefert, hat hingegen
nicht ganz so strenge nachhaltige
Kriterien. Dennoch schneiden
nachhaltige Fonds nicht grundsätz-
lich schlechter ab als andere Pro-
dukte, urteilen die Finanztester.
Der nachhaltige Index MSCI
World SRI zum Beispiel schnitt
auch in der Corona-Krise bisher
besser ab als der herkömmliche
MSCI World Index – damit entwi-
ckelten sich auch entsprechende
nachhaltige ETFs besser. (dpa)

HINGUCKER IN ORANGE

Der Goldmohn übersteht
Trockenheit
Der Goldmohn ist eine Pflanze für
Extreme im Garten: Er wächst
dort, wo es sehr warm wird und eher
trocken ist. Daher empfiehlt die
Bayerische Gartenakademie die
Pflanzen für Steingärten, sandige
Böden und in einer Blumenmi-
schung, die auch mal Trockenheit
vertragen soll. Der Goldmohn blüht
zwischen Juni und August und ist
in dieser Zeit ein Magnet für Insek-
ten. Allerdings klappt er seine Blü-
ten bei bedecktem Himmel sowie
von abends bis morgens zusammen
– man hat also nicht immer etwas
von seiner Blütenpracht. (dpa)

UMFRAGE

Online-Versicherungen sind
oft zu kompliziert
Versicherungen online ohne Makler
abzuschließen, das trifft unter
Verbrauchern auf wachsendes Inte-
resse. Vor allem Reiserücktritt-
und Kfz-Versicherungen sind im
Netz gefragt. Doch nach Ansicht
der Kunden gibt es bei den Angebo-
ten noch viel Luft nach oben. Das
fand eine Studie des IT-Verbands
Bitkom heraus. Demnach empfan-
den 35 Prozent der Nutzer den Zeit-
aufwand dafür als zu hoch, 39 Pro-
zent beklagten ein zu kompliziertes
Verfahren. Online-Kunden seien
von Shops und Streaming-Anbie-
tern inzwischen andere Standards
in Sachen Nutzerfreundlichkeit ge-
wohnt, so der Verband. Dennoch
seien Online-Versicherungen inzwi-
schen weit verbreitet: Fast jeder
Zweite (46 Prozent) gab in der Um-
frage an, bereits einmal eine Versi-
cherung online abgeschlossen zu ha-
ben. Am beliebtesten sind dem-
nach Reiserücktritt-, Kfz-, Rechts-
schutz- und Auslandsreisekran-
kenversicherungen. (dpa)
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Waswurdeuntersucht?
In der Studie untersuchten Forscher der TU
Berlin im Auftrag des Industrieverbandes
Körperpflege- und Waschmittel die Um-
weltauswirkungen eines handelsüblichen
weißen, 150 Gramm schweren T-Shirts aus
Baumwolle. Sie gingen davon aus, dass die-
ses Shirt nicht in Europa hergestellt, aber in
Deutschland gekauft wurde – und vor seiner
Entsorgung insgesamt 44-mal gewaschen
und getrocknet wurde. Die Forscher erstell-
ten ein Modell, das den Lebensweg des T-
Shirts exemplarisch abbilden soll: von der
Nutzung stofflicher und energetischer Res-
sourcen für die T-Shirt-Herstellung entlang
globalerProduktionsroutenbis hin zur Pfle-
ge durch Waschen und Trocknen sowie zur
EntsorgungdesT-Shirts inDeutschland.

WelcheUmweltauswirkungenwurdenbeson-
ders unter die Lupe genommen?
Die beiden Leiter der Studie, Annekatrin
Lehmann und Martin Roffeis, untersuchten

insbesondere, wie viel Treibhausgase wäh-
rend der Herstellung, Reinigung und Trock-
nung sowie bei der Entsorgung des Shirts
entstehen.Es ging aber auchdarum,wie vie-
le Ressourcen verbraucht werden, wie viele
Stoffe im Prozess freigesetzt werden, die
Luft, Böden und Wasser versauern können,
wiestarkdieStickstoff-undPhosphatbelas-
tung der Böden dadurch zugenommen hat
und ob die freigesetzten Stoffe sich toxisch
auf andereLebewesen auswirkenkönnen.

Was ist das Ergebnis?
Die Studienergebnisse zeigen, dass sich vor
allem die Prozesse der Herstellung der
Baumwolle für das Shirt und dessen Pflege
negativ auf die Umwelt auswirken. Insge-
samt beziffern die Forscher den Wasserver-
brauch eines Shirts auf 1670 Liter. Außer-
dem entstehen durch Herstellung und Nut-
zungdemnach rund3,7KilogrammCO2 – et-
wa so viel wie durch eine Autofahrt von 40
Kilometern.

Gut die Hälfte des Treibhauspotenzials
sowie des Wasserverbrauchs ist dabei auf
das 44-maligeWaschen und Trocknen des T-
Shirts während der durchschnittlichen Le-
bensdauer zurückzuführen. „Die Wäsche-
pflege trägt somitgenausoviel zumermittel-
tenTreibhauspotenzial und zur potenziellen
Wasserverknappung des T-Shirts bei wie
dessen Herstellung, Vertrieb und Entsor-
gung“, sagt Martin Roffeis. Das liegt maß-
geblich an demhohenEnergieverbrauch der
Waschmaschine und des Wäschetrockners.
Denn der dafür nötige Strom wird noch im-
mer aus fossilen Brennstoffen wie Braun-
und Steinkohle hergestellt. Dabei werden
neben demAusstoß klimaschädlicher Treib-
hausgase auch erhebliche Mengen Wasser
beansprucht – etwa für den Betrieb von Tur-
binenund zurKühlung vonKraftwerken.

WelchenAnteil habenVerbraucher?
In der Studie wurde davon ausgegangen,
dass Verbraucher die Waschmaschine nicht

voll, sondern nurmit 3,5KilogrammWäsche
befüllen, 55 Milliliter flüssiges Waschmittel
proWaschgangdosierenund jede zehnteLa-
dung im Wäschetrockner trocknen. Die Kli-
mafolgen ließen sich erheblich einschrän-
ken: Wer mit 30 Grad Celsius wäscht statt
mit 60, verringert das Treibhauspotenzial
um etwa 37 Prozent.Bei voller Beladungmit
siebenKilogrammWäsche statt nurmit hal-
ber Beladung kann das Treibhauspotenzial
um45Prozent reduziertwerden.

WaskönnenVerbraucher daraus lernen?
„Der Verbraucher kann bereits durch die
Wäschepflege einen großen Einfluss auf die
Umweltauswirkungen seinerKleidung neh-
men“, sagt Roffeis. Er empfiehlt: Waschen
bei niedrigen Temperaturen, genaue Dosie-
rung des Waschmittels, volle Beladung der
Waschmaschine und Wäschetrocknen im
Freien. Durch den Anbau und die Verarbei-
tung von zertifizierter Biobaumwolle fallen
wenigerWasser undPestizide an. (StN)

Wie ein weißes Shirt das Klima belastet
Forscher aus Berlin haben den Lebensweg eines T-Shirts und seine Auswirkungen auf die Umwelt untersucht

Wie kann man
seine Abwehrkräfte
stärken

1. Schneller
Einstieg

Der vonvielenWindows-Nutzern ver-
misste Start-ButtonkehrtmitWindows
10 zurück.EinKlickdarauf öffnet ein aus
mehrerenTeilenbestehendesStart-Me-
nü.DasKonzept ist gut durchdacht:Di-
rekt über demStart-Button findet sich
derEin- undAus-Schalter.DasZahnrad
darüber symbolisiert die „Einstellun-
gen“,die zentraleAnlaufstelle für alle
wichtigen,WindowsbetreffendenOptio-
nen.Auchdie aus älterenWindows-Ver-
sionen gewohnteSystemsteuerung gibt es
noch – zu findenüber dieEingabe von
„Sys“ indasSuchfeld rechts nebendem
Start-Button.Sie ist jedoch einAuslauf-
modell,dessenFunktionenüber kurz oder
lang in die „Einstellungen“umziehen
sollen.Die Icons über demZahnrad sind
Abkürzungen zudenBereichen „Bilder“
und„Dokumente“.Sie dienendazu,
schnellenZugang zuhäufig benutzten
Elementendes „DateiExplorer“ (früher
„WindowsExplorer“) zu ermöglichen.
Ganz oben findet sichdasSymbol für das
persönlicheBenutzerkonto,über dasman
sich aus derSitzung abmeldenkann.

2. Mehr
Übersicht

In der zweitenSpalte des Start-Menüs
gibt es eine alphabetischeÜbersicht aller
installiertenAppsundProgramme,die
mandirekt aus diesemMenüaufrufen
odermit einemRechtsklickdeinstallieren
kann.ImFenster ganz rechts davonbefin-
den sich ebenfalls Programmsymbole –
allerdings inFormvonKacheln.DasEr-
scheinungsbild lässt sichweitgehend frei
anpassen.SokannmaneinenEintrag aus
„AlleApps“ auf die rechteSeite ziehen,
umdas jeweiligeProgrammals frei ver-
schiebbareKachel zu setzen.EinRechts-
klick auf eineKachel eröffnetweitere
Optionen.Auf die gleicheArt lassen sich
Programm-Icons andie Taskleiste am
unterenBildschirmrandanheften.
SchließtmandasStart-Menüoder klickt
auf einenPunkt außerhalb davon,er-
scheint dieDesktop-Ansicht,wieman sie
von älterenWindows-Versionenher
kennt.

3. Gute Suche

DieSuchfunktionwird gestartet durch
eineText- oderSpracheingabeüber das
Suchfeld in derTaskleiste.Siewurde
überUpgrades nachundnachmit immer
neuenOptionen ausgestattet undumfasst
unter anderem lokal gespeicherteDoku-
mente,Appsunddas Internet.Über
„Mehr“ amoberenRanddesErgebnis-
fensters kannmandieSuche auf be-
stimmteObjektewieFotos,Musik oder
Personen eingrenzen.Über dieMenü-
schaltfläche (die drei Punkte) oben rechts,
kannmanweitereSuchoptionen festle-
gen.SokannmandenSuchverlauf auf
Geräten verfolgen,auf denenmanmit
seinemMicrosoft-Konto angemeldet ist.
Zudem lässt sich derVerlauf etwa aus
Datenschutzgründen löschen oder ganz
ausschalten.DieSuchfunktion lässt sich
unterWindows10 alsowie ein erweiterter
DateiExplorer einsetzen.Über „Letzte
Aktivitäten“ gelangtman schnell zuden
zuletzt verfolgtenAktivitäten zurück.

4. Mehr
Durchblick

Die auf den erstenBlick simple „Snap-
Assist“-FunktionwurdeunterWindows
10 erweitert.Greiftman einFenstermit
gehaltener linkerMaustaste oben ander
Titelzeile und zieht es ganz andenBild-
schirmrand,dannheftet es sichdort auto-
matisch an.Auf der anderenSeite er-
scheinennunalle geöffnetenFenster in
einerMiniaturansicht.Wähltman eines
davondurchAnklicken aus,wird es auf
der gegenüberliegendenSeite angeheftet.
Ist derBildschirmgroß genug,habendort
bis zu vier FensterPlatz. In allen ange-
docktenFensternkannmandirekt arbei-
ten, indemmandas gewünschte Fenster
kurz anklickt.Es lassen sich aber auch
Inhalte verschieben,zumBeispiel, indem
maneinenTextbaustein linksmarkiert,
mit der linkenMaustaste festhält undauf
die rechteSeite zieht.

5. Mehr
Arbeitsfläche

Rechts nebendemSuchfeld befindet sich
dasFeld „AktiveAnwendungen“.Dahinter
verbirgt sich eine neueFunktionnamens
„Task-View“,mit derman sichdieArbeit
stark erleichternkann.Alternativ kann
manauchüber die Tastenkombination
„Windows +Tab“ indieseAnsichtwech-
seln. In derLeiste ganz obenbefinden sich
nunweitereMiniaturansichten,genannt
„Desktop 1“,„Desktop 2“und soweiter.
Klicktmandarauf,scheinen alle geöffne-
tenAnwendungen verschwunden.Doch
keineSorge: Sie sindnochda,undman
kannüber „Windows +Tab“und„Desktop
1“ oder über „AktiveAnwendungen“dort-
hin zurückkehren.Unter „Desktop 2“hat
Windows einen „virtuellenDesktop“na-
mensDesktop 2 erstellt, in demman,unab-
hängig vonden imDesktop 1 geöffneten
ProgrammenundDokumenten, frei schal-
tenundwaltenkann.Auf dieseWeise kann
man schnell zwischenbeliebig vielen
Arbeitssituationenwechseln unddie
Arbeit leichter organisieren.

6. Zeitleiste
nutzen

Direkt unter derLeistemit den „virtuellen
Desktops“ sind alle geöffnetenFenster der
aktuell ausgewähltenArbeitsumgebung.
MankannbequemvonAnwendung zu
Anwendung springen, indemmanauf das
entsprechendeFenster klickt.Scrolltman
weiter nachunten,erscheinendort viele
weitere Fenster,über diemanbis zu 30 Ta-
ge in dieVergangenheit reisenkann.Das
funktioniert auchmit demSchieberegler
ganz rechts. In dieser „Timeline“ sind alle
Anwendungengespeichert,dieman in
dieserZeit genutzt hat.Klicktmandarauf,
kannmangenaudortweitermachen,wo
manzuletzt aufgehört hat.Mit einemKlick
auf dieLupeüber demSchieberegler
rechts suchtmangezielt nachDateien oder
Programmen.Das ist zumBeispiel prak-
tisch,wennmanan einerPowerpoint-Prä-
sentation gearbeitet hat,aber nichtmehr
weiß,wo sie gespeichert ist,oder umeine
Internetseite aufzurufen,auf dermanmal
gewesen ist.Damit das funktioniert,muss
die jeweiligeAnwendungdieTimeline-
Funktion aber unterstützen.Sie kann zu-
demkeinBack-up ersetzen,denngelöschte
Dateien lassen sichdamit leider nicht
wieder herbeizaubern.

Die Abbildungen auf dieser Seite zeigen
beispielhaft einige derMöglichkeiten von
Windows 10. So können Freunde desMulti-
tasking auf einemausreichend großenBild-
schirmbis zu vier Fenster nebeneinander
anordnen. Auch der schnelle Zugriff auf die
bisherigenAktivitäten ist bei der neuesten
Version des Betriebssystems einfach zu
bewerkstelligen. Fotos: STN

Von Steffen Haubner

Voller Durchblick
bei Windows 10

Das Betriebssystembietet eine Vielzahl
neuerMöglichkeiten –Was Sie

darüber wissen sollten

Zahl des Tages

GradCelsiusAußentemperatur imSchat-
tenübermehrereTagehinweg erhöhen
dieSterblichkeit deutlich.Davon ist Jür-
genFloege,Vorsitzender derDeutschen
Gesellschaft für InnereMedizin,über-
zeugt.Er hält denEinfluss derKlimaer-
wärmungauf dieGesundheit inDeutsch-
land für unterschätzt.Hitzewellenwirk-
ten sich etwaaufPatientenmit zuhohem
Blutdruck aus.Bei längerenHitzewellen
sollte einArzt dieDosierung bei Patien-
ten,die blutdrucksenkendeMedikamente
nehmen,deshalb besser überprüfen.Nach
einerStudie desBerlinerCharité-Medizi-
nersSevenAghdassi hatHitze auch eine
negativeAuswirkung auf dieWundhei-
lungnachOperationen.So kommt es häu-
figer zu InfektionenderWunde. (dpa)

30
Ärztewarnen vor gesundheitlichen
Gefahren durch die Klimaerwärmung

Ratgeber

Winter ist Erkältungszeit.Vor allem in der
kalten Jahreszeit breiten sich Atemwegs-
infekte wie Schnupfen, Husten und Hei-
serkeit rasch aus. Damit der Körper da-
gegen gewappnet ist, muss besonders
unser Immunsystem gut funktionieren.
Aberwas stärkt dieAbwehr?
Körperliche Bewegung unterstützt die

Abwehrkräfte. Sie stärkt das Immunsys-
tem inmehrfacher Hinsicht.Durch Bewe-
gung wird Adrenalin ausgeschüttet, das
die Abwehrzellen des Körpers aktiviert.
Bewegung sorgt aber auch dafür, dass der
gesamte Körper gut durchblutet und mit
Sauerstoff versorgt wird. Am besten geht
man an die frischeLuft.WarmeHeizungs-
luft kann die Schleimhäute austrocknen
und dadurch das Eindringen von Krank-
heitskeimen erleichtern.

Bewegung trägt auch zu gesundem
Schlaf bei.Wer gut schläft, ist weniger an-
fällig. Ein Grund könnten Stresshormone
wie Cortisol sein, die die Immunabwehr
hemmen. Da ihr Spiegel im Schlaf meist
sinkt, funktioniert die Abwehr dadurch
besser. Was grundsätzlich das ganze Jahr
über gilt, ist imWinter besonders wichtig:
Ernähren Sie sich gesund und vielseitig.
Auch imWinter sollteman zu heimischem
Obst und Gemüse greifen. Grünkohl oder
Porree sowie Äpfel oder Birnen versorgen
den Körper mit wichtigen Vitaminen und
Mineralstoffen. Besonders Vitamin D und
ZinkwirdnebenVitaminCeinebesondere
Bedeutung für die Abwehr zugesprochen.
Ob und in welcherMenge eine zusätzliche
Zufuhrhilfreich ist, ist abernochnicht ge-
klärt. Man sollte keinesfalls zu viel davon
einnehmen.
In derErkältungs- undGrippezeit ist es

zudem besonders wichtig, öfter die Hände
zu waschen und Abstand zu hustenden
oder niesendenPersonen zuhalten.

Nützliche Tipps für den Alltag. Heute:
von der Landesapothekerkammer

Von Sigrun Rich

Erkältung im Anflug? Frische Luft stärkt
die Abwehr. Foto: Christin Klose/dpa

Falsche Herkunft
von Bioäpfeln
STUTTGART (StN).Märkte der Aldi GmbH
& Co. KG Mahlberg bewarben am Regal
Bio-Äpfel „aus Deutschland“, tatsächlich
stammten die Äpfel aus Italien. Die Ver-
braucherzentrale Baden-Württemberg
hat den Discounter erfolgreich wegen Ir-
reführung verklagt. „Falsche Angaben
und Werbung zur Herkunft oder Region
sind bei uns ein Dauerbrenner“, sagt
ChristianeManthey von der Verbraucher-
schutzorganisation. So auch im Fall der
falsch ausgezeichneten Bioäpfel bei Aldi.
Während das Preisschild am Regal Äpfel
„ausDeutschland“ versprach,wurden die
Äpfel laut den Angaben auf der Packung
allerdings in Südtirol geerntet und nur in
Deutschland verpackt. Vor dem Landge-
richt Freiburg erkannte die Aldi GmbH&
Co.KG Mahlberg den Klageanspruch an.
EsergingdasvonderVerbraucherzentrale
beantragte Anerkenntnisurteil. Sollte der
Händler erneut für Bioäpfel aus Deutsch-
land werben, obwohl die Ware in Wirk-
lichkeit aus anderen Ländern stammt,
droht ihm ein Ordnungsgeld von bis zu
250 000Euro.

gibt es aber nicht, haben dortige Banken 
klargestellt. Der Treuhänder stand schon 
vor seiner Tätigkeit für Wirecard in zwei-
felhaftem Ruf. Er hatte für das philippini-
sche Verkehrsministerium gearbeitet und 
war 2018 von Staatspräsident Rodrigo Du-
terte wegen angeblicher Unregelmäßig-
keiten entlassen worden.

Wirecard steht schon seit Jahren unter 
Manipulationsverdacht, hatte sich aber 
stets als unschuldiges Opfer böswilliger 
Spekulanten bezeichnet. Besonders Braun 
hatte Vorwürfe, die Bilanzen manipuliert 
zu haben, immer wieder als diffamierend 
und irreführend dementiert. Sehr Konkret 
wurden die Vorwürfe Anfang 2019 mit 
einer Serie von Enthüllungsberichten der 
britischen Zeitung „Financial Times“ (FT), 
die im Wesentlichen das beschrieben ha-
ben, was nun im Fokus der staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen steht.

Demnach hat Wirecard vor allem in 
Asien mit sogenannten Drittpartnern ko-
operiert, die in manchen Geschäftsjahren 
für große Teile der in der Bilanz ausgewie-
senen Umsätze und Gewinne gesorgt ha-
ben sollen. Wirecard verfügt als Zahlungs-
dienstleister über eine Banklizenz –  aber 
nicht in allen Ländern. Wo sie fehlt, ko-
operiert der Dax-Konzern aus Aschheim 
bei München mit Drittpartnern, die über 
eine solche Lizenz verfügen. Bei drei dieser 
rund 100 Partner hat die britische  FT Hin-
weise auf vorgetäuschte Geschäfte im gro-
ßen Stil gefunden, was deutsche Auf-
sichtsbehörden lange nicht sonderlich in-
teressiert hat. Die Finanzaufsicht Bafin 
hatte 2019 vielmehr zeitweise ein Leerver-
kaufsverbot für Wirecard-Aktien erlassen, 
Anzeige gegen Spekulanten erstattet und 
sich damit lange hinter Wirecard sowie 
das Management um Braun gestellt. Um-

rohem Fleisch sehr hoch. Zum anderen 
seien die Coronaviren nicht stabil in der 
Umwelt. Holzäpfel: „Sie brauchen einen 
lebenden Wirt, um sich vermehren zu 
können.“ Dazu komme, dass das Fleisch 
nicht sofort bei den Verbrauchern ankom-
me, die es wiederum nicht roh verzehren, 
sondern erst erhitzen und durchgaren 
sollten – „Coronaviren sind hitzeemp-
findlich“, sagt Holzäpfel. 

Ähnlich sieht man es bei Aldi Süd. „Ein 
Infektionsrisiko für unsere Kunden kön-
nen wir nach derzeit gültigem Wissens-
stand ausschließen“, sagt eine Sprecherin. 
Die Filialen würden „weiterhin täglich mit 
frischen Fleischartikeln beliefert“. 

 Lidl bezieht sein Fleisch seit Montag  
„temporär ausschließlich über andere 
Fleischlieferanten“, so  eine Sprecherin. So 
will Lidl sicherstellen, dass weiterhin  ge-
nug Waren verfügbar sind. Mit Tönnies sei  
man  aber  weiter „in Gesprächen“.

umgehen und zulassungspflichtig sind, 
müssen es auf der Verpackung ihrer Pro-
dukte anbringen. Die Verbraucherzentra-
le Baden-Württemberg hat über die 
Datenbank des Bundesamts für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit 
für Tönnies und die Tochterfirma Till-
man’s folgende Einträge ermittelt: NW 
20202 und NW 20045 und NW 20028. 
NW steht dabei für Nordrhein-Westfalen.

Die Angst vor einer Ansteckung mit 
dem Coronavirus über Tönnies-Produkte 
ist nach bisherigem Kenntnisstand aber 
wohl unbegründet. „Nach allem, was wir 
bisher wissen, ist es unwahrscheinlich, 
dass ich mich über Fleisch mit dem Coro-
navirus anstecke“, sagt Sabine Holzäpfel 
von der Verbraucherzentrale Baden-Würt-
temberg und beruft sich dabei auf Infor-
mationen des Bundesinstituts für Risiko-
bewertung. Zum einen seien die Hygiene-
anforderungen in der Verarbeitung von 

der Zur-Mühlen-Gruppe verbirgt sich 
ebenfalls Tönnies. Dazu gehören die Mar-
ken Böklunder, Gutfried oder Marten, die 
es bei den Supermarktketten Real und 
Rewe zu kaufen gibt. Im Rewe-Onlineshop 
sind weitere   Zur-Mühlen-Marken wie 
Lutz, Hareico, Schulte, Dölling, Weimarer, 
Redlefsen, Heine’s und Könecke aufge-
führt. Auf eine Anfrage unserer Zeitung, 
ob die Marken im Sortiment süddeutscher 
Filialen derzeit ebenfalls erhältlich sind, 
gehen jedoch weder Real noch Rewe ein. 

Ein weiteres Tochterunternehmen von 
Tönnies ist Tillman’s. Die Produkte finden 
sich in den Selbstbedienungsregalen und 
Tiefkühltruhen zahlreicher Supermarkt-
ketten unter Namen wie Toastys, Schnit-
zelcompany oder XXL Schnitzel. 

Eine andere Möglichkeit, die Herkunft 
von Fleischwaren zu ermitteln, bietet das 
ovalförmige Identifikationszeichen. Alle 
Betriebe, die mit tierischen Lebensmitteln 

E rst die Aufregung um die Unterbrin-
gung von Leihkräften bei der   Fleisch-

firma Müller in Birkenfeld (Enzkreis), 
dann der Corona-Ausbruch beim Fleisch-
erzeuger Tönnies im westfälischen Rheda-
Wiedenbrück: Die großen Fleischfabriken 
stehen seit Wochen immer wieder massiv 
in der Kritik. Zu der Sorge um die erkrank-
ten Tönnies-Mitarbeiter gesellt sich nun 
Verunsicherung unter Verbrauchern mit 
Blick auf Tönnies-Produkte. 

Diese gibt es auch in Supermärkten im 
Südwesten zu kaufen. Den Schriftzug des 
Unternehmens sucht man auf den Arti-
keln jedoch vergeblich. Um sie zu erken-
nen, müssen Verbraucher die zahlreichen 
Marken des Marktführers kennen. 

Bei Aldi Süd  laufen sie unter der Marke 
Meine Metzgerei übers Kassenband, bei 
Lidl unter der Marke Landjunker. Hinter 

Hinter welchen Marken Tönnies-Fleisch steckt
Wegen der vielen  Corona-Fälle sind Verbraucher verunsichert. Kann man die Produkte  noch bedenkenlos essen?

Von Lisa Kutteruf

Stuttgart ¯  Die krisengebeutelten Rei-
sebusunternehmen im Land sollen 
einen Corona-Rettungsschirm in Höhe 
von 40 Millionen Euro erhalten. Das 
hat die grün-schwarze Regierung be-
schlossen. „Damit helfen wir den zahl-
reichen kleinen und mittleren Bus-
unternehmen der Reisebusbranche im 
Land, deren Einnahmen durch die Co-
rona-Krise vollständig weggebrochen 
sind“, sagte Verkehrsminister Winfried 
Hermann (Grüne). Geplant ist für jene 
Unternehmen, denen das Geld aus-
geht, ein einmaliger Zuschuss pro Rei-
sebus in Höhe von bis zu 18 750 Euro 
aus Landesmitteln. 

 Auch für das Gastgewerbe hat die  
Landesregierung ein Hilfspaket  be-
schlossen. Die nun beschlossene Stabi-
lisierungshilfe  umfasst rund 330 Mil-
lionen Euro. Sie sieht vor, dass betroffe-
ne Betriebe im Anschluss an die Coro-
na-Soforthilfe einmalig weitere 3000 
Euro sowie 2000 Euro für jeden in Voll-
zeit beschäftigten Mitarbeiter beantra-
gen können. (dpa)

Land beschließt 
neue Hilfspakete

geschwenkt ist die Bafin erst vor kurzem 
mit einer zweiten Anzeige diesmal gegen 
Wirecard. Vorangegangen war ein Report 
der Wirtschaftsprüfer von KPMG, die 
beim Dax-Konzern erhebliche Bilanzie-
rungsmängel festgestellt hatte. Die Bilan-
zen waren so nichtssagend, dass KPMG 
nicht verifizieren konnte, ob wesentliche 
Teile des Geschäfts wirklich existieren 
oder nur vorgetäuscht sind. 

Der Chef der Vereinigung der Auf-
sichtsräte in Deutschland, Peter Dehnen, 
sagte: „Der Fall Wirecard macht deutlich, 
dass die Deutsche Börse dringend eine Re-
formdebatte anstoßen muss.“ 

Die Braun vorgeworfenen Delikte kön-
nen bei einer Verurteilung mehrjährige 
Haftstrafen nach sich ziehen. Das drohen-
de Strafmaß hänge von den Ermittlungen 
und den sich am Ende ergebenden Vor-
würfen ab, sagte Leiding. 

Dax Wirecard war lange ein ausge-
sprochener Börsenliebling und konn-
te als solcher im Herbst 2018 die alt-
ehrwürdige Commerzbank aus dem 
Dax verdrängen. Um diese Zeit er-
reichte auch der Aktienkurs des Auf-
steigers mit gut 193 Euro seinen Hö-
hepunkt.  Die Technik des Konzerns 
regelt bargeldlosen Zahlungsverkehr 
zwischen Händlern aller Art und de-
ren Kunden.

Aktie Nun kämpft der tief gefallene 
Dax-Konzern  um seine Existenz. Der 
Börsenkurs liegt deutlich unter 20 
Euro je Aktie. tmh

b Tiefer Fall des Konzerns

damit mindestens ein weiteres Wirt-
schaftsdelikt. Ob die Liste der Vorwürfe 
noch durch Betrug und Bilanzfälschung 
angereichert wird, ist offen. Man stecke 
noch mitten in den Ermittlungen, erklärte 
Leiding. Ausgelöst worden sei der Haftbe-
fehl gegen Braun durch eine Wirecard-
Mitteilung in der Nacht auf Montag. Der 
Konzern hatte darin das höchstwahr-
scheinliche Verschwinden der 1,9 Milliar-
den Euro eingeräumt und kurz danach 
dann auch den schon beurlaubten Vor-
stand Jan Marsalek fristlos gefeuert. Ob 

auch gegen ihn Haftbefehl erlassen wurde 
und er auf der Flucht ist, wollte Leiding 
weder bestätigen noch dementieren.

Marsalek ist wie Braun Österreicher 
und lebt in der Alpenrepublik. Ein Aufent-
haltsort im Ausland gilt wegen Fluchtge-
fahr vielfach als Grund für einen Haftbe-
fehl. Zu den Haftgründen im Fall von 
Braun wollte Leiding allerdings nur sagen, 
dass hinreichender Tatverdacht bestehe. 
Braun habe noch nicht ausgesagt, aber 
Mitarbeit zugesagt. Wie lange er in Unter-
suchungshaft bleiben muss, entscheidet 
eine Richterin. Braun und Marsalek ste-
hen im Zentrum des Wirtschaftskrimis. 
Marsalek war unter anderem verantwort-
lich für die Auswahl eines Treuhänders, 
der für Wirecard auf den Philippinen Treu-
handkonten mit angeblich gut 1,9 Milliar-
den Euro eröffnet haben will. Die Konten 

Bis Ende voriger Woche war Markus 
Braun noch Vorstandschef des 
Dax-Konzerns Wirecard. Nun wur-

de der 50-jährige Österreicher in Mün-
chen festgenommen. „Er hat sich selbst 
gestellt, nachdem er vom Haftbefehl 
gegen sich erfahren hat“, erklärte Ober-
staatsanwältin Anne Leiding von der 
Staatsanwaltschaft München 1. Der Ma-
nager sei dazu eigens von Wien nach Mün-
chen angereist. Die Justiz wirft ihm vor, Bi-
lanzsumme und Um-
satzvolumen von Wire-
card durch vorge-
täuschte Einnahmen 
aufgebläht zu haben, 
um das Unternehmen 
finanzkräftiger und at-
traktiver darzustellen 
als es war. Der Haftbe-
fehl gegen Braun wurde von der Ermitt-
lungsrichterin gegen eine Kaution von 
fünf Millionen Euro und Meldeauflagen 
außer Vollzug gesetzt. Braun kommt da-
mit auf freien Fuß, sobald er die Kautio n 
hinterlegt hat.

Im Fokus der Ermittlungen stehen gut 
1,9 Milliarden Euro, die der Zahlungs-
dienstleister auf nicht aufzufindenden 
Konten auf den Philippinen deponiert ha-
ben will. Wirecard hält es mittlerweile für 
sehr wahrscheinlich, dass die enorme 
Summe verschwunden ist – oder nie exis-
tiert hat. Wegen des Verdachts auf Markt-
manipulation ermitteln die Münchner 
Staatsanwälte schon seit Wochen gegen 
den gesamten, damals noch vierköpfigen 
Wirecard-Vorstand. Nun kommt zumin-
dest im Fall von Braun noch der Vorwurf 
der unrichtigen Darstellung hinzu und 

Von Thomas Magenheim

» Der Fall Wirecard macht 
deutlich, dass die Deutsche 
Börse dringend eine Reform-
debatte anstoßen muss.

Peter Dehnen «

Stuttgart ¯ Nach monatelanger 
Zwangspause wegen der Corona-Pan-
demie sollen die Messen im Land von  1. 
September  an wieder öffnen dürfen –  
auch mit mehr als 500 Personen. Da-
rauf hat sich die grün-schwarze Koali-
tion am Dienstag im Kabinett verstän-
digt. Geschehen könne das aber nur 
unter der Voraussetzung, dass die Infek-
tionslage weiter entspannt bleibe und 
die entsprechenden Hygienevorgaben 
eingehalten würden, hieß es am Diens-
tag in Stuttgart.

„Die Messebranche leidet massiv 
unter den Corona-bedingten Ein-
schränkungen“, begründete Wirt-
schaftsministerin Nicole Hoffmeister-
Kraut (CDU) den Schritt. Mit Blick auf 
den Rückgang der Infektionszahlen sei 
es dringend geboten, der Messebranche 
eine klare Öffnungsperspektive für das 
wichtige Herbstgeschäft zu geben.

„Die aktuell niedrigen Infektions-
zahlen ermöglichen uns, weitere Lo-
ckerungen in Aussicht zu stellen“, be-
stätigte auch Sozialminister Manfred 
Lucha (Grüne). Klar sei jedoch: Ab-
stands- und Hygieneregeln müssten 
konsequent eingehalten werden, damit 
Messen und auch große Versammlun-
gen nicht zum Infektionstreiber, son-
dern zum Erfolg werden. „Immer dort, 
wo viele Menschen zusammenkom-
men, ist höchste Vorsicht geboten. Nur 
so wird aus den derzeit niedrigen Infek-
tionszahlen auch bei weiteren Locke-
rungen ein dauerhafter Trend“, sagte 
Lucha.

Die  Ministerien haben entsprechen-
de Hygienevorgaben erarbeitet, an-
hand derer die Messebetreiber die Wie-
dereröffnung vorbereiten können. Der 
„Entwurf einer Verordnung des Sozial- 
und Wirtschaftsministeriums zur Ein-
dämmung von Übertragungen des Co-
rona-Virus (SARS-CoV-2) in Messen“ ist 
im Internet abrufbar.  (dpa)

b Korrektur

Die Berichte „Banken drehen weiter an 
Gebührenschraube“ und „Preise für 
Konten steigen ungebremst“ vom 23. 
Juni enthielten in einigen Ausgaben 
einen Fehler. Dort hieß es,  der Vor-
standsvorsitzende der Sparda-Bank Ba-
den-Württemberg, Martin Hettich, sei 
2015 auf Einladung der Fondsgesell-
schaft Union Investment nach Dubrov-
nik gereist. Dem liegt ein Missverständ-
nis zugrunde. Tatsächlich war ein an-
deres Vorstandsmitglied der Bank in 
Dubrovnik. Herr Hettich hat an einer 
anderen Union-Investment-Reise teil-
genommen. Laut Sparda-Bank dienten 
die Reisen dazu, „den Teilnehmern eine 
Gelegenheit zu geben, sich jenseits des 
Tagesgeschäfts fachlich auszutau-
schen“. (bsa)

Ex-Wirecard-Chef 
festgenommen
Markus Braun ist Mitgründer und Großaktionär  
des Dax-Konzerns. Jetzt wurde er wegen 
Manipulationsverdacht verhaftet – kommt aber 
gegen Kaution frei.

Foto:  Sven Simon/Frank Hoermann

Für Messen endet 
die Zwangspause 
am 1. September 
Zwei Landesministerien haben 
Hygienevorgaben  erarbeitet
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Keine PflichtKeine PflichtKeine Pf
zum Abschließen

der Haustür
Mietvertrag kann aber

Vorgaben festlegen

URTEIL Eine gesetzliche Pflicht zum
Abschließen der Haustür gibt es
nicht. Im Mietvertrag oder in der
Hausordnung kann aber geregelt
werden, dass abends oder nachts
die Haustür abzuschließen ist, er-
klärt der Deutsche Mieterbund
(DMB) mit Blick auf eine Entschei-
dung des Landgerichts Köln (Az.: 1
S 201/12). Die Richter bestätigten
die Vorgabe einer Hausordnung,
wonach der Erdgeschossmieter ver-
pflichtet war, die nach außen führen-
den Türen im Winter spätestens um
21 Uhr und im Sommer spätestens
um 22 Uhr abzuschließen. Das
Landgericht sah keine unangemes-
sene Benachteiligung darin, dass
sich nur der Erdgeschossmieter um
das Zusperren der Haustür küm-
mern muss.

Sicherheit Bei Streitigkeiten rund
um das Abschließen der Haustür
geht es aber nicht nur um die Frage,
wer abzuschließen hat, sondern vor
allem, ob die Haustür abgeschlos-
sen werden soll oder nicht. Hier
prallen das Sicherungsinteresse der
Bewohner vor unbefugtem Zutritt
und die Sorgen, keinen Fluchtweg
offen zu halten, aufeinander.

Unterschiede Das Amtsgericht
Hannover hält Regeln, die das Ab-
schließen verlangen, für zulässig
(Az.: 544 C 8633/06). Das Amtsge-
richt Frankfurt betont, dass der Ver-
mieter nicht verpflichtet ist, für eine
verschlossene Haustür zu sorgen,
ein Schnappschloss reiche (Az.: 33
C 1726/04). Das Landgericht Frank-
furt hat den Beschluss einer Eigen-
tümerversammlung, die Haustür
müsse von 22 bis 6 Uhr verschlossen
sein, aufgehoben (Az.: 2-13 S 127/
12). Das erschwere die Flucht. tmn

Nur geringe Mahnkosten erlaubt
RECHT Mahnkosten bei nicht gezahl-
ten Stromrechnungen müssen sich
in einem angemessenen Rahmen
bewegen. Laut Rechtssprechung
dürfen die Stromanbieter nur Kos-
ten für Material und Porto einfor-
dern, erklärt die Verbraucherzen-
trale Rheinland-Pfalz. Personalkos-
ten für das eigene Forderungsmana-
gement müssen sie selbst tragen.
Kommt ein Stromkunde seinen Zah-

lungsverpflichtungen nicht fristge-
recht nach und fordert der Strom-
versorger erneut die Zahlung, wer-
den die Kosten für diese Mahnung
in der Regel dem Kunden in Rech-
nung gestellt. Zulässig ist hierfür
ein Betrag zwischen einem und zwei
Euro. Die Verbraucherschützer
mahnten sechs Anbieter ab, die für
eine Mahnung zwischen 4,85 und
6,00 Euro berechneten. tmn

Smart-TV: Kartellamt fordert Nachbesserung
das Surf- und Klickverhalten oder
den Klang der Stimme. Durch ent-
sprechende Einstellungen könnten
Nutzer zwar in der Regel verhin-
dern, dass ihre Daten für personali-
sierte Werbung verwendet werden.
In der Praxis wüssten viele Verbrau-
cher jedoch nicht, wie das geht. Das
liege auch an mangelnder Transpa-
renz bei den Datenschutzbestim-
mungen. dpa

dent des Bundeskartellamts, Andre-
as Mundt, laut einer Mitteilung von
Mittwoch. Über Smart-TVs können
Nutzer neben dem klassischen
Fernsehprogramm auch Mediathe-
ken aufrufen, Videos streamen und
weitere Internetangebote nutzen.

Die Geräte verfügten dabei über
vielfältige Möglichkeiten, personen-
bezogene Daten zu speichern, stellt
das Bundeskartellamt fest – etwa

DATENSCHUTZ Weil Verbraucher bei
der Nutzung von Smart-TVs digitale
Spuren hinterlassen, fordert das
Bundeskartellamt eine bessere Auf-
klärung über deren weitere Verwen-
dung. „Die Empfänger der Daten
nutzen diese geschäftlich und zwar
meistens, ohne die Verbraucher vor-
ab ordnungsgemäß über die Daten-
verarbeitung zu informieren. Das
sollte sich ändern“, sagte der Präsi-

Gar
nicht
mal so
super
LEBENSMITTEL

Exotische Früchte
und Samen werden

oft als Superfood
angepriesen –

Heimische Produkte
haben viele Vorteile

Thema des Monats
Einfach lecker

Von unserem Redaktionsmitglied
Anna-Lena Sieber

S
ie sind in aller Munde und
in vielen Supermarktrega-
len zu finden: sogenannte
Superfoods. Aber sind die

wirklich so super, wie der Name ver-
spricht? „Superfood ist ein Marke-
tingbegriff“, stellt Sabine Holzäpfel
klar, „keine rechtliche Definition“.
Holzäpfel ist Referentin der Abtei-
lung Lebensmittel und Ernährung
der Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg.

Es handele sich bei diesen Pro-
dukten meist um exotische Früchte
und Samen, die besonders viele ge-
sundheitsfördernde Inhaltsstoffe
enthalten sollen. Allerdings hat das
Chemisches- und Veterinäruntersu-
chungsamt in Stuttgart festgestellt,
dass die Superfood-Produkte oft
durch Pestizidbelastung auffallen.

Bei der aus China stammenden
Goji-Beere habe man auch Schwer-
metalle und andere unerwünschte

Stoffe gefunden, sagt Holzäpfel.
„Die sollte man auf jeden Fall mit
Vorsicht genießen.“ Und vielleicht
auf die zwar etwas teureren, aber da-
für mit nur geringfügigen Spuren
belasteten Beeren aus ökologischer
Erzeugung umsteigen. Außerdem
kann es zu Wechselwirkungen mit
blutgerinnungshemmenden Medi-
kamenten und der Goji-Beere kom-
men. Deren Wirkung wird durch die
Beere verstärkt.

Transportwege Ein weiterer Nach-
teil der Superfood-Produkte sind die
weiten Transportwege. Denn nicht
nur die Goji-Beere kommt von weit
her nach Deutschland gereist. Die
Acai-Beere, die vor allem aufgrund
ihres hohen Gehalts an sekundären
Pflanzenstoffen als Superfood gilt,
kommt aus dem fernen Brasilien.
Chia-Samen, die besonders viel Ei-
weiß und Ballaststoffe enthalten,
kommen aus Mittelamerika, wo
auch die Avocado ihren Ursprung
hat.

Letztere wird allerdings heute
rund um den Globus in tropischen
und subtropischen Gebieten, aber
auch im Mittelmeerraum angebaut.

Durch die langen Transportwege,
die die Superfood-Produkte zurück-
legen, bis sie in den deutschen Su-
permärkten landen, gehen nicht nur
viele der gepriesenen Inhaltsstoffe
verloren, auch die Umwelt wird da-
durch unnötig belastet. „Wenn man
regionale Produkte kauft, lassen
sich lange Transportwege vermei-
den“, sagt Holzäpfel. Aber Hirse
klingt nicht so hip wie Quinoa.
Nichtsdestotrotz sind auch Hirse
und Hafer genauso gute Eiweiß- und
Eisenquellen wie die Kulturpflanze
aus Südamerika.

Wasser Geht es nur um die Inhalts-
stoffe, dann kann man statt der weit-
gereisten Avocados auch Walnüsse
zu sich nehmen. Die haben nicht nur
einen höheren Gehalt an mehrfach
ungesättigten Fettsäuren, sondern
wachsen auch hier. Denn neben den
langen Lieferwegen braucht es auch
rund 1000 Liter Wasser, um ein Kilo
Avocados zu erzeugen.

Anstatt der Goji-Beere empfiehlt
die Verbraucherzentrale auf ihrer
Homepage schwarze Johannis- und
Sanddornbeeren. Die hätten nicht
nur mehr Vitamin C, sondern seien

auch deutlich günstiger als die exo-
tische Beere. Auch für die Chia-Sa-
men gibt es eine heimische Alterna-
tive: Leinsamen. Letztere enthalten,
verglichen mit den Chia-Samen
mehr Eiweiß und auch eine ordentli-
che Portion an Omega-3-Fettsäuren
und Ballaststoffen. Die Acai-Beere,
die in Brasilien an Palmen wächst,
könne man laut Verbraucherzentra-
le mit blauem Obst und Gemüse er-
setzen. Denn die violetten, roten
oder blauen Pflanzenfarbstoffe, die
den Körper vor schädigenden Oxi-
dationsprozessen schützen sollen,
sind auch in heimischem Obst und
Gemüse wie Heidelbeeren, Himbee-
ren oder Rotkohl enthalten.

Allgemein gilt: „Ein Lebensmittel
allein kann kein Superheld sein“,
wie Holzäpfel betont. Eine gesunde
Mischung macht die Ernährung
aus. Und: „Auch bei heimischem
Obst und Gemüse gibt es eine große
Vielfalt.“

INFO Nächster Serienteil
Tipps für Marmelade-Rezepte geben
Heimatreporter des Bürgerportals Mei-
ne.Stimme auf der „Meine Rezepte“-
Seite am Samstag, 4. Juli, im Magazin.

Heimische Alternativen zu den exotischen Produkten

Viele Gründe sprechen dafür, heimische Obst-, Gemüse und Getreidesorten den Superfoods vorzuziehen

Leinsamen statt Chiasamen Schwarze Johannisbeeren und 
Sanddorn statt importierte Goji-Beeren

Blaues Obst und Gemüse 
statt Açai-Beeren

Walnüsse statt Avocados Hirse und Hafer statt Quinoa

HSt-Grafik, Quelle: Verbraucherzentrale
*laut Produktinformation

Fotos: Africa Studio, eyewave, amy_lv, Valentina R., grey, oxie99, 
oleh11, New Africa, kolesnikovserg, Alekss/stock.adobe.com

Chia-
samen

Fett

- davon mehr-
fach ungesätti-
gte Fettsäuren

23 g

22 g

40 g

33 g

22 g

48 mg

343 kcal 358 mg 24 g

15 g

2 g

13 g

3 mg

Eiweißgehalt

davon einfach
ungesättigte
Fettsäuren

- davon mehr-
fach ungesätti-
gte FettsäurenBallaststoffe

Inhaltsstoffe
(Gehalt
je 100 g*)

Getrock-
nete Goji-
Beeren

Kalorien

Zucker

Vitamin C

Inhaltsstoffe
(Gehalt
je 100 g*)

Açai-
Beeren

Sekundäre 
Pflanzenstoffe

Inhaltsstoffe
(Gehalt
je 100 g*) Avocado

Fett

Inhaltsstoffe
(Gehalt
je 100 g*)

Eisengehalt

Quinoa

Proteingehalt

Inhaltsstoffe
(Gehalt
je 100 g*)

21 g

31 g

29 g

39 g

Lein-
samen

6 g

175 mg

53 kcal

Schwarze
Johannis-
beeren

10 bis
515 mg

Heidel-
beeren

42 g

12 g

62 g

Walnüsse

9 mg

10 g

Hirse

Mittwochslotto 27. Ausspielung

2 32 36 38 39 44
Superzahl: 1

Spiel 77
0 6 0 0 1 6 8

Super 6
8 1 5 4 5 4 (ohne Gewähr)

Glücksecke

Poststraße 72
74613 ÖHRINGEN
07941 649710

Adolzfurter Straße 18
74626 BRETZFELD
07946 9440302
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1998.-
MR 4580 – ECKGRUPPE

MR 4580 – ECKGRUPPE (8110), inklusive Kopfteilverstellung und Sitztiefen-verstellung bestehend aus  (8110), inklusive Kopfteilverstellung und Sitztiefen-verstellung bestehend aus  (8110), inklusive Kopfteilverstellung und Sitztiefen-verstellung bestehend aus 
Anreihsofa 2-sitzig, Armlehne links Longchair, Armlehne rechts Schenkelmaß ca. 288 x 193 – 220, H Anreihsofa 2-sitzig, Armlehne links Longchair, Armlehne rechts Schenkelmaß ca. 288 x 193 – 220, H Anreihsofa 2-sitzig, Armlehne links Longchair, Armlehne rechts Schenkelmaß ca. 288 x 193 – 220, H Anreihsofa 2-sitzig, Armlehne links Longchair, Armlehne rechts Schenkelmaß ca. 288 x 193 – 220, H 
79 – 100, T 103 – 130, SH 43, ST 54 – 81 cm, Metallfuß chrom glänzend Nr. 323, in Stoff (PG 6, z.B. 
Mono, 100% Polyester) 1998.- Gegen Aufpreis: 2x Nierenkissen (7632) ca. 69 x 26 cm je 98.- und 1x 
Nierenkissen (7647) ca. 84 x 26 cm 105,-. Gesamtpreis (wie abgebildet): 2299.-. Ohne Kissen und 
Dekoration. 213166** LIEFER- & MONTAGEPREISE
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Sitzt
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Kopft� lverstellung und 

Die Erlebnis-Wohnzentren
in Bietigheim und Sindelfi ngen
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Sie erhalten eine von fünf Aktions-
Natursteinplatten preisgleich zur 
Standard-Arbeitsplatte. 
Nur gültig für 
Neuaufträge. 

BEIM KÜCHENKAUF 
AB 3.999 EURO*

GRANIT-ARBEITS-
PLATTE GESCHENKT

AUF FAST ALLE FREI GEPLANTEN 

KÜCHEN(6)

25%

Hofmeister Bietigheim GmbH & Co. KG (Sitz) · Kirchheimer Str. 5 · 74321 Bietigheim-Bissingen

NEUERÖFFNUNG

in Bietigheim und Sindelfi ngen

Sie erhalten eine von fünf Aktions-
Natursteinplatten preisgleich zur 

BEIM KÜCHENKAUF 

GRANIT-ARBEITS-
PLATTE GESCHENKT

PARTNER!
Auf Hofm� ster istAuf Hofm� ster istAuf Hofm� ster istAuf Hofm� ster istAuf Hofm� ster ist

JEDERZEIT VERLASS!

Ihr kompetenterIhr kompetenterIhr kompetenterIhr kompetenterIhr kompetenterIhr kompetenterIhr kompetenterIhr kompetenter

Herzliche Grüße,Herzliche Grüße,Herzliche Grüße,
Ihr Frank Hofmeister, Ihr Frank Hofmeister, Ihr Frank Hofmeister, 
GeschäftsführerGeschäftsführerGeschäftsführer

FACHMARKTKUCHEN

· BIETIGHEIM
· SINDELFINGEN
· STUTTGART
· HEILBRONN
· PFORZHEIM
· BACKNANG

6x � ch ganz 
    in Ihrer Nähe! 

+ +

…so macht Wohnen Spaß.
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n Von Harald Czycholl

Oberndorf. Der Online-Han-
del mit Lebensmitteln wächst 
während der Corona-Krise ra-
sant. Doch haben Kunden 
hier die gleichen Rechte wie 
beim Online-Kauf von Klei-
dung oder Elektro-Artikeln? 
Die wichtigsten Fragen im 
Überblick.

Gilt auch bei Online-Le-
bensmittelhändlern das ge-
setzliche Widerrufsrecht?

Grundsätzlich gilt beim On-
line-Kauf: Wer etwas bestellt, 
hat das Recht, die Ware bis zu 
14 Tage nach Erhalt ohne An-
gabe von Gründen wieder zu-
rückzuschicken und den Preis 
erstattet zu bekommen. Not-
wendig ist nur ein Widerruf 
gegenüber dem Händler. »Das 
heißt, der Kunde kann den 
Vertrag auch dann lösen, 
wenn ihm die Ware nicht ge-
fällt«, sagt Michaela Rassat, 
Juristin bei der Ergo Rechts-
schutz Leistungs-GmbH. 
Denn bei Bestellungen im 
Internet können Kunden die 
Ware nicht ausprobieren oder 
begutachten wie im Laden. 
»Das sogenannte Widerrufs-
recht gilt grundsätzlich auch 
für den Online-Handel mit Le-
bensmitteln«, erklärt Rassat. 
Schließen Online-Supermärk-
te beispielsweise in ihren All-
gemeinen Geschäftsbedingun-
gen (AGB) ihre Waren gene-
rell von einem Widerruf aus, 
ist dies nicht zulässig.

Für welche Produkte gilt 
das gesetzliche Widerrufs-
recht nicht?

Es gibt Ausnahmen vom ge-
setzlichen Widerrufsrecht, 
die beim Online-Handel mit 
Lebensmitteln zum Tragen 
kommen: Waren, die schnell 
verderben können oder deren 
Verfallsdatum schnell über-
schritten würde, sind nach 

den Vorgaben des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs grundsätz-
lich von einer Rücksendung 
ausgeschlossen. »Welche Pro-
dukte das konkret sind, ist 
nicht festgelegt«, erläutert 
Rassat. Allerdings biete die 
sogenannte Lebensmittelhy-
giene-Verordnung Orientie-
rung. Die Verordnung besagt, 
dass dazu Lebensmittel zäh-
len, die in mikrobiologischer 
Hinsicht in kurzer Zeit ver-
derben und deren Frische nur 
bei Einhaltung bestimmter 
Temperaturen oder sonstiger 
Bedingungen erhalten wer-
den kann. Darunter fallen alle 
frischen Waren wie Obst, vie-
le Arten von Gemüse, Milch-
produkte, Fleisch und Fisch. 
Sie sind vom Widerrufsrecht 
ausgeschlossen. Dasselbe gilt 
auch für Waren, deren Ver-
fallsdatum schnell überschrit-
ten ist.

Wie ist das bei versiegelter 
Ware?

Versiegelte Produkte wie Fer-
tiggerichte können nur zu-
rückgegeben werden, wenn 
die Versiegelung noch intakt 
ist. »Öffnen Kunden daheim 
die Verpackung der Waren 
und entfernen damit die Ver-
siegelung, sind diese vom Wi-
derrufsrecht ausgeschlossen 
und können nicht mehr zu-
rückgeschickt werden«, sagt 
Rechtsexpertin Rassat. Ob je-
doch eine einfache Verpa-
ckungsfolie bei Lebensmitteln 
schon als Siegel gilt, ist noch 
nicht höchstrichterlich ent-
schieden. In jedem Fall ausge-
schlossen vom Widerrufs-
recht sind Lebensmittel in 
Konserven, Gläsern und Fla-
schen, wenn der Käufer die 
Dose, das Glas oder die Fla-
sche bereits geöffnet hat.

Was gilt bei einer falschen 
oder beschädigten Liefe-
rung?

Wie beim Online-Kauf von 
Kleidung gilt auch beim Ein-
kauf im virtuellen Super-
markt: Wer falsche, beschä-
digte oder auch verdorbene 
Ware erhält, kann diese rekla-
mieren. Sind beim Transport 
zum Beispiel der Joghurt oder 
das Mehl aufgeplatzt, oder 
kommen die Tomaten zer-
quetscht und die Himbeeren 
verschimmelt an, hat 
der Kunde ver-
schiedene 
Möglichkeiten. 
»Er kann mit 
Fristsetzung eine 
Ersatzlieferung 
vom Händler ver-
langen«, sagt Ras-
sat. »Weigert sich 
dieser, oder schla-
gen zwei Versu-
che der Nachbes-
serung fehl, 

kann der Käufer seinen Rück-
tritt vom Kaufvertrag erklä-
ren. Er bekommt dann den 
Kaufpreis erstattet.« Manche 
Händler versuchen zwar, das 
Transportrisiko über ihre 
AGB auf die Verbraucher ab-
zuwälzen. Dies ist jedoch un-
zulässig.

Wo lauern Fallen beim On-
line-Kauf?

Mitunter sind Online-Händler 
auf das schnelle Geld aus und 
locken Verbraucher in teure 
Abofallen. Ein oft verwende-
ter Trick ist ein in den AGB 
versteckter Hinweis, dass der 
Einkauf im jeweiligen Online-
Shop nur für Mitglieder mög-
lich ist – und mit der Erstbe-
stellung hat man dann unge-
wollt eine Jahresmitglied-
schaft abgeschlossen. Das ist 
jedoch unzulässig. Die betrof-
fenen Kunden können sich 
weigern, den geforderten Mit-
gliedsbeitrag zu bezahlen, 
wenn beim Bestellvorgang 
nicht ausdrücklich darauf hin-
gewiesen wurde. »Verbrau-
chern ungewollt eine kosten-
pflichtige Mitgliedschaft 
unterzuschieben – das ist klar 
rechtswidrig«, betont Sabine 
Holzäpfel, Referentin für Le-
bensmittel und Ernährung bei 
der Verbraucherzentrale Ba-
den-Württemberg. Beim On-
line-Einkauf müssten Kosten 
und Bedingungen »eindeutig 
dargestellt werden«.

Wie lange sind derzeit die 
Lieferzeiten?

Bei einer Umfrage der Deut-
schen Presse-Agentur berich-
teten alle befragten Online-
Anbieter über eine stark er-
höhte Nachfrage. Die Folge: 
Wer heute im Internet Le-
bensmittel bestellt, muss bis 
zu zwei Wochen auf die Liefe-
rung warten.

Bringt’s der Lebensmittel-Lieferdienst?
Kundenrechte | Nicht alles, was man vom normalen Online-Shopping gewohnt ist, gilt auch für den Einkauf im virtuellen Supermarkt

n Von Marco Krefting

München. Den größten Wert 
in Corona-Zeiten haben – 
neben Nudeln und Klopapier 
– wohl Zahlen. Auf einmal ru-
fen Menschen, die mit Mathe-
matik wenig und mit Statistik 
überhaupt nichts am Hut ha-
ben, mehrmals täglich Daten 
zu Coronavirus-Fällen ab. Sta-
tistiker warnen aber davor, 
sich allzu sehr auf die Zahlen 
zu verlassen.

Die verfügbaren Zahlen 
enthielten zu wenige Infor-
mationen, erklärt Katharina 
Schüller, Gründerin des 
Münchner Unternehmens 
Stat-Up und Leiterin der 
Arbeitsgruppe »Statistical Li-
teracy« der Deutschen Statisti-

schen Gesellschaft. »Sie bil-
den nur einen kleinen Teil der 
Realität ab, nämlich die 
schwer Erkrankten, einen Teil 
der leichter Erkrankten mit 
Symptomen und einen ganz 
kleinen Teil von Menschen 
ohne Krankheitszeichen, die 
getestet wurden, weil sie Ver-
dachtsfälle waren.«

Ob auch viele andere infi-
ziert sind oder nicht, »das wis-
sen wir nicht und können es 
auch nur mehr oder weniger 
begründet erraten«, schreibt 
Schüller in einem Beitrag für 
das Hochschulforum Digitali-
sierung: »Wir wissen, dass je-
de unserer Modellrechnun-
gen falsch sein muss.« Trotz-
dem könnten die Schlussfol-
gerungen daraus richtig sein.

Die Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) weist unter 
anderem auf »Unterschiede 
bei den Berichtsmethoden, 
rückwirkende Datenkonsoli-
dierung und Verzögerungen 
bei der Berichterstattung« 
hin. Wegen der Inkubations-
zeit, der Zeit für den Test und 
der Meldeverzögerungen zei-
gen in Deutschland zum Bei-
spiel Maßnahmen wie Kon-
taktverbote oft erst etwa 14 
Tage später Folgen bei den 
Zahlen.

Es gibt viele solche Stolper-
fallen bei den Corona-Daten. 
Die Tücke liegt wie so oft im 
Detail. Besonders heikel sind 
Ländervergleiche. »Insbeson-
dere hängen die erfassten 
Fallzahlen in jedem Land 

zentral davon ab, wie syste-
matisch und umfangreich 
dort auf den Virus getestet 
wird«, erklären die Macher 
der »Unstatistik des Monats«, 
einem Angebot mehrerer Sta-
tistik-Experten, das auf mögli-
che Fehler bei der Interpreta-
tion von Statistiken hinweist.

Daten-Erfassung von 
Land  zu  Land   verschieden

Etliche Faktoren beeinflussen 
Stand und Schweregrad der 
Infektionen und können sich 
von Land zu Land immens 
unterscheiden: Einwohner-
zahl, Altersstruktur, spezielle 
Erkrankungen in der Bevölke-
rung wie Tuberkulose, das 
Stadium der Ausbruchswelle,  
Wille oder   Vermögen zu tes-
ten, die Richtlinien dafür, wer 
überhaupt getestet wird. In 
Altenheimen gestorbene 
Menschen etwa werden in ei-
nigen Ländern nachträglich 
getestet und fließen in die Sta-
tistik ein –  in anderen nicht. 
Da vorwiegend Ältere mit Co-
vid-19 sterben, kann das enor-
me vermeintliche Unterschie-
de zur Folge haben.

Die statistische Erfassung 
der Todesursachen variiere 
von Land zu Land erheblich, 
betonen auch die Macher der 
»Unstatistik«, zu denen Ka-
tharina Schüller gehört. Den-
noch werden immer wieder 
Vergleiche von Sterberaten 
diskutiert. Generell sei es 
falsch, einfach die Toten ins 
Verhältnis zu den bekannten 

Infizierten zu setzen. Werde 
die Dunkelziffer nicht berück-
sichtigt, werde die Letalität 
systematisch überschätzt.

Kniffelig wird es auch bei 
Aussagen zur Zahl der Gene-
senen, die  ziemlich exakt aus-
sehen. Doch wo nicht einmal 

alle Infizierten getestet und 
erhoben werden, kann natür-
lich noch viel weniger über 
die Zahl der Genesenen be-
kannt sein. Daher sind all die-
se Angaben immer nur Schät-
zungen – sehr grobe Schät-
zungen in vielen Fällen.

Oft völlig überbewertet: Mit Corona-Statistiken ist Vorsicht geboten
Wissenschaft | Maßnahmen wie Kontaktverbote zeigen oft erst etwa 14 Tage später Folgen bei den Zahlen / Viele Stolperfallen

Auch wer sich Lebensmittel liefern lässt, 
sollte seine Rechte als Verbraucher kennen.
 Illustration: © imagination13 – stock.adobe.com
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Alstombietet sechsMilliarden für Bombardier-Zugsparte
Französischer TGV-Hersteller verhandeltmit seinemkriselnden kanadischenRivalen / In Baden-Württembergwartet Abellio auf Fahrzeuge

Saint-Ouen-sur-Seine (dpa/dg). Der
französische TGV-Hersteller Alstom
will die Zuggesparte des kanadischen
Konkurrenten Bombardier überneh-
men. Dafür solle ein Preis in der Spanne
von 5,8 Milliarden Euro bis 6,2 Milliar-
den Euro gezahlt werden, wie Alstom
am Montagabend mitteilte. Eine ent-
sprechende Absichtserklärung sei un-
terzeichnet worden. Damit bahnt sich
unter großen Zugherstellern aus der Not
heraus ein neuer Zusammenschluss an.
Denn Bombardier ist in der Krise.
Dessen Zugsparte sitzt in Berlin und
beschäftigt in Deutschland Tausende
Mitarbeiter. Die Übernahme könnte al-
lerdings noch auf den Widerstand der
Kartellbehörden stoßen.
Der Konzern ist finanziell schwer an-
geschlagen. Probleme im Zuggeschäft
rissen Bombardier 2019 tief in die roten
Zahlen. Um zu Geld zu kommen, stieg
der Konzern vergangene Woche bereits
bei dem gemeinsammit Airbus gebauten
Kurz- und Mittelstreckenjet Airbus
A220 aus. Die Bombardier-Führung
sucht derzeit nach weiteren Möglich-

keiten, den Schuldenberg abzutragen.
Ein großer Schritt könnte der Verkauf
des Zuggeschäfts sein. Die Transaktion
wäre auch von großer Bedeutung für
Deutschland. Der Hauptsitz der Bom-
bardier-Zugsparte ist in Berlin. Von den
40.650 Mitarbeitern arbeiten rund 6.500
Stammbeschäftigte in Deutschland.
Ärger gab es zuletzt mit den neuen
Intercity-Zügen von Bombardier. Die
Deutsche Bahn gab Ende Januar be-
kannt, dass sie 25 Exemplare wegen
technischer Mängel nicht abnehmen
werde. Auch beim Flaggschiff ICE 4 gab
es Produktionsmängel, Siemens verwies
bei dem Fehler auf Bombardier. In
Baden-Württemberg wartet die private
Eisenbahngesellschaft Abellio auf 22
Talent-2-Fahrzeuge des kanadischen
Herstellers. Abellio betreibt Nahver-
kehrsverbindungen zwischen Stuttgart
und Pforzheim sowie Heidelberg (über
Bruchsal und Bretten). „Uns ist wichtig,
dass Bombardier seinen Lieferverzug
schnell aufholt“, sagte eine Abellio-
Sprecherin. „Wer Träger des Unterneh-
mens ist, interessiert uns weniger.“

DURCH DEN MILLIARDEN-DEAL zwischen Alstom und Bombardier entstünde ein Bahntechnikkonzern mit etwa 15 Milliarden Euro Umsatz.
Bombardiers Zugsparte hat ihren Hauptsitz in Deutschland. Die Deutsche Bahn und andere Kunden klagen über Probleme. Foto: dpa

Soziale Firmen kämpfen fürmehrUnterstützung
Neugründungen sind für Investorenmeist uninteressant /GroßeKoalitionwill gemeinnützige Betriebe stärken

Von unserem Korrespondenten
Christian Grimm

Berlin.Die Niederlande machen es vor.
Bei den Nachbarn ist ein Pflegedienst
der beliebteste Arbeitgeber des Landes.
Ein Pflegedienst, kein Konzern mit
Top-Gehältern. In Deutschland ist das
unvorstellbar. Buurtzorg („Nachbar-
schaftshilfe“) heißt das Unternehmen,
das eigentlich kein richtiges ist. Denn
Buurtzorg will keine Gewinne machen.
Die Überschüsse, die es mit der Patien-
tenpflege verdient, dürfen nicht in die
Taschen der Besitzer wandern, sondern
müssen in der Firma bleiben.
In Deutschland gibt es eine Gründer-
generation, der es nicht darauf an-
kommt, sich die Taschen zu füllen. Vier
von zehn neuen innovativen Firmen
arbeiten im sozialen Bereich. Den Grün-
dern geht es um die Lösung eines gesell-
schaftlichen Problems, zum Beispiel
Flüchtlinge in Jobs zu bringen oder
Plastik durch essbare Verpackungen aus
Algen zu vermeiden. Doch die Jung-
unternehmer mit den sinnvollen Ideen
haben ein großes Problem – ihnen will

fast niemandGeld leihen, das sie für den
Aufbau ihres Geschäfts benötigen. Denn
eine Bank will sichere Gewinne sehen,
sonst gibt es keinen Kredit. Private
Investoren wollen Rendite sehen, die ih-
ren Einsatz versilbert. Und der Staat?
Der könnte auf hohe Profite verzichten
und zur Förderung notfalls auch das
Risiko eines Totalausfalls der Anschub-
finanzierung verkraften. Doch da sieht
es bislang mau aus.
Da ist zum Beispiel das erfolgreiche
Förderprogramm Exist für vielverspre-
chende Geschäftsideen, die Studenten
oder Dozenten an Hochschulen haben.
Die Gründer erhalten ein Jahr lang
monatlich zwischen 1.000 und 3.000
Euro Unterstützung und für Sachaus-
gaben und Schulungen bis zu 15.000
Euro. Doch gefördert werden damit
neue Firmen, die intelligente Software
programmieren oder Antriebe für Satel-
liten entwickeln.
Ein Pflegedienst hätte wenig Chance
auf Geld, weil die Kriterien nicht pas-
sen. Hendrik Reimers auch nicht. Er hat
eine Schokoladenfabrik gegründet. Sie
steht nicht in Deutschland, sondern in

Ghana. Die Länder, wo der Kakaobaum
wächst, sollen etwas von der Herstel-
lung von Schokolade haben. Bislang lie-
fern sie nur den Rohstoff, die industriel-
le Wertschöpfung entsteht in den rei-
chen Ländern. Fairafric heißt die Scho-
kolade, die Reimers auf dem deutschen
Markt verkauft. „Auf Förderung haben
wir nicht zurückgreifen können, denn

wir produzieren in Afrika“, erzählt der
Gründer. Reimers kommt aus Bremen,
seine Firma sitzt aber in München.
Wenn es Deutschland ernst meint,
Afrika eine realistische Chance auf Ent-
wicklung zu geben, dann brauchen die
Länder eine Industrie. Nur wenn die
Menschen gute Arbeitsplätze finden,
werden sie nicht nach Europa auswan-
dern. Die Sozialunternehmen wollen
von der Bundesregierung ernst genom-
men werden. „Es ist an der Zeit, endlich
die Rahmenbedingungen zu verbes-

sern“, sagt der Vorsitzende ihres Bran-
chenverbandes Send, Markus Sauer-
hammer. Ihm geht es nicht darum, als
die besseren Menschen zu gelten, son-
dern um Gleichbehandlung. Eine Um-
frage unter den Unternehmern zeigt,
dass drei Viertel zunächst auf eigene
Ersparnisse zurückgreifen müssen, um
ihre Idee umzusetzen. Geldquelle Num-
mer zwei sind Familie und Freunde.
Lediglich ein Viertel kann auf staatliche
Töpfe zugreifen. Bei den kommerziellen
Kollegen sind es 40 Prozent.
Die Große Koalition hatte im Koali-
tionsvertrag versprochen, es den ge-
meinnützigen Gründern leichter zu
machen. Im März soll es nach längeren
Verzögerungen soweit sein. „Wir be-
reiten gerade einen Antrag vor, um das
soziale Unternehmertum in Deutsch-
land zu stärken“, sagt der für die Union
zuständige Abgeordnete Andreas Lenz
(CSU). Das soll erreicht werden, indem
im Internet besser über Zuschüsse und
Unterstützung informiert wird. „Außer-
dem soll der Zugang zu den bereits be-
stehenden Förderprogramme verbessert
werden“, erklärt Lenz.

Geldquelle sind
häufig eigene Ersparnisse

Verbraucherschützerwarnt vorAbzocke
Kunden sollten dieÜbernahme vonUnitymedia durchVodafone ruhig und aufmerksambeobachten

Von unserem Redaktionsmitglied
Roland Weisenburger

Stuttgart. Die bunte Artischocke ver-
schwindet, die rote Träne kommt, sonst
ändert sich erst mal nichts. Nach der
Übernahme durch Vodafone im vergan-
genen Jahr verschwindet der Kabelnetz-
betreiber Unitymedia nun endgültig
vom Markt. Die beiden Unternehmen
hatten bereits ihre Angebote gebündelt,
künftig wird Unitymedia dann auch als
Marke nicht mehr präsent sein, wie
Vodafone ankündigte. Für die Kunden
soll sich außer dem Namen aber nichts
ändern. Das betont das Unternehmen
ausdrücklich.

Und offenbar hat es auch allen Grund
dazu, dies ganz ausdrücklich zu be-
tonen. Denn clevere Agenturen sind be-
reits fleißig dabei, Verwirrungen rund
um die Geschäftsübernahme für sich
auszunutzen. „Freischaffende Handels-
vertreter haben eine Abzockmasche ent-
wickelt, mit der sie bisherigen Unity-
media-Kunden einen teuereren Voda-
fone-Vertrag unterschieben wollen“, hat
Oliver Buttler, Telekommunikations-
experte der Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg, festgestellt. „Da wird
dem Rentner schnell mal ein High-End
Businessvertrag mit Multimedia-An-
wendungen untergejubelt“, sagt Buttler
und spricht von Trittbrettfahrern, die
die Unsicherheit der Verbraucher aus-
nutzten.
Auf solche und alle anderen Angebote
am Telefon sollte man laut Buttler nicht
eingehen. „Bestehende Verträge bleiben
zu gleichen Konditionen bestehen. Bis
zum Ende der Vertragslaufzeit bleibt
also alles gleich“, so Buttler. Vodafone
könne zwar gerne mehr bieten, mehr

kosten dürfe es aber nicht. „Den Kun-
den dürfen keine Nachteile entstehen.“
Einseitig gekündigt werden kann der
Vertrag nicht. Auch der Verbraucher ist
daran gebunden. „Es sei denn, es gibt
ein ernsthaftes und nachweisbares Pro-
blem im Vertrauensverhältnis zum neu-
en Anbieter“, erklärt der Verbraucher-
schützer. „Das ist aber eine Klausel, die
eher beim Besitzerwechsel der Auto-
werkstatt oder des Fitnessstudios greift.
Das Problem im Vertrauensverhältnis
muss schon sehr individuell sein und
genau nachgewiesen werden.“ Wichtig
sei, bei der nächsten Rechnung sehr ge-

nau zu prüfen, ob sich die Konditionen
nicht doch verändert hätten. „Das darf
nicht sein, passiert aus Versehen oder
aufgrund eines eher kreativen Kunden-
managements mitunter eben doch.“ Wer
Unitymedia nicht erlaubt habe, sich te-
lefonisch zu melden, der dürfe jetzt auch
von Vodafone nicht angerufen werden.
„Lassen Sie sich alles schriftlich geben,
ändern Sie keinen Vertrag am Telefon –
auch nicht den mit der Telefongesell-
schaft“, rät der Verbraucherschützer.
Betroffen sind von der Übernahme
rund 7,2 Millionen Kabel-, Telefon- und
Internetkunden in Nordrhein-West-

falen, Hessen und Baden-Württemberg.
Die EU-Kommission hatte vergangenen
Sommer grünes Licht für die Übernah-
me gegeben. Dass Unitymedia als Marke
nicht erhalten bleiben wird, stand da
bereits fest.
Die Deutsche Telekom greift die Über-
nahme wegen erwarteter Wettbewerbs-
nachteile juristisch an. BeimGericht der
Europäischen Union (EuG) seien insge-
samt drei Klagen gegen die Genehmi-
gung des Deals durch die EU-Kommis-
sion eingegangen, bestätigte ein EuG-
Sprecher dem Evangelischen Presse-
dienst (epd) in Luxemburg.

7,2
Millionen Kunden

in Nordrhein-Westfalen, Hessen
und Baden-Württemberg

sind von der Übernahme betroffen.

FLURBEREINIGUNG: Die Marke Unitymedia verschwindet nach der Übernahme durch Vodafone nun endgültig. Für die Verbraucher
sollte sich dadurch aber zunächst nichts ändern. Foto: Sebastian Gollnow

Externe
Überprüfung
London (dpa). Facebook arbeitet da-
ran, externe Überprüfungen seiner Vor-
gehensweise beim Löschen von Inhalten
zu ermöglichen. Gründer und Chef
Mark Zuckerberg gab das ohne weitere
Details in einem Beitrag in der „Finan-
cial Times“ am Montag bekannt.
Facebook wird von verschiedenen Sei-
ten vorgeworfen, zu viele oder zu wenige
Beiträge zu entfernen – und einigen
Politikern geht auch das Löschen von
Hassrede, Terrorpropaganda und Ge-
walt nicht schnell genug. Das Online-
Netzwerk richtet aktuell auch ein neues
unabhängiges Gremium ein, bei dem
Nutzer Widerspruch gegen das Löschen
ihrer Inhalte einlegen können.
Zuckerberg wiederholte in dem
„FT“-Beitrag seinen Aufruf an die Poli-
tik, Online-Firmen Leitplanken durch
mehr Regulierung zu geben. Dazu ge-
höre das Recht der Nutzer, ihre Daten
von einem Dienste-Anbieter zu einem
anderen zu übertragen – die sogenannte
Datenportabilität.
„Ohne klare Regeln zur Portabilität
stiften strikte Datenschutz-Regeln Un-
ternehmen dazu an, Informationen
unter Verschluss zu halten und nicht mit
anderen zu teilen, um regulatorische
Risiken zu vermeiden“, schrieb Zucker-
berg. Facebook machte jüngst das Aus-
maß der Daten, die das Online-Netz-
werk von anderen Websites und Apps
bekommt, für die Nutzer sichtbar und
gab ihnen etwas mehr Kontrolle da-
rüber. Zuckerberg verwies auf offene
Fragen bei heutigen Regelungen. Wie
entscheide man zum Beispiel darüber,
wem bestimmte Daten gehörten. „Wenn
ich etwas mit Ihnen teile, etwa mein
Geburtsdatum, sollten Sie in der Lage
sein, diese Information zu anderen
Diensten mitzunehmen?“
„Ich glaube, dass gute Regulierung
Facebooks Geschäft kurzfristig schaden
kann – aber auf lange Sicht besser für
alle sein wird, uns inklusive“, schrieb
der Facebook-Gründer. Zugleich werde
Facebook „natürlich nicht mit allen Vor-
schlägen einverstanden sein. So seien
Millionen kleinerer Unternehmen auf
Facebooks Expertise bei der Daten-
analyse angewiesen.

Mangel gefährdet
denAufschwung
Berlin (AFP). Nur 25 arbeitssuchende
Lokführerinnen oder Lokführer auf 100
offene Stellen: So groß ist nach Angaben
der Allianz pro Schiene inzwischen die
Fachkräftelücke im Bahnverkehr. Lok-
führer seien damit noch vor Altenpfle-
gern und Klempnern „die begehrtesten
Fachkräfte in Deutschland“, erklärte
das Verkehrsbündnis auf Grundlage ei-
ner Auswertung von Daten der Bundes-
agentur für Arbeit. Bei den vielerorts
hochbegehrten Altenpflegern konnten
Arbeitgeber im vergangenen Jahr dem-
nach auf etwas mehr Interessenten zu-
rückgreifen – nämlich auf 27 Arbeits-
suchende pro 100 offene Stellen; bei
Klempnern lag die Quote bei 46.
Ein Jahr zuvor hatte das Verhältnis bei
Lokführern noch bei 28 zu 100 gelegen.
Der Fachkräftemangel habe das Poten-
zial, „den Aufschwung der kunden- und
klimafreundlichen Schiene in Deutsch-
land zu gefährden“, warnte Dirk Flege,
Geschäftsführer der Allianz pro Schie-
ne. Nötig sei mehr Unterstützung durch
die Politik. Flege rief die Bundesregie-
rung auf, als ersten Schritt die Benach-
teiligung der Schiene bei der staatlichen
Ausbildungsförderung zu beenden.
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Handyhalter fürs
Auto: Gute gibt es

für wenig Geld
TEST Finger weg vom Handy am
Steuer – ansonsten drohen nicht nur
Bußgeld und Punkte, sondern
schlimme Unfälle. Legal lässt sich
etwa eine Navi-App unterwegs mit
einer Halterung fürs Smartphone
nutzen. Gute Qualität ist dabei nicht
teuer, zeigt ein Test der „Auto Bild“
(Ausgabe 02/20). Die Zeitschrift hat
zehn Saugnapfhalter für die Front-
scheibe und auch Cockpit, Luftdü-
senhalter und eine Silikonmatte von
rund 7 bis rund 20 Euro getestet.

Testsieger wird das Saugnapf-
modell „Grooveclip Dash Slider“ für
19,99 Euro. Mit dem „MPOW
Gravity Auto Glamping Carmount“
für 7,19 Euro küren die Redakteure
das billigste Modell zum „Preis-Leis-
tungssieger“. Es teilt sich den drit-
ten Platz mit dem „Elekin T2 Car
Holder“ für 8,11 Euro. Beide sind für
die Montage an den Lüftungsdüsen
gedacht und wie der Testsieger
„sehr empfehlenswert“. Während
Saugnapfmodelle universal passen,
müssen Lüftungshalter allerdings
zum Cockpit passen, um zu halten.

Insgesamt sind sechs Modelle
„sehr empfehlenswert“. Während
noch zwei „empfehlenswert“ sind,
fallen zwei als „nicht empfehlens-
wert“ durch. Darunter die Silikon-
matte für 11,99 Euro, auch weil sie
beim Beschleunigen vom Cockpit
fliegt. Beim anderen Modell für
15,59 Euro ist unter anderem der
Saugnapf nicht stark genug. tmn

Coronavirus-Mails gleich löschen
SPAM Sie haben gerade angeblich
wichtige Informationen zum Coro-
navirus per E-Mail bekommen?
Oder auch Videos, die Schutzanlei-
tungen zeigen sollen? Dann sollten
Sie alarmiert sein und die Nachricht
links liegen lassen, auch wenn die
Neugierde oder Verunsicherung
groß ist. Denn was da im Postfach
wartet, ist mit hoher Wahrschein-
lichkeit eine Spam-Nachricht mit
Schadsoftware im Anhang, warnt

das Sicherheitsunternehmen
Mimecast. Hier gilt wie immer: Kei-
ne Links anklicken, keine Anhänge
öffnen und die Mail löschen. Die Be-
drohung bezieht sich auch auf Phis-
hing-Mails mit Fake-Angeboten –
etwa zum Kauf von Atemschutzmas-
ken. Wer dann auf den Link in der
Mail klickt, gelangt auf eine Seite,
wo der zum Kauf etwa persönliche
Daten und Zahlungsinformationen
eingeben soll. tmn

Foto: denisismagilov/stock.adobe.com

Von Sophie Hilgenstock

N
och im Winterschlafmodus
oder schon von Frühjahrs-
müdigkeit befallen? Dann
nichts wie rein in die Fe-

dern! Und sei es nur zum Ein-
kuscheln. Denn Betten sind heute
nicht allein zum Schlafen da. Der
Trend geht zur Wellnessoase im
Kingsizeformat oder in französi-
scher Größe. Ein Drittel unseres Le-
bens verbringen wir im Bett. Denkt
man dabei an all die billigen Matrat-
zen, geerbten Bettgestelle und
durchgelegenen WG-Schlafsofas,
auf die man sein müdes Haupt be-
reits gebettet hat, bekommt man di-
rekt Mitleid mit der eigenen Rü-
ckenpartie. Schließlich, das lernt

man spätestens beim Betreten eines
ernstzunehmenden Bettenfachge-
schäfts, sind eine gute Matratze mit
passendem Lattenrost und ein an-
ständiges Bett maßgeblich für ge-
sunden Schlaf, aus dem man ohne
Gelenkschmerzen erwacht.

Vor allem bei den über 30-Jähri-
gen wächst das Interesse an der Aus-
weitung der Komfortzone. Das Bett
dient nicht einfach nur der Nachtru-
he, es ist vielmehr Wellnessoase,
Designobjekt und Statussymbol in
einem. Die Ansprüche an die Schlaf-
stätte sind deutlich gestiegen, sie
soll sowohl schön als auch ergono-
misch sein, und immer mehr Men-
schen sind bereit, mehrere Tausend
Euro dafür auszugeben.

Keine Alternative „Die Matratze
ist der Einstieg in den Kauf eines
neuen Bettes“, erklärt Marc Böhle,
Präsident des Verbands der Betten-
fachgeschäfte (VDB). „Dabei sollte
klar sein: Es gibt keine Matratze, die
zu allen passt. Jeder Kunde hat ande-
re Bedürfnisse.“ Für den Betten-
experten können sogenannte One-
Fits-All-Matratzen, wie sie in man-
chen Möbelhausketten oder im In-

ternet zu Spottpreisen angepriesen
werden, daher keine echte Alternati-
ve sein. Eine nach entsprechender
Bedarfsanalyse ausgewählte Mat-
ratze hält in der Regel acht bis zehn
Jahre. Danach haben selbst jene
Edelexemplare, die 800 Euro und
mehr kosten, ihren hygienischen
und mechanischen Zenit überschrit-
ten. Beim Bettgestell ist die Haltbar-
keit, je nach Pflege, Qualität und An-
spruch, deutlich länger.

Wer einmal sein Traumbett ge-
funden hat, kann es sogar ein Leben
lang nutzen – wenn er nichts gibt auf
aktuelle Trends und Moden. Und
diese ändern sich selbst in der Bet-
tenbranche ständig: Galten vor kur-
zem noch weiße Holzbetten im
Landhausstil oder romantisch ge-
schwungene Metallbetten als
schick, geht der Trend inzwischen
hin zu deutlich mehr Opulenz mit
schwerem Stoff und massivem Holz.
Kein Wunder also, dass der Hype

um Boxspringbetten ungebrochen
ist. „Der Trend ist noch lange nicht
vorbei. Schließlich sind Boxspring-
betten inzwischen massentauglich“,
sagt Ursula Geismann, Pressespre-
cherin des Verbands der Deutschen
Möbelindustrie (VDM).

Waren die breiten, auf gefederten
Boxen basierenden und aus den
USA stammenden Betten zunächst
eher Exklusivartikel für Besserver-

diener, gibt es inzwischen günstige-
re Modelle unter tausend Euro. Wo-
bei die Experten eindringlich dazu
raten, gerade bei dieser Art von Bett
auf gute Qualität zu achten. „Wer
nicht permanent im eigenen Saft
oder irgendwann auf schimmeligen
Matratzen liegen will, sollte beim
Kauf eines Boxspringbettes nicht
allzu geizig sein“, sagt Geismann.
Die Beliebtheit von Boxspringbet-

ten begründet die Expertin damit,
dass es „kuschelig, bequem und ge-
mütlich“ ist. Besonders im Winter
sei es ein heimeliger Rückzugsort,
an dem man nicht nur schlafen, son-
dern sogar arbeiten könne. Möglich
macht das die charakteristische
hohe und gepolsterte Rückwand aus
Leder oder Stoff.

Höhe Das wichtigste Argument al-
ler Boxspringbettenanhänger ist je-
doch die komfortable Höhe: Galten
Bettgestelle, die höher als 50 Zenti-
meter waren, lange als „Senioren-
betten“, ist alles zwischen 50 und 70
Zentimetern inzwischen heiß be-
gehrt – und das liege nicht allein da-
ran, dass die Menschen immer grö-
ßer und älter werden, sagt Betten-
händler Böhle. Vielmehr gelte es als
luxuriös, wie die „Prinzessin auf der
Erbse“ in luftigen Höhen zu nächti-
gen und quasi über den Alltagsdin-
gen zu schweben.

„Es gibt keine Matratze,
die zu allen passt.“

Marc Böhle

Träum’ weiter
BETTEN Statussymbol und Designobjekt:

Trend geht zu Wellness-Schlafoasen

Rente ohne Grenzen
Experten über Auszahlungen des Altersruhegelds ins Ausland und aus dem Ausland

FINANZEN Immer mehr Deutsche
zieht es für den Ruhestand in andere
Länder. Sich zur Ruhe setzen, wo an-
dere Urlaub machen – ein schöner
Gedanke. Aber es gibt auch immer
mehr Arbeitnehmer, die einen Teil
ihres Arbeitslebens im Ausland ver-
bringen und dort Rentenansprüche
erwerben. Arag-Experten verraten,
was Rentner in beiden Fällen wissen
sollten.

Wer in Deutschland gesetzlich
rentenversichert war, steht vor der
freien Wahl, wo er seinen Ruhestand
verbringen möchte. Die Deutsche
Rentenversicherung überweist be-
reits heute laut eigenen Angaben 1,8
Millionen Renten in über 150 Län-
der. Wer als Rentner nicht länger als
sechs Monate im Jahr außerhalb
Deutschlands verweilt, erhält seine
Rente im Ausland schon immer in
voller Höhe. Mögliche Abzüge dro-

hen, wenn die Rente auf einem aus-
ländischen Konto landet, denn Kurs-
verluste und Bankspesen über-
nimmt die Deutsche Rentenversi-
cherung nicht.

In voller Höhe Doch auch wer sei-
nen Lebensmittelpunkt außerhalb
Deutschlands hat, also dauerhaft
im Ausland lebt, erhält seine Rente
seit 2013 dort ebenfalls in voller
Höhe. Voraussetzung ist nur, dass
der gewählte Altersruhesitz inner-
halb der EU, Islands, Liechten-
steins, Norwegens oder der
Schweiz liegt oder es sich um ein
Land handelt, mit dem Deutschland
ein Sozialversicherungsabkom-
men geschlossen hat. Aktuell sind
dies 20 Nicht-EU-Staaten. Welche
Länder die Regelung genau betrifft,
finden Rentner auf den Seiten der
Deutschen Rentenversicherung.

Die Rente wegen verminderter
Erwerbsfähigkeit erhalten diejeni-
gen, die aufgrund einer Krankheit
oder Behinderung erwerbsge-
mindert sind, also nicht
mehr oder nur ein-
geschränkt ar-
beiten kön-
nen. Ist der
Betroffe-
ne voll er-
werbsge-
mindert, steht
ihm die Rente
auch im Ausland zu.

Die Beiträge zur
Rentenversicherung

sind grundsätzlich in dem Land zu
bezahlen, in dem auch das Einkom-
men bezogen wird. Wer im Ausland

arbeitet, erwirbt somit in der
Regel auch Rentenan-

sprüche im Aus-
land – und in dem

dort vorherr-
schenden Sozial-

versicherungs- oder
Rentensystem.

Wer später nach
Deutschland zurück-
kehrt und hier auch

sein ausländi-
sches Altersru-

hegeld bezie-
hen möchte,
kann das in

aller Regel
tun. Dies gilt al-

lerdings nur für im
Ausland gezahlte Ren-

tenbeiträge in Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union und in den so-
genannten Abkommensstaaten, mit
denen entsprechende Verträge be-
stehen.

Ansprechpartner Welche Leistun-
gen ein Arbeitnehmer letztendlich
für seine im Ausland bezahlten Ren-
tenbeiträge erhält, hängt von den
Regelungen des jeweiligen Staates
ab. Grundsätzlich müssen sich Rent-
ner immer an den Träger wenden,
an den sie die betreffenden Renten-
beiträge gezahlt haben. Wer aber in
Deutschland wohnt, kann die Aus-
landsrente nach Auskunft der Ex-
perten auch über die Deutsche Ren-
tenversicherung beantragen. Die
Verbindungsstelle der Deutschen
Rentenversicherung hilft weiter,
wenn es um ausländische Renten in
Deutschland geht. red

Auch wer dauerhaft im
Ausland lebt, bekommt

seine deutsche Rente
voll ausgezahlt.

Foto: MarkusL/stock.adobe.com

Streit ums
Abstellen von
Fahrrädern

RECHT Grundsätzlich wird Mietern
ein umfangreiches Nutzungsrecht
an der Mietsache eingeräumt. Das
heißt: Neben der eigenen Wohnung
dürfen in der Regel auch der Keller
oder das Grundstück mitbenutzt
werden – zum Beispiel, um Fahrrä-
der abzustellen. Darauf weist der Ei-
gentümerverband Haus & Grund
Deutschland hin.

Zu viele Räder im Hof sind man-
chen Vermietern zwar ein Dorn im
Auge. Dennoch: Ein vollumfängli-
ches Verbot, Fahrräder oder Anhän-
ger abzustellen, ist nicht wirksam,
entschied das Landgericht Hanno-
ver (Az.: 20 S 39/05). Allerdings dür-
fen Mieter ihre Räder nicht ohne
weiteres überall abstellen. Denn
stellt der Vermieter zumutbare Ab-
stellmöglichkeiten zur Verfügung,
kann er die Mieter im Rahmen des
Mietvertrags oder der Hausord-
nung auf diese Stellplätze verwei-
sen. Das Abstellen an anderen Stel-
len kann dann verboten werden.

Das kann auch heißen, dass ein
Abstellplatz im Kellerraum oder im
Außenbereich genügen kann, selbst
wenn dieser nur über eine Treppe zu
erreichen ist. Nicht zumutbar ist
dies jedoch für Fahrradanhänger,
wie das Amtsgericht Berlin-Schöne-
berg (Az.: 6 C 430/05) urteilte. tmn

Massivholz im Trend
außerdem soll es – etwa im Falle der
Zirbelkiefer – erwiesenermaßen die
Herzfrequenz verringern und für
schnelleren Stressabbau und besseres
Durchschlafen sorgen“, sagt Ursula
Geismann. Dabei käme den Massiv-
holzbetten zugute, dass sie nicht mehr
übermäßig rustikal wirken, sondern
mit deutlich moderneren und filigrane-
ren Designs punkten könnten. rnd

Massivholzbetten aus Eiche, Nuss-
baum, Kirsche oder Kiefer gibt es inzwi-
schen ebenfalls mit Einstiegshöhen
von einem halben Meter. Gefragt sind
diese Betten aber vor allem wegen der
ihnen nachgesagten antibakteriellen
und beruhigenden Wirkung. „Das na-
turbelassene, lebendige Material spei-
chert die Luftfeuchtigkeit und wirkt
dank seiner Gerbstoffe desinfizierend,

Brief vom Inkassobüro: Nicht gleich zahlen
ßung,“ sagt Oliver Buttler von der
Verbraucherzentrale. Er rät Betrof-
fenen, sich auch von hartnäckigen
Inkassounternehmen nicht unter
Druck setzen zu lassen und bei fal-
schen Forderungen auf den Wider-
spruch zu bestehen. Wer unsicher
ist, ob eine Forderung berechtigt
oder überzogen ist, kann dies auf
www.inkasso-check.de selbst prü-
fen. Außerdem hilft die Verbrau-
cherzentrale. red

derung bereits mehrfach wider-
sprochen hatte, forderte Euro Col-
lect ihn auf, zusätzlich eine „Versi-
cherung an Eides Statt“ zu unter-
schreiben. Diese sollte gemäß dem
Aufdruck des Schreibens an die zu-
ständige Staatsanwaltschaft/Er-
mittlungsbehörde/das zuständige
Gericht gerichtet sein. „Ein Inkasso-
büro ist überhaupt nicht berechtigt,
eidesstattliche Erklärungen einzu-
fordern, das grenzt an Amtsanma-

BETRUG Ob Gehaltspfändung oder
Zwangsvollstreckung: Unseriöse In-
kassounternehmen schrecken vor
kaum einer Drohung zurück, um
Geld von Verbrauchern einzutrei-
ben. Gegen eines der Unternehmen
ging die Verbraucherzentrale Ba-
den-Württemberg nun erfolgreich
gerichtlich vor.

Besonders unverfroren ging die
Euro Collect GmbH vor: Obwohl ein
Verbraucher einer angeblichen For-
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CORONA

Rekordsumme:
Arbeitsagentur
zahlt 62Milliarden
NÜRNBERG. Die von der Corona-
krise finanziell stark beanspruch-
te Bundesagentur für Arbeit wird
im laufenden Jahr die Rekord-
summe von 62 Milliarden Euro
ausgeben. Dies führe zu einem
Defizit von 27 Milliarden Euro,
das durch einen Griff in die Rück-
lage und eine Liquiditätshilfe des
Bundes ausgeglichen werden soll,
sagte Finanzchefin und Vor-
standsmitglied Christiane Schö-
nefeld gestern in Nürnberg.

Die Bundeshilfen, derzeit als
Kredit in Höhe von 7,2 Milliarden
Euro ausgereicht, sollten in einem
Zuschuss umgewandelt werden,
sagte Schönefeld. Die Rekordaus-
gaben flossen mit 23,5 Milliarden
Euro vor allem ins Arbeitslosen-
geld und mit mehr als 19 Milliar-
den Euro in die Finanzierung der
Kurzarbeit. Trotz der hohen Be-
lastung sei die Bundesagentur
voll handlungsfähig. „Niemand
muss sich um seine Leistungen
Sorgen machen“, sagte Schöne-
feld. „Auch im Jahr 2021 ziehen
sich die Folgen der Krise fort, und
wir erwarten ein erhebliches Defi-
zit“, betonte sie nach der Aufstel-
lung des Haushaltes für das kom-
mende Jahr. 2021 werde der Bund
noch einmal mit 3,2 Milliarden
Euro aushelfen müssen, der Rest
der Rücklage in Höhe von sechs
Milliarden Euro werde ebenfalls
eingeplant. Ziel sei es, schulden-
frei ins Haushaltsjahr 2022 zu ge-
hen. Letzte Beratungen dazu
stünden noch aus. (dpa)

CORONA

Industrie erholt
sich von Einbruch
WIESBADEN/BERLIN. Die deutsche
Industrie hat sich im September
mit einer erneuten Produktions-
steigerung weiter vom Corona-
Einbruch erholt. Die Gesamtpro-
duktion lag 1,6 Prozent höher als
im Vormonat, wie das Statistische
Bundesamt gestern in Wiesbaden
mitteilte. Der Anstieg folgt auf ei-
nen Zuwachs um revidierte 0,5
Prozent im Vormonat, verfehlte
aber die Erwartungen. Analysten
hatten im Schnitt mit einem Plus
von 2,5 Prozent gerechnet. Wie
schwer die Coronakrise noch
wiegt, zeigt der Vergleich mit dem
Vorjahresmonat. Gegenüber Sep-
tember 2019 lag die Produktion
immer noch 7,3 Prozent tiefer.
Auch das Vorkrisenniveau ist bei
weitem nicht erreicht: Verglichen
mit Februar, als die Pandemie
Deutschland noch nicht erreicht
hatte, produzierten die Unterneh-
men 8,4 Prozent weniger. (dpa)

ELEKTRONIK

Osram in den
roten Zahlen
MÜNCHEN/PREMSTÄTTEN. Der an-
geschlagene Lichtkonzern Osram
und sein österreichischer Mehr-
heitsaktionär AMS stecken in den
roten Zahlen. Beide Unterneh-
men meldeten gestern Verluste
für das abgelaufene Quartal, wo-
bei die Zahlen von AMS erstmals
auch die Ergebnisse der Tochter
aus München beinhalteten. Den-
noch sind beide Unternehmen
optimistisch. Der Verlust von Os-
ram fiel mit 89 Millionen Euro
nach Steuern und 267 Millionen
im gesamten Geschäftsjahr deut-
lich aus. AMS rutschte im dritten
Quartal mit 125 Millionen Euro in
die roten Zahlen. Gemeinsam
machten die Unternehmen 1,2
Milliarden Euro Umsatz. AMS will
Osram zügig integrieren. (dpa)

LUFTVERKEHR

Gezerre um Rettungspaket
Finanzminister weist Forderungen zurück, in der Coronakrise schon zuvor unrentable Regionalflughäfen zu schließen
VON CHRISTIAN EBNER UND ANDREAS HOENIG

BERLIN/FRANKFURT. Die Flughäfen in
Deutschland brauchen dringend viel Geld
– Steuergeld. Sonst drohten an vielen
Standorten die Lichter auszugehen, warn-
ten gestern Teilnehmer des Luftverkehrs-
gipfels von Politik und Wirtschaft. Die Co-
ronakrise hat die Passagierzahlen einbre-
chen lassen, eine schnelle Besserung ist
nicht in Sicht. Die Flughäfen haben wenig
Einnahmen, müssen aber laufende Be-
triebskosten aufbringen. So weit die Lage.
Über ein staatliches Rettungspaket von ei-
ner Milliarde Euro aber gibt es Gezerre.

Bundesverkehrsminister Andreas
Scheuer (CSU) konnte der Branche bei der
digitalen Konferenz keine feste Zusage des
Bundes geben. In der Abschlusserklärung
heißt es, Bund und Länder wollten in den
kommenden beiden Wochen nach finan-
ziellen Lösungen suchen. Scheuer hatte
vor dem Gipfel die Forderung nach einem
Rettungspaket von einer Milliarde Euro
platziert. Gestern schlug er dann ein
50:50-Modell vor: Die Verantwortung solle
zur Hälfte bei Ländern und den Kommu-
nen liegen, in denen Flughäfen ansässig
seien, und zu 50 Prozent beim Bund.

Finanzminister Olaf Scholz (SPD) ließ
den Kollegen aber erst einmal auflaufen.
Ein Sprecher sagte, das Ministerium habe
den Vorschlag „zur Kenntnis genommen“.
Das Kabinett habe gemeinsam den Ent-
wurf für den Haushalt 2021 beschlossen,
dort seien derartige Vorhaben nicht ent-
halten. Mit Blick auf die Flug-
häfen sei es dem Finanzmi-
nisterium wichtig, dass die Ei-
gentümer in der Verantwor-
tung stünden. Dies betreffe
auch den Bund dort, wo er Ei-
gentümer ist. Der Bund ist be-
teiligt an den Flughäfen in
Berlin, Köln-Bonn und Mün-
chen.

Scholz will angesichts der
hohen Kosten für den Bund in der Coro-
napandemie offenbar erst einmal abwar-
ten, ob und wie weit sich die Länder bewe-
gen – sie sind schließlich gemeinsam mit
Anrainer-Kommunen die Eigentümer der
meisten Flughäfen. Die Länder-Finanzmi-
nister und Kommunen aber sind in Coro-
nazeiten finanziell nicht auf Rosen gebet-

Wegen der Coronakrise brechen die Passagierzahlen und somit auch die Einnahmen der Flughäfen (hier der Münchner) ein. Foto: Armin Weigel/dpa

tet. Entsprechend zurückhaltend sind bis-
her die Äußerungen.

Zwar stellte etwa Niedersachsen dem
Flughafen Hannover Hilfen in Aussicht. In
Kreisen der NRW-Landesregierung hieß
es, grundsätzlich sei Unterstützung für die
Flughäfen denkbar, ähnlich wie beim öf-
fentlichen Personennahverkehr. NRW ist
am Flughafen Köln-Bonn beteiligt, hat

aber auch noch fünf weitere
internationale Verkehrsflughä-
fen im Land. Bund und Länder
hatten die ÖPNV-Verkehrsun-
ternehmen angesichts einge-
brochener Fahrgastzahlen mit
Milliarden unterstützt – daran
erinnerte auch Scheuer gestern
mehrfach.
Zugleich aber hieß es bei den
Ländern, zunächst sei der

Bund in der Pflicht. „Der Bund muss sich
zügig einigen, wie die angekündigte Milli-
arde für die Flughäfen aufgetrieben und
verteilt wird“, sagte die saarländische Ver-
kehrsministerin Anke Rehlinger (SPD), zu-
gleich Vorsitzende der Verkehrsminister-
konferenz. Zugleich sagte sie: „Wir waren
uns im Luftfahrtgipfel einig, dass es unse-

re gemeinsame Verantwortung ist, die fi-
nanziellen Schieflagen der Flughäfen aus-
zugleichen und zu schauen, welche Refi-
nanzierungsmöglichkeiten es gibt.“ Es
müsse nun schnellstmöglich eine tragfähi-
ge Lösung her.

Die Branche jedenfalls versuchte alles,
um die Dramatik der Lage deutlich zu ma-
chen. Der Branchenverband BDL sieht
mindestens 60 000 der 260 000 direkten Ar-
beitsplätze unmittelbar bedroht. Viele sei-
ner Mitglieder kämpften ums Überleben,
berichtete Stefan Schulte, Präsident des
Flughafenverbands ADV. Grundsätzlich sei
Deutschland dezentral und föderal orga-
nisiert, benötige daher flächendeckend
Flughäfen wie auch Breitbandkabel. Die
entsprechende Struktur müsse erhalten
und durchfinanziert werden.

In einem ersten Schritt verlangen die
Flughäfen die Erstattung der sogenannten
Vorhaltekosten aus der ersten Shutdown-
Zeit von März bis Juni. 740 Millionen Euro
habe es gekostet, die Flughäfen auf
Wunsch der Politik für Versorgungsflüge
offen zu halten, rechnet der ADV vor. Ak-
tuell gebe es einen faktischen zweiten
Shutdown, so dass man auch zu mittelfris-

tigen Kostenentlastungen kommen müs-
se. Forderungen etwa der Linken und des
Umweltverbandes BUND, schon vor der
Krise unrentable Regionalflughäfen wie
Kassel-Calden auch aus Klimaschutzgrün-
den dichtzumachen, lehnte Schulte ab:
„Diese Diskussion müssen wir in Ruhe
führen.“

Kritischer zeigte sich der Luftfahrtkoor-
dinator des Bundes, Thomas Jarzombek.
Er verwies darauf, dass viele Experten mit
einem auch langfristig geringeren Luftver-
kehr rechneten. Da müsse man schauen,
was das für jeden einzelnen Regionalflug-
hafen bedeute. Scheuer wollte von Schlie-
ßungen einzelner defizitärer Flughäfen al-
lerdings nichts hören. Der Minister sagte,
er sei in der Krise ein „Infrastruktur-Erhal-
tungsminister“ – und kein „Infrastruktur-
Abbauminister“.

Nur am Rande des Gipfels kamen die
Belange der Beschäftigten zur Sprache,
wie die teilnehmenden Luftverkehrsge-
werkschaften monierten. An fast allen
Standorten werde man bereits mit Szena-
rien zum Abbau von Arbeitsplätzen kon-
frontiert, beklagten Flughafen-Betriebsrä-
te und die Gewerkschaft Verdi.

„Ich bin ein Infra-
struktur-Erhal-
tungsminister –
und kein Infra-
struktur-Abbau-
minister.“
Andreas Scheuer
Bundesverkehrsminister

Daimler: Ziele vorerst nicht gefährdet
Stuttgarter Autokonzern gibt sich trotz Corona zuversichtlich – Fokus liegt auf rentablen Modellen

VON NICO ESCH

STUTTGART. Trotz drastisch ge-
stiegener Coronafallzahlen und
Teil-Lockdowns in vielen Län-
dern sieht der Autobauer Daim-
ler seine neuen Ziele für 2020
bislang nicht in Gefahr. „Noch
läuft der Markt für uns. Aber
selbstverständlich beobachten
wir das ganz genau“, sagte Vor-
standschef Ola Källenius gestern
bei einer digitalen Branchenver-
anstaltung des Handelsblatts.

Anders als im Frühjahr könn-
ten Kunden in den betroffenen
Ländern derzeit Autos beim
Händler abholen und auch zu-
lassen. Sollte sich das ändern,
könne man schnell reagieren.
„Aber bis jetzt ist das nicht der
Fall. Wir sind allerdings sehr
wachsam“, sagte Källenius.

Der Daimler-Konzern hatte im
dritten Quartal deutlich stärker

abgeschnitten als er-
wartet und daraufhin
seine Ziele für das Ge-
samtjahr wieder etwas
nach oben korrigiert –
unter der Vorausset-
zung, dass es keine
weitere Coronawelle
mit Folgen wie im
Frühjahr gibt.

Konzernlenker Källenius be-
tonte zudem, dass Mercedes-
Benz trotz stärkerer Ausrichtung
auf das Luxus-Segment der
Kompaktklasse treu bleiben
werde. Es sei nicht geplant, in
Zukunft nur noch Autos von der
C-Klasse an aufwärts anzubie-
ten. „Wir bleiben im Kompakt-
segment. Aber wir suchen uns
die Positionen im Kompaktseg-
ment aus, die am meisten dem
Markenversprechen von Merce-
des entsprechen“, sagte der Vor-
standschef.

Und natürlich gehe es auch
darum, sich auf die Modelle zu
fokussieren, mit denen eine ad-
äquate Rendite zu erzielen sei.

Daimler hat auch im Oktober
weniger Autos seiner Kernmarke
Mercedes-Benz verkaufen kön-
nen als im Vorjahr. Mit knapp
196 000 Pkw lag der Großhan-
delsabsatz rund fünf Prozent
unter dem vom Oktober 2019,
wie aus jetzt veröffentlichten
Zahlen hervorgeht. Aufs gesam-
te Jahr gerechnet liegt Merce-
des-Benz Pkw nun bei gut 1,6
Millionen Autos. Der Rückstand

zum Vorjahr ist damit kleiner
geworden und liegt nun bei
12,7 Prozent. Bislang wurden in
jedem Monat des Jahres weni-
ger Autos verkauft als im jewei-
ligen Vorjahresmonat. Der Tief-
punkt war im April mit einem
Minus von 44,5 Prozent erreicht
worden.

Die Kleinwagenmarke Smart
lag im Oktober weiter deutlich
zweistellig im Minus. 4741 ver-
kaufte Fahrzeuge waren fast
40 Prozent weniger als im Okto-
ber 2019. Bei den Vans hingegen
setzte sich die positive Entwick-
lung der Vormonate fort. 43 973
an den Handel verkaufte Fahr-
zeuge entsprechen einem Plus
von 5,5 Prozent.

Auf Jahressicht konnten aber
auch die Vans den Rückstand
auf 2019 bisher nicht aufholen.
Er liegt aktuell noch bei rund
14,7 Prozent.

„Noch läuft der
Markt für uns.“

Ola Källenius
Daimler-Chef

Mehrwertsteuer muss im Preis drin sein
Gerichtsurteil: Verbraucher müssen tatsächliche Kosten für Waren und Dienstleistungen erkennen können

STUTTGART/KARLSRUHE. Ob beim
Restaurantbesuch, an der
Würstchenbude oder bei Maler-
arbeiten im eigenen Haus: Ver-
braucher in Deutschland müs-
sen den tatsächlichen Preis für
Waren und Dienstleistungen
immer sofort transparent erken-
nen können – inklusive der
Mehrwertsteuer. Dass die Mehr-
wertsteuer erst bei der Rech-
nung aufgeschlagen wird, ohne
dass ein Kunde darüber vorab

informiert wird, ist rechtswidrig.
Das geht aus einem Anerkennt-
nisurteil des Landgerichts Karls-
ruhe hervor, auf das die Ver-
braucherzentrale Baden-Würt-
temberg gestern hinwies.

Im konkreten Fall hatte eine
Autowerkstatt den Pauschal-
preis für die Reparatur eines
Lackschadens gegenüber einem
Kunden im Februar auf 700 Euro
beziffert. Als der Kunde das Auto
abholen wollte, standen auf der

Rechnung dann aber 833 Euro.
In den vorausgegangen Gesprä-
chen hätten die Mitarbeiter der
Werkstatt dem Kunden nur den
Nettopreis genannt und die
Mehrwertsteuer verschwiegen,
teilte die Verbraucherzentrale
mit. Das Gericht untersagte der
Werkstatt dieses Vorgehen in ei-
nem Urteil vom 1. Oktober un-
ter Androhung eines Ordnungs-
geldes von bis zu 250 000 Euro
oder einer Ordnungshaft von bis

zu sechs Monaten bei Zuwider-
handlung.

Die Verbraucherschützer ar-
gumentierten, hier sei nicht nur
der Kunde getäuscht worden,
sondern die Werkstatt habe sich
auch einen Vorteil gegenüber
der Konkurrenz verschafft. Nur
wenn der Gesamtpreis von vor-
neherein transparent erkennbar
sei, könnten Verbraucher näm-
lich verschiedene Angebote mit-
einander vergleichen. (dpa)

KURZ NOTIERT

Haribo schließt Werk
Der Süßwarenhersteller Haribo
schließt einen seiner bislang fünf
Standorte in Deutschland. Zum Jah-
resende soll die Produktion im kleins-
ten deutschen Haribo-Werk im säch-
sischen Wilkau-Haßlau bei Zwickau
eingestellt werden, wie das Familien-
unternehmen gestern mitteilte. Die
Produktion dort sei nicht mehr wirt-
schaftlich. Betroffen sind 150 Be-
schäftige. Haribo wird künftig die
Produktion an vier Standorten in
Deutschland bündeln: Bonn, Graf-
schaft, Neuss und Solingen. (dpa)

Arbeitslosenquote in den USA fällt
Die Lage am US-Jobmarkt hat sich im
Oktober trotz einer neuen Corona-
welle überraschend deutlich aufge-
hellt. Die Arbeitslosenquote fiel von
7,9 Prozent im Vormonat auf 6,9 Pro-
zent, wie das US-Arbeitsministerium
gestern in Washington mitteilte. Ana-
lysten hatten lediglich einen Rück-
gang auf 7,7 Prozent erwartet. Den-
noch bleibt der Arbeitsmarkt in der
weltgrößten Volkswirtschaft noch im-
mer weit vom Vorkrisenniveau ent-
fernt. Zum Vergleich: Vor der Pande-
mie hatte die Erwerbslosenquote le-
diglich 3,5 Prozent betragen. (dpa)

Allianz steigert Gewinn
Der Versicherer Allianz hat seinen Ge-
winn im Sommer trotz der Corona-
Krise gesteigert. Unter dem Strich
stand im dritten Quartal ein Über-
schuss von fast 2,1 Milliarden Euro
und damit rund sechs Prozent mehr
als ein Jahr zuvor, wie der Dax-Kon-
zern gestern in München mitteilte. Ei-
ne neue Gewinnprognose für das lau-
fende Jahr gab es nicht. Der Vorstand
entschied sogar, den bereits ausge-
setzten Aktienrückkauf einzustellen –
wegen der anhaltenden Unsicherhei-
ten durch die Pandemie. (dpa)

Böller werden
wieder

eingesammelt
Feuerwerk wird für das nächste

Jahr eingelagert

Ratingen/Eitorf. (dpa) Nach dem Ver-
kaufsverbot für Silvesterfeuerwerk ha-
ben die großen Hersteller von Pyrotech-
nik damit begonnen, die bereits an den
Handel ausgelieferte Ware wieder ein-
zusammeln. Die Produkte würden jetzt
bis zum nächsten Jahr eingelagert, sagte
der Geschäftsführer des Verbandes der
pyrotechnischen Industrie (VPI), Klaus
Gotzen, am Freitag. „Wenn sie kühl und
trocken gelagert werden, haben Feuer-
werkskörper kein Verfallsdatum und
können ein oder zwei Jahre aufbewahrt
werden“, betonte er.

Der Verkauf von Silvesterfeuerwerk
erfolgt laut VPI in der Regel als Kom-
missionsgeschäft. Die Waren bleiben al-
so bis zum Verkauf bei Aldi, Lidl, Edeka
undCo. imEigentumderLieferanten.Was
nicht verkauft wird, wird alljährlich wie-
der abgeholt. „In diesem Jahr dürfte die
Retourenquote allerdings bei rund 100
Prozent liegen“, meinte Gotzen. Mit Eng-
pässen bei den Lagerkapazitäten rechnet
der VPI dennoch nicht. Auch der Feuer-
werkshersteller Weco, nach eigenen An-
gaben Marktführer auf dem deutschen
und europäischen Markt, betonte, die La-
ger-Kapazitäten reichten aus. „Wir be-
schaffenundproduzierendieWarenjamit
großem Vorlauf“, so ein Sprecher.

Warnung
vor Fake-Shops

Stuttgart. (AFP) Verbraucherschützer
berichten von einem „alarmierenden“
Anstieg von Beschwerden über Fake-
Shops in diesem Jahr. Rund vier Mal so
viele Verbraucherinnen und Verbrau-
cher wie im Jahr zuvor wandten sich 2020
mit einer solchen Beschwerde an die Ver-
braucherzentrale Baden-Württemberg -
etwa weil sie ihre bestellten Produkte nie
bekamen. „Besonders in den Bereichen
Bekleidung und Elektroartikel wurden
Verbraucherinnen und Verbraucher die-
ses Jahr massiv abgezockt“, erklärte Oli-
ver Buttler, Abteilungsleiter Telekom-
munikation, Internet und Verbraucher-
recht. Buttler forderte daher eine Ab-
schaffung der Vorkasse. Denn sie mache
diesen Betrug erst möglich. Er riet dazu,
überhaupt keine Vorauszahlungen zu
leisten.

ADAC: Billigstes Tankjahr seit E10-Einführung
Die Corona-Krise hat für einen historischen Einbruch beim Ölpreis gesorgt – Doch ein Ende ist in Sicht

Von Bernhard Funck
und Christof Rührmair

München. Autofahrer haben 2020 so bil-
lig getankt wie schon lange nicht mehr.
Der Ölpreisabsturz wegen der Corona-
Krise sorgte bei Super E10 für das güns-
tigste Tankjahr seit Einführung des
Kraftstoffes vor zehn Jahren. Im bun-
desweiten Mittel der ersten elf Monate
kostete die Benzinsorte 1,257 Euro pro
Liter, wie der ADAC am Freitag auf
Nachfrage mitteilte. Bis zum Jahresende
werde sich daran wohl nicht mehr viel än-
dern, sagte ein Experte des Verkehrs-
clubs. Das bisher billigste Jahr für E10
war 2016 mit im Schnitt 1,281 Euro. Auch
Diesel war dieses Jahr sehr günstig: Der
bundesweite Durchschnitt von Januar bis

November lag bei 1,112 Euro. Das ist der
niedrigste Wert seit 2016.

Aktuell liegen die Spritpreise noch ein
Stück weit unter den bisherigen Jahres-
durchschnitten. Diesel kostete am Don-
nerstag im bundesweiten Tagesmittel laut
ADAC 1,105 Euro, Super E10 lag bei 1,225
- beide mit leicht steigender Tendenz am
Freitag. Die Preise steigen bereits seit ei-
nigen Wochen tendenziell. Über die
Feiertage erwartet der ADAC keine grö-
ßeren Preisausschläge nach oben. Das ge-
be es seit einigen Jahren kaum mehr. Viel
wichtiger für den Preis ist demnach die
Uhrzeit, zu der getankt wird. Meist sei es
zwischen 18.00 und 22.00 Uhr günstig.

Die Bandbreite der Spritpreise im ab-
laufendenJahrwarmitSpannenvonmehr
als 30 Cent sehr groß. Super E10 war am

1. Januar mit 1,439 Euro am teuersten und
am 30. April mit 1,129 Euro am billigs-
ten. Diesel kostete am 7. Januar mit
durchschnittlich 1,336 Euro am meisten.
Am günstigsten war der Kraftstoff am 30.
Oktober mit 1,024 Euro.

Wichtigster Faktor für die Spritprei-
se ist typischerweise die Entwicklung des
Ölpreises. Und für den Rohölmarkt war
dieses Jahr eines der verrücktesten über-
haupt. Beobachter haben so gut wie alles
gesehen, was Rohstoffmärkte zu bieten
haben.

Während der ersten Corona-Welle im
Frühjahr waren die Ölpreise zunächst in
historischem Ausmaß eingebrochen. Die
Panik war so groß, dass der Preis für ame-
rikanisches Erdöl zeitweilig negativ
wurde. Mit anderen Worten: Käufer von

Rohöl wurden dafür entlohnt, wenn sie
dem Produzenten überschüssiges Erdöl
abnahmen. Denn die Nachfrage nach Öl
brach als Folge der Corona-Beschrän-
kungen drastisch ein.

Verschärft wurde die ohnehin heikle
Lage von einem Preiskrieg zwischen den
Erdölmächten Saudi-Arabien und Russ-
land.

Mit den günstigen Spritpreisen wird
es allerdings trotzdem bald vorbei sein.
Zum Jahreswechsel endet die Absen-
kung der Mehrwertsteuer, mit der die
Bundesregierung in der Corona-Krise die
Konjunktur stützen will. Zusammen mit
gleichzeitigen Änderungen für die CO2-
Bepreisung wird dies Benzin und Diesel
voraussichtlich auf einen Schlag um 10
bis 11 Cent pro Liter teurer machen.

SAP zahlt nun doch noch einen Bonus
Corona-Krise: Weiteres Beteiligungsprogramm über 50 Millionen Euro aufgelegt – Betriebsratschef hätte sich Einmalzahlung gewünscht

Von Matthias Kros

Walldorf.DerSoftwarekonzernSAPwird
seinen weltweit über 100 000 Mitarbei-
tern nach einigem Zögern doch noch einen
Bonus im Zusammenhang mit der Coro-
na-Krise zahlen. Der Vorstand habe zu-
sätzliche 50 Millionen Euro für ein ak-
tienbasiertes Beteiligungsprogramm zur
Verfügung gestellt, sagte Cawa Younosi,
Personalleiter SAP Deutschland, am
Freitag in Walldorf. Die Zuteilung er-
folge in Form von virtuellen Aktien im
ersten Quartal 2021, die Auszahlung dann
wenige Monate später. Wie viel jeder Mit-
arbeiter genau erhalte, werde man An-
fang Januar mit den jeweiligen Arbeit-
nehmervertretungen aushandeln. „Mit
der Zahlung drücken wir unsere An-
erkennung für die Mitarbeiter in diesem
Jahr aus“, so Younosi: „Ein Dankeschön
für ein sehr schwieriges Jahr.“ Die Mit-
arbeiter hätten sich trotz aller Schwie-
rigkeiten „extrem engagiert“ – für das
Unternehmen, aber auch für die Gesell-
schaft, etwa in sozialen Projekten. „Des-
halb wollten wir ein Zeichen setzen.
Manchmal reichen dafür keine Worte, da
muss es einfach mehr sein.“

In den vergangenen Wochen hatten
auch andere Konzerne wie Daimler, Sie-
mens oder HeidelbergCement ihren Mit-
arbeiterneinenCorona-Bonusgegönnt, in
der Regel in Form einer Einmalzahlung.
„Eine solche Cash-Auszahlung passt aber
nicht in die Unternehmenskultur der

SAP“, sagte Younosi. Deshalb habe man
sichfüreineZahlungentschieden,die sich
am Kurs der SAP-Aktie und damit am Er-
folg des Unternehmens orientiere. You-
nosi erinnerte in diesem Zusammenhang
daran, dass SAP bereits im Mai ein zu-
sätzliches aktienbasiertes Beteiligungs-
programm eingeführt und dafür 400 Mil-
lionen Euro zur Verfügung gestellt habe.
Zudem habe das Unternehmen ange-
sichts der coronabedingt gekappten Jah-
resprognose auch die interne Messlatte

gesenkt, die für die Berechnung des üb-
lichen Jahresbonus der Mitarbeiter aus-
schlaggebend sei. Das habe ein Investi-
tionsvolumen von bis zu weiteren 300
MillionenEuro.Soweitbekannthabekein
anderes Unternehmen Derartiges getan.
Hinzu kämen auch nicht-monetäre Leis-
tungen, wie weitreichende Freistellungs-
möglichkeiten für Eltern, die sich wäh-
rend des Lockdowns daheim um ihre Kin-
der kümmern müssen.

Zuvor hatte es bei SAP intern einige

Diskussionen um die Zahlung eines Co-
rona-Bonus gegeben, der – anders als das
jetzt gewählte Beteiligungsprogramm –
steuerfrei gewesen wäre. Auch innerhalb
des Betriebsrats herrschte keine Einig-
keit, ob man sich für eine solche Zahlung
starkmachen sollte. Zuletzt hatte Mar-
gret Klein-Magar, stellvertretende Auf-
sichtsratsvorsitzende des Softwarekon-
zerns, sogar argumentiert, dass üppige
Corona-Prämien angesichts von Kurz-
arbeit oder gar Insolvenz-Ängsten in an-
deren Unternehmen auch missverstan-
den werden könnten.

Explizit gefordert hatte einen Coro-
na-Bonus Ralf Zeiger, Vorsitzender des
Betriebsrats der SAP SE. Am Freitag
zeigte er sich grundsätzlich zufrieden:
„Ich finde es gut, dass der Vorstand dar-
auf eingegangen ist und das Budget zur
Verfügung gestellt hat“, sagte er auf An-
frage. Der Arbeitnehmervertreter hätte
sich aber gewünscht, dass der Betrag
vollständig bei den Mitarbeitern ange-
kommen wäre, was letztlich nur bei einer
steuerfreien Einmalzahlung möglich ge-
wesen wäre.

Younosi betonte am Freitag noch-
mals, dass SAP in der Corona-Krise kei-
ne Maßnahmen wie Kurzarbeit einge-
setzt habe und auch keine Stellen weg-
gefallen seien. Im Gegenteil: Der Soft-
warekonzern habe im laufenden Jahr in
Deutschland bereits über 2000 neue Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter einge-
stellt, weltweit sogar rund 10 000.

Die SAP-Mitarbeiter dürfen sich auf einen Bonus freuen. Foto: dpa
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BRÜSSEL.  Die EU-Kommission will die Mit-
gliedstaaten verpflichten, Mindestlöhne 
entweder gesetzlich oder per Vereinbarung 
durch die Tarifvertragsparteien durchzuset-
zen. Bislang entscheiden die Mitgliedstaaten 
selbst, ob es Mindestlöhne gibt. Ein Entwurf 
des Gesetzgebungsvorschlags, den die Kom-
mission an diesem Mittwoch beschließen 
will, liegt unserer Redaktion vor. 

Wie hoch soll der europäische Mindestlohn 
sein?
Die Kommission legt sich nicht auf Beträge 
in Euro und Cent fest. Es soll keinen einheit-
lichen Mindestlohn in der EU geben. Es gibt 
auch keine Orientierung an einem Median-
Lohn (50 Prozent der Erwerbstätigen ver-
dienen mehr, 50 Prozent weniger). Die So-
zialdemokraten fordern etwa, dass ein ange-
messener Mindestlohn 60 Prozent des Me-
dian-Lohns in einer Volkswirtschaft beträgt. 
Die Kommission verlangt hingegen einen 
„angemessenen“ Mindestlohn. Dafür wer-
den vier Kriterien genannt, an denen er sich 
orientieren soll: die Kaufkraft, die Verbrei-
tung der Bruttolöhne, der Anstieg der Brut-
tolöhne sowie die Produktivität.

Ist der EU-Mindestlohn mit dem deutschen 
Mindestlohn vereinbar? 
Bei Arbeitgebern und wirtschaftsnahen 
Politikern gibt es Bedenken. Es wird nicht 
ausgeschlossen, dass beim gesetzlichen Min-
destlohn in Deutschland nachgebessert wer-
den muss, wenn die Richtlinie etwa in vier 
Jahren in Kraft tritt. Die deutsche Mindest-
lohnkommission orientiert sich nachlaufend 
an der Tariflohnentwicklung. EU-Kriterien 
wie Kaufkraft und die Produktivität spielen 
in Deutschland bisher keine Rolle. 

Warum kümmert sich die EU um Löhne? 
Eigentlich steht im Vertrag über die Arbeits-
weise der EU, dass sich die EU zwar um Fra-
gen der Arbeitsbedingungen kümmern 
kann, im Artikel 153 ist aber die Entgeltfra-
ge explizit ausgeschlossen. Dennoch macht 
Arbeitskommissar Nicolas Schmit einen 
entsprechenden Vorschlag. Die Sozialdemo-

kraten hatten europäische Mindestlöhne im 
Europawahlkampf gefordert. Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen erfüllt mit 
dem Vorschlag ein Wahlkampfversprechen 
der Sozialdemokraten. In Brüssel hatte Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) 
sehr darauf gedrungen, dass der Vorschlag 
noch innerhalb der deutschen Ratspräsi-
dentschaft präsentiert wird –  also bis Jahres-
ende. Zunächst hatte der Bürokratie-Tüv 
der EU Bedenken gehabt, die aber jetzt hint-
angestellt wurden. 

Warum bietet der EU-Mindestlohn Diskus-
sionsstoff? 
In sechs von 27 EU-Staaten gibt es keinen 
gesetzlichen Mindestlohn. Dazu zählen 
skandinavische Länder, in denen die Tarif-
autonomie besonders hochgehalten wird. 
Sie lehnen  es kategorisch ab, dass sich der 
Staat in die  Lohngestaltung einmischt. Nun 
will die Kommission die Mitgliedstaaten 
verpflichten, gesetzliche Maßnahmen im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsmarkt zu 
ergreifen. Dagegen dürfte sich großer Wider-
stand regen. Eine EU-Richtlinie muss von 
jedem Mitgliedstaat in nationales Recht um-
gesetzt werden. Wenn sie es nicht tun, droht 
ein Vertragsverletzungsverfahren. 

Droht neuer juristischer Ärger?
Wahrscheinlich wird jemand klagen und da-
rauf verweisen, dass die EU überhaupt keine 
Kompetenzen für EU-Mindestlöhne hat. 
Das Bundesverfassungsgericht könnte sich 
der Meinung anschließen. Damit droht ein 
zweiter unlösbarer juristischer Konflikt 
zwischen dem Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe und dem Europäischen Gerichts-
hof (EuGH) zu entstehen. So bestreitet   das 
Bundesverfassungsgericht etwa, dass der 
EuGH die Kompetenzen für ein Urteil zum 
Ankaufprogramm für Staatsanleihen hat. 

Welchen Preis hat der EU-Mindestlohn? 
Wie bei jedem Vorschlag lässt die EU eine 
Folgenabschätzung vornehmen. Derzeit ha-
ben nur Portugal, Slowenien und Frankreich 
einen Mindestlohn, der oberhalb der 60-Pro-
zent-Marke des Medians liegt. In der Folgen-
abschätzung heißt es, dass EU-Mindestlöh-

ne in Höhe von 60 Prozent des Medians zehn 
bis 20 Millionen Arbeitnehmern höhere 
Löhne bringen würden. Die Jobverluste sei-
en mit 0,5 bis ein Prozent aller Jobs gering. 
Drei Viertel der Kosten würden von den Ver-
brauchern getragen, ein Viertel müsste von 
den Unternehmen geschultert werden. 

Wie stehen die Chancen, dass der Mindestlohn 
im Parlament durchgeht? 
Gut. Der Arbeitsmarktexperte der größten 
Fraktion im Europaparlament, der Christ-

demokrat Dennis Radtke aus Wattenscheid, 
ist erleichtert, dass Arbeitskommissar „Ni-
colas Schmit die rot-rot-grüne Idee von 
einem einheitlichen Mindestlohn nicht wie-
der aufgewärmt hat, sondern die Frage der 
Tarifbindung in den Mittelpunkt setzt“. Fai-
re und gerechte Löhne setze nie der Staat 
fest, sondern würden die Tarifpartner festle-
gen. Aber: „Wo die Tarifbindung immer wei-
ter zurückgeht, muss der Staat eingreifen 
und darf nicht achselzuckend am Spielfeld-
rand stehen.“ 

Von Markus Grabitz

STUTTGART/KIEL.  Nach einer fristgerechten 
Kündigung durch einen Verbraucher dürfen 
Mobilfunkunternehmen unter bestimmten 
Voraussetzungen nicht versuchen, diesen 
über Rückgewinnungsschreiben doch bei 
der Stange zu halten. Das geht aus einem 
Anerkenntnisurteil des Landgerichts Kiel 
(Az. 14 HKO 42/20) hervor, auf das die Ver-
braucherzentrale Baden-Württemberg am 
Dienstag hinwies. Im konkreten Fall waren 
die schwäbischen Verbraucherschützer 
gegen das im schleswig-holsteinischen Bü-
delsdorf ansässige Mobilfunkunternehmen 
Mobilcom-Debitel vorgegangen. Dieses hat-

te einem Verbraucher nach dessen schriftli-
cher und fristgerechter Kündigung keine 
Kündigungsbestätigung zugesandt, sondern 
stattdessen ein Schreiben mit der Bitte, sich 
wegen offener Fragen telefonisch zu melden. 
Und das, obwohl der Verbraucher bei seiner 
Kündigung explizit geschrieben hatte, dass 
er vom Unternehmen für andere Zwecke als 
zur Vertragsabwicklung nicht mehr kontak-
tiert werden wolle.

In dem Urteil vom 17. September wird dem 
Unternehmen dieses Vorgehen nun unter-
sagt –  unter Androhung eines Ordnungs-
gelds von bis zu 250 000 Euro oder einer Ord-

nungshaft bis zu sechs Monaten, zu vollstre-
cken an den Geschäftsführer, falls sich Mo-
bilcom-Debitel nicht daran hält. Nach An-
gaben des Gerichts ist das Urteil noch nicht 
rechtskräftig, die Rechtsmittelfrist laufe an 
diesem Mittwoch ab. Mobilcom-Debitel ist 
eine Tochter des Telekommunikationsunter-
nehmens Freenet. Der Konzern kündigte an, 
auf Rechtsmittel  verzichten zu wollen. „Wir 
haben die Klage zum damaligen Zeitpunkt 
anerkannt.“ Das streitgegenständliche 
Schreiben werde nicht mehr verwendet.

Die Verbraucherzentrale warf Mobilcom-
Debitel vor, das Unternehmen gaukle Ver-

brauchern vor, diese müssten sich telefo-
nisch zurückmelden, um einen Vertrag wirk-
sam zu kündigen. Dabei sei eine Kündigung 
wirksam, sobald sie dem Unternehmen zu-
gehe. „Leider zeigt unsere Beratungserfah-
rung, dass gerade Mobilfunkanbieter ihre 
Kunden nach einer Kündigung falsch infor-
mieren, um sie in ein Verkaufsgespräch zu 
drängen“, hieß es. Eine Kündigungsbestäti-
gung werde dann erst nach dem Gespräch in 
Aussicht gestellt. „Diese Gespräche dienen 
nur dazu, den Kunden neue Angebote zu ma-
chen oder sie im alten Vertrag zu halten.“ Das 
sei  eine gängige Masche.   (dpa)

Mobilfunkfirmen dürfen  keinen Rückruf fordern
Immer wieder versuchen Anbieter, Verbraucher, die gekündigt haben, zum Verbleib zu drängen. Ein Gericht verbietet das nun.

Harter Job: Viele Reinigungskräfte bekommen nur  einen niedrigen Lohn. Foto:  dpa/Paul Zinken

Der Vertrag von Rainer Neske ist um 
fünf Jahre verlängert worden. 

FRANKFURT. LBBW-Chef Rainer Neske 
kann mindestens bis Sommer 2026 weiter-
machen: Der Verwaltungsrat der Landes-
bank habe den Vertrag des 56-Jährigen 
verlängert, bestätigte das Institut auf An-
frage. Zuvor hatte die „Frankfurter  Allge-
meine Zeitung“ darüber berichtet. Neske 
war im Herbst 2016 zunächst für fünf Jah-
re zum Vorstandsvorsitzenden bestellt 
worden. Er folgte auf Hans-Jörg Vetter, der 
seit diesem Sommer den Aufsichtsrat der 
Commerzbank leitet.

Noch  Anfang September  war spekuliert 
worden, Neske könnte ebenfalls zur Com-
merzbank wechseln. Der ehemalige Pri-
vatkundenchef der Deutschen Bank hat 
seinen Hauptwohnsitz bis heute in Bad 
Soden bei Frankfurt.  Doch seit einem Mo-
nat steht fest, dass den Chefsessel der 
Commerzbank Manfred Knof überneh-
men wird – bislang ironischerweise eben-
falls Leiter des Privatkundengeschäfts bei 
der Deutschen Bank. Neske hatte den 
Branchenprimus 2015 im Streit über eine 
strategische Neuausrichtung verlassen. 

Nach seinem Wechsel nach Stuttgart  
trieb der Informatiker unter anderem die 
Digitalisierung der LBBW voran. Seit An-
fang 2018 ist der IT-Bereich direkt beim 
Vorstandsvorsitzenden selbst angesiedelt. 
Unter seiner Führung bemüht sich die 
Landesbank, traditionell ein wichtiger 
Geldgeber für Autohersteller und deren 
Zulieferer, außerdem um einen ausgewo-
generen Branchenmix in ihrem Unterneh-
menskundenportfolio. Man bleibe aber 
ein verlässlicher Partner für die Auto-
branche, betonte Neske Anfang dieses 
Jahres. In der Corona-Krise musste die 
LBBW ihre Risikovorsorge deutlich auf-
stocken. Das Konzernergebnis nach Steu-
ern sank  im ersten Halbjahr auf 52 Millio-
nen Euro, drei Viertel weniger als im Vor-
jahreszeitraum. Angesichts des durch die 
Pandemie  noch einmal verstärkten Trends 
zum Online-Banking hat die Landesbank 
außerdem eine Überprüfung ihres Filial-
netzes angekündigt. Ausgebaut werden 
soll allerdings die Vermögensverwaltung. 
Ende Juni beschäftigte die LBBW rund 
10 100 Mitarbeiter.

Von Barbara Schäder

 EU will Standard 

beim Mindestlohn
In sechs von 27 EU-Staaten gibt es keinen gesetzlichen 
Mindestlohn. Das will die Kommission nun ändern.

Chef  der 

Landesbank

 bleibt bis 2026

Umfrage unter Händlern; Zahl der Beteiligten: 
5; Verkaufspreis des Handels frei Verbraucher-
tank Großraum Stuttgart je 100 Liter (Premium-
qualität) inkl. 0,32 Euro je 100 Liter Bevorra-
tungsbeitrag und inkl. 16% MwSt. im Tankwa-
gen frei Haus bei einer Abladestelle. Lieferung 
in eine Verbrauchertankanlage. Preisentwick-
lung im Vergl. zur Vorwoche: gleichbleibend.

Menge Preisspanne Vorwoche
1001 bis 1500 l 51,20-53,11 51,20-56,03

1501 bis 2000 l 46,66-51,04 47,14-51,04

2001 bis 2500 l 47,31-48,50 46,50-48,95

2501 bis 3500 l 45,82-46,05 45,20-48,95

3501 bis 4500 l 44,11-44,63 44,59-45,82

4501 bis 5500 l 43,76-45,24 44,23-46,17

5501 bis 6500 l 43,64-44,66 44,11-45,50

6501 bis 7500 l 43,22-44,08 43,71-44,08

7501 bis 8500 l 43,15-43,73 41,81-43,80

Die nächsten Heizölnotierungen veröffentlichen wir am Mitt-
woch, 4.11.2020. Quelle: Stuttgarter Waren- und Produktenbörse

Heizölpreise
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Reiseveranstalter
GLOBALIS®ERLEBNISREISEN
GLOBALIS Erlebnisreisen GmbH · Uferstraße 24 · 61137 Schöneck

Jetzt
buchen

!

Beratung, Prospekt und Buchung:
Mo.–Fr. 9–18 Uhr · Sa. –So. 10–14 Uhr
Tel. 0711 72 05 11 80 · Fax 06187 4804335
stn-leserreisen@globalis.de

Weitere Reisen finden Sie auch unter
www.stuttgarter-nachrichten.de/leserreisen
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Reisetermin: 20.12.-28.12.20

Weihnachten an Bord der MS Joy verspricht im wahrsten Sinne des Schiffs-
namens ein echtes Vergnügen zu werden. Bereits bei der Einschiffung erwartet
die Joy ihre Gäste mit weihnachtlichem Ambiente. Und auch der Reiseverlauf
passt sich der Weihnachtszeit mit ihrem besonderen Flair an. Stadt, Land, Fluss
stehen im Dreiklang und jedes Ziel unserer Flussreise verspricht neben schönen
Stadtrundgängen auch das besondere Flair der Weihnachtszeit.

> Reisehöhepunkte
• Exklusives Deluxe Schiff mit Suiten bis zu 27 m2 Größe
• Passage der Loreley-Strecke und adventliche Weinprobe
• Weihnachten für alle Sinne und nicht allein

> Reisepreis pro Person (2er-Belegung)
Außenkabine* Smaragd-Deck 14 m2 p.P. 999 3

Juniorsuite* Rubin-Deck 22 m2, franz. Balkon p.P. 1.299 3

Mastersuite Diamant-Deck, 27 m2, franz. Balkon p.P. 1.499 3

*) Kein Einzelkabinenzuschlag für Alleinreisende auf Smaragd- und Rubindeck.
Preise exkl. Trinkgeld und Getränken.

Weihnachtsreise auf Rhein & Main.
9-tägige Fluss-Kreuzfahrt an Bord der luxuriösen MS Joy.

REISELEISTUNGEN
• Weihnachts-Flussreise lt. Programm: Köln -

Oestrich-Winkel - Mainz - Frankfurt - Milten-
berg - Würzburg - Werthein - Aschaffenburg -
Bingen - Mittelrheintal - Koblenz - Köln

• 8 x Übernachtung auf MS Joy
• Vollpension an Bord der MS Joy, beginnend mit

dem Abendessen am ersten Tag und endend mit
dem Frühstück am letzten Tag der Reise

• Weihnachtsbescherung an Heiligabend
• Weihnachts-Gala-Dinner am 25. Dezember
• Vielfältige Ausflüge und Stadtrundgänge
• Weinprobe im Weingut Allendorf
• Umfangreiches Bordprogramm und Weih-

nachtsgestaltung
• Gesundheits-Management unter Einhaltung

der aktuellen Hygiene-Regeln
• Corona-Zusatzschutz-Versicherung
• Deutschsprachige Bordreiseleitung
• Reiseliteratur

Auf Wunsch zusätzlich vorab buchbar:
• Busanreise von Stuttgart zum Schiff nach Köln

und zurück: 99,- € p.P. *
*) KOSTENLOS für Leser unserer Zeitung

Diese Reise ist für Personen mit eingeschränkter
Mobilität nur bedingt geeignet. Bitte sprechen Sie
uns auf Ihre Bedürfnisse an.
Die Auftragsabwicklung und Datenspeicherung
erfolgt bei unserem Partner GLOBALIS.

Kostenlose

Busanreise für

Leser unserer

Zeitung

KALENDERBLATT:
16. DEZEMBER

EREIGNISSE

2000: Die USA und Russland
wollen sich künftig besser gegen-
seitig über den Abschuss von Ra-
keten informieren. Ein entspre-
chendes Abkommen wird in
Brüssel unterzeichnet.

1978: China und die USA wollen
diplomatische Beziehungen auf-
nehmen. Das teilen der amerika-
nische Präsident Jimmy Carter
und der chinesische Ministerprä-
sident Hua Guofeng mit.

1920: Im chinesischen Kansu
fordert ein schweres Erdbeben
der Stärke 8,6 mehr als 200 000
Menschenleben.

GEBURTSTAG

Bärbel Schäfer (57): deutsche
TV-Moderatorin (RTL-Talkshow
„Bärbel Schäfer“ 1995-2002)

TODESTAG

WilliamGaddis: amerikanischer
Schriftsteller („Letzte Instanz“
und „JR“), 1922-1998

r ist jung, sieht gut ausundbe-
geistertmit seiner kunstvollen
Videoschnitt-TechnikFans auf

der ganzenWelt: Falco Punch (Foto:
ChristianCharisius/dpa) aus Schles-
wig-Holstein ist einer der erfolgreichs-
tendeutschenTiktok-Stars. 9,4Millio-
nenFollowerhat der 24-Jährige bei der
Plattform fürmobileKurzvideos.Das
Markenzeichen seinerClips: „Transiti-
ons“ – alsonicht sichtbareÜbergänge.
Dabeimischt er Bilder,Musikund
Spezialeffekte.Umtiefere Botschaften
geht es ihmnicht: „Ichwill Freude
undWow-Momentemit denLeuten
teilen“, sagt Falco, der in einemDorf
etwa50Kilometer entfernt vonHam-
burgbei seinenEltern lebt.

Hunderte seinermeist nur 15 Se-
kunden langenVideos finden sichbei
Tiktok. „DieKinderund Jugendlichen
schätzenbei TiktokdieKürze, dass
man immer ganz schnellwasNeues
bekommt, unddie dadurch entstehen-
deVielfalt undAbwechslung“, sagt Si-
na Stecher vom JFF– Institut fürMedi-
enpädagogik in ForschungundPraxis
inMünchen. ImMittelpunkt vonFal-
co PunchsVideos steht der schlanke,
sportliche jungeMann selbst.DieHaa-
re sindgestylt, er trägt einenOhrring
in FormeinesKreuzesunddie Jeans
sind amKnie zerrissen.Der Influencer
hatmit den „Transitions“ eineNische
gefundenundperfektioniert.

SeineDrehorte sindkeineGroß-
stadt-Kulissen. Felder, dasWohnzim-
merundderGarten seiner Eltern –
mehrbraucht es nicht.Gastauftritte in
denClipshaben seineMutter, seine
Freundinoder der Familienhund.

2016begannFalco, beiVorläufern
vonTiktokVideos zu erstellen. 2019
nahmseineKarriere Fahrt auf. „Falcos
Transition-VideoshabenTiktok in
Deutschlandgeprägt“, sagtYasmina
Banaszczuk, bei TiktokLeitungPlatt-
form-Inhalte, -Strategie und--Sicher-
heit inDeutschlandundmehreren
Nachbarländern. Er gehöre zuden
Reichweitenstärksten. Seine Fans sind
laut Falco zwischen14und30 Jahre alt
– zweiDrittel sindMädchen. Falco ist
sein richtigerVorname, Punch ein
Künstlername.Der Influencerhat
Tischler gelernt, eineAusbildung zum
Mediengestalter brach er ab. (dpa)

E
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Unsichtbare
Übergänge

FALCO PUNCH
Tiktok-Star

BONN/HAMBURG. Wer auf sein Ge-
wicht und seine Gesundheit achtet,
langt bei Süßigkeiten oder Desserts
meist nur zurückhaltend zu. Klar, sol-
che Speisen enthalten meist viel Zu-
cker, dasweiß jeder. Doch es gibt noch
vielmehrZuckerfallen, diemankaum
auf dem Schirm haben dürfte. Exper-
ten erklären, wieman sie erkennt und
weshalb es empfehlenswert ist, seinen
Zuckerkonsumzubegrenzen.

Zucker sei ein sogenannter leerer
Energieträger, betont Silke Restemey-
er von der Deutschen Gesellschaft für
Ernährung (DGE). Das bedeutet: „Zu-
cker enthält keine Vitamine und Mi-
neralstoffe und liefert gleichzeitig un-
nötige Kalorien.“ Die Expertin betont:
Zwar braucht das Gehirn Glukose, al-
so Traubenzucker, aber diese kann der
Körper selbst aus anderen Lebensmit-
teln herstellen. „Wir sind also nicht
auf Zucker in Form von Haushaltszu-
cker angewiesen.“

Mehr noch: Übermäßiger und häu-
figer Zuckerkonsum steht im Zusam-
menhang mit unterschiedlichen Er-
krankungen wie Typ-2-Diabetes und
kardiovaskulären Problemen. Auch
für die Zähne ist Zucker nicht gesund

– zu viel davon erhöht das Kariesrisi-
ko. Die DGE empfiehlt, höchstens
zehn Prozent der täglichen Gesamt-
energiezufuhr durch freie Zucker zu
sich zu nehmen. Wenn man von ei-
nemEnergiebedarf von 2000Kilokalo-
rien (kcal) ausgeht, sind es maximal
etwa50GrammZucker proTag.

Wie erkennt man den Zuckerge-
halt eines Lebensmittels? Das ist
manchmal gar nicht so einfach. Doch
es gibt mehrere Möglichkeiten. Eine
ist die Zutatenliste, auf der alle In-
haltsstoffe in nach Menge absteigen-
der Reihenfolge aufgelistet sind. Fin-
det sich unter den ersten drei Inhalts-
stoffen Zucker, handelt es sich um ein
sehr zuckerhaltiges Produkt, erklärt
Britta Gerckens von der Verbraucher-
zentraleHamburg.

Das Problem: Hersteller bezeich-
nen den Zucker nicht immer als Zu-
cker. „Es gibt etwa 70 verschiedene Be-
zeichnungen für Zucker“, so Ger-
ckens. Darunter fallen beispielsweise
Sirup-Arten wie Glukosesirup oder
Fruktosesirup, Maltodextrin sowie
Voll- oder Magermilchpulver. Eine
weitere Möglichkeit, den Zuckerge-
halt zu erkennen, ist die Nährwertta-
belle.

Dasswir zu viel Zucker zuuns neh-
men, liegt meist nicht an dem Zucker
aus der Zuckerdose, den wir etwa
beim Kochen verwenden, so Reste-
meyer. Und es liegt nicht nur an Süß-
waren oder süßen Getränken. Zucker
versteckt sich auch inHerzhaftemwie
Ketchup oder Grillsoßen, in Dressings
und inFertiggerichtenwie Pizza.

Fertigjoghurt, Fertigmüsli und
Frühstücksflocken sind oft Zucker-
bomben. Saft und Nektar sind mit
neun bis zwölf Gramm Zucker pro
100 Milliliter eine unterschätzte Zu-
ckerquelle. ZumVergleich:Colahat elf
GrammZucker pro 100Milliliter.

Diese Zuckerfallen lassen sich am
besten vermeiden, indem man mög-
lichst unverarbeitete Produkte ein-
kauft und selber kocht, empfiehlt
DGE-Expertin Restemeyer. Sie rät, die
Zuckermenge in Rezepten von vorne-
herein zu reduzieren und lieber nach-
zusüßen. Viele Gerichte lassen sich
auchmit Vanille oder Zimt verfeinern
statt nur mit Zucker. Anstelle von pu-
rem Saft trinkt man besser Saftschor-
len aus einemTeil Saft und drei Teilen
Wasser. Zum Durstlöschen sei ohne-
hinWasser ambesten geeignet, soRes-
temeyer.

Zuckerfallenmüssen
nicht immer süß sein
ERNÄHRUNGAuchman-
che vermeintlich gesun-
den Lebensmittel ber-
gen Probleme. Zum
Glück lassen sie sich er-
kennen – und umgehen.
VON ELENA ZELLE

Cornflakes können echte Zuckerfallen sein, wie ein Blick auf die Zutatenliste dieses Produkts beispielhaft zeigt: Zu-
cker steht mengenmäßig an zweiter Stelle. FOTO: CATHERINE WAIBEL/DPA

THEMENWELTEN

Weitere Tipps sowie Bildergalerien
und Videos finden Sie im Internet
in unseren Themenwelten. Hier
dreht sich alles rund um die The-
men Genuss, Gesundheit, Familie,
Freizeit, Natur und Technik:
www.mittelbayerische.de/
themenwelten

STUTTGART. BeimKauf vonGesichts-
masken müssen sich Verbraucher auf
korrekte Bezeichnungen verlassen
können. Denn es macht zum Beispiel
einen großen Unterschied, ob es sich
um einfache Mund-Nasen-Bedeckun-
gen oder umpartikelfiltrierendeHalb-
masken (FFP2/FFP3) handelt.

Erstgenannte dienen vor allem
dem Schutz anderer Menschen, wäh-
rend Letztgenannte einenGroßteil der
Tröpfchen und Kleinstpartikel (Aero-
sole) in der Luft vor demEinatmenhe-
rausfiltern und damit auch einen hö-
herenEigenschutz bieten.

Die Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg hat nach eigenen Anga-
ben nun eine Apotheke abgemahnt,

die einfache Mund-Nasen-Masken auf
einem Schild mit dem Zusatz „FFP2-
Klasse“ beworben hatte. Die Apotheke
habe sich danach dazu verpflichtet,

diese Praxis zu unterlassen und die
Maskenkorrekt auszuzeichnen.

Wichtig zu wissen ist, dass nach
der Prüfnorm getestete FFP2- und
FFP3-Masken ein CE-Zeichen mit ei-
ner vierstelligen Kennnummer tra-
gen, anhand der sich das entsprechen-
de Prüfinstitut nachvollziehen lässt.
Bei der Prüforganisation Dekra ist es
zumBeispiel dieNummer 0158.

Neben Beschwerden über falsche
Kennzeichnungen registriert die Ver-
braucherzentrale immer wieder auch
teils extrem hohe Preise für die
Schutzprodukte. Sie empfiehlt darum,
solche Produkte nicht vorschnell zu
kaufen, sondern erst Angebote zu ver-
gleichen. (dpa)

GESUNDHEIT

BeimMaskenkauf auf die Kennzeichnung achten

„FFP2“ heißt, die Masken müssen
zertifiziert sein. FOTO: DITTRICH/DPA

DAS REZEPT DES TAGES

Zutaten: 300 g Mehl, 2 gestr. TL
Backpulver, 100 g Zucker, 1 Pck. Va-
nillezucker, 1 Ei, 150 g Butter, 1 Glas
schwarze Johannisbeermarmelade,
etwas Rum, Puderzucker, Wasser

Zubereitung:Wir stellen aus den
Zutaten einen Teig her. Dann rollen
wir den Teig ca. einen halben Zenti-
meter dünn aus. Als Nächstes
brauchen wir eine runde Ausstech-
form (2 bis 3 cm Durchmesser), mit
der wir runde Plätzchen austechen.
Zudem benötigen wir eine Aus-
stechform (gleiche Größe) mit ei-
nem Loch in der Mitte. Man braucht
die gleiche Anzahl der Plätzchen
mit Loch und ohne Loch. Wenn alle
Plätzchen ausgestochen und geba-
cken sind, werden die einzelnen
Hälften (eines mit Loch und eines
ohne Loch) mit der schwarzen Jo-
hannisbeermarmelde (mit etwas
Rum gemischt) zusammengesetzt.
Zum Schluss werden die Rumtört-
chen mit einer Puderzucker-/Rum-
glasur bestrichen.

Zubereitungszeit: 15-20 Min./ 160
°C Umluft

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

●+ AUSGABEN ERHÄLTLICH:
www.mittelbayerische-shop.de

LESERINFORMATION
Entdecken Sie alle Infos rund um

das Magazin „Meine Küchenschätze“
auf unserer Webseite
www.meine-kuechenschaetze.de.

●i

Rumtörtchen
STEFANIE STUBER
Roding

BONN. Muskeln bauen mit zuneh-
mendemAlter stetig ab.Wernichtmit
Training gegensteuert, verliert an
Kraft. Dadurch steigt etwa das Risiko
von Stürzen, wie die Deutsche Senio-
renliga erklärt. Umgekehrt sorge eine
gut trainierte Muskulatur für mehr
Selbstständigkeit undLebensqualität.

Während Ausdauersportarten wie
Walking und Schwimmen gut für das
Herz-Kreislauf-System sind, lassen
sich die Muskeln mit gezielten Übun-
gen – zum Beispiel mit Hilfe von Fit-
nessbändern – trainieren. Das Trai-
ning darf körperlich nicht überfor-
dern und man sollte wissen, wie die
Übungen korrekt ausgeführt werden,
um sich nicht zu verletzen. Für Ein-
steiger empfiehlt sich deshalb fachli-
cheUnterstützung.

Training lohne sich immer, betont
die Seniorenliga. Muskelzellen könn-
ten sich bis ins hohe Alter erneuern.
Neben regelmäßigem Sport sei gesun-
de Ernährung der zweite Baustein, um
den Erhalt oder Aufbau von Muskeln
zu fördern. Die Empfehlungen lauten:
Weniger Fette und Kohlenhydrate,
mehr hochwertiges Eiweiß und genug
Omega-3-Fettsäuren. Deshalb sollten
zum Beispiel Hülsenfrüchte, fettarme
Milchprodukte sowie magere Fleisch-
und Fischprodukte auf dem Speise-
plan stehen. (dpa)

SENIOREN

Muskeln im
Alter trainieren

Nicht erst im hohen Alter bauen die
Muskeln ab. FOTO: H. KAISER/DPA
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Richter verschafft
Tiktok Luft

Regierungsverbot für App
vorläufig außer Kraft gesetzt

Washington. (AFP) Ein US-Richter hat der
von einem Verbot bedrohten Videoplatt-
form Tiktok Luft verschafft, um eine Lö-
sung für den Fortbestand ihres US-Ge-
schäfts zu finden. Der Bundesrichter in
Washington setzte am Sonntag ein von der
Regierung von Präsident Donald Trump
erlassenes Verbot des Herunterladens der
Tiktok-App vorläufig außer Kraft. Trump
verdächtigt Tiktok der Spionage. Die
Plattform gehört zum chinesischen By-
tedance-Konzern.

Bundesrichter Carl Nichols erließ nur
wenige Stunden vor dem geplanten In-
krafttreten des Download-Verbots eine
einstweilige Verfügung gegen die Regie-
rungsverordnung. Nichols gab damit
einem Antrag von Tiktok statt. Die Be-
gründung der Richterentscheidung wurde
aber zunächst nicht veröffentlicht.

Dem Antrag des Unternehmens, auch
ein ab dem 12. November von der Regie-
rung verfügtes Komplettverbot der Platt-
form in den USA vorläufig außer Kraft zu
setzen, folgte der Richter allerdings nicht.
Die App soll demnach ab diesem Zeit-
punkt selbst dann nicht mehr benutzt wer-
den dürfen, wenn sie bereits herunterge-
laden wurde, als dies noch erlaubt war.

Mit den Verboten will Trump Druck
ausüben, damit Bytedance die Kontrolle
über das US-Geschäft von Tiktok abgibt.
Die US-Regierung begründet ihr Vorge-
hen damit, dass Tiktok die nationale Si-
cherheit gefährde. Trump verdächtigt By-
tedance, Nutzerdaten an die chinesische
Regierungweiterzuleiten.Bytedanceweist
diesen Verdacht zurück. Tiktok hat in den
USA rund hundert Millionen Nutzer.

SAP verlängert Homeoffice bis Mitte 2021
Mitarbeiter dürfen weiter Zuhause arbeiten – Besprechungen müssen verkürzt und ab 20 Teilnehmern virtuell abgehalten werden

Von Matthias Kros

Walldorf. Angesichts weiter steigender
Corona-Infektionszahlen erlaubt der
Walldorfer Softwarekonzern SAP seinen
Mitarbeitern weiterhin, im Homeoffice zu
arbeiten. Die geltende Regelung sei bis
Mitte 2021 verlängert worden, bestätigte
ein Unternehmenssprecher am Montag
eine entsprechende Mitteilung an die Be-
legschaft Ende vergangener Woche. Zu-
dem dürfen Veranstaltungen und Tref-
fen bei SAP mit mehr als 20 Teilnehmern
nur noch virtuell stattfinden. Wer einen
Kunden besuchen will, braucht eine
schriftliche Genehmigung des Vorge-
setzten. Und schließlich sind die Mit-
arbeiter erstmals offiziell angehalten,
Besprechungen zu verkürzen. „30-Minu-
ten-Meetings“ dürften nur noch 25, „60-
Minuten-Meetings“ nur noch 50 Minu-
ten dauern, erklärte der Sprecher. Not-
falls müssten die Besprechungen abge-
brochen werden. Diese klare Ansage der
Personalabteilung sei in der Belegschaft
sehr gut angekommen.

„Wir wollten den Mitarbeitern mit der
verlängerten Erlaubnis, von Zuhause aus
zu arbeiten, frühzeitig Planungssicher-
heit geben“, sagte der Sprecher. Man be-
halte sich auf der anderen Seite aber auch
eindeutig vor, bei einer veränderten Ge-
fährdungslage die Regelung zu ändern.
Der Sprecher betonte außerdem, dass es
jedem Mitarbeiter, der ins Büro kommen
wolle, auch ermöglicht werde. „Es muss
keiner von Zuhause aus arbeiten, der es
nicht will“.

Auf dem Höhepunkt der Pandemie
waren nahezu alle Mitarbeiter des Soft-
warekonzerns auf Anweisung der Ge-

schäftsführung ins Homeoffice gewech-
selt. Seit kurzem stellt das Management
den Beschäftigten wieder frei, ins Büro
zu kommen, auch die Kantine hat (mit
zahlreichen Einschränkungen) wieder
geöffnet. Trotzdem bleiben rund 90 Pro-
zent der deutschlandweit etwa 23 000
Mitarbeiter im Homeoffice. Anfangs be-
stehende Beschränkungen auf acht Be-
suche im Monat nach Voranmeldung hob
SAP deshalb schon bald wieder auf. Ein
genau definiertes Ende der Homeoffice-
Regelung gab es bislang nicht, in ersten
informellen Äußerungen war von einer
RückkehrzumregulärenBürobetrieb„bis
Jahresende 2020“ die Rede gewesen.

Die jetzt offiziell verkündete Beibe-
haltung kommt nicht überraschend. Be-
reits Mitte August war Cawa Younosi,
SAP-Personalchef Deutschland, im Ge-
spräch mit der RNZ davon ausgegangen,
dass die bestehende Regelung noch min-
destens bis Mitte 2021 bestehen bleiben
werde. Das gleiche Datum hatten bereits
andere Tech-Konzerne wie Google oder
Twitter gewählt. Facebook, dessen Mit-
arbeiter ebenfalls mindestens bis Juli
2021 von daheim aus arbeiten dürfen,
hatte seinen Beschäftigten Anfang Au-
gust sogar jeweils 1000 US-Dollar Zu-
schuss für eine bessere Ausstattung des
Homeoffice spendiert.

An eine vollständige Rückkehr der
SAP-Belegschaft ins Büro ist derzeit oh-
nehin nicht zu denken. Weil Corona-Auf-
lagen wie ein Mindestabstand zueinan-
der eingehalten werden müssen, sei die
Zahl der potenziellen Arbeitsplätze auf
rund 30 Prozent pro Gebäude gesunken,
hatte Younosi im August erklärt.

SAP-Mitarbeiter dürfen bereits seit
2018 ihren Arbeitsort frei wählen. Schon
vorAusbruchderPandemiearbeitetendie
Mitarbeiter deshalb im Schnitt 2,6 Tage
im Homeoffice. Das jedenfalls gaben die
Beschäftigten in einer internen Umfrage
an. Offiziell erfasst wird das von der Per-
sonalabteilung nicht.

Die Wege der SAP-Mitarbeiter führen vorerst nicht wieder ins Büro. Foto: dpa

Verbraucherzentrale verklagt Lufthansa
Fluggesellschaft hat seit Mitte März Millionen Tickets storniert und Geld nicht fristgerecht erstattet

Stuttgart/Frankfurt. (dpa/AFP) Wegen
der schleppenden Ticketerstattung bei
stornierten Flügen hat die Verbraucher-
zentrale Baden-Württemberg nun die
Lufthansa verklagt. Die Verbraucher-
schützer hatten das Unternehmen abge-
mahnt, die Kunden über ihre Rechte zu in-
formieren, das Recht auf schnelle Erstat-
tung nicht zu verschweigen und zudem den
Flugpreis innerhalb der gesetzlichen Frist
von sieben Tagen zurückzuzahlen. Da die
Fluggesellschaft nicht auf die Abmah-
nung reagiert habe, sei nun Klage beim
Landgericht Köln erhoben worden, be-
richtete die Zentrale am Montag. Ein Ver-
handlungstermin stehe noch nicht fest.

Die vom Staat gestützte Lufthansa
hatte in der Corona-Krise seit März Mil-
lionen Tickets storniert und nicht frist-
gemäß erstattet, wie sie selbst eingeräumt

hat. Im laufenden Jahr seien inzwischen
konzernweit Tickets in einem Gesamt-
wert von 2,8 Milliarden Euro an rund
6,6 Millionen Passagiere erstattet wor-
den, hatte es vor zehn Tagen geheißen.

Lufthansa erklärte am Montag, die
Klageschrift habe den Konzern bislang
nicht erreicht. Die Zahl der noch offenen
Ticketerstattungen sei auf 900 000 Vor-
gänge gesunken. Im Schnitt seien in der
vergangenenWoche1800Erstattungenpro
Stunde ausgezahlt worden. Allerdings
entstünden „fortlaufend“ neue Erstat-
tungsansprüche, weil Flüge gestrichen
werden müssten oder Passagiere stornier-
ten. „Derzeit erreichen Lufthansa drei-
mal so viele Anträge wie noch vor der Pan-
demie.“ Daher werde sich die Zahl der of-
fenen Erstattungsanträge weiter „dyna-
misch“ entwickeln.

Der Reiseexperte der Verbraucherzen-
trale, Oliver Buttler, warf dem Unter-
nehmen gezielte Desinformation vor, in-
dem bevorzugt Umbuchungen angeboten
und nicht über die mögliche Rückerstat-
tung informiert worden seien. „Verbrau-
cher, die nicht wissen, dass sie einen An-
spruch auf die Rückzahlung haben, wer-
den durch die falschen Informationen ge-
täuscht“, erklärte Buttler. „Gerade ein
Unternehmen, das durch staatliche Mittel
massiv unterstützt wird, darf sich nicht so
vor seiner Verantwortung und vor seinen
gesetzlichen Pflichten drücken.“

Die Zentrale hat in sechs weiteren Fäl-
len Unterlassungsklagen eingereicht,
darunter gegen die DER Touristik und die
Lufthansa-Tochter Eurowings. Mehrere
Unternehmen hätten Unterlassungser-
klärungen abgegeben.

Genfer bekommen
21 Euro Mindestlohn

Genf. (dpa) Rund 21 Euro ist der neue
Mindeststundenlohn in Genf in der
Schweiz. Darunter ist in der Stadt am
Genfersee nach Überzeugung der Ge-
werkschaften kein Leben in Würde mög-
lich. Wählerinnen und Wähler stimmten
bei der Volksabstimmung zum Stunden-
lohn am Sonntag zu. Das entspricht bei
einem Vollzeitjob mit den in Genf übli-
chen 42 Stunden 3800 Euro brutto im Mo-
nat. In Deutschland liegt der Mindest-
lohn bei 9,35 Euro. Allerdings sind die Le-
benshaltungskosten in der Schweiz auch
ungleich höher. Das gilt besonders für
Genf, dem europäischen Standort der
Vereinten Nationen mit Tausenden gut
bezahlten Beamten. Milch, Brot, Eier,
Käse, Salat, Bier sind mehr als doppelt
so teuer wie in Deutschland. Das Me-
dianeinkommen liegt in der Schweiz bei
umgerechnet etwa 6000 Euro.

„Schwierigste
Gurkensaison“

Esslingen. (dpa) Der Lebensmittelprodu-
zent Hengstenberg klagt über die
„schwierigste Gurkensaison der Unter-
nehmensgeschichte“ und hat „deutliche“
Preiserhöhungen für eingelegte Gurken
angekündigt. Investitionen in Sicher-
heits- und Hygienemaßnahmen, weniger
Saisonkräfte, weniger Anbaufläche, sin-
kende Produktivität, steigende Kosten –
so ließen sich die Corona- und Wetter-Ef-
fekte auf die diesjährige Ernte und Pro-
duktion zusammenfassen, teilte Hengs-
tenberg aus Esslingen am Montag mit.
Aufgrund der Schwierigkeiten bei den
Einreisemodalitäten von Erntehelfern
hätten die Landwirte auf weniger Fläche
angebaut. Es seien zahlreiche Sicher-
heits- und Hygienemaßnahmen umge-
setzt worden. Zudem hätten sich die kal-
ten Nächte im Sommer „sehr negativ“ auf
den Gurkenertrag ausgewirkt.
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CORONA-IMPFKAMPAGNE

Mitte Dezember kann es losgehen
Die Landesregierung hat das Kon-
zept des Sozialministeriums zur
Impfstrategie abgesegnet. Von Mitte
Dezember an sind erste Impfungen
gegen das Coronavirus möglich.

VON MARTIN OVERSOHL UND IPPOKRATIS IOANNIDIS

STUTTGART. Die Massenimpfung gegen das
Coronavirus ist eine Mammutaufgabe für
die Landesregierung und die Gesundheits-
ämter. Von Mitte Dezember an soll alles
bereitstehen, damit es gleich losgehen
kann, sobald der langersehnte Impfstoff
geliefert wird. Gestern gab die Landesre-
gierung dem Konzept zur Planung, zur
Aufgabenverteilung und zur Finanzierung
ihren Segen.

■  Wann beginnt die Impfkampagne?
Erste Lieferungen soll es nach den Erwar-
tungen des Landessozialministeriums im
Laufe des kommenden Monats geben.
„Ziel ist, die Impflogistik und die benötig-
ten Strukturen für eine mögliche Verimp-
fung zum 15. Dezember 2020 bereitzustel-
len“, heißt es in dem Papier der Landesre-
gierung. Derzeit rechnet Sozialminister
Manne Lucha (Grüne) damit, dass vom
Impfstoff-Kandidaten Biontech/Pfizer in
einer ersten Tranche fünf Millionen Impf-
dosen bundesweit verfügbar sein werden,
davon in Baden-Württemberg 600 000.
Auch der US-Konzern Moderna hofft, in
der zweiten Dezemberhälfte eine bedingte
Marktzulassung zu bekommen. Die EU-
Kommission hat einen Rahmenvertrag mit
dem Unternehmen über bis zu 160 Millio-
nen Dosen ausgehandelt. Der Vertrag soll
heute formal besiegelt werden. „Darüber
dürfen wir alle sehr froh sein, sagte Ba-
den-Württembergs Ministerpräsident
Winfried Kretschmann (Grüne) gestern.
„Der Impfstoff ist das Mittel zur Rückkehr
zum gewohnten Leben.“

■  Gibt es Prioritäten bei den Impfungen?
Ja, natürlich. Denn es wird zu Beginn noch
nicht ausreichend Impfstoff für alle Men-
schen in Baden-Württemberg zur Verfü-
gung stehen. Zunächst sollen ältere Men-
schen geimpft werden, außerdem Patien-
ten mit Vorerkrankungen und das medizi-
nische Personal, später die Angestellten
der Gesundheitsämter, Polizisten, Feuer-
wehrleute, Lehrerinnen und Lehrer sowie
Erzieherinnen und Erzieher. Die Regelver-

sorgung soll im zweiten Quartal 2021 für
alle zur Verfügung stehen. „Das Land
plant, sich dann aus der Verimpfung zu-
rückzuziehen“, heißt es im Konzept.

■  Wie ist die Impfkampagne organisiert?
Bis zum 15. Dezember richtet das Land
acht oder neun sogenannte Zentrale Impf-
zentren (ZIZ) in den vier Regierungsbezir-
ken ein. Diese werden durch Mobile Impf-
teams unterstützt, die Menschen in Alten-
und Pflegeheimen sowie immobile Perso-
nen versorgen. In einer zweiten Phase
werden ab Mitte Januar 2021 zusätzlich in
den 44 Stadt- und Landkreisen Impfzent-
ren (KIZ) in Betrieb gehen, sie sollen je
zwei eigene Mobile Teams einsetzen und
nach den Planungen bis Ende 2021 arbei-
ten. In einer dritten Phase sind auch Imp-
fungen bei den Kassenärzten vorgesehen.

■  Wo sind diese Impfzentren geplant?
Die ersten zentralen Impfzentren soll es
neben den Messen Freiburg, Ulm und Of-
fenburg an der Karlsruher Messe sowie am
Stuttgarter Robert-Bosch-Krankenhaus

geben. Weitere Standorte sind noch in Pla-
nung, sagte Lucha. Ausschlaggebend für
diese Standorte sind Erreichbarkeit, An-
bindung und Größe. Die Standorte für die
Kreisimpfzentren werden erst in den
nächsten Wochen ausgewählt.

■  Wann wird in den Zentren geimpft?
In den Impfzentren wird täglich zwischen
7 Uhr und 21 Uhr geimpft, das Personal
kommt in zwei Schichten und startet eine
Stunde vor dem ersten Impfling, eine
Stunde nach der letzten Impfung ist Feier-
abend. Nach den Berechnungen des Sozi-
alministeriums werden pro ZIZ täglich
1500 Impfungen veranschlagt. „Ausge-
hend von sieben Tagen pro Woche, könn-
ten so in den ersten vier Wochen 42 000
Impfungen pro ZIZ stattfinden“, sagte Lu-
cha. Für die Kreisimpfzentren (KIZ) sind
täglich etwa 750 Impfungen veranschlagt.

■  Wie soll die Impfung ablaufen?
Nach einer Registrierung und Aufklärung
soll die eigentliche Impfung erfolgen. Da-
nach bleiben die Impflinge noch 30 Minu-

ten vor Ort, ehe sie gehen dürfen, rechnete
Sozialminister Lucha vor. Nach 21 bis 28
Tagen ist eine zweite Impfung notwendig.

■  Wie erhält man einen Impftermin?
Die Terminvergabe soll über die Telefon-
nummer des kassenärztlichen Notdienstes
116 117 erfolgen. Bedenken, dass mögli-
cherweise kein Durchkommen unter die-
ser Nummer ist, versuchte Lucha zu zer-
streuen. Es werde mit einem Callcenter
zusammengearbeitet, das über eine „rie-
sengroße Personalstruktur“ verfüge.

■  Wer ist in die Kampagne eingebunden?
Eine „umfangreiche und komplexe Aufga-
be“ werde die Umsetzung des Konzepts,
heißt es in dem Papier. Verantwortung
kommt nicht nur den Ämtern, Ärzten und
dem Pflegepersonal zu, unter anderem ist
auch das Technische Hilfswerk durch den
Auf- und Abbau der ZIZ eingebunden, die
Kreise organisieren die Infrastruktur rund
um die Zentren, wie die Shuttleservices,
die Müllabfuhr, die Beschilderung und die
Stromversorgung. Die Kassenärztliche
Vereinigung Baden-Württemberg stellt je-
dem Zentrum die Software für die Termin-
banken zur Verfügung.

■  Mit wie viel Personal wird gerechnet?
Für den Betrieb eines ZIZ werden laut So-
zialministerium etwa 1100 Personen be-
nötigt, in KIZ sollen insgesamt rund 3300
arbeiten. Eingespannt werden sollen vor
allem Ärzte aus den Unikliniken, ge-
braucht werden aber auch Reinigungs-
kräfte, Dolmetscher, Fahrer, Mitarbeiter
für die Registrierung und Dokumentation
sowie medizinisches Fachpersonal für die
Impfungen ebenso wie Sicherheitskräfte.
„An den Impfzentren kann es durch das
Verhalten von nicht zu impfenden Perso-
nen zu Störungen des Betriebsablaufs
kommen“, heißt es warnend im Konzept.

■  Was kosten die Zentren?
Für Personal- und Sachkosten allein in
den Impfzentren erwartet das Land bis
Mitte April rund 58,2 Millionen Euro Kos-
ten. Die Beschaffung des Impfbestecks
und die Impfstoff-Logistik sind bereits mit
15 Millionen Euro veranschlagt und ge-
nehmigt. Die Kosten trägt laut Konzept
das Land zunächst vollständig selbst.

■  Gibt es eine Impfpflicht?
Nein.

DRK-Mitarbeiter simulieren im Ulmer Messezentrum eine Corona-Impfung. Foto: Stefan Puchner/dpa

Experten halten Bluttat in
Östringen für Einzelfall

Jugendgewalt ereigne sich
meist unter männlichen Jugend-
lichen, so das Deutsche Jugend-
institut. Zwar gebe es nach ei-
nem längeren Rückgang körper-
licher Gewalt einen Anstieg in
einzelnen Schulformen, vor al-
lem an Hauptschulen, schreiben
die Fachleute in einer Analyse
von Daten der Deutschen Ge-
setzlichen Unfallversicherung.
Die Zahl der erfassten Knochen-
brüche bei „Raufunfällen“ an
Schulen sei aber „seit Jahren auf
einem nahezu gleichbleiben-
den, sehr niedrigen Niveau“.

Bei dem Vorfall am Montag in
einer Realschule in
Östringen im Kreis
Karlsruhe hatte der
Jugendliche wie be-
richtet nach einer
Pause mit dem Mes-

ser mehrfach auf den Oberkör-
per des gleichaltrigen Mitschü-
lers aus einer anderen siebten
Klasse eingestochen. Die beiden
seien seit längerem zerstritten
gewesen, sagte eine Polizeispre-
cherin. Hinweise auf ein konkre-
tes Motiv des Angreifers gab es
gestern noch nicht. Der verletzte
13-Jährige sei außer Lebensge-
fahr. Die Teenager und ihre Fa-
milien würden eng durch das Ju-
gendamt betreut.

Was deutlich zunehme, sei
verbale Gewalt etwa in Form
von Cybermobbing, sagte der
GEW-Geschäftsführer Schnei-
der. Aus seiner Sicht muss die
Sozialarbeit an den Schulen
ausgebaut werden. Das sollte
Standard sein.

VON MARCO KREFTING

ÖSTRINGEN/STUTTGART. Die Mes-
serangriffe eines 13-Jährigen auf
einen Mitschüler in Baden und
einer 14-Jährigen auf einen
Schüler in Sachsen-Anhalt sind
aus Expertensicht Einzelfälle.
„Solche Fälle sind extrem sel-
ten“, sagte Matthias Schneider,
Geschäftsführer der Lehrerge-
werkschaft GEW in Baden-
Württemberg gestern. Zahlen
dazu seien schwer zu verglei-
chen, weil früher nicht jeder Fall
in die Statistik eingegangen sei.

Die tatsächliche Belastung der
Schulen durch Ge-
waltexzesse sei
deutlich geringer,
als es oft den Ein-
druck mache, heißt
es auch in einer
Broschüre des Kultusministeri-
ums in Stuttgart. Das Deutsche
Jugendinstitut berichtet eben-
falls, dass von „Brutalisierung
von Jugendgewalt“ keine Rede
sein könne.

Der Chef der Deutschen Poli-
zei-Gewerkschaft, Rainer
Wendt, hingegen sagte: „Schule
ist kein geschützter Raum mehr.
Da sitzen Jungs, die finden es
toll, dass sie ein Messer dabei
haben.“ Lehrer sollten ohne ge-
richtlichen Beschluss die Ta-
schen der Schüler durchsuchen
dürfen, forderte er. Und sie
müssten wissen, wenn ein Schü-
ler in der Freizeit wegen Gewalt-
bereitschaft auffalle. Dass sie
darüber informiert würden, ver-
hindere der Datenschutz.

GEW: Was deut-
lich zunimmt, ist
verbale Gewalt

Längere Ferien sollen vor Corona schützen
Schulen schließen landesweit am 18. Dezember – Selbstquarantäne bis Weihnachten soll Infektionen verhindern

STUTTGART. Auf ein wenig „Stille
Nacht“ rund um den Tannen-
baum hofft Winfried Kret-
schmann (Grüne) in diesem Jahr
allein schon, damit das Risiko von
Corona-Infektionen zum Weih-
nachtsfest nicht weiter steigt. Und
dennoch weiß er wie die anderen
Ministerpräsidenten der Länder
auch um das sensible Verhältnis
der Deutschen zum Weihnachts-
fest. Allen anderen scharfen Coro-
naregeln zum Trotz sollen des-
halb die geplanten Auflagen rund
um die Bescherung gelockert wer-
den. Nicht nur in Baden-Würt-
temberg werden zudem die Weih-
nachtsferien aus Schutz vor Coro-
na-Infektionen verlängert. Im
Südwesten stößt dieses Vorhaben
auch auf Unverständnis.

Bislang steht in Baden-Würt-
temberg der letzte Schultag am
22. Dezember (Dienstag) auf dem
Kalender. Würden die Schüler wie
nun geplant bereits am 18. De-
zember (Freitag) in die Ferien
entlassen, hätte man bis Heilig-
abend fünf bis sechs Tage, die
man nutzen könne, um Kontakte
zu minimieren, sagte Kret-
schmann gestern. „Man hat dann
bis Weihnachten eine ganze Inku-
bationsphase.“

Kultusministerin Susanne Ei-
senmann (CDU) sieht das bislang
noch anders. Sie ging zuletzt da-
von aus, keine längeren Ferien
anordnen zu lassen. Eine Verlän-
gerung könne Eltern vor Betreu-
ungsprobleme stellen, sagte sie.
Zudem zweifle sie am Nutzen.

Über eine Notbetreuung müsse
noch geredet werden, sagte Kret-

schmann. Dass Eltern nun mögli-
cherweise umplanen müssen, ließ
er als Einwand aber nicht gelten.
Baden-Württemberg sei ange-
sichts der Infektionszahlen in ei-
ner „dramatischen Lage“. Alle
jetzt beschlossenen Maßnahmen
seien höchst unangenehm, so der
Ministerpräsident,
der noch hinzufügte:
„Aber die Ursache bin
doch nicht ich, son-
dern das Virus.“

Der Verband Bil-
dung und Erziehung
forderte von der Re-
gierung, für die Ver-
längerung zwei zusätzliche Feri-
entage einzusetzen. Dies wäre
„ein deutliches Zeichen der Wert-
schätzung für die umfangreiche
Arbeit, die Kolleginnen und Kolle-
gen in der Pandemie bis heute ge-
leistet haben“, sagte der Landes-
vorsitzende Gerhard Brand.

Kritischer sieht das der Vorsit-
zende des Landeselternbeirats,

Michael Mittelstaedt. Es sei welt-
fremd, zu glauben, dass die Schü-
ler die zusätzliche freie Zeit in
Quarantäne verbringen würden,
sagte er im SWR. Er rechnet viel-
mehr damit, dass die Tage genützt
würden, um früher in den Urlaub
oder zu Verwandten zu fahren.

„Wenn stattdessen
die Jugendlichen in
der Gegend rumren-
nen, dann hat man
mit Zitronen gehan-
delt“, räumte auch
der Ministerpräsident
ein. Allerdings wäre
der Kreis der Feiern-

den aber begrenzt auf zehn Perso-
nen, auch darauf haben sich die
Ministerpräsidenten geeinigt.
Diese Obergrenze wäre für die
Zeit vom 23. Dezember bis zum 1.
Januar aber immer noch doppelt
so hoch, wie in den Wochen zuvor
erlaubt sein sollen. Weihnachten
sei das „Fest der Feste für die
Deutschen“, so Kretschmann. Da

sei es trotz Corona wichtig, „die
Bevölkerung bei der Stange zu
halten“.

Für diese Lockerung der Aufla-
gen zum Fest hat der SPD-Frakti-
onschef Andreas Stoch wenig Ver-
ständnis. „Das Virus macht keine
Weihnachtsferien, deswegen
kann auch unsere Vorsicht keine
Weihnachtsferien machen“, sagte
er. Die Debatte gehe „völlig an der
Realität vorbei“. Dagegen appel-
lierte CDU-Fraktionschef Wolf-
gang Reinhart an die Vernunft.
„Letztlich hängt ein vernünftiges
Verhalten auch zu Weihnachten
von der Eigenverantwortung je-
des Einzelnen ab, und auf diese
Eigenverantwortung setzen wir“,
sagte er. Für FDP-Fraktionschef
Hans-Ulrich Rülke ist die Zahl der
zulässigen Personen in Haushal-
ten an den Feiertagen eh nur
schwer zu kontrollieren. „Polizis-
ten unterm Christbaum kann
schließlich niemand ernstlich be-
absichtigen“, sagte er. (lsw/ioa)

„Man hat dann
bis Weihnachten
eine ganze Inku-
bationsphase.“
Winfried Kretschmann
Ministerpräsident

SCHULAUSSTATTUNG

40 Millionen Euro für Laptops und Filteranlagen
Damit Schulen die Herausforderungen in der Corona-
Krise besser meistern, gibt das Land ihnen 40 Millio-
nen Euro. Das teilte Kultusministerin Susanne Eisen-
mann (CDU) mit. Mit dem Geld sollen Bildungseinrich-
tungen zusätzlich mit Laptops und Luftfilteranlagen in
Klassenzimmern ausgestattet werden. Alle 4500 Schu-
len im Land sollen einen grundsätzlichen Betrag in Hö-
he von 3000 Euro erhalten, zusätzlich gibt es weitere
Geldhilfen, die sich nach der Schülerzahl richten. Die
Kommunen als Schulträger haben laut Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann (Grüne) freie Hand, das

Geld gezielt für erforderliche Anschaffungen einzuset-
zen. Für den Philologenverband ist das Förderpro-
gramm „ein Tropfen auf den heißen Stein“. Der Ver-
band fordert weiterhin, alle Klassenräume mit Filteran-
lagen auszurüsten. Nach Ansicht von SPD-Bildungsex-
perte Stefan Fulst-Blei sollten Schulleitungen nicht zwi-
schen digitalen Geräten und der Gesundheit der Schü-
ler entscheiden müssen. Er sagte außerdem: „Das
Schlimme an Frau Eisenmanns Vorgehen ist, dass sie
den Eindruck erweckt, die jetzt zur Verfügung gestell-
ten Mittel würden ausreichen.“ (lsw)

VERBRAUCHERZENTRALE

„MS Office nicht an
Schulen nutzen“
STUTTGART. Die Verbraucherzent-
rale Baden-Württemberg warnt
vor dem Einsatz der Office-Pro-
gramme an Schulen. Die Landes-
regierung solle den Einsatz über-
denken, da Schüler nicht nur mit
einer einzelnen kommerziellen
Software hauptsächlich in Berüh-
rung kommen sollten. „Werden
Schülerinnen und Schüler in ei-
ner Schule auf eine Softwarelö-
sung geprägt, widerspricht das
diesem Bildungsziel und der wirt-
schaftlichen Selbstbestimmung“,
teilte Eckhard Benner von der
Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg gestern mit. Einige
Schulen dürfen demnächst in ei-
nem Pilotprojekt datenschutz-
konforme Office-Programme der
US-Firma Microsoft nutzen. Der
Landesdatenschutzbeauftragte
hatte dem zugestimmt. (lsw)

PATENTAMT

Streit um Marke
„Querdenken“
STUTTGART/MÜNCHEN. Um die
Marke „Querdenken“ bahnt sich
eine juristische Auseinanderset-
zung an. Ein Unternehmen aus
München geht gegen die Eintra-
gung von „Querdenken 711“ beim
Deutschen Patent- und Marken-
amt (DPMA) vor, die Michael Ball-
weg im Juni anmeldete. „0711“
steht für die Vorwahl Stuttgarts.
Ballweg ist Gründer der Initiative
„Querdenken“, die gegen die
staatlichen Coronamaßnahmen
zu Protesten aufruft.

Widerspruch gegen die Eintra-
gung legte das Unternehmen
„Querdenker United“ ein. Dessen
Geschäftsführer Ansgar Oschwald
sagte: „Wir werden verwechselt,
und das schadet.“ Sein 1999 ge-
gründetes Unternehmen wird im
DPMA-Register als Inhaber der
Marke „Querdenker“ in Deutsch-
land geführt. Die Marke wurde
bereits 2011 eingetragen. Das Un-
ternehmen beschäftigt sich laut
Oschwald mit Innovation und
Ethik in Wirtschaft und Gesell-
schaft. (lsw)
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Wenn der Körper nicht macht,
was der Kopf will

Infantile Zerebralparese: Betroffene können oft nicht laufen, stehen oder sitzen
ls Steffen Uphoff gerade
mal neun Monate alt
war, stand seine Zu-

kunft eigentlich schon fest.
Laufen? Das wird wohl nichts,
sagten die Ärzte damals: „Die-
ses Kind wird sein Leben lang
im Rollstuhl sitzen.“
Infantile Zerebralparese lau-

tete die Diagnose – eine Bewe-
gungsstörung, die durch eine
frühkindliche Hirnschädigung
entsteht. Wie es zu dieser Schä-
digung kam, wissen Steffen
Uphoff und seine Eltern nicht.
Mit ihren Folgen muss der
heute 29-jährige Mann aus
Wilhelmshaven jeden Tag le-
ben.

Der wichtige
Faktor Zeit

Die Zerebralparese ist die
häufigste Ursache von motori-
schen Behinderungen im Kin-
des- und Jugendalter. Sie be-
trifft

zwei bis
drei von
1 000 Säug-
lingen.
„Die Hirn-

schädigung
kann entweder
bereits im Mut-
terleib, während
der Geburt oder
auch noch vier
Wochen danach auf-
treten“, sagt der Kinder-
und Jugendmediziner Tho-
mas Becher, der als Oberarzt
an der Klinik für Kinderneuro-
logie am Sana Krankenhaus
Gerresheim in Düsseldorf tätig
und Gründungsmitglied des
Netzwerks Zerebralparese ist.

A „Häufige Ursache ist ein Sauer-
stoffmangel während der Ge-
burt oder Hirnblutungen bei
Frühgeborenen.“
Neben Bewegungsstörungen

könnten auch Kommunikati-
ons- oder Entwicklungsstörun-
gen, geistige Beeinträchtigun-
gen oder Epilepsien entstehen.
All das sieht man Neugebore-
nen in der Regel nicht an.
Auch Steffen Uphoffs Eltern

ahnten nichts von seiner Zere-
bralparese. Nur der Oma fiel
auf, dass der kleine Junge die
Hände nicht zu Fäustchen
ballte, wie Neugeborene es tun.
Steffen hatte stets geöffnete
Hände – und seine Beine über-
kreuzten sich. Die Ärzte taten
diese ersten Zeichen ab. Und
so vergingen wertvolle Monate,
bis klar war: Dieses Kind ent-
wickelt sich nicht wie andere.
Wertvoll sind diese ersten

Lebensmonate deshalb, weil
Zeit bei der Zerebralparese ei-
ne wichtige Rolle spielt.
„Wir wissen, dass Kin-
der sich besser

entwickeln, wenn sie frühzeitig
und gezielt therapiert werden“,
sagt Mediziner Becher.
„Wir können den Hirnscha-

den zwar nicht heilen, aber
versuchen, Folgeschäden mög-
lichst einzugrenzen“, erklärt
Professor Bettina Westhoff,
Leitende Ärztin der Kinder-
und Neuroorthopädie am Uni-
versitätsklinikum Düsseldorf.
„Manchmal wird eine Operati-
on nötig, aber häufig reichen
auch konservative Maßnah-
men aus.“
Die Physiotherapie sei dabei

ein wichtiger Baustein, so
Westhoff. „Sie hilft, durch sich
wiederholende Übungen ziel-
gerichtete Bewegungsabläufe
einzustudieren, den erhöhten
Muskeltonus zu senken und
die Muskulatur zu dehnen und
zu stärken.“ Doch nicht nur
die verschiedenen Heilmittel
wie Physiotherapie, Ergothera-
pie und Logopädie sind am

Zug, wenn es um
die Behand-
lung eines
Kindes mit

Zerebralparese
geht. Auch Me-
dikamente und

Unterstützung
durch Orthesen,

Therapiestühle oder
Rollstühle zählen da-
zu.

Nicht vergessen werden
dürfe der psychologische

Aspekt, sagt Thomas Becher.
Sowohl Eltern als auch Kinder
bräuchten in vielen Fällen ei-
ne entsprechende Beglei-
tung. „Wichtig ist es, dass
Betroffene von verschiede-
nen Fachdisziplinen be-
treut werden“, ergänzt
Bettina Westhoff. Anlauf-

stellen seien sogenannte So-
zialpädiatrische Zentren (SPZ)
mit einem Schwerpunkt auf
Zerebralparese. Hat der Kin-
derarzt einen Verdacht, sollte
er das Kind an ein solches SPZ
überweisen.

Auch Thomas Becher betont
die Bedeutung dieser Zentren:
„Hier sitzen Neurologen, Or-
thopäden, Psychologen, Logo-
päden, Physio- und Ergothera-
peuten und Psychologen in ei-
nem Boot, die gemeinsam ei-
nen sinnvollen Therapieplan
aufstellen.“

Experten sehen
Versorgungslücke

Doch genau hier sehen die
Experten eine Versorgungslü-
cke. „Es gibt schlicht zu wenige
spezialisierte Zentren in
Deutschland“, kritisiert Becher.
Hinzu käme sehr häufig man-
gelnde Kommunikation: „Viele
verschiedene Fachdisziplinen
behandeln oder beraten das
Kind und die Familie, aber
häufig laufen nirgends die Fä-
den zusammen.“ Die Folge:
Überforderte Eltern, die nicht
wissen, auf welche Meinung
sie setzen sollen.
Um hier entgegenzuwirken,

bieten sowohl Westhoff als
auch Becher fachübergreifende
Sprechstunden an, in denen
Ärzte verschiedener Fachrich-
tungen, Physiotherapeuten und
oft auch Hilfsmitteltechniker
anwesend sind. „So sprechen
wir dieselbe Sprache und kön-
nen Eltern gemeinsam beraten
– und mit ihnen einen Hand-
lungsplan erstellen“, erklärt
Becher. Doch dieses System ist
nicht gang und gäbe.
Thomas Becher sieht das

Problem vor allem bei der Ver-
gütung: „Es ist wichtig, dass
sich beispielsweise Physiothe-
rapeuten regelmäßig mit den
behandelnden Ärzten austau-
schen. Doch dafür erhalten sie
keine adäquate Bezahlung, das
muss sich ändern.“
Steffen Uphoff geht seit der

Diagnose fortlaufend zur Phy-
siotherapie – mit großem Er-
folg. Trotz düsterer Prognose
machte er mit drei Jahren seine

ersten Schritte. „Meine Eltern
mussten drei bis vier Mal täg-
lich mit mir bestimmte Übun-
gen machen“, erinnert er sich.
Das Laufen wurde immer

besser, doch dann hatte Uphoff
einen Unfall. In der Schule fiel
er auf die Knie. Die Schmerzen
danach waren so stark, dass
der Jugendliche im Rollstuhl
sitzen musste. Erst nach einer
Operation und drei Monaten
Klinikaufenthalt lernte er das
Laufen noch einmal neu.
Seine Knie sind bis heute

sein größtes Handicap. Wie bei
vielen Betroffenen ziehen sie
sich wie Magnete an und bil-
den dadurch X-Beine. Gehol-
fen hat ihm eine spezielle Hüft-
abduktionsorthese des nieder-
sächsischen Herstellers Otto-
bock. Sie ähnelt einer Radler-
hose, in die Schaumstoffteile
eingenäht sind. Diese Schaum-
stoffteile drücken die Ober-
schenkel und damit auch die
Knie so auseinander, dass sich

die Beine nicht mehr überkreu-
zen können. So ist Steffen
Uphoff in der Lage, stabiler zu
stehen und zu sitzen. Auch
längere Strecken kann er damit
gut allein zu Fuß bewältigen.

„Geht nicht,
gibt’s nicht!“

Uphoff hat sich in seinem
Leben eingerichtet. Der Elekt-
roingenieur leitet eine Werk-
statt, fährt zu Festivals und lebt
sein Leben weitgehend selbst-
ständig. Freunde und Familie
stehen ihm zur Seite, wenn es
um kleinere Alltagshürden wie
das Einkaufen geht, wo er zwei
freie Hände braucht, die er we-
gen seiner Gehstützen nicht
hat. „Ich bin glücklich“, sagt
der 29-Jährige. „Ich habe mich
nicht an die Prognosen der
Ärzte gehalten. Mein Motto ist
und bleibt: ,Geht nicht, gibt’s
nicht!’“ (dpa)

Steffen Uphoff ist beim Laufen auf Gehstützen angewiesen
und trägt eine Hüftorthese. Fotos Hibbeler/dpa

Eine Hüftorthese verhindert
das häufige Überkreuzen der
Beine.

Angebote für kleinen Vorrat vergleichen
Verbraucherschützer: Apotheken müssen Gesichtsmasken korrekt kennzeichnen

eim Kauf von Gesichts-
masken müssen sich
Verbraucher auf korrek-

te Bezeichnungen verlassen
können. Denn es macht zum
Beispiel einen großen Unter-
schied, ob es sich um einfache
Mund-Nasen-Bedeckungen
oder um partikelfiltrierende
Halbmasken (FFP2/FFP3)
handelt.
Erstgenannte dienen wäh-

rend der Corona-Pandemie vor
allem dem Schutz anderer
Menschen, während Letztge-
nannte einen Großteil der
Tröpfchen und Kleinstpartikel
(Aerosole) in der Luft vor dem
Einatmen herausfiltern und da-
mit auch einen höheren Eigen-
schutz bieten.

Prüfinstitut
erkennen

Die Verbraucherzentrale Ba-
den-Württemberg hat nach ei-
genen Angaben nun eine Apo-
theke abgemahnt, die einfache
Mund-Nasen-Masken auf ei-
nem Schild mit dem Zusatz
„FFP2-Klasse“ beworben hatte.
Die Apotheke hat sich nach
Angaben der Verbraucher-
schützer danach dazu ver-
pflichtet, diese Praxis zu unter-
lassen und die Masken korrekt
auszuzeichnen.
Wichtig zu wissen ist, dass

nach der entsprechenden Prüf-

B

norm (DIN EN 149:2009-08)
getestete FFP2- und FFP3-
Masken ein CE-Zeichen mit
einer vierstelligen Kennnum-
mer tragen, anhand der sich
das entsprechende Prüfinstitut
nachvollziehen lässt. Bei der

Prüforganisation Dekra ist es
zum Beispiel die Nummer
0158.
Neben Beschwerden über

falsche Kennzeichnungen re-
gistriert die Verbraucherzentra-
le immer wieder auch teils ext-

rem hohe Preise für die
Schutzprodukte. Sie empfiehlt
darum, solche Produkte nicht
vorschnell zu kaufen, sondern
erst Angebote zu vergleichen
und sich dann einen kleinen
Vorrat anzulegen. (dpa)

Wer mit der Angabe „FFP2“ wirbt, muss auch die entsprechend zertifizierten Masken anbie-
ten – und nicht ganz andere Produkte. Foto: Dittrich/dpa

Eltern dürfen entscheiden
Hat ein Kind Hörschäden,
dürfen Eltern über eine mögli-
che Cochlea-Implantation ent-
scheiden. Ihre Ablehnung ei-
ner solchen Operation bei ih-
rem Kind rechtfertigt keinen
teilweisen Entzug des Sorge-
rechts. Das hat das Amtsge-
richt Goslar entschieden (Az.:
12 F 226/17 SO), wie die Ar-
beitsgemeinschaft Familien-
recht des Deutschen Anwalt-
vereins mitteilt. In dem Fall ist
die Mutter des Jungen taub, der
Vater stark schwerhörig. Ihr
Sohn ist nahezu taub, verfügt
aber möglicherweise über ein
Resthörvermögen. In diesem
Fall käme für ihn eine Coch-
lea-Implantation infrage, die zu

Hör- und damit auch Sprach-
vermögen führt. Die Eltern, die
sich umfassend informiert und
auch Bereitschaft für neue Ar-
gumente gezeigt hatten, lehn-
ten eine solche Operation letz-
ten Endes ab. Das Jugendamt
sah darin eine Kindeswohlge-
fährdung und teilte den Fall
dem Familiengericht mit, das
ein Sorgerechtsverfahren ein-
leitete. Das Gericht kam zu
dem Ergebnis, dass ein teilwei-
ser Sorgerechtsentzug zur Er-
möglichung der Cochlea-Im-
plantation nicht gerechtfertigt
ist. Die Entscheidung gegen die
OP und für ein Hörgerät liege
in der Entscheidungsfreiheit
der Eltern. Foto: Haid/dpa
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Das Jahr 2020 hat uns alle aufgrund der Corona-Pandemie 
vor völlig neue Herausforderungen gestellt. Nicht nur im 
beruflichen Leben, auch im Privaten mussten vielfach 
völlig neue Akzente gesetzt werden. Seitens der Politik 
wurden Rettungspakete für die Wirtschaft geschnürt, aber 
die Krise hat auch viele Verbraucher:innen finanziell in 
große Bedrängnis gebracht.

Umso wichtiger war es auch in diesem ungewöhnlichen 
Jahr deutlich zu machen, dass der Verbraucherschutz 
nicht unter der Pandemie in Vergessenheit geraten darf. 
Im Gegenteil: die Krise zeigt deutlich, dass Verbraucher-
schutz – im Übrigen auch im Interesse der Wirtschaft – 
gestärkt werden muss. Nur wenn Verbraucher:innen sicher 
sein können, dass seitens der Wirtschaft ihre Interessen 
beachtet und respektiert werden, sind diese auch bereit 
zu investieren und zu konsumieren. Nur wenn die Rechte 
von Verbraucherinnen und Verbrauchern gewahrt werden, 
kann das strukturelle Ungleichgewicht zwischen ihnen und 
den Anbietern reduziert werden.

Deshalb hat die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg 
auch im Jahr 2020 auf die Einhaltung von Verbraucher-
rechten geachtet und ist konsequent gegen Verstöße – 
auch gerichtlich – vorgegangen.

Im Jahr 2020 hat die Verbraucherzentrale insgesamt 
298 neue Abmahnungen ausgesprochen und 103 noch 
offene Verfahren aus den Vorjahren weiter betreut. In 76 
der abgemahnten Fälle gaben die Anbieter eine Unterlas-
sungserklärung ab, so dass die Verfahren außergericht-
lich beendet werden konnten. Waren die Anbieter nicht 
einsichtig, reichte die Verbraucherzentrale in der Regel 
Klage bei Gericht ein. In 73 Fällen urteilte das Gericht im 
Sinne der Verbraucherzentrale, nur in vier Fällen gewannen 
die Anbieter.

Auffällig im Vergleich zu den Vorjahren: Abgemahnte 
Unternehmen gaben deutlich seltener eine Unterlassungs-
erklärung ab, so dass die Verbraucherzentrale häufiger 
Gerichtsverfahren in die Wege leitete. Da es bei den 
Prozessen länger dauern kann, bis ein Ergebnis oder eine 
Entscheidung vorliegt, sind im Verhältnis mehr der 2020 
neu eingeleiteten Verfahren noch offen, als in den Jahren 
zuvor. 

Corona auch in der Rechtsdurchsetzung präsent
Corona-Pandemie zeigt sich auch in der Rechts-
durchsetzung – 17 der Verfahren hatten einen Bezug zur 
Pandemie. 

Für besondere Aufmerksamkeit sorgten dabei vor allem 
die Verfahren gegen Lufthansa und Eurowings, die ihre 
Kundinnen und Kunden nicht über die über die Möglichkeit 
informiert hatten, dass bei einer Annullierung des Fluges 
durch die Airline nicht nur eine Umbuchung möglich ist 
sondern, dass sie auch die Rückerstattung des bereits 
geleisteten Flugpreises verlangen können. Außerdem 
zahlten diese Airlines trotz Aufforderung den bereits 
gezahlten Flugpreis nicht innerhalb von sieben Tagen nach 
der Aufforderung zurück, auch deshalb ging die Verbrau-
cherzentrale gegen die Anbieter vor. 

Darüber hinaus warben verschiedene Anbieter für Pflan-
zenextrakte und Tinkturen sowie alternative Behand-
lungen gegen das Coronavirus. So sollten Auszüge aus 
der schwarzen Johannisbeere, der Holunderbeere, Ginseng 
oder Astralagus Killerzellen aktivieren und erfolgreich viral 
bedingte Lungenentzündung bekämpfen. Es ist jedoch 
nicht zulässig, damit zu werben, dass Lebensmittel Krank-
heiten vorbeugen oder diese sogar heilen können, abge-
sehen von bestimmten Informationen, die für bestimmte 
Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke erteilt 
werden dürfen. Die Verbraucherzentrale ging in verschie-
denen Verfahren gegen solche irreführenden Werbeaus-
sagen erfolgreich gerichtlich vor. Auch eine irreführende 
Ankündigung eines Anbieters, dass die natürlich kosten-
pflichtige Reinigung von gepflasterten Vorplätzen gegen 
eine Ansteckungsgefahr durch das Virus helfen würde, 
wurde auf Antrag der Verbraucherzentrale gerichtlich 
untersagt. Ein weiteres Verfahren betraf eine Apotheke, 
die einfache Alltagsmasken fälschlicherweise als FFP2-
Standard ausgezeichnet hatte. 
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GESAMTZAHL VERFAHREN

401

abgeschlossene 
Verfahren | 166 

offene Verfahren | 235

AUS DER RECHTS- 
DURCHSETZUNG
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Entscheidung zu online-Bestellbutton
Das Oberlandesgericht Nürnberg hat in einem Verfahren 
der Verbraucherzentrale entschieden, dass es unzu-
lässig ist, wenn Anbieter von Waren im Internet lediglich 
einen Bestellbutton mit der Bezeichnung „Jetzt kaufen“ 
vorhalten, obwohl der Verbraucher mit Betätigen des 
Buttons nicht nur einen Kaufvertrag, sondern zugleich eine 
Vertragserklärung für eine kostenpflichtige Mitgliedschaft 
eingehen soll. Die Beschriftung einer Schaltfläche/ eines 
Bestellbuttons ausschließlich mit der Beschriftung „jetzt 
kaufen“ bezieht sich auf den angebotenen Kaufvertrag, 
nicht jedoch auf einen Beitritt zu einer Kundengemein-
schaft. Um Verbraucher vor versteckten Kostenfallen zu 
schützen, ist es erforderlich, dass für den Verbraucher 
deutlich erkennbar wird, dass er mit Betätigen des Bestell-
buttons auch eine Zahlungspflicht für einen typenver-
schiedenen Vertrag, nämlich die Zahlung eines wiederkeh-
renden Mitgliedsbeitrages, eingeht.

Mehrere Urteile zu Treppenliften
Neben Corona hat das Thema „Treppenlifte“ 2020 für 
Aufregung gesorgt. Und auch aus rechtlicher Sicht sind die 
Treppenlifte ein spannendes Feld. Während Anbieter der 
Meinung sind, Verbraucher:innen hätten beim Kauf von 
Treppenliften kein Widerrufsrecht, da es sich um Kaufver-
träge für individuell hergestellte Produkte handeln würde, 
sieht die Verbraucherzentrale dies anders. Auch in 2021 
wird uns das Thema weiter begleiten. So steht im Juli die 
höchstrichterliche Klärung der Frage vor dem Bundesge-
richtshof aus. 

Ansprüche und rechtliche Lage unkompliziert online 
prüfen
Zusätzlich zu dem bereits bestehenden umfangreichen 
Beratungsangebot erarbeitet die Verbraucherzentrale 
niedrigschwellige Angebote auch im Bereich Legal Tech, 
um so allen Verbraucher:innen schnell und unbürokratisch 
Hilfe und Unterstützung anzubieten. 

So wurde im Jahr 2020 der Corona-Vertrags-Check 
auf der Webseite integriert. Mit diesem Tool können 
Verbraucher:innen Antworten auf die häufigsten Fragen 
rund um Corona-bedingte Absagen von Reisen, Veranstal-
tungen und andere Dienstleistungen finden. Der Corona-
Vertrags-Check dient einer ersten Orientierung. Eine Bera-
tung im individuellen Einzelfall durch die Berater:innen 
der Verbraucherzentrale, die im letzten Jahr schwerpunkt-
mäßig als Telefonrückrufberatung und Videoberatung 
angeboten wurde, ist vor einer gerichtlichen Auseinander-
setzung sinnvoll. Die Verbraucherzentrale kann dann auch 
prüfen, ob ein Verbandsklageverfahren möglich ist. 

Mit der den Verbraucherzentralen zustehenden Verbands-
klagebefugnis können unzulässige Werbemaßnahmen, 
Verstöße gegen verbraucherschützende Normen, unzu-
lässige und verbraucherbenachteiligende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen schnell und zuverlässig bean-
standet und einer gerichtlichen Überprüfung und Klärung 
zugeführt werden. 

Zahlen • Daten • Fakten | 

Unterlassungs-
erklärungen | 76 

eingestellt | 13 

Gericht – negativ | 4

Gericht – positiv | 73

GESAMTZAHL BEENDETER VERFAHREN

166

2020 NEU EINGELEITETE VERFAHREN

298

abgeschlossen | 133

noch offen | 165
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ANFRAGEN UND KONTAKTE
Ohne das Projekt Energieberatung

115�291

PROJEKT ENERGIEBERATUNG KONTAKTE

23�423

Persönlich | 1�854  
(Messe Kurzberatungen)

Vortragsteilnehmer | 2�537

Online- und Telefonberatung  
vzbv | 2�635

schriftlich | 31�990

persönlich | 4�480  
davon Videoberatung | 379

telefonisch | 50�988

Teilnehmer 
Veranstaltungen | 27�833

Persönlich | 16�397 
(stationäre Beratung, Messeberatungen, 
 Energie-Checks)

| Zahlen • Daten • Fakten 
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ANZAHL DER BERATUNGEN NACH ABTEILUNGEN

Altersvorsorge, Banken, Kredite | 16 %

Bauen, Wohnen, Energie | 13 %

Versicherungen | 7 %

Telekommunikation, Internet, 
Verbraucherrecht | 55 %

Gesundheitsdienstleistungen | 5 %

Lebensmittel und Ernährung | 4 %

VORTRÄGE NACH ABTEILUNGEN

Infozentrum | 6

Versicherungen | 15

Telekommunikation, Internet,  
Verbraucherrecht | 49

Gesundheitsdienst- 
leistungen | 3 

212
Altersvorsorge,  Banken,  
Kredite | 32

Bauen, Wohnen, Energie | 4

Lebensmittel und  
Ernährung | 103

Zahlen • Daten • Fakten | 
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Verwaltungsrat
• Nikolaos Sakellariou ( Vorsitzender)
• Dr. Friedrich Bullinger
• Udo Casper
• Marie-Luise Linckh
• Martin Grath MdL 

Vorstand Cornelia Tausch 

Beirat 
• Ute Baur-Matthäus
• Martin Eisenmann 
• Gerhard Glaser 
• Prof. Dr. oec. Ingrid Gottschalk 
• Sabine Hagmann
• Dr. Iris Häuser
• Wolfgang Münz
• Prof. Dr. Tobias Brönneke
• Thomas Rathgeb
• Bernd Müller 
• Prof. Dr. Astrid Stadler
• Karen Wunderlich 

103 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
• 60 Teilzeitbeschäftigte
• 38 Vollzeitbeschäftigte
• 5 als Aushilfen

Außerdem 183 Honorarkräfte: Bauingenieure, Energie-, 
 Ernährungs- und Geldanlageberater, Mietrechts-
berater des  Mietervereins und Rechts anwälte

Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e� V�  
ist Mitglied bei
• Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE)
• Zentrum für Europäischen Verbraucherschutz e. V. 

Kehl
• Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (vzbv)

Fördermitglieder 
Am 31.12.2020 hatte die Verbraucherzentrale Baden- 
Württemberg e. V. 2.643 Fördermitglieder.

Mitgliedsorganisationen
• Aktion Bildungsinformation e. V. (ABI) 
• Bündnis 90/Die Grünen, LV Baden-Württemberg
• CDU, LV Baden-Württemberg
• AEH des Deutschen Evangelischen Frauenbund e. V., 

LV Baden-Württemberg, bis 02/2019
• Deutscher Familienverband, LV Baden-Württemberg e. V.
• Deutscher Gewerkschaftsbund,  

Bezirk Baden-Württemberg
• DHB – Netzwerk Haushalt, Berufsverband der 

Haushaltsführenden e. V., LV Baden-Rheinhessen-
Pfalz

• DHB – Netzwerk Haushalt, Berufsverband der 
Haushaltsführenden e. V., LV Württemberg

• Deutscher Mieterbund Baden-Württemberg e. V.
• Evangelisches Bauernwerk in Württemberg e. V.
• Landesverband der FDP, Baden-Württemberg
• Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Baden- 

Württemberg e. V.
• Katholischer Deutscher Frauenbund e. V.,  

Diözese Rottenburg-Stuttgart 
• Katholischer Deutscher Frauenbund e. V.,  

Diözesanverband Freiburg
• Landesbank Baden-Württemberg
• LandFrauenverband Württemberg-Baden e. V.
• NaturFreunde Baden-Württemberg,  

Geschäftsstelle LV Württemberg e. V.
• SPD, LV Baden-Württemberg
• Sozialverband VdK, LV Baden-Württemberg e. V.
• Verkehrsclub Deutschland (VCD),  

LV Baden-Württemberg e. V.
• Verband Wohneigentum Baden-Württemberg e. V. 
• Volkshochschulverband Baden-Württemberg e. V.

DIE VERBRAUCHER ZENTRALE  
BADEN-WÜRTTEMBERG 2020

| Zahlen • Daten • Fakten
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Stand: 31. Dezember 2020

Presse- und  
Öffentlichkeits- 

arbeit
Infrastruktur

Telekommunikation
Internet

Verbraucherrecht

Lebensmittel und 
Ernährung

Versicherungen 
Pflege

 Gesundheit

Altersvorsorge
Banken
Kredite

Bauen
Wohnen
Energie

12 Beratungsstellen
Freiburg • Friedrichshafen • Heidelberg • Heidenheim • Karlsruhe • Mannheim • Neckarsulm • Reutlingen  

• Schwäbisch Hall • Stuttgart • Ulm • Waldshut-Tiengen

Mitgliederversammlung

Verbraucherpolitik Recht

Verwaltungsrat (ehrenamtlich)

Vorstand

Abteilungen

Zahlen • Daten • Fakten | 
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BILANZ 2020
AKTIVA €
Anlagevermögen  
Immaterielle Vermögensgegenstände  
 Software 15.334,00 
Sachanlagen  
 Mietereinbauten 64.570,00 
 Betriebs- und Geschäftsausstattung 241.217,00 
Finanzanlagen  
 Beteiligungen 130,12 
Summe Anlagevermögen  321.251,12
  
Umlaufvermögen  
Vorräte  
 Fertige Erzeugnisse und Waren 5.508,63 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände  
 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 75.317,86 
 Sonstige Vermögensgegenstände 30.150,10 
Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 1.132.379,62 
Summe Umlaufvermögen  1.243.356,21
Rechnungsabgrenzungsposten  80.497,54
SUMME AKTIVA  1.645.104,87
  
PASSIVA €
Eigenkapital  
 Rücklagen LBBW Verbraucherfonds 8.101,71 
 gebundenes Zuschusskapital 464.721,19 
 Jahresüberschuss 90.589,13 
Summe Eigenkapital  563.412,03
Rückstellungen  
 sonstige Rückstellungen  237.842,50
Verbindlichkeiten  
 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 141.652,45 
 sonstige Verbindlichkeiten 54.322,89 
Summe Verbindlichkeiten  195.975,34
Rechnungsabgrenzungsposten  647.875,00
SUMME PASSIVA  1.645.104,87

| Zahlen • Daten • Fakten
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 2020
Erhaltene Zuwendungen €
Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg  
 Institutionelle Förderung 3.434.965,00 
 Projekt Lebensmittel & Ernährung 300.000,00 
 Projekt Wirtschaftlicher Verbraucherschutz 278.300,00 
 Projekt Verbraucherbildung 239.000,00 
 Projekt Ausbau der Online-Beratung und Online-Information der VZ BW 123.000,00 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft   
 Projekt Lebensmittel & Ernährung 232.620,00 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz   
 Projekt Wirtschaftlicher Verbraucherschutz 278.236,84 
 Projekt Verbraucherschutz im ländlichen Raum 6.868,00 
 Projekt Verbraucher stärken im Quartier 72.445,73 
Bundesministerium Wirtschaft und Energie   
 Projekt Energieeinsparberatung 325.646,02 
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg  
 Koordination Energieeinsparberatung 90.000,00 
Weitere Zuwendungsgeber  
 Verbraucherzentrale Bundesverband – Netzwerkgruppen und sonstige Einnahmen 11.329,50 
 VZBV Datenlieferung im Rahmen der Marktbeobachtung 198.707,25 
 Kommunen 93.448,78 
Rückzahlungen Zuwendungen – 57.311,63 
Summe Zuwendung  5.627.255,49
Umsatzerlöse (Einnahmen aus Beratungen, Vorträge und Ratgebern)  339.592,19
Fördermitglieder  60.480,73
sonstige betriebliche Erträge (Einnahmen aus Vertragsstrafen, Spenden und sonstige)  494.803,83
 
Aufwendungen €
Materialaufwand  
 Aufwendungen für bezogene Waren (Veröffentlichungen) – 174.381,16 
 Aufwendungen für bezogene Leistungen (Honorare, Veranstaltungen) – 587.082,02 
Summe Materialaufwand  – 761.463,18
Personalaufwand  
 Löhne und Gehälter – 3.694.615,16 
 soziale Abgaben und Aufwendungen für die Altersversorgung – 949.876,53 
Summe Personalaufwand  – 4.644.491,69
Abschreibung auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen  – 143.075,63
sonstige betriebliche Aufwendungen  
 Büromaterial, Fachzeitschriften – 43.148,80 
 Post- und Telefonkosten – 68.155,31 
 Mieten und Pachten – 318.912,06 
 Bewirtschaftung betrieblicher Räume – 124.930,49 
 Reise-, Aus- und Fortbildungkosten – 33.656,76 
 Honorare, Rechts- und Beratungskosten – 68.434,68 
 Mitgliedsbeiträge – 760,00 
 sonstige betrieblicher Aufwand – 222.449,19 
Summe sonstige Aufwendungen  – 880.447,29
sonstige Zinsen und Erträge  0,02
Zinsen und ähnliche Aufwendungen  – 2.065,34
Jahresüberschuss  90.589,13

Zahlen • Daten • Fakten | 
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l  Stuttgart | Paulinenstr. 47 | 70178 Stuttgart
• Mo + Fr 10–14 Uhr | Di + Do 10–17 Uhr 
Mi 10–19 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu: Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Lebensmittel, Ernährung  
•  Versicherungen • Altersvorsorge, Banken, Kredite  
• Bauen, Wohnen, Energie • Energieberatung  
• mietrechtliche Erst beratung 

l  Freiburg | Kaiser-Joseph-Straße 271  
79098 Freiburg

• Di 10–13 Uhr | Do 15–18 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu: Telekommunikation,  
Inter net, Verbraucherrecht • Lebensmittel, Ernährung  
• Bauen, Wohnen, Energie • Energieberatung  
• mietrechtliche Erstberatung 

l  Friedrichshafen | Riedleparkstraße 1  
88045 Friedrichshafen

• Mo 14–17 Uhr | Mi 10–13 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu:  Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Altersvorsorge, Banken, 
Kredite •  Energieberatung

l  Heidelberg | Poststraße 15 (Stadtbücherei)  
69115 Heidelberg

• Di 10–12 Uhr | Mi + Do 16–18 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu:  Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Altersvorsorge, Banken, 
Kredite • Bauen, Wohnen, Energie • Energieberatung  
• mietrechtliche Erstberatung 

l  Heidenheim | Hintere Gasse 60  
89522 Heidenheim

• Mi 9–12 Uhr | Do 14–17 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu: Verbraucherrecht  
• Versicherungen • Energieberatung

l  Karlsruhe | Kaiserstr. 167 | 76133 Karlsruhe
• Mo 14–18 Uhr | Mi 10–14 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu:   Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Lebensmittel, Ernährung  
•  Altersvorsorge • Bauangebotsprüfung  
• Energieberatung • Gesundheitsdienstleistungen  
• mietrechtliche Erstberatung

l  Mannheim | N 4, 13–14 | 68161 Mannheim
• Di 14–16 Uhr | Mi 13–17 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu:   Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Lebensmittel, Ernährung  
• Versicherungen • Altersvorsorge, Banken, Kredite  
• Energieberatung • mietrechtliche Erstberatung 

l  Neckarsulm | Schindlerstraße 9 
74172 Neckarsulm

• Di 10–14 Uhr | Mi 13–17 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu: Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Altersvorsorge, Banken, 
Kredite • Versicherungen • Energieberatung

l  Reutlingen | Kanzleistraße 20 
72764 Reutlingen

• Di 10–15 | Mi 14–18 Uhr | Do 10–15 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu: Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Lebensmittel, Ernährung  
•  Versicherungen • Altersvorsorge, Banken, Kredite  
• Bauen, Wohnen, Energie • Energieberatung

l  Schwäbisch Hall | Steinerner Steg 5 
74523 Schwäbisch Hall

• Di 10–13 Uhr | Do 14–17 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu: Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Altersvorsorge, Banken, 
Kredite • Energieberatung 

l  Ulm | Frauengraben 2 | 89073 Ulm
• Di + Do 13–17 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu:  Telekommunikation, 
Internet, Verbraucherrecht • Lebensmittel, Ernährung  
• Versicherungen •  Altersvorsorge, Banken, Kredite  
•  Bauen, Wohnen, Bauangebotsprüfung, Energie  
• Energieberatung • mietrechtliche Erstberatung 

l  Villingen-Schwenningen | Winkelstraße 7 | 
78056 Villingen-Schwenningen

• Di 10–14 Uhr | Do 13–17 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu: Verbraucherrecht  
• Altersvorsorge,  Banken, Kredite

l  Waldshut-Tiengen | Poststraße 2  
Parkhaus Kornhaus  
79761 Waldshut-Tiengen

• Di 15–17 Uhr
Fach- und Rechtsberatung zu: Verbraucherrecht  
• Altersvorsorge,  Banken, Kredite • Energieberatung  
• mietrechtliche Erstberatung

BERATUNGSSTELLEN DER VERBRAUCHER- 
ZENTRALE BADEN-WÜRTTEMBERG
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INFO- UND TERMINTELEFON 

(0711) 66 91 10
Montag bis Donnerstag 10 – 18 Uhr 
Freitag 10 – 14 Uhr

TERMINE ONLINE VEREINBAREN
Sie können Ihren Beratungstermin bei uns 
auch bequem online vereinbaren: 
www.vz-bw.de/termin-online-vereinbaren 

ENERGIEBERATUNG
Terminvereinbarung und Telefonberatung unter:
0800-809 802 400 • kostenlos
Montag bis Donnerstag 8–18 Uhr | Freitag 8–16 Uhr  
www.verbraucherzentrale-energieberatung.de
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BERATUNGSTELEFON
Festnetzpreis 1,75 Euro/Min., Mobilfunkpreis abweichend.
Infos zum Datenschutz: www.vz-bw.de/datenschutz-hinweise

Montag bis Freitag 9 – 12 Uhr | Mittwoch 15 – 18 Uhr
Telekommunikation, Internet, Verbraucherrecht 
0 900 1 77 444 1

Lebensmittel, Ernährung, Kosmetik, Hygiene 
0 900 1 77 444 2 

Versicherungen 
0 900 1 77 444 3

Altersvorsorge, Banken, Kredite 
0 900 1 77 444 4

Bauen, Wohnen 
0 900 1 77 444 5

Energie 
0 900 1 77 444 6

Mittwoch 15 – 18 Uhr | Donnerstag 9 – 12 Uhr

Gesundheitsdienstleistungen
0 900 1 77 444 7


